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Schulzig in das Merkeljahr

Im O-Ton der ZDF-Sendung "Was nun?" vom 12.01.2018 um 19:30 Uhr sagte
Martin Schulz auf die Frage, ob seine Aussage noch stimme, "dass er
nicht in ein Kabinett von Kanzlerin Angela Merkel (CDU) eintreten
werde: ,Frau Merkel hat auch mal sehr eindeutig gesagt, die SPD ist
auf lange Zeit nicht regierungsfähig.'" - Schulz habe nach der
Bundestagswahl gesagt: "In eine Regierung von Angela Merkel werde ich
nicht eintreten." (Quelle: dpa)

Offensichtlich von der Überraschung geritten, hat der so im Übermaß
hochgejubelte Ex-Europaparlamentarier und derzeitige SPD-Vorsitzende
Martin Schulz geradezu dramatisch vor aller Öffentlichkeit einen
mithin für einen Politiker unnötigen und ausschließlich situativ
bedingten Fast-Schwur getan.

Kann sich in diesen Zeiten denn nicht ein Mensch besser für die
Aufgabe, entgegen aller seiner vorangegangenen Behauptungen nämlich,
für den Posten gerade eines Außenministers der Bundesrepublik
Deutschland empfehlen?

Opportunität in Wort und Tat sind ohnehin jene Handwerkszeuge und
Grundtugenden, auf die ein Politiker schwerlich verzichten kann,
sollte er sich tatsächlich einmal auf den Weg in die Hauptstadt Berlin
machen. Sich nun darüber erheben zu wollen, dürfte bigott und anmaßend
sein, denn es sind keine Minderheiten, von denen er gefeiert und
gewählt wurde und im Zweifelsfalle auch wieder verstoßen wird. Folgt
nicht der Politiker hingegen dann nur noch konsequent den
ausgetretenen Pfaden und vorgeschriebenen Wegen, die ihm im Licht der
Gewohnheiten und des Vertrauten als sicher und erfolgreich erscheinen,
während die Präferenzen des Bewährten und Üblichen sich im Kalender
der Wiederholungen schlußendlich verlieren und auflösen?

Mithin gestützt von ihren politischen Vorgängern und getrieben von
ihren politischen Nachfolgern herrscht doch, aufs kürzeste formuliert,
deshalb weiter wenigstens Ruhe im Land.

Ihre Schattenblick-Redaktion


9. Februar 2018
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KOHLEALARM/417: Klimakampf und Kohlefront - alle Rechte ohne Pflichten ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 08.02.2018

Verlängerungsantrag für Tagebau Welzow I ist nicht genehmigungsfähig



Cottbus/Potsdam, 8. Februar 2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA sieht
den Antrag des Kohlekonzerns LEAG auf Verlängerung des Tagebaues
Welzow-Süd als nicht genehmigungsfähig an.

"Obwohl über die Abbaggerung des Dorfes Proschim noch nicht entschieden
ist, verplant die LEAG schon den Boden unter Proschim, um damit ihre
benachbarte Kohlegrube zuzuschütten. Auf diese Weise Tatsachen für weitere
Abbaugebiete zu schaffen, kann nach dem Bundesberggesetz nicht genehmigt
werden." erläutert René Schuster von der GRÜNE LIGA.

Die LEAG hat beantragt, die bis 2023 befristete Genehmigung ihres Tagebaues
Welzow-Süd Teilfeld I bis nach 2030 zu verlängern. Sie hat dafür die
Abbauplanung so geändert, dass sie von der Inanspruchnahme des
umstrittenen Teilfeldes II unabhängig ist. Die Planung einer vom Teilfeld
IIunabhängig herstellbaren Folgelandschaft fehlt jedoch weiterhin.

Das Bundesberggesetz formuliert als Voraussetzung für die Genehmigung
eines Betriebsplanes "die erforderliche Vorsorge zur Wiedernutzbarmachung
der Oberfläche in dem nach den Umständen gebotenen Ausmaß". Die
Bergbehörde kann aber längst nicht mehr von der Abbaggerung des
Teilfeldes II ausgehen. Die Planung der Folgelandschaft hätte daher
mindestens in zwei Varianten erfolgen müssen - es wäre jedoch auch höchste
Zeit für einen endgültigen Verzicht auf Welzow-Süd II.

Mit dem Teilfeld II des Tagebaues wäre die Umsiedlung von 810 Menschen aus
Proschim, Welzow und Lindenfeld und der Ausstoß weiterer 200 Millionen
Tonnen Kohlendioxid verbunden. Der LEAG-Konzern will offiziell erst 2020
entscheiden, ob er Welzow-Süd II noch abbauen will.

Beiliegend erhalten Sie wesentliche Kernpunkte der
Stellungnahme der Umweltverbände. Sie wurde In Zusammenarbeit zwischen
Greenpeace und GRÜNE LIGA erarbeitet und wird von BUND Brandenburg,
NABU Brandenburg und Naturfreunde Brandenburg ebenfalls mitgetragen.

 * 


Kernpunkte der Stellungnahme zum Vorhaben



"Verlängerung des Rahmenbetriebsplanes zum Vorhaben Weiterführung des
Tagebaues Welzow-Süd 1994 bis Auslauf, räumlicher Teilabschnitt I"

Beantragt ist, die auf den Tagebaustand 2023 befristete
Rahmenbetriebsplanzulassung vom 28.12.1993 zu verlängern und den Kohleabbau
im Teilfeld I bis voraussichtlich 2033 zu strecken. Zudem wird der
Gewinnungsbetrieb im Teilfeld I nicht mehr von der Zulassung des Teilfeldes
II abhängig gemacht. Die Abbauführung wird dazu wesentlich geändert und die
Grenze des Teilfeldes I nicht mit der Förderbrücke überfahren, sondern im
Bagger-Band-Betrieb erreicht.

Der Antrag ist nicht genehmigungsfähig, weil er keine Gestaltung der
Bergbaufolgelandschaft für den geplanten Abbaubereich regelt. Nach
Paragraph 55 Absatz 1 Nr. 7 Bundesberggesetz muss "die erforderliche
Vorsorge zur Wiedernutzbarmachung der Oberfläche in dem nach den Umständen
gebotenen Ausmaß getroffen" sein. Das ist nicht der Fall. Eine erneute
Genehmigung für das Teilfeld I kann nicht mehr davon ausgehen, dass
Bodenmassen aus dem Teilfeld II für die Folgelandschaft im Teilfeld I zur
Verfügung stehen. Ein Szenario für die Gestaltung der Folgelandschaft ohne
Gewinnung des Teilfeldes II und damit ohne Zerstörung des Dorfes Proschim
fehlt im Antrag.

Von einer Beantragung bzw. Genehmigung des Kohleabbaus im Teilfeldes II
kann im vorliegenden Verfahren nicht ausgegangen werden: Die LEAG selbst
hat sich nicht auf das Vorhaben Teilfeld II festgelegt und hat angekündigt,
vor 2020 keinen Rahmenbetriebsplanantrag dafür zu stellen. Die Entscheidung
für das Teilfeld II im Braunkohlenplan Tagebau Welzow-Süd aus dem Jahr 2014
ist rechtswidrig, eine Klage dagegen ist anhängig.

Der im Antrag angegebene Kohlebedarf ist nicht nachgewiesen, insbesondere
für die geplanten Lieferungen in das Kraftwerk Jänschwalde. Er ist in
dieser Höhe auch nicht mit dem Klimaschutz als zwingendem öffentlichen
Interesse vereinbar.

Ein Erreichen der bisher festgelegten Abbaugrenze des Abbaugebietes 1 ist
für die Bewohner der angrenzenden Orte Welzow, Wohnbezirk V und Proschim,
insbesondere Karlsfeld nicht zumutbar. Ein Mindestabstand von 400 Metern
zur Wohnbebauung ist einzuhalten. Dieser entspräche beispielsweise dem
Abstand, den nach der energiepolitischen Leitentscheidung der
nordrheinwestfälischen Landesregierung der Tagebau Garzweiler zum Schutz
des Ortes Holzweiler einhalten muss.

Das Stammkapital der Lausitzer Energie Verwaltungs GmbH liegt bei lediglich
14 Millionen Euro, der Mutterkonzern EPH haftet nicht für Bergbaufolgen,
weil eine Patronatserklärung fehlt. Deshalb ist es erforderlich, die
Rückstellungen für die Rekultivierung des Tagebaues Welzow-Süd Teilfeld I
in der erforderlichen Höhe durch behördliche Anordnung zu sichern.

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Februar 2018 
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KURSUS/4929: Bonn - Sprachkurse der Volkshochschule starten ab 19. Februar 2018


Sprachkurse der Volkshochschule starten ab 19. Februar 2018



BN - Ob Spanisch, Portugiesisch, Russisch oder Türkisch - für die
neuen Sprachkurse der Bonner Volkshochschule (VHS) sind jetzt noch
Anmeldungen möglich. Ab 19. Februar beginnen rund 400 Kurse für
Anfänger und Wiedereinsteiger, auch in Bad Godesberg, Beuel und
Duisdorf. Daneben stehen einwöchige Intensivkurse zur Auswahl, die als
Bildungsurlaub für Arbeitnehmer anerkannt werden. In
Wochenendseminaren werden erste Sprachkenntnisse für Auslandsreisen
vermittelt. Interessenten mit Vorkenntnissen finden auf der
Internetseite der Volkshochschule Einstufungstests zum Überprüfen des
eigenen Sprachniveaus. Alle Angebote können online über
www.vhs-bonn.de gebucht werden.

Weitere Informationen über Telefon 0228 - 77 33 55. Das Gesamtprogramm
liegt in den Bezirksrathäusern, Buchhandlungen und den
VHS-Geschäftsstellen Mülheimer Platz 1 (Haus der Bildung) und Am
Michaelshof 2 (Bad Godesberg) aus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. Februar 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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LESUNG/4000: Hamburg - Adam Haslett, »Stellt euch vor, ich bin fort«, 06.03.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2018

Dienstag, 6.3.2018, 19.30 Uhr

ADAM HASLETT

Stellt seinen Roman »Stellt euch vor, ich bin fort« vor

Moderation: Gabriele von Arnim

Deutsche Lesung: Tilo Werner



»Stellt euch vor, ich bin fort« (Rowohlt; Übersetzung: Dirk van
Gunsteren) wurde in der englischsprachigen Presse »atemraubend«
genannt, »überwältigend und herzzerreißend« und für den Pulitzerpreis,
den National Book Award und den National Book Critics Circle Award
nominiert. Ein moderner Familienroman in der Tradition einer
welthaltigen und weltläufigen US-Literatur. Alles beginnt mit einem
Unglück auf einer Landpartie in Maine. Nein, früher: Es beginnt in den
1960er-Jahren in London, als die junge Amerikanerin Margaret erfährt,
dass John, ihr Verlobter, nicht einfach verschwunden, sondern
manisch-depressiv in eine psychiatrische Klinik eingewiesen worden
ist. Vor die Wahl gestellt, entscheidet sie sich für ein Leben an
seiner Seite, ein Leben mit seiner Krankheit. Was daraus folgt, ist
die Geschichte einer Familie über zwei Generationen, einer mal
glanzvollen und häufiger noch prekären Existenz, durchzogen von den
Spuren eines großen Verlusts.

Adam Haslett, Jahrgang 1970, erzählt von Mutterliebe und
Geschwisterbanden mit derselben Glaubwürdigkeit und Präzision wie vom
Hummerfischen, von Clonazepam oder Funk, Techno und House. »Stellt
euch vor, ich bin fort« ist ein Meisterwerk des psychologischen
Realismus, ein Roman, der unseren Blick auf die Menschen, die uns am
wichtigsten sind, dauerhaft verändern kann.

Kulturpartner NDR Kultur

Eintritt: EUR 12,--

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/3999: Hamburg - Madame Nielsen, »Der endlose Sommer«, 21.03.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2018

Mittwoch, 21.3.2018, 19.30 Uhr

MADAME NIELSEN

stellt ihren Roman »Der endlose Sommer« vor

Moderation: Julia Encke

Deutsche Lesung: Marta Dittrich



»Manchmal ist es so, dass man ein Buch am Schluss zuklappt und sich
dann wünscht, die Autorin wäre eine gute Freundin und man könne sie
anrufen, wann immer man sich traurig fühlt. Das passiert einem ja
nicht allzu oft. Bei Karen Blixen und Marguerite Duras und Virginia
Woolf ist es so. Und bei Madame Nielsen.« (Christian Kracht)

Ein Junge, »der vielleicht ein Mädchen ist, es aber noch nicht weiß«,
eine erotische Beziehung zwischen einer Frau mittleren Alters und
einem jungen portugiesischen Künstler, ein weißes Herrenhaus in
Dänemark und ein endloser Sommer, in dem alles einfach und möglich
erscheint. Voll von herrlichen, melancholischen, verführerischen
Sätzen, die bis zu anderthalb Seiten umfassen, ist »Der endlose
Sommer« (Kiepenheuer & Witsch; Übersetzung: Hannes Langendörfer) nicht
nur für die Charaktere des Romans ein zeitlicher Ausnahmezustand -
auch als Leser und Leserin fühlt man sich in die sinnliche Trunkenheit
hinein.

Das Romaneschreiben ist eine der zahlreichen Facetten des Multitalents
Nielsen. Madame Nielsen, 1963 geboren, ist als Autorin, Sängerin,
Künstlerin sowie Übersetzerin tätig und in Skandinavien längst zu
einem preisgekrönten Idol in der Kunst- und Literaturszene
aufgestiegen.

Eintritt: EUR 12,--

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/3998: Hamburg - Garth Greenwell, »Was zu dir gehört«, 07.03.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2018

Mittwoch, 7.3.2018, 19.30 Uhr

GARTH GREENWELL

stellt seinen Roman »Was zu dir gehört« vor

Moderation: Susanne Weingarten

Deutsche Lesung: Julian Greis



Im Toilettenbereich des Nationalen Kulturpalasts in Sofia begegnen sie
sich zum ersten Mal, dort, wo das Begehren ein gewollter Handel ist
und sich in Flüchtigkeit verlässlich realisiert. Doch Mitko entzieht
sich und befeuert das Verlangen des als Lehrer tätigen Ich-Erzählers.
In der Mehrdeutigkeit von 'prijatel', Freund, liegt die Spannweite
ihrer Beziehung, die ein Zerren, die ein Wohlwollen und vor allem echt
ist. Auch als Bedrohung.

Der brüchige Zustand Bulgariens wird Spiegelfläche dafür, was man sich
selbst zugesteht und wie schnell eine sichere Zukunft genommen werden
kann. Und auch wenn der Geschäftsvorgang die Hilfestellung zu
überlagern droht, die eigene Rolle überhaupt als die des Retters
fehlinterpretiert wird, ist da eine tiefe Rührung, die um die eigene
Unterlegenheit weiß. Indem er das beschädigte Selbstbild aus der in
den amerikanischen Südstaaten verlebten Kindheit freilegt, in der die
Liebe mit Verdorbenheit gleichgesetzt wurde, der Ekel des Vaters den
Familienbruch erzeugte, dokumentiert Greenwell, wie dringlich ein
anderer Körper für die Selbstreflexion sein kann. Und dass sich Würde
in der Verbindung zweier Bedürftiger finden lässt.

Garth Greenwell wurde 1978 in Louisville, Kentucky geboren und legt
mit »Was zu dir gehört« (Hanser Berlin; Übersetzung: Daniel Schreiber)
seinen hochgelobten Debütroman vor.

Medienpartner NDR Info

Eintritt: EUR 12,--

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TAGUNG/2352: Bonn - "Fette in Ernährung: Mythen + Fakten", Symposium am 20.02.2018


PRESSEMITTEILUNG DER UNIVERSITÄT HOHENHEIM

Symposium: "Fette in der Ernährung - Mythen und Fakten"

20. Februar 2018, 14:30-17:00 Uhr: Symposium der Society of Nutrition
and Food Science im Universitätsclub Bonn e.V., Schumpeter
Sitzungsraum (1. OG), Konviktstr. 9, 53113 Bonn



Speisefette haben keinen guten Ruf: Sie gelten als ungesunde
Dickmacher, sollen womöglich Herz-Kreislauf-Erkrankungen verursachen.
Andererseits sind sie lebenswichtig, der Körper benötigt sie etwa um
fettlösliche Vitamine aufzunehmen und als Bausteine für Zellmembranen.
Diese ambivalente Rolle der Fette in der Ernährung diskutieren
Wissenschaftler am 20. Februar 2018 im Rahmen der Veranstaltungsreihe
"SNFS Dialog" der Society of Nutrition and Food Science (SNFS) mit
Sitz an der Universität Hohenheim in Stuttgart. Veranstaltungsort ist
der Universitätsclub Bonn. Interessierte Medienvertreter und die
Öffentlichkeit sind herzlich zu den Vorträgen mit anschließender
Fragestunde und Diskussion eingeladen.

Seit Jahrzehnten sind Fette in der Ernährung immer wieder im Fokus der
Berichterstattung und der öffentlichen Diskussion: Sind gesättigte
Fette gesund oder ungesund? Wie sind neueste Erkenntnisse zur
optimalen Fettzufuhr zu bewerten? Machen Fette dick oder doch nicht?
Und warum enthalten immer mehr Lebensmittel Palmfett?

Diesen und weiteren Fragen rund um Nahrungsfette geht die Society of
Nutrition and Food Science (SNFS) in ihrem Symposium "Fette in der
Ernährung - Mythen und Fakten" auf den Grund, zu dem sie am Dienstag,
den 20. Februar 2018 nach Bonn einlädt. Es findet im Rahmen der
Veranstaltungsreihe "SNFS Dialog" im Universitätsclub Bonn statt.

Programm

PD Dr. Sarah Egert, Deutsche Gesellschaft für Ernährung (DGE) und
Universität Bonn, erläutert die ernährungsphysiologische Bedeutung von
Fetten und den Einfluss verschiedener Fettsäureklassen auf die
Gesundheit des Menschen.

Prof. Dr. Stefan Lorkowski, Universität Jena und Wissenschaftliches
Präsidium der DGE, referiert über die aktuellen Empfehlungen der DGE
zur Fettzufuhr und wie diese vor dem Hintergrund neuester Erkenntnisse
zu bewerten sind.

Prof. Dr. Eckhard Flöter, Technische Universität Berlin, spricht über
die lebensmitteltechnologische Rolle von Fetten und erläutert, warum
bestimmte Fette von der Lebensmittelindustrie häufiger eingesetzt
werden als andere.

Moderation: Prof. Dr. Jan Frank, Universität Hohenheim, Vorsitzender
SNFS

Die Teilnahme am Symposium ist kostenfrei, um formlose Anmeldung
(info@snfs.org) bis zum 16. Februar wird gebeten. Weitere
Informationen sind im Internet bis zum 16. Februar wird gebeten.
Weitere Informationen sind im Internet unter http://www.snfs.org/ zu
finden und dem Veranstaltungsflyer unter
www.snfs.org/downloads/snfs-dialog-fette.pdf zu entnehmen.

Text: Elsner

 * 

Quelle:

Pressestelle 13.02.2018

Hrsg.: Universität Hohenheim

Pressestelle

70593 Stuttgart

Tel.: 0711 459-22003, Fax: 0711 459-23289

E-Mail: presse@uni-hohenheim.de

Internet: www.uni-hohenheim.de
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PODIUM/203: Leipzig, Linz, Wien - Martin Ehrenhauser, "Die Geldroboter", Termine 16.-23.3.2018


Buchpräsentation des Promedia Verlages im März 2018

Martin Ehrenhauser: Die Geldroboter. Wie Hochfrequenzmaschinen
unser Erspartes einkassieren und Finanzmärkte destabilisieren



Millionen Bürger betreiben private Pensionsvorsorge, legen ihr
Erspartes in Fonds und Aktien an und versichern ihr Haus oder Auto.
Was die meisten von ihnen nicht wissen: Über Gewinn oder Verlust ihrer
Geldanlage entscheiden mittlerweile sogenannte Hochfrequenzhändler,
die die Kurse mithilfe ausgeklügelter Computersysteme teilweise
manipulieren. Das Geld der kleinen Anleger fließt in das Finanzkasino
4.0, wo es die Geldroboter ultra­schnell und automatisiert
einkassieren. Gleichzeitig destabilisieren sie die Finanzmärkte, auch
an den Handelsplätzen in Frankfurt und Wien.

Die Betreiber der Geldroboter sind nicht nur die Gewinner der
digitalen Revolution, sondern auch der Krisen. Als Griechenland 2012
vor dem Konkurs stand, sackten sie fette Gewinne ein. Als am "Black
Monday", dem 24. August 2015, weltweit die Börsen crashten,
verzeichneten sie einen Rekordhandelstag. Als "Virtu Financial", einer
der wichtigsten Geldroboter, 2014 an die Börse gehen wollte, gaben
seine Inhaber bekannt, dass man an 1238 Handelstagen nur an einem
einzigen keinen Gewinn eingefahren hatte; Gewinne freilich, die
Anleger und Pensionsanstalten teuer bezahlen mussten.

Ein wesentlicher Erfolgsfaktor im automatisierten Finanzkasino ist die
Geschwindigkeit. Damit die Geldroboter der Handelsmaschine so nah wie
möglich kommen, nisten sie sich direkt bei den Großservern der Börsen
ein. Um zwischen London und Frankfurt keine Millisekunde zu verlieren,
bauen sie einen Mikrowellenturm höher als der Eiffelturm. Obwohl sie
Manipulationstechniken wie das sogenannte "Spoofing" benutzen, obwohl
sie auch schon mal einen ausgemachten Kurseinbruch auslösen und obwohl
sie selbst Ex-EU-Kommissar Michel Barnier als "systematische Gefahr
für die Märkte" bezeichnet, wurde das vom EU-Parlament geplante
"Tempolimit" auf Finanztransaktionen niemals beschlossen.

Martin Ehrenhauser hat die Debatten darüber als EU-Abgeordneter in
Brüssel miterlebt und die Aktivitäten der Hochfrequenzhändler in den
letzten Jahren gründlich untersucht. Sein Buch offenbart, dass die
Finanzmärkte von ihnen systematisch unterwandert und beherrscht
werden.

Martin Ehrenhauser, geboren 1978 in Linz, studierte nach seiner
abgeschlossenen Kochlehre Betriebswirtschaft und Politikwissenschaften
in Österreich und England. Zwischen 2009 und 2014 war er Abgeordneter
des Europaparlaments. Danach gründete er ein Unternehmen und vertiefte
sich investigativ als Trader in die Welt der Finanzmärkte. Er weiß
Geldroboter zu benutzen, schreibt aber lieber ein Buch darüber, um
Europa vor den möglichen Gefahren zu warnen.

 * 

DIE TERMINE

Freitag, 16. März 2018 um 13 Uhr 30 in Leipzig

Leipziger Buchmesse, Österreich-Kaffeehaus, Halle 4, Stand D 213

Freitag, 16. März 2018 um 16 Uhr in Leipzig

Leipziger Buchmesse, Stand der IG AutorInnen, Halle 4

Donnerstag, 22. März um 20 Uhr in Linz

KAPU, Kapuzinerstr. 36, 4020 Linz

Freitag, 23. März um 19 Uhr in Wien

Depot, Breite Gasse 3, 1070 Wien

 * 

Ehrenhauser, Martin: Die Geldroboter.

Wie Hochfrequenzmaschinen unser Erspartes einkassieren und
Finanzmärkte destabilisieren

Promedia 2018

ISBN: 978-3-85371-435-5, 240 Seiten, 17,90 Euro

Näheres zum Buch: https://mediashop.at/buecher/die-geldroboter/

 * 

PROMEDIA AUF DER BUCHMESSE LEIPZIG

Donnerstag, 15. März bis Sonntag, 18. März 2018

Messegelände, Halle 4, Stand D 206

 * 

Quelle:

Promedia Verlag im März 2018

Wickenburgg. 5/12, A-1080 Wien

Tel.: 0043/1/405 27 02, Fax: 0043/1/405 27 02 -22

E-Mail: promedia@mediashop.at

Internet: www.mediashop.at - www.verlag-promedia.de
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PODIUM/202: Berlin und Leipzig - Susanne Kaiser, "Die neuen Muslime", 13. und 18. 03.2018


Buchpräsentation des Promedia Verlages
Susanne Kaiser: Die neuen Muslime. Warum junge Menschen zum Islam
konvertieren

Dienstag, 13. März 2018 um 19 Uhr in Berlin

Katholische Sozialakademie, Hannoversche Str. 5, 10115 Berlin

Sonntag, 18. März 2018 um 12 Uhr 30 in Leipzig

Leipziger Buchmesse, Leseinsel Religion, Halle 3, Stand A 200



Ein Stück Stoff kann alles ändern. Das hat Ele am eigenen Leib
erfahren. Ein Kopftuch hat das Leben der jungen Frau verändert. Nichts
ist mehr wie vorher: Sie ist ihren Job los, hat sich von ihrem Mann
und ihrem alten Freundeskreis getrennt. Als alleinerziehende Mutter
lebt sie mit ihren Kindern von Sozialhilfe und Arbeitslosengeld. Für
den Islam hat sie vieles aufgegeben. Dennoch sagt sie, dass sie noch
nie so glücklich war.

Heute ist Ele streng religiös, ordnet ihr Leben festen Geboten unter
und richtet ihren Alltag an der Glaubenspraxis aus. Sie betet fünf Mal
am Tag. Manchmal auch in einer Umkleidekabine bei C&A, wenn es nicht
anders geht. Für jede Frage, sei sie auch noch so banal, konsultiert
sie Ratgeberliteratur, weil sie nichts falsch machen will. Sie
verzichtet auf bestimmte Lebensmittel und studiert dafür jedes Etikett
ganz genau. Kontakt zu Männern versucht sie zu vermeiden, denn das
ziemt sich für ihre neue Lebensweise nicht. Sie kleidet sich so, dass
nur Hände und Gesicht zu sehen sind.

Warum tut sie sich das an? Was bewegt in Deutschland lebende Menschen
wie Ele dazu, zum Islam zu konvertieren? Warum schließen sich manche
freiwillig sogar einer besonders strengen Form wie dem Salafismus an?

Die Journalistin Susanne Kaiser hat Geschichten von Menschen wie Ele
eingefangen und stellt Fragen, die weitgehend tabuisiert sind. Wer
sind die jungen, zum Islam konvertierten Frauen und Männer? Was bewegt
sie zu einem für Außenstehende unverständlichen und unpraktischen
Lebensentwurf? Ihre Motive sind so unterschiedlich wie die Menschen
selbst. In jeder Lebensgeschichte finden sich Brüche, Beweggründe und
Erfahrungen, die eine solche Entscheidung erklären können. Eines
jedoch haben die Konvertierten gemeinsam: Sie alle haben ihr Leben
radikal geändert. Im Gegensatz zu dem, was in den Medien als
"radikalisierte Muslime" verhandelt wird, ist ihr neues Leben von
einer weniger spektakulären Radikalität ergriffen. Sie sind nicht
gewaltbereit, sie wollen keinen Gottesstaat errichten und auch nicht
der "Mehrheitsgesellschaft" schaden. Im Gegenteil: Die Hinwendung zum
Islam soll ihnen helfen, ihr Leben in den Griff zu bekommen und etwas
aus sich zu machen. Sie sehen sich als festen Teil der Gesellschaft
und möchten mit ihren Ideen dazu beitragen, diese zum Besseren zu
wenden. In diesem Buch kommen sie zu Wort und werden gehört.

Susanne Kaiser, geboren 1980 in Berlin, hat Romanistik studiert
und zu Nordafrika promoviert. Recherche- und Sprachaufenthalte führten
sie in viele Länder der arabischen Welt. Seit 2014 arbeitet sie als
Journalistin und schreibt über den Nahen Osten und Nordafrika sowie
über den Islam in Europa, unter anderem für Die Zeit, IP, verschiedene
überregionale Tageszeitungen und das Fachmagazin zenith. Außerdem
berät sie Abgeordnete des Bundestags zur Politik, Wirtschaft und
Gesellschaft arabischer Staaten und zum Islam.

Kaiser, Susanne: Die neuen Muslime.

Warum junge Menschen zum Islam konvertieren

Promedia 2018. 192 S.

EUR 17,90. ISBN: 978-3-85371-437-9

Näheres zum Buch: https://mediashop.at/buecher/die-neuen-muslime/

PROMEDIA AUF DER BUCHMESSE LEIPZIG

Donnerstag, 15. März bis Sonntag, 18. März 2018

Messegelände, Halle 4, Stand D 206

 * 

Quelle:

Promedia Verlag im März 2018

Wickenburgg. 5/12, A-1080 Wien
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PODIUM/201: Wien - Peter Autengruber, "Die Wiener Kleingärten", 12.03.2018


Peter Autengruber: Die Wiener Kleingärten - Von den Anfängen bis
zur Gegenwart

Buchpräsentation des Promedia Verlages

Montag, 12. März 2018 um 18 Uhr in Wien

Schutzhaus Zukunft auf der Schmelz

Verlängerte Guntherstraße, 1150 Wien

Es sprechen: Dr. Peter Autengruber (Autor), Dr. Michael Ludwig
(Landesparteiobmann der SPÖ Wien), Anna Bock (Vizepräsidentin des
Zentralverbandes der Kleingärtner), Helmut Bayer (Landesverbandsobmann
der Wiener Kleingärtner), Musikalische Begleitung: Thomas Reimer.



Kleingärten sind besondere Grünflächen, die es ihren BenutzerInnen
ermöglichen, selbst zu gestalten, kreativ zu werden, sich mit der
Natur zu beschäftigen. In Wien gibt es über 26.800 KleingärtnerInnen,
die in 247 Vereinen organisiert sind. Der Historiker Peter Autengruber
zeichnet die Geschichte des Kleingartenwesens von seinen Anfängen vor
dem Ersten Weltkrieg bis in die Gegenwart nach.

In der Ersten Republik gehörten Kleingärten bereits zum fixen
Bestandteil der Großstadt, als Bewegung erlebten die KleingärtnerInnen
damals ihre erste Blütezeit. Es bildeten sich Strukturen heraus,
Spielregeln wurden festgelegt und die Gemeinde richtete eine eigene
Kleingartenstelle ein. Unter den Austrofaschisten wurden die
Kleingartenvereine und ihr Zentralverband im Jahr 1934 politisch
gesäubert und die mehrheitlich sozialdemokratisch ausgerichteten
Funktionäre ihrer Ämter enthoben. Nach dem "Anschluss" 1938 gliederten
die Nazis die Wiener Kleingartenvereine in den "Reichsbund Deutscher
Kleingärtner" ein. Die Nürnberger Rassengesetze machten auch im
Kleingartenwesen vor jüdischen Mitgliedern nicht halt. Galten in der
Nachkriegszeit die Kleingärten noch als Pensionistenhorte, so fanden
mit der Grünbewegung in den 1980er-Jahren ein Generationenwechsel und
ein Umdenken in der Bewirtschaftung der Gärten statt. Der biologische
Gartenbau hielt frühzeitig Einzug in das Kleingartenwesen.

Durch die Möglichkeit des ganzjährigen Wohnens in den Kleingärten seit
den 1990er-Jahren und die Ausnützung der Bauvorschriften wurden die
Grünflächen kleiner und die Häuser größer. Aus den Nutzgärten der
Anfangsjahre, die in beiden Weltkriegen und in der Not nach dem Krieg
für viele einen Beitrag zum Überleben leisteten, sind Hobbygärten
geworden. Ganzjähriges Wohnen in Verbindung mit Eigentumserwerb
veränderte vielerorts die soziale Struktur.

Einzelne Kapitel des Buches sind der Funktion von Schutzhäusern und
der Bedeutung des Kleingartenwesens für die Allgemeinheit gewidmet
sowie dem Thema der verschwundenen Kleingärten. Wohnbau, Straßen- und
U-Bahn-Bau haben die Kleingartenflächen über die Jahrzehnte dramatisch
verringert. Im Anhang finden sich eine Übersicht aller im
Zentralverband der Kleingärtner und Siedler gelisteten Wiener Vereine
(Stand Jänner 2018) und bislang unveröffentlichte Bilder. Schwer
zugängliches Quellenmaterial konnte in dieses Buch einfließen.

Peter Autengruber, geboren 1958 in Innsbruck, ist Historiker
und Lehrbeauftragter am Institut für Zeitgeschichte der Universität
Wien. Mit dem in 9. Auflage erschienenen Buch "Lexikon der Wiener
Straßennamen" hat er regionalhistorische Pionierarbeit geleistet.
Zahlreiche Beiträge im Jahrbuch des Dokumentationsarchivs des
österreichischen Widerstands. Im Promedia Verlag ist von ihm zuletzt
das Buch "Parks und Gärten in Wien" (2008) erschienen.

Autengruber, Peter: Die Wiener Kleingärten.

Von den Anfängen bis zur Gegenwart

mit vielen Bildern

Promedia 2018. 240 S.

EUR 19,90. ISBN: 978-3-85371-438-6

Näheres zum Buch:

https://mediashop.at/buecher/die-wiener-kleingaerten/
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PODIUM/200: Wien - Herbert Auinger, "Die FPÖ-Blaupause der neuen Rechten in Europa", 03.03.2018


Buchpräsentation des Promedia Verlages

Samstag, 3. März 2018 um 14 Uhr in Wien

VHS Hietzung, Hofwiesengasse 48, 1130 Wien

Herbert Auinger: Die FPÖ-Blaupause der neuen Rechten in Europa



Die gängige Auseinandersetzung mit der FPÖ bedient sich des
Vergleichs: Etablierte Politik und Öffentlichkeit messen die
Positionen der Rechten an den eigenen Vorstellungen bzw. an
Positionen, die als "politisch korrekt" gelten. Kritisiert wird von
der Warte liberaler, sozialdemokratischer und grüner Standpunkte aus,
die eigentliche Gedankenwelt der Rechten bleibt weitgehend
unbehandelt. Das Problem bei dieser Vorgehensweise: Wer nicht schon
vorher den "Rechtsextremismus" ablehnte, findet durch dieses Verfahren
kaum Argumente dagegen.

Dabei unternimmt die FPÖ viel, um sich zu erklären. Ihr
Gedankengebäude ist längst zu einer ausgearbeiteten Weltanschauung
geworden, einer umfassenden, vom Mainstream abweichenden Deutung von
Individuum, Staat, Gesellschaft und Politik. Herbert Auinger spürt
dieser Weltanschauung nach, indem er die politischen Postulate der FPÖ
ernst nimmt. Damit legt er die Fundamente des neuen rechten
Selbstverständnisses frei. Nur so kann nach Ansicht des Autors genuine
Kritik stattfinden.

Die einzelnen Kapitel des Bandes ranken sich etwa um den
Freiheitsbegriff der FPÖ bzw. wie sich in diesem die Freiheit des
Individuums mit völkischer Konformität überlappt. Auch die
Dreieinigkeit der angeblich "natürlichen" Daseinsformen von Volk,
Nation und Familie gehört zum rechten Standardrepertoire, genauso wie
das Begriffspaar "Heimat" und "Identität". Dem Heimatbewussten steht
der "Andere" gegenüber, der Ausländer, Flüchtling und Migrant, einer,
der nicht hierher gehört.

Von zentraler Bedeutung im freiheitlichen Weltbild ist ferner der
Begriff der "Souveränität", verstanden als Unanfechtbarkeit der
nationalen Machtausübung gegenüber einschränkenden Verpflichtungen von
außen. Die FPÖ versteht sich in ihrem tiefsten Inneren als Europa-
Partei, als Vorreiterin eines Europas der Vaterländer, das durchaus
internationalen Charakter aufweist. Schließlich sehen sich die
Freiheitlichen als dezidiert klassenübergreifende Kraft von
Arbeitnehmern und Arbeitgebern, vereint im Kampf um den
Kapitalstandort.

Der Blick in die weit geöffneten Kulissen des freiheitlichen
Weltbildes mag für viele befremdlich sein. Ihn nicht zu tun, hieße
allerdings, die stetig wachsende und gesellschaftlich bedeutender
werdende Rechte zu unterschätzen. Denn die FPÖ ist in ihrer Politik
ein Vorbild für viele andere rechtsextreme Bewegungen in Europa.

Herbert Auinger, geboren 1954 in Gmunden/Oberösterreich,
studierte Raumplanung an der Technischen Universität Wien sowie
Politikwissenschaften am Institut für Höhere Studien. Er ist als
Print- und Hörfunkjournalist tätig. Im Promedia Verlag erschien von
ihm im Jahr 2000 "Haider. Nachrede auf einen bürgerlichen Politiker".

Herbert Auinger: Die FPÖ-Blaupause der neuen Rechten in Europa

ISBN: 978-3-85371-417-1, 208 Seiten, 17,90 Euro
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NAHOST/217: Ägpyten - "Ja, wir nehmen Folter persönlich"


Amnesty International - 8. Februar 2018

"Ja, wir nehmen Folter persönlich"



Das Nadeem-Zentrum in Kairo engagiert sich seit über 20 Jahren gegen
Folter seitens der ägyptischen Sicherheitskräfte. Für sein mutiges
Engagement erhält es den Amnesty-Menschenrechtspreis 2018. Die Einrichtung
gerät immer wieder ins Visier der Behörden, im Februar 2017 wurde die
zugehörige Spezialklinik geschlossen. Dr. Aida Seif al-Dawla, eine der
Mitgründerinnen, schrieb damals diesen Taxt. Sie erzählt, wie das Zentrum
1993 gegründet wurde, und was sie und ihre Kolleginnen bis heute unablässig
antreibt.

Im Februar 2017 nahm ich an einem Workshop teil, in dem wir uns nicht wie
üblich selbst vorstellten, sondern uns in Zweiergruppen gegenseitig
vorstellten. Als ich meinem Workshop-Partner erzählte, warum wir das 
Nadeem-Zentrum gegründet hatten, meinte er: "Aber das sind doch ganz persönliche
Gründe". Das Persönliche daran schien ihn nicht zufriedenzustellen. Etwas
"Wichtigeres" sollte hinter der Gründung stecken.

Das Nadeem-Zentrum wurde 1993 von drei Psychiaterinnen gegründet -
Freundinnen, Kolleginnen und Genossinnen seit den 70er-Jahren. Drei
Freundinnen und Freunde waren gerade aus dem Gefängnis entlassen worden.
Man hatte sie alle schwer gefoltert. Wir brachten sie in die Krankenhäuser,
in denen wir arbeiteten. Doch dort wurden sie weder vollständig untersucht
noch war es möglich, einen Bericht über ihren Zustand zu erhalten. Der
Grund: Die Polizei hatte sie so übel zugerichtet, dass das Krankenhaus
nicht bereit war, einen Bericht zu erstellen, der es hätte in
Schwierigkeiten bringen können. Als Freundinnen wurden wir auch in den Teil
der Geschichte eingeweiht, der normalerweise vom Helden-Image der
Folterüberlebenden überschattet wird. Wir konnten die Wut sehen, die
Demütigung, die tiefen psychischen Wunden, die noch schlimmer waren als die
körperlichen Verletzungen. Also beschlossen wir, eine Klinik zu eröffnen
und darin psychologische Unterstützung anzubieten. Außerdem wollten wir
professionelle psychologische Gutachten für Folterüberlebende erstellen,
die sie vor Gericht verwenden könnten, sollten sie sich entscheiden,
Gerechtigkeit einzufordern. Das war alles. Es war keine
Menschenrechtsarbeit - zuvor waren wir Ehrenamtliche der damaligen
Ägyptischen Organisation für Menschenrechte, bis diese Mitte der 90er-Jahre
unter die Kontrolle der ägyptischen Regierung gestellt wurde. Nebenbei
hatten wir vor, eine Art Karte der Polizeiwachen zu zeichnen, in denen
gefoltert wurde.

Folter soll keine "Geständnisse" erzwingen



Wir waren drei, später vier Aktivistinnen, die zu wissen glaubten, was im
Land geschah und warteten also darauf, dass politische Gefangene unsere
Hilfe in Anspruch nehmen würden. Das taten sie aber nicht. Jedenfalls nicht
bis zum Jahr 2000, als Ägypterinnen und Ägypter erneut auf die Straße
gingen, diesmal zur Unterstützung der palästinensischen Intifada, und bei
den Demonstrationen umstellt und festgenommen wurden. Einige wurde
gefoltert. Bis dahin waren sieben Jahre lang, von 1993 bis 2000,
ausschließlich ganz normale Ägypterinnen und Ägypter aus dem ganzen Land zu
uns gekommen. Sie alle waren marginalisiert und sozial benachteiligt. Uns
wurde damals klar, dass Folter in Ägypten nicht dazu diente, "Geständnisse"
zu erzwingen.

Menschen wurden aus einer Vielzahl von anderen Gründen gefoltert: um sie
aus einer Wohnung zu vertreiben, um sie zur Aufgabe eines Stückes Land zu
bewegen, weil sie eine Auseinandersetzung mit mächtigeren Leuten mit
Freundinnen und Freunden bei der Polizei hatten. Oder einfach, weil sie die
Beschimpfungen von Polizeibeamtinnen und -beamten nicht still hinnehmen
wollten, wenn diese bei ihren nächtlichen Streifzügen durch die Stadt junge
Leute in Straßencafés festnahmen.

Die Landkarte der Folter ist die Landkarte des Landes


Der oder die jüngste Folterüberlebende war ein erst dreijähriges Kind, das
durch Elektroschocks dazu gebracht werden sollte preiszugeben, wo sich sein
mordverdächtiger Onkel aufhielt. Wir erfuhren, dass Familienangehörige als
Geiseln genommen werden, vor allem Frauen, um die "Gesuchten" zu zwingen,
sich zu stellen, um ihre weiblichen Angehörigen vor Vergewaltigung zu
schützen. Wir lernten, dass die Landkarte der Folter die Landkarte des
gesamten Landes ist!

Vielen, die zu uns kamen, ging es nicht nur darum, eine Psychotherapie zu
machen, und manche wollten etwas ganz Anderes. Sie waren keine Patientinnen
und Patienten. Sie waren gesunde Menschen, denen man ein außergewöhnlich
schweres Trauma zugefügt hatte. Die eigentlichen Kranken waren die
Folterer; diejenigen, die die Folter zuließen; diejenigen, die sie
anordneten und die Gesellschaft, die sich entschied, es nicht wahrhaben zu
wollen, und schwieg. Diejenigen, die zu uns kamen, hatten andere Anliegen:
Sie wollten Anzeige erstatten; sie wollten die Wahrheit veröffentlicht
sehen; sie wollten, dass die Öffentlichkeit die Namen ihrer Folterer
kannte. Wegen dieser Anliegen gründeten wir das Nadeem-Zentrum als
Organisation.

Schikane durch die Regierung



Die Klinik war nur ein Teil unserer Aktivitäten. Wir fingen an Berichte zu
veröffentlichen, rechtliche Unterstützung zu vermitteln, Folterüberlebende
vor Gericht zu begleiten und Folterberichte zu erstellen, die mit Hilfe
unserer Klientinnen und Klienten entstanden. Als das zu gefährlich wurde,
recherchierten wir in den Medien und erstellten Monats- und Jahresberichte
über Folter, außergerichtliche Hinrichtungen, die Verweigerung der
medizinischen Versorgung in Hafteinrichtungen, Fälle von Verschwindenlassen
und des Wiederauftauchens von Personen. All dies geschah in staatlichen
Einrichtungen. Damals begannen die Schikanen durch die Regierung. Sie wurde
immer schlimmer und erreichte ihren Höhepunkt mit der Schließung unseres
Zentrums und der Klinik. Der Polizeieinsatz fand am 9. Februar 2017 statt,
dem einzigen Tag in der Woche, an dem das Zentrum geschlossen ist.

Der ägyptische Staat setzt schon immer systematisch Folter ein.

 Dr. Aida Seif al-DawlaMitgründerin des Nadeem-Zentrums



Wir können nicht behaupten, dass wir nicht wissen, was vor sich geht

Das war so unter Mubarak und blieb so unter dem Obersten Militärrat, unter
Mursi und als der Interimspräsident Adly Mansour das Land regierte. Doch
eine so willkürliche, brutale und barbarische Folter wie wir sie durch die
verschiedenen Sicherheitsbehörden seit 2013 erleben, gab es seit 1993 nicht
mehr. 2013 jagte al-Sisi den demokratisch gewählten Präsidenten Mohamed
Mursi aus dem Amt und installierte eine Militärherrschaft, die unter den
Augen der Weltöffentlichkeit mehrere Massaker verübte.

Wir können nicht behaupten, dass wir nicht wissen, was vor sich geht. So
sehr wir auch versuchen, es zu verdrängen - es geht nicht. Wir wissen
Bescheid. Und dieses Wissen hat unser Team so verinnerlicht, dass der Kampf
gegen die Folter zu einem persönlichen Anliegen geworden ist. Ja, wir
nehmen sie persönlich und wir werden nicht aufhören, Folter öffentlich zu
machen.




Weitere Informationen:

www.amnesty.de/menschenrechtspreis

 * 

Quelle:

Meldung vom 8. Februar 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/aegypten-ja-wir-nehmen-folter-persoenlich

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.
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EUROPA/641: Kosovo - Gabriel soll Menschlichkeit zeigen und sich der Roma annehmen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 14. Februar 2018

Bundesaußenminister auf dem Westbalkan: Gabriel soll
Menschlichkeit zeigen und sich der Roma und Aschkali im Kosovo
annehmen



Göttingen, den 14. Februar 2018 - Anlässlich der Westbalkan-Reise von
Außenminister Sigmar Gabriel weist die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) auf die desolate Lage der Roma, Aschkali und
Balkan-Ägypter im Kosovo hin. "Wir wünschen uns von Gabriel, dass er
Menschlichkeit zeigt, sich dieser Ärmsten der Armen annimmt und ihre
Lage bei den Gesprächen mit der Kosovo-Regierung zum Thema macht. Die
Roma, Aschkali und Balkan-Ägypter müssen mit ihren Kindern am Rande
der Gesellschaft unter unsäglichen Umständen dahinvegetieren oder aus
schierer Not Richtung Deutschland und Westeuropa fliehen", erklärte
die GfbV-Südosteuropareferentin Jasna Causevic am Mittwoch in
Göttingen. "Wenn Fluchtursachen verhindert und Abschiebungen
abgelehnter Asylbewerber aus Deutschland vermieden werden sollen,
dann muss die Situation der Roma und Aschkali im Kosovo selbst
verbessert werden."

"Viele der rund 37.500 Roma und Aschkali im Kosovo wissen nicht, wie
sie ihre Kinder am nächsten Tag satt bekommen sollen. Etliche haben
nicht einmal sauberes Trinkwasser, geschweige denn Strom. Niemand
gibt ihnen Arbeit oder Wohnraum, medizinische Behandlung können sie
nicht bezahlen und Bildungschancen haben ihre Kinder kaum, weil die
Eltern sie aus berechtigter Angst vor rassistischen Übergriffen oft
nicht in die Schule schicken", berichtete Causevic. "Verzweifelt
machen sich viele Angehörige dieser Minderheiten auf den gefährlichen
Weg nach Westeuropa, auch wenn sie dort bereits vergeblich um
Aufnahme gebeten hatten und wieder in den Kosovo zurückgeschickt
wurden. Wenn sie und ihre Kinder überleben wollen, bleibt ihnen gar
nichts anderes übrig, auch wenn sie dann ein Leben in der Illegalität
führen müssen."

Zu diesem Teufelskreis der Ausgrenzung habe Deutschland beigetragen,
als der Kosovo zu einem sicheren Herkunftsland erklärt wurde und
rücksichtlos auch Roma und Aschkali abgeschoben wurden, die in
Deutschland geboren und aufgewachsen sind, kritisiert die GfbV. Diese
harte Politik habe die Zukunft vieler Kinder und Jugendlicher auf dem
Gewissen. Für Deutschland sei es jetzt ein Gebot der Menschlichkeit,
wenigstens im Kosovo dazu beizutragen, die alltägliche
Diskriminierung und Ausgrenzung dieser Minderheiten zu beenden und
eine aktive, "ehrlich gemeinte Reintegrationspolitik" zu befördern.

1999 mussten unmittelbar nach der Nato-Intervention im Kosovo 130.000
der 150.000 Roma und Aschkali vor Mord, Vergewaltigung, Entführung,
Folter und bis heute anhaltender rassistischer Verfolgung durch
nationalistische Albaner fliehen. 14.000 der 19.000 Häuser der
Minderheitenangehörigen wurden unter den Augen der Nato- und
KFOR-Truppen zerstört. Die internationale Gemeinschaft hat bisher nur
einen kleinen Teil ihrer Häuser wiederaufgebaut.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Februar 2018
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BERICHT/111: Naturbegriffe - Sami-Wort ... (SB)


Over the last 200 years the Nordic states, in particular Sweden and Norway, have
carried through a gigantic land grab.

In Norway in the 19th century the state authorities simply declared that the Finnmark -
where Sami were in majority - was empty (!) territory and thus belonged to the
Norwegian state.

In Sweden the confiscation of the Sami homeland, occurred in a slow and treacherous
way. Although Lapland was officially declared the exclusive homeland of the Sami, in
the 19th century the Government allowed and even encouraged colonization. From the
beginning of the 20th century the State promoted large scale exploitation of forests,
minerals and rivers in Sami territory, effectively displacing the Sami without
any right to claim dispossession.

Der schwedische Diplomat Lars Norberg anläßlich der Eröffnung des schwedischen Sami-Parlaments am 25.
August 2009 in Kiruna [1]



Wer sind die Sami? Sind sie überhaupt berechtigt, den Status von Indigenen zu
beanspruchen? Um diese Fragen zu beantworten, bedarf es keiner rassenbiologischen
Untersuchungen modernen Zuschnitts, wie sie heute mit humangenetischen Analysen
angestellt werden. Die Existenz dieser Gruppe von Menschen, die seit
Jahrhunderten im Norden Skandinaviens heimisch ist, ergibt sich schlicht aus der
Kontinuität ihrer Lebensform und Wirtschaftsweise, ihrer Sprache und Kultur,
ihrer sozialen und gesellschaftlichen Strukturen. Die Besiedlung dieser von den
Sami selbst Sápmi genannten Region läßt sich bis in die Jungsteinzeit belegen,
und regelmäßige Kontakte mit den norwegischen Wikingern fanden seit dem neunten
Jahrhundert statt. Seit dem Mittelalter sind die Sami den kolonialistischen
Übergriffen südlich und östlich ihrer Region gegründeter Staaten ausgeliefert.
Von der Besteuerung ihrer traditionellen Wirtschaftsweise, die vor allem Jagd,
Rentierzucht, Fischerei und Landwirtschaft umfaßt, die sich für die Betroffenen
keineswegs auszahlte, bis zur Versklavung zur Arbeit in den seit dem 17.
Jahrhundert betriebenen Minen der Region mußten die Sami alles erleiden, was die
sogenannte Zivilisation Menschen antut, die ihrer Ausdehnung als sogenannte
Ureinwohner im Weg stehen.

Obwohl von Schweden und Norwegen 1751 zugesichert, beiderseits der Grenze jagen
und Rentierherden treiben zu können, wurde ihnen ihr Land mit der ganzen Finesse
exekutiver und juristischer Vollzugsgewalt immer weiter entzogen. Der
räuberische Griff nach den mineralischen Ressourcen, der Wasserkraft und den
Wäldern ihrer Region hat bis heute zur Folge, daß die Sami schwerwiegend
benachteiligt werden. Zwar hat sich die rechtliche Basis der norwegischen Sami
verbessert, weil die Regierung in Oslo 1990 die ILO-Konvention Nr. 169
unterzeichnete, was in Stockholm bis heute nicht geschafft wurde. Dieser
internationale Vertrag ist das einzige völkerrechtliche Rechtsdokument, in dem
indigenen Bevölkerungen verbindliche Grundrechte zugestanden werden. Die
ILO-Konvention 169 zu den Rechten von Indigenen wurde lediglich von 22 Staaten
ratifiziert, obwohl sie bereits 1991 in Kraft getreten ist. Zudem wurden seit
1956, als Samen aus Finnland, Norwegen und Schweden den Nordischen Samenrat
gründeten, politische Vertretungen in allen drei Ländern aufgebaut. Die wenigen
Zehntausend Sami haben allerdings nicht genügend politisches Gewicht, um den
großen Minenkonzernen, Stromerzeugern und Agroindustrien, die ihre Region
ausbeuten, auf Augenhöhe entgegenzutreten.
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Diskriminierung und Enteignung im Namen des Fortschrittes

Auf dem International Rights of Nature Tribunal, das am 7. und 8. November in
Bonn abgehalten wurde, sprachen Stefan Mikaelsson und Åsa Simma über die
Probleme der Sami. Wie der Widerstand gegen die DAPL-Pipeline in Standing Rock
wurde ihr Fall im Block "Defenders of Mother Earth" verhandelt. Mikaelsson ist
seit 2009 Präsident des schwedischen Sami-Parlaments. Er hat viele Jahre als
Rentierzüchter gelebt, bekennt sich aber auch dazu, mit Mitte 50 seine queere
Seite entdeckt zu haben. Das hat seiner Popularität unter den schwedischen Sami,
die er als ausgesprochene Macho-Gesellschaft einstuft, keinen Abbruch getan, wie
seine Wiederwahl 2013 gezeigt hat.

In seiner Präsentation blickte er zurück auf das Jahr 1917, als in Schweden Mehl
und Brot rationiert waren und es in zahlreichen Städten zu Hungerdemonstrationen
kam. In diesem Jahr trat auch die erste grenzüberschreitende parlamentarische
Versammlung der Sami zusammen. Auf Initiative der norwegischen Samin Elsa Laula
wurde am 6. Februar 1917 in Trondheim erstmals eine länderübergreifende
Konferenz aller Sami Skandinaviens abgehalten. Das Treffen wurde genau ein Jahr
später wiederholt. Seither betrachten die Sami den 6. Februar als den
Nationalfeiertag Sápmis.

Im Mai 1921 verabschiedete das schwedische Parlament den Plan, ein
rassenbiologisches Institut zu gründen. Zu den Unterstützern dieses Vorhabens
gehörte auch der sozialdemokratische Politiker Hjalmar Branting, der bald darauf
Ministerpräsident des Landes wurde und im gleichen Jahr den Friedensnobelpreis
verliehen bekam. Tatsächlich hatte das Nobelkomitee für Medizin den Vorschlag
des Leiters des renommierten Karolinska-Institutes, das Institut für
Rassenbiologie zu finanzieren, einstimmig unterstützt. Weil man sich bei
Karolinska jedoch nicht einig war, wurde seine Einrichtung dem schwedischen
Staat übertragen.

Am Staatlichen Institut für Rassenbiologie in Uppsala wurden nicht nur die
Schädel der Sami vermessen und ihre physiognomischen Merkmale erb- und rassenbiologisch
klassifiziert. Sie wurden dort auch als große Gefahr für die schwedische Nation
eingestuft, weil angeblich degenerative Einflüsse von ihnen ausgingen. Die
schwedischen Eugenik-Verfechter standen ihren deutschen Kollegen in nichts nach,
wie ihre enge Zusammenarbeit mit der Internationalen Gesellschaft für
Rassenhygiene am Kaiser-Wilhelm-Institut für Anthropologie in Berlin belegt. Zur
gleichen Zeit also, als die moderne parlamentarische Demokratie in Schweden
etabliert wurde, überzog man die Sami mit rassistischen Maßnahmen und schuf ein
System der Ausgrenzung, das ihre Benachteiligung dauerhaft festschrieb.

So kam es in den 1920er und 30er Jahren zu Zwangsumsiedlungen großer Samigruppen
aus dem nördlichen Schweden in südlichere Regionen. In Norwegen und Schweden
wurden nur diejenigen als Sami anerkannt, die sich vollberuflich der
Rentierzucht widmeten. Nachdem das Gesetz für Rentierhalter 1928 geändert worden
war, wurden Sami, die nicht als solche anerkannt waren, strafrechtlich wegen
illegalen Jagens und Fischens verfolgt, wenn sie ihr Leben so fortsetzten wie eh
und je.
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Zwischen 1910 und 1914 wurde am Fluß Luleälven inmitten des Sami-Gebietes ein
Wasserkraftwerk gebaut. In dem anläßlich dessen 1909 gegründeten Nationalpark
Stora Sjöfallet befindet sich einer der größten Wasserfälle Europas. Seitdem
wurden 15 weitere Dämme und Wasserkraftwerke auf der ganzen Länge des Flusses
errichtet. Die Sami konnten nicht mehr fischen, obwohl sie am Fluß lebten, und
büßten ihre Ernährungssouveränität ein. Die Wälder auf beiden Seiten des Flusses
wurden abgeholzt und ein dichtes Straßennetz gebaut, so daß es heute kaum
einen Ort in dieser einst spektakulären Naturlandschaft mehr gibt, wo die
nächste Straße mehr als 500 Meter entfernt liegt.

Kiesgruben, Überlandleitungen, weitere Minen und ein Park mit über tausend
Windrädern komplettieren die Umwandlung weiter Teile Nordschwedens in eine
Industrielandschaft, die den Forderungen europäischer und globaler Investoren
nach freiem Zugang zu indigenen Territorien genügt. Die Biodiversität der
Sami-Landschaft wurde unwiderbringlich zerstört, und seit dort eine, wie sich
Mikaelsson, ausdrückte, mehr oder weniger aride Wüste entstand, eskaliert der
Klimawandel in Nordschweden und Finnland.




[image: Am Rednerpult - Foto: © 2017 by Schattenblick]

Åsa Simma

Foto: © 2017 by Schattenblick




Rohstoffextraktion im hohen Norden Europas

Die Theatermacherin Åsa Simma lebt ganz im Norden des Sami-Gebietes bei Kiruna.
Obwohl sie als Künstlerin genug Arbeit hat, unterhält sie eine kleine
Rentierherde, weil sie sonst ihre Rechte als Sami verlöre. Dies tut sie auch für
ihre zwei Söhne, damit sie ihre Landrechte und ihre Bewegungsfreiheit in der
Region, die sie schon seit Jahrhunderten besiedeln, behalten. Ihre Großeltern
hätten immer gesagt: Dieses Land hat dich ausgesucht, dieses Land hat uns
ausgesucht. Wir, die Sami, sind hier, um mit dem Land zu leben, um es und alles,
was auf ihm wächst und sich auf ihm bewegt, zu beschützen.

Wenn im weltgrößten Eisenerzbergwerk in Kiruna nachts mit Sprengstoff
gearbeitet wird, wackeln bei Asa Simma die Tassen im Bord. Tatsächlich wird
die ganze Stadt um fünf Kilometer verlagert, weil sie durch die über einen
Kilometer in die Tiefe reichenden Ebenen des Bergwerkes so unterminiert ist, daß
an vielen Stellen Einsturzgefahr besteht. 4000 Haushalte mit 17.000 Menschen,
zwei Autobahnen, die Bahntrasse und der Großteil der städtischen Infrastruktur
werden abgerissen und wiedererrichtet.

Simmas Eltern waren der Ansicht, daß sie spirituelle Brüder und Schwester haben,
die unter der Erde leben und eine Art Bindeglied zwischen materieller und
geistiger Welt darstellen. Sie fragt sich daher, wenn sie die Explosionen hört,
wohin unsere unsichtbaren Brüder und Schwestern, die nur einige wenige Menschen
sehen können, hingehen sollen, wenn in der Mine gearbeitet wird. Was geschieht
mit uns, wenn sie gehen?

Für die vielen Dörfer mit Sami-Rentierzüchtern im Umkreis von Kiruna hat die
Verwüstung der Landschaft zur Folge, daß sie besonders auf ihre Herden aufpassen
müssen. Die Tiere wollen immer noch die gleichen Wege gehen, die sie seit jeher
kennen, doch diese sind heute sehr gefährlich geworden. Sie können in
neu entstandene Abgründe stürzen oder einbrechen, daher müssen sie davon
abgehalten werden, die alten Wege zu benutzen.

Heute leben die Sami in einer Mondlandschaft, wo, wenn man mit dem Fuß
aufstampft, schwarzer Staub meterhoch aufsteigt. Es ist toter Boden, sagt Simma,
und es werde immer schlimmer. Der schwedische Staat vergibt Lizenzen zum Abbau
von Bodenschätzen an internationale Konzerne. Diese gehen jedoch häufig nach ein
paar Jahren bankrott, und ihre Betreiber ziehen sich zurück. Was bleibt, ist
hochgradig toxischer Abraum, der für Mensch und Natur sehr gefährlich ist.

Die in Kiruna lebenden Sami-Jugendlichen weisen, so die Aktivistin, eine
hohe Suizidrate auf. Sie wollen eigentlich Rentierzüchter werden, aber es gibt
kein Land mehr, auf das sie ihre Herden treiben können. Deshalb arbeiten sie in
der Mine, und das häufig nachts, damit es niemand merkt, denn am Tag kämpfen sie
für die Rechte der Sami auf ihr Land.

Wenn wir das Land verlieren, verlieren wir unsere Kultur und unser Wissen, meint
Simma. Wir reichen das Wissen von Generation zu Generation weiter, anstatt es in
Bücher zu packen. Wenn man sich im Land bewegt, dann findet das Lehren wie von
selbst statt. Da all das unterbrochen wird, wird das viele Wissen, das sich über
die Jahrhundert angesammelt hat, eines Tages vergessen und verschwunden sein.

Schon ihre Eltern waren als Opfer der schwedischen Assimilierungspolitik von
diesem zerstörerischen Prozeß betroffen. Sie wurden im Alter von sieben bis 14
Jahre in Internate gesteckt, wo sie von ihrer Familie getrennt leben mußten. In
der Schule durften sie ihre Sprache nicht sprechen, und wer sich dem
schwedischen Disziplinarregime nicht unterwarf, wurde hart bestraft.

Wir müssen uns mehr unterstützen und den Schmerz miteinander teilen, so die
abschließenden Worte Åsa Simmas. Sie will ihre Probleme nicht in besonderer
Weise herausstellen, denn Millionen Menschen in aller Welt machen die gleiche
Erfahrung. Dennoch haben sie und Stefan Mikaelsson einiges darüber zu berichten,
wie diskriminierend auch in der Europäischen Union mit indigenen Menschen
umgegangen wird.




[image: Am Rednerpult mit anderen indigenen Repräsentanten - Foto: © 2017 by Schattenblick]

Åsa Simma singt bei der Eröffnungszeremonie

Foto: © 2017 by Schattenblick




Fußnote:


[1] Conversation between Lee Swepston and Lars Norberg on the rights of the
Sami as an indigenous people in their ancestral homeland

Kiruna in August 2009 

http://septentrio.uit.no/index.php/SCS/article/download/3215/3116

Während der letzten 200 Jahre haben die Nordischen Staaten, insbesondere
Schweden und Norwegen, einen gigantischen Landraub durchgeführt.

Im 19. Jahrhundert haben Regierungsbehörden in Norwegen schlicht erklärt, daß
die Finnmark, wo die Sami die Mehrheit stellten, leeres (!) Territorium sei und
daher dem norwegischen Staat gehöre.

In Schweden vollzog sich die Konfiszierung des Heimatlandes der Sami auf schleichende und durchtriebene
Weise. Obwohl Lappland offiziell zum exklusiven Heimatland der Sami erklärt
wurde, hat die Regierung seine Kolonisierung im 19. Jahrhundert gestattet und
sogar unterstützt. Seit Anfang des 20. Jahrhunderts trieb der Staat die
Ausbeutung der Wälder, Mineralien und Flüsse im Gebiet der Sami in großem
Maßstab voran. Dabei wurden die Sami vertrieben, ohne Anspruch auf Entschädigung
für die Enteignung erheben zu können. 



Bisher im Schattenblick unter BÜRGER/GESELLSCHAFT / REPORT
zum International Rights of Nature Tribunal in Bonn erschienen:

BERICHT/110: Naturbegriffe - rechen-, teil- und handelbar ... (SB)
BERICHT/109: Naturbegriffe - Lebensrecht und eine neue Welt ... (SB)

BERICHT/108: Naturbegriffe - blutige Verschiebespiele ... (SB)

BERICHT/107: Naturbegriffe - die immer gleichen Absichten ... (SB)

BERICHT/106: Naturbegriffe - unzureichend im Blick ... (SB)

BERICHT/105: Naturbegriffe - im Kreisverkehr ... (SB)

INTERVIEW/170: Naturbegriffe - Fehlverteilung mitverklagt ...     David Dene im Gespräch (SB)

INTERVIEW/169: Naturbegriffe - Fluchten ...     Ute Koczy im Gespräch (SB)

INTERVIEW/168: Naturbegriffe - Fundamentaler Widerstand ...     Kandi Mossett im Gespräch (SB)

INTERVIEW/167: Naturbegriffe - Universalitätsargumente ...     Linda Sheehan im Gespräch (SB)


14. Februar 2018
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LESUNG/5968: Bielefeld - Autor Franzobel liest aus "Das Floß der Medusa" am 19.2.2018


Lesung in der Stadtbibliothek: "Das Floß der Medusa"



Bielefeld (bi). Am Montag, 19. Februar, lädt die Literarische
Gesellschaft OWL zu einer Lesung auf der Literaturbühne in der
Stadtbibliothek am Neumarkt ein. Um 20 Uhr stellt der österreichische
Autor Franzobel den Roman "Das Floß der Medusa" vor.

Nach dem Untergang der Fregatte "Medusa" werden fünfzehn Überlebende
von einem auf offener See treibenden Floß gerettet, das Unglück wird
zum politischen Skandal. Der zweihundert Jahre alte Stoff ist aber
nicht nur zum Historienbild geworden. Franzobel fügt aus dem Ereignis
ein literarisches Laboratorium zusammen, einen dramatischen und
kompositorisch gewagten Roman. "Das Floss der Medusa" stand 2017 auf
der Shortlist für den deutschen Buchpreis und wurde mit dem
Bayerischen Buchpreis ausgezeichnet.

Der Eintritt beträgt acht Euro, ermäßigt fünf Euro. Karten gibt es nur
an der Abendkasse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. Februar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Februar 2018 
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LESUNG/5967: Hamburg - Klaus Modick, »Keyserlings Geheimnis«, 22.03.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2018

Donnerstag, 22.3.2018, 19.30 Uhr

KLAUS MODICK

liest aus seinem neuen Roman »Keyserlings Geheimnis«

Moderation: Bernd Eilert



Dem »Literarischen Quartett« war es zu verdanken, dass der große, oft
dem Impressionismus zugerechnete Erzähler Eduard von Keyserling
(1855-1918) vor etlichen Jahren wiederentdeckt wurde. Dass er auch als
Fin-de-Siècle-Dandy und Außenseiter eine sehr reizvolle Figur war,
zeigt Klaus Modick in seinem neuen Roman »Keyserlings Geheimnis«
(Kiepenheuer & Witsch).

Im Jahr 1901 lädt der Dramatiker Max Halbe Schwabinger Freunde ein,
die Sommerfrische am Starnberger See zu verbringen. Keyserling sitzt
dort dem Maler Lovis Corinth Modell. Während ihrer Sitzungen erkundigt
sich Corinth nach der Vergangenheit des baltischen Grafen, nach seiner
Studienzeit, um die sich Gerüchte ranken, bekommt jedoch nur
ausweichende Antworten. Bei einem Konzertbesuch lauscht Keyserling
gemeinsam mit Frank Wedekind einer Sängerin, die ihm merkwürdig
vertraut erscheint. Handelt es sich womöglich um jene Frau, die ihn
vor mehr als 20 Jahren in den Skandal verwickelte, der ihn in
Adelskreisen zur Persona non grata werden ließ?

Geistreich, einfühlsam, voller Witz und Verve spürt Klaus Modick den
emotionalen und gesellschaftlichen Widersprüchen der Jahrhundertwende
nach und erzählt davon, wie Keyserling zu jenem brillanten
Schriftsteller wurde, der den Zerfall der eigenen Klasse mit
Melancholie und Ironie beschrieb.

Medienpartner NDR Info, Kulturpartner NDR Kultur

Eintritt: EUR 12,--

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/5966: Hamburg - Kristine Bilkau, »Eine Liebe, in Gedanken«, 13.03.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2018

Dienstag, 13.3.2018, 19.30 Uhr

KRISTINE BILKAU

liest aus ihrem neuen Roman »Eine Liebe, in Gedanken«

Moderation: Heide Soltau



Wer waren unsere Eltern? Lebten sie das Leben, das sie leben wollten?
Waren sie glücklich? Und wieso stellen wir uns derlei Fragen meist
erst dann, wenn es bereits zu spät ist? In ihrem neuen Roman geht
Kristine Bilkau diesen Fragen auf den Grund.

Hamburg im Jahr 1964. In der Straßenbahn trifft die 22-jährige Antonia
auf Edgar, der ihr fortan nicht aus dem Kopf geht. Einem ersten
schüchternen Lächeln folgt eine erste, ebenso schüchterne Verabredung.
Der erste gemeinsame Kinobesuch, der erste Kuss - bald schon schmieden
sie zusammen Zukunftspläne. Die Welt wollen sie bereisen, auswandern,
vielleicht nach Hongkong. Doch die hochfliegenden Träume scheitern an
der Realität des Alltags: Während Edgar seine Karriere in einer
Außenhandelsfirma vorantreibt, fühlt Antonia sich zurückgelassen.
Zusehends driftet das gemeinsame Leben des jungen Paares auseinander,
bis die Beziehung zerbricht. Als Jahre später Antonias Tochter im
Nachlass der Mutter auf ein Bündel alter Briefe stößt, beschließt sie,
Edgar zu finden. Ein einziges Mal will sie ihm begegnen. Dem Mann, der
für Antonia bis zuletzt die eine große Liebe blieb, »Eine Liebe, in
Gedanken« (Luchterhand).

Kristine Bilkau, geboren 1974, lebt mit ihrer Familie in Hamburg. Sie
studierte Geschichte und Amerikanistik. Für ihren Debütroman »Die
Glücklichen« erhielt sie unter anderem den Klaus-Michael Kühne-Preis
sowie einen der Hamburger Förderpreise für Literatur.

Eintritt: EUR 10,--

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/5965: Hamburg - Nominierte der Shortlist Belletristik (Leipziger Buchmesse) stellen sich vor, 08.03.18


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2018

Donnerstag, 8.3.2018, 19.30 Uhr

PREIS DER LEIPZIGER BUCHMESSE

Die Nominierten der Shortlist Belletristik stellen sich vor

Moderation: Ulrike Sárkány und Rainer Moritz



Es ist wieder so weitt, für tausende Leserinnen und Leser und die
gesamte Buchbranche nach Leipzig zu pilgern und auf der Buchmesse das
Lesen zu feiern. Auch wir packen die Koffer, um uns im Gedränge des
Buchtempels vier Tage lang auszutauschen, neue Ideen für die kommende
Saison einzufangen und Lesestoff zu sammeln - und um keinesfalls zu
verpassen, wer von den 403 Einreichungen das Rennen macht um die mit
insgesamt 60.000 Euro dotierten Preise der Leipziger Buchmesse. Je ein
Titel aus den drei Kategorien Belletristik, Sachbuch/Essayistik und
Übersetzung wird ausgezeichnet. Wer gewinnt, bestimmt die Jury, in
diesem Jahr Maike Albath, Alexander Cammann, Gregor Dotzauer, Burkhard
Müller, Jutta Person, Wiebke Porombka sowie die Juryvorsitzende
Kristina Maidt-Zinke.

Um in Hamburg auf den Lesefrühling einzustimmen, holen wir gemeinsam
mit der Leipziger Buchmesse und NDR Kultur die Kandidatinnen und
Kandidaten der Shortlist Belletristik zu uns. Hier haben alle
belletristischen Formen eine Chance: Neben klassischen Romanen können
Erzählungen, Lyriksammlungen oder literarische Essays in den
Wettbewerb geschickt werden. Wir freuen uns sehr, alle fünf
Nominierten im Literaturhaus begrüßen zu dürfen.

Isabel Fargo Cole: »Die grüne Grenze« (Edition Nautilus)

Anja Kampmann: »Wie hoch die Wasser steigen« (Carl Hanser Verlag)

Esther Kinsky: »Hain: Geländeroman« (Suhrkamp)

Georg Klein: »Miakro« (Rowohlt)

Matthias Senkel: »Dunkle Zahlen« (Matthes & Seitz)

Eine gemeinsame Veranstaltung von NDR Kultur und Literaturhaus Hamburg
in Kooperation mit der Leipziger Buchmesse

Eintritt: EUR 14,-,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/5964: Hamburg - Gebundenes Leben (2), Josefine Rieks, »Serverland«, Debütroman, 27.03.18


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2018

Dienstag, 27.3.2018, 19.30 Uhr

GEBUNDENES LEBEN - ALLES DIGITAL, ALLES GUT? (2)

Abgeschaltet - Josefine Rieks liest aus ihrem Debütroman
»Serverland«

Moderation: Christoph Bungartz



Man stelle es sich einmal vor - kein Internet, seit Jahrzehnten schon
nicht mehr, die Überreste des digitalen Zeitalters sind alt und
wertlos, Elektroschrott. In Josefine Rieks' Romandebüt »Serverland«
ist das die Realität, in der eine Gruppe von Aktivisten rund um den
schüchternen Deutsche-Post-Mitarbeiter und Computerexperten Reiner
lebt und aufwächst. Diese Jugendlichen erwecken eines Tages tote
Server mithilfe einer Autobatterie wieder zum Leben und entdecken das
Internet und seine Freiheit als unbekanntes, unbelebtes Relikt der
Vergangenheit neu. »Serverland« ist ein sezierender und intelligenter
Blick auf unser Heute, und Anlass, über ein Leben ohne Internet zu
sprechen.

Josefine Rieks, 1988 in Höxter geboren, studierte Philosophie und lebt
in Berlin. Sie schrieb das Drehbuch zum No-Budget-Film »U0 - Tod einer
Indieband«. 2017 erhielt sie das Alfred-Döblin-Stipendium.

Die Lesung ist die zweite Veranstaltung der vierteiligen Kooperation
von Körber-Stiftung und Literaturhaus Hamburg, die unter dem Titel
»Gebundenes Leben - Alles digital, alles gut?« steht.

Eintritt: EUR 12,--

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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AUSSICHTEN/8187: Und morgen, den 15. Februar 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 15.02.2018 bis zum 16.02.2018 +++






[image: Jean-Luc 8187 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Schnee und naß,

wolkengrau,

Pfützenspaß,

Jean im Bau.
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INFOPOOL / EUROPOOL / ERNÄHRUNG





MARKT/183: Fleischersatz und Linsen-Pasta - Produkte mit Hülsenfrüchten in Europa im Aufwind (idw)


Universität Hohenheim - 12.02.2018

Fleischersatz und Linsen-Pasta: Produkte mit Hülsenfrüchten in Europa im
Aufwind

Internationales Jahr der Hülsenfrüchte 2016 hat Leguminosen-Produkte
vorangetrieben / Ergebnisse der portugiesischen Partner der Uni Hohenheim
zum 3. Global Pulse Day



Europas Lebensmittelhersteller nutzen Hülsenfrüchte wieder häufiger:
Innerhalb von vier Jahren stieg die Anzahl von Produkten mit
Körnerleguminosen wie Bohnen, Linsen oder Soja um 39 Prozent. Als
besonders erfolgreich erwiesen sich Fleischersatzprodukte mit einer
Wachstumsrate von 451 Prozent auf dem europäischen Markt. Das sind die
Ergebnisse des europaweiten Forschungsprojektes TRUE, mit dem auch die
Universität Hohenheim in Stuttgart den Anbau von Körnerleguminosen
vorantreiben will. Sie wurden jetzt im Vorfeld des "Welttags der
Hülsenfrüchte" am 10.2.2018 vorgestellt. Die aktuellen Erhebungen zu den
Wachstumsraten von Hülsenfrucht-Produkten stammen von PortugalFoods und
der Universidade Católica Portuguesa, den portugiesischen Projektpartnern.

Erbsen und Bohnen, Soja und Lupinen - weltweit sind in den vier Jahren von
Mitte 2013 bis Mitte 2017 genau 27.058 neue Produkte auf den Markt
gekommen, die Hülsenfrüchte enthalten. Das haben Carla Teixeira und ihr
Team vom Praxispartner PortugalFoods zusammen mit Wissenschaftlern der
Universidade Católica Portuguesa (UCP) im Rahmen des EU-Projektes TRUE
herausgefunden.

Die höchste Wachstumsrate war auf dem europäischen Markt zu verzeichnen:
39 Prozent mehr Produkte mit Körnerleguminosen eroberten hier die
Lebensmittelmärkte. Spitzenreiter sei das Vereinigte Königreich, in dem 19
Prozent der neuen Produkte in Europa zu finden waren, gefolgt von
Frankreich (14%) und Deutschland (13%), erklärt João Ferreira, Student am
Institut der stellvertretenden TRUE-Koordinatorin Marta Vasconcelos an der
UCP.

Die Zeitspanne ihrer Untersuchung wählten die Forscher, um die
Auswirkungen des Internationalen Jahres der Hülsenfrüchte zu erfassen.
Dieses hat die Ernährungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten
Nationen (FAO) 2016 ausgerufen, um das Bewusstsein der Öffentlichkeit für
die Vorteile von Hülsenfrüchten in Bezug auf Gesundheit, nachhaltige
Entwicklung und Ernährungssicherheit zu schärfen. Die wachsenden Bedenken
der Verbraucher in Bereichen wie Gesundheit und Umwelt ermutigten die
Lebensmittelindustrie, ihre Produktentwicklung auf diese Interessen
auszurichten.

Voll im Trend: Fleischersatzprodukte und Pasta aus Hülsenfrüchten

Bei den verschiedenen Produktkategorien hätten vor allem
Fleischersatzprodukte zugelegt - mit einer Wachstumsrate von erstaunlichen
451 Prozent, berichtet Carla Teixeira. Es folgten Pasta mit einem Anstieg
von 295 Prozent und Snacks aus Bohnen mit einem Zuwachs von 128 Prozent.

Auch bei den Arten von Hülsenfrüchten gab es Verschiebungen: Grüne Bohnen
wurden zwar auch Mitte dieses Jahres am meisten verarbeitet, doch ihr
Gesamtanteil sank um 23 Prozent im Vergleich zu 2013. Kichererbsen dagegen
legten um 47 Prozent zu, Linsen um 8 Prozent.

Betrachtet man die gesundheitsbezogenen Angaben bei den Produkten mit
Hülsenfrüchten, so kann man einen Anstieg um 196 Prozent bei veganen und
73 Prozent bei glutenfreien Produkten beobachten. Das entspricht dem
globalen Markttrend.

Das Resümee der Forscher: Die Lebensmittelindustrie in Europa hat seit
2013 sowohl die Vielfalt als auch die Menge der Hülsenfrucht-Produkte
erhöht. Das Internationale Jahr der Hülsenfrüchte 2016 zeigt daher eine
deutliche Wirkung.

"Es ist ein Erfolg, dass für die europäischen Verbraucher durch das Jahr
der Hülsenfrüchte nun mehr Produkte mit Leguminosen-Bestandteilen
verfügbar sind", fügt Marta Vasconcelos hinzu. "Die Studie liefert
wertvolle Informationen für TRUE, da eines der Projektziele die
Entwicklung neuer leguminosenbasierter Produkte ist, um den
Leguminosenverbrauch insgesamt zu steigern. Wir haben jetzt eine gute
Grundlage, mit der wir in den nächsten vier Jahren weiterarbeiten können."

Universität Hohenheim untersucht Wirtschaftlichkeit des Anbaus


Den Wissenschaftlern an der Universität Hohenheim zeigen die Ergebnisse
ihrer portugiesischen Kollegen, dass der Anbau der ökologisch sehr
vorteilhaften Körnerleguminosen in Europa großes Potenzial hat. Um die
gesteigerte Nachfrage mit heimischen Rohstoffen zu decken, müsste er aber
ausgeweitet werden.

Da gibt es derzeit noch einige Hindernisse, an denen die Forscher der
Universität Hohenheim arbeiten: "Ein Problem ist der Mangel an
Ertragssicherheit und Wirtschaftlichkeit", erklärt der Agrarökonom Prof.
Dr. Enno Bahrs. "Wir erforschen daher unter anderem, welche politischen
Förderinstrumente hier greifen könnten."

Hintergrund: Projekt TRUE - TRansition paths to sUstainable 
legume-based systems in Europe

Mit insgesamt 5 Millionen Euro fördert die Europäische Union das Projekt
TRUE (TRansition paths to sUstainable legume-based systems in Europe) im
Rahmenprogramm Horizont 2020. Beteiligt sind 24 Projektpartner aus elf
Ländern - Kroatien, Dänemark, Deutschland, Großbritannien, Griechenland,
Ungarn, Irland, Portugal, Slowenien, Spanien und Kenia. Koordiniert wird
das Vorhaben von Dr. Pietro Iannetta vom James Hutton Institute in
Schottland.

Die Universität Hohenheim erhält über vier Jahre insgesamt Fördermittel in
Höhe von 541.866 Euro. Beteiligt sind: Jun.-Prof. Dr. Andrea Knierim & Dr.
Maria Gerster-Bentaya (Fg. Ländliche Soziologie), apl. Prof. Dr. Sabine
Gruber (Fg. Allgemeiner Pflanzenbau), Dr. Sabine Zikeli (Koordination für
ökologischen Landbau und Verbraucherschutz), Prof. Dr. Enno Bahrs & Dr.
Beate Zimmermann (Fg. Landwirtschaftliche Betriebslehre), Prof. Dr.
Christian Lippert & Dr. Tatjana Krimly (Fg. Produktionstheorie und
Ressourcenökonomik im Agrarbereich) sowie Alicia Kolmans und Henrik Maaß
(Forschungszentrum für globale Ernährungssicherung und Ökosysteme).

Projekt-Homepage:

https://www.true-project.eu/

Facebook und Twitter:

@TrueLegumes

Hintergrund: Globale Ernährungssicherung - Schwerpunktthema an der
Universität Hohenheim

Die Sicherung der globalen Ernährung stellt einen der drei
Forschungsschwerpunkte an der Universität Hohenheim dar. Sie ist zunehmend
durch Klimaveränderungen, den Verlust der biologischen Vielfalt und eine
übermäßige Nutzung der natürlichen Ressourcen bedroht. Die Landwirtschaft
muss einerseits den steigenden Bedarf an Nahrungsmitteln decken, aber auch
berücksichtigen, dass natürliche Ressourcen knapp sind. Hinzu kommt, dass
Veränderungen bei Lebensstil und Essgewohnheiten zu immer mehr
Ernährungsproblemen wie Mikronährstoffmangel und Übergewicht führen.

Das Forschungszentrum für Globale Ernährungssicherung und Ökosysteme (GFE)
an der Universität Hohenheim verbindet Forschungsthemen wie nachhaltige
landwirtschaftliche Produktionssysteme, Qualität und Verfügbarkeit von
Lebensmitteln, Zugang zu den Märkten sowie Verarbeitung, Lagerung und
Nutzung von Lebensmitteln. Ein besonderer Fokus liegt auf der
entwicklungsorientierten Agrarforschung. 

Homepage: www.gfe.uni-hohenheim.de

Text: Elsner

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, Florian Klebs, 12.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FUNDSTÄTTEN/110: Beit Nattif - Archäologen untersuchen Fingerabdrücke auf spätrömischer Keramik (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 13.02.2018

Archäologen untersuchen Fingerabdrücke auf spätrömischer Keramik / Funde
in Beit Nattif (Israel)



Fingerspuren auf Öllampen und Terrakotten zeigten Forschern nun
erstmals, wie Töpfer in einer spätantiken Keramikwerkstatt vor rund 1700
Jahren gearbeitet haben. Prof. Dr. Achim Lichtenberger, Leiter des
Instituts für Klassische Archäologie und Christliche Archäologie der
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster (WWU), untersuchte
Fingerabdrücke auf der Innenseite von tönernen Werkstoffabfällen in Beit
Nattif im heutigen Israel. Der Archäologe kooperierte dabei mit der
US-amerikanischen forensischen Anthropologin Prof. Kimberlee S. Moran von der
Rutgers University-Camden. Die Studie ist aktuell in dem englischsprachigen
Fachmagazin "Antiquity" erschienen.

Die Töpfer pressten für die Fertigung der keramischen Produkte Ton in
Formen, wobei immer wieder plastische Fingerabdrücke im Ton erhalten
blieben. Achim Lichtenberger und seine Kollegin erkannten identische
Abdrücke auf unterschiedlichen Objekten und fanden so heraus, dass eine
Person sowohl Öllampen als auch figürliche Terrakottastatuetten fertigte
- bisher ließ sich das in dieser Eindeutigkeit nicht nachweisen. Die
Fingerspuren waren zudem oft an einer spezifischen Stelle der Lampe
oder der Terrakotte zu finden und veranschaulichen so die Handbewegungen
des Handwerkers. "Er verteilte Ton offensichtlich immer auf dieselbe Weise
in die Form. Man erkennt daran, dass der Handwerker sehr routiniert
arbeitete", erklärt Achim Lichtenberger. Einer der Arbeiter entwickelte
offensichtlich sogar einen neuen Öllampen-Typus mit einem
charakteristischen Dekor, indem er zwei bestehende Typen vereinte. "Dieser
Typus ist sehr selten. Es gibt nur ein bekanntes Exemplar dieser Art",
sagt der münstersche Archäologe. "Die Arbeit zeigt den Versuch, Formen
weiterzuentwickeln - und das endete manchmal auch in einer Sackgasse."




[image: Foto: © Kimberlee S. Moran]

Auf der Innenseite der tönernen Öllampen sind die Fingerabdrücke deutlich
zu erkennen.

Foto: © Kimberlee S. Moran



Die beiden Wissenschaftler widmeten sich rund 700 Objekten, die zu Beginn
des 20. Jahrhunderts in zwei Zisternen gefunden worden waren. Das Material
stammte aus einer Werkstatt, die vermutlich um 300 nach Christus in
Betrieb war. Das Besondere an der Studie war zum einen die einzigartige
Chance, Gegenstände zu untersuchen, die in einem engen Zeitraum von
einer überschaubaren Zahl von Arbeitern gefertigt wurden. Zum anderen
ermöglichte die interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen Archäologie
und Forensik eine umfangreiche Untersuchung. Während Prof. Dr. Achim
Lichtenberger die Fragmente klassifizierte und interpretierte, analysierte
und fotografierte seine Kollegin aus der Forensik die Objekte mit
Streiflicht und bestimmte das charakteristische Profil der Fingerabdrücke,
die während des Brennens auf der Tonoberfläche konserviert worden waren.

In einer zweiten Untersuchungsstufe soll ab Frühjahr eine Spezial-Software
zum Einsatz kommen, um die Fingerspuren zusätzlich EDV-gestützt zu
analysieren. Achim Lichtenberger veröffentlichte 2016 bereits ein Buch
über die Werkstatt in Beit Nattif. Damals bestimmte er zum Beispiel
die Typologie und den Stil der Terrakotten.


Originalpublikation:

Achim Lichtenberger and Kimberlee S. Moran: Ancient fingerprints from
Beit

Nattif: studying Late Roman clay impressions on oil lamps and figurines;
Antiquity; Volume 92, Issue 361, Published online 9 Feb 2018, DOI:
10.15184/aqy.2018.2.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution72

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Westfälische Wilhelms-Universität Münster, Jana Schiller, 13.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/616: Hamburg - Philosophisches Café mit H. U. Gumbrecht, Aussichten auf das Postpolitische, 20.03.18


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2018

Dienstag, 20.3.2018, 19.00 Uhr

PHILOSOPHISCHES CAFÉ

Thema: Horizontverengung? Aussichten auf das Postpolitische

Gast: Hans Ulrich Gumbrecht

Gastgeber: Reinhard Kahl



»Ist Donald Trump ein exzentrischer Einzelfall oder Agent eines
Weltzustandes, der sich nicht mehr schönreden lässt?«

Die Moderne beruht auf einer offenen und gestaltbaren Zukunft. Doch
die Gegenwart wird breit und auf Dauer gestellt. Es soll, solange es
nur geht, so weitergehen. »Zukunft wird als näher kommende und nicht
vermeidbare Bedrohung erlebt, nicht mehr als ein Prospekt von
Möglichkeiten.« Das sind Tages- und Nachtgedanken von Hans Ulrich
Gumbrecht.

Der Literaturwissenschaftler war mit 26 Jahren jüngster Professor in
Bochum. Seit 1989 lehrt er in Stanford, nahm die amerikanische
Staatsangehörigkeit an und fühlt sich, demnächst emeritiert, dort
keineswegs unwohl. Dennoch: »Das Politische, der Glaube an eine offene
und gestaltbare Zukunft ist verloren gegangen.« Nicht nur in den USA.
Trump ist ein Indikator. Er will Politik zertrümmern. Er will
eigentlich keine Zukunft. Er will auch nicht argumentieren. Er will
nur schnelle Resonanz, um seine Leere aufzuladen. Ist er damit nicht
ein Spiegel, ein fataler Zeitgenosse? Da hilft nur noch Denken. Und
das Gespräch. Und die nicht unbegründete Hoffnung auf unerwartete
Morgenröten.

»Je breiter die Gegenwart wird, desto deutlicher artikuliert sich die
Zeit in einer Hektik ohne Richtung, die keine langfristigen
Entwicklungsbewegungen mehr zeigt.«

Mit freundlicher Unterstützung der Udo Keller Stiftung Forum Humanum

Eintritt: EUR 12,--

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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FILM/095: Lichtblick-Kino Berlin - "Königin von Niendorf", in Anwesenheit der Regisseurin, 3.3.2018


Kinderfilm: Königin von Niendorf
D 2017, 67 min, Regie: Joya Thome,
mit Lisa Moell, Mex Schlüpfer, Denny Sonnenschein, Sophie Kluge
FSK: ab 0 Jahre

Sa, 3. März, 14:30 Uhr Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg

in Anwesenheit der Regisseurin Joya Thome



Im März bieten wir dem ganz jungen Publikum mal wieder die Gelegenheit,
mit einer Regisseurin über ihren Film zu diskutieren. Joya Thome wird
am 3. März ihren Film »Königin von Niendorf« im Lichtblick-Kino
vorstellen.

Über den Film

In Brandenburg haben gerade die Sommerferien begonnen, doch die
zehnjährige Lea fährt in diesem Jahr nicht wie sonst mit ihren
Freundinnen ins Ferienlager. Überhaupt findet sie die anderen Mädchen
in ihrer Schule zunehmend seltsamer. Und so kurvt Lea meist allein auf
ihrem Fahrrad durch das Dorf und besucht den Musiker und Aussteiger
Mark, der auf einem verwilderten Bauernhof lebt. Eines Tages
beobachtet Lea bei einem ihrer Streifzüge fünf Jungs, die ein großes
Ölfass über den Zaun der Farbfabrik hieven und mit ihrer Beute auf
einem Fahrradanhänger davonrasen.

Leas Neugier ist geweckt. Bei nächster Gelegenheit folgt sie den Jungs
und entdeckt, dass sie auf einem kleinen See ein Floß gebaut haben.
Doch das Floß ist Eigentum der Bande, und Mädchen sind da auf keinen
Fall erlaubt. Lea will aber unbedingt in die Bande aufgenommen werden
und macht eine Mutprobe. Und von da an scheint der Sommer voller
Abenteuer zu sein.

»Königin von Niendorf« ist in der Vorauswahl zum Deutschen Filmpreis
Lola 2018.

 * 

Quelle:

Lichtblick Kinobüro

Stattkino Berlin e.V.

Hansi Oostinga

Schliemannstr. 5, 10437 Berlin

Telefon 030 / 44 00 88 43, Fax 030 / 44 00 88 45

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: www.lichtblick-kino.org
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LESUNG/1698: Hamburg - STA*-CLUB mit Dirk Pope, »Abgefahren«, 27.03.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2018

Dienstag, 27.3.2018, 10.30 Uhr

STA*-CLUB

Dirk Pope liest aus seinem neuen Roman »Abgefahren«



Viorel ist siebzehn, dick und lustlos. Er ist überhaupt kein Typ für
Action. Er verlässt auch nicht so wahnsinnig gern die Wohnung. Aber
jetzt ist etwas passiert, was sein Leben total auf den Kopf stellt:
Seine Mutter ist gestorben. Heimlich, still und leise, frühmorgens am
Küchentisch. Zwei Tage sitzt sie so da, dann erinnert sich Viorel an
ihren sehnlichen Wunsch, in der rumänischen Heimat am Schwarzen Meer
bestattet zu werden. Wie soll er das hinkriegen, ohne Geld,
Totenschein und Sarg?

Viorel packt seine tote Mutter in einen Schlafsack und legt sie in den
Kofferraum des kleinen Autos. Er fährt im Ruhrgebiet los, gabelt
unterwegs einen verdächtig bleichgesichtigen, schwarz gekleideten und
irgendwie schrägen Anhalter auf, der ihm transsilvanische
Vampirgeschichten erzählt und kurz darauf bei einem tragischen Unfall
ums Leben kommt. Mit nun zwei Leichen im Gepäck reist Viorel weiter,
immer tiefer hinein in den Osten Europas.

Dirk Pope erzählt in »Abgefahren« (Hanser) die Geschichte eines
verrückten, an Skurrilitäten reichen Roadtrips (ohne Führerschein) in
den Wilden Osten. Pope, 1969 geboren, war über zehn Jahre in der
Werbebranche tätig, bevor er Deutsch- und Sportlehrer wurde. Nach
seinem Debüt »Idiotensicher« (2015) ist »Abgefahren« sein zweiter,
gerade frisch erschienener Roman.

Mit freundlicher Unterstützung der Hamburger Literaturstiftung

ab 14, Eintritt frei

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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MUSEUM/775: Bielefeld - "Für eine Stunde Schüler sein" am 18.2.2018


Stadt Bielefeld

Für eine Stunde Schüler sein



Bielefeld (bi). Drei- bis fünfjährige Kinder, die sich schon auf die
Schule freuen, können am Sonntag, 18. Februar, ab 11.30 Uhr im
Historischen Museum für eine Stunde Schüler sein. Beim Kennenlernen
eines Schultages rund um die Ausstellung "Bielefeld macht Schule" wird
auch eigene kleine Schultüte gebastelt. Die Teilnahme kostet sechs
Euro, Anmeldung unter Telefon (0521) 51 36 35.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. Februar 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MUSEUM/774: Münster - Kinder filmen ihre Stadt am 18. Februar 2018


Stadt Münster

Mimi & Mitri Club: Kinder filmen ihre Stadt



Münster (SMS) Etwas Besonderes ist am Sonntag, 18. Februar, um 11 Uhr
für den Mimi & Mitri Club im Stadtmuseum geplant. Ausgerüstet mit
einer Kamera können Kinder im Alter von sechs bis zwölf Jahren einen
Film über Münster drehen. Auf diesem Wege können sie die Stadt ganz
neu entdecken, Details aufzeichnen, die ihnen an ihrer Stadt wichtig
sind, und so ihre Kreativität ausleben. Unterstützt und begleitet
werden sie dabei vom Museumspädagogen Sören Nolte. Um Anmeldung unter
Telefon 02 51/4 92-45 03 oder E-Mail an
MMC@foerderverein-stadtmuseum.de wird gebeten. Treffpunkt ist im
Museumsfoyer (4 Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. Februar 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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TREFFEN/137: Hamburg - Gedankenflieger, "Was ist wirklich wahr?" 28.03.2018


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2018

Mittwoch, 28.3.2018, 9.00/11.00 Uhr

GEDANKENFLIEGER - WAS IST WIRKLICH WAHR?

Isabell Köster philosophiert mit Kindern über Wirklichkeit und
Wahrheit



Frühling liegt in der Luft - Sonnenstrahlen wärmen schon wieder,
schüchterne Krokusse wagen sich ans Licht, und Komplimente gehen uns
leichter über die Lippen. Aber meinen wir auch immer ganz ehrlich, was
wir sagen? Ist es immer gut und ratsam, auf eine Frage mit der ganzen
Wahrheit zu antworten? Kann es nicht auch gute Gründe für eine Lüge
geben? Und ab wann ist eine Unwahrheit eine Lüge?

Diese Fragen und viele andere stellen sich die Kulturwissenschaftlerin
und Literaturhaus-Mitarbeiterin Isabell Köster und Hamburger
Schulkinder, wenn sie gemeinsam mit dem Buch »König Wirklichwahr« von
Edith Schreiber-Wicke und Carola Holland (Thienemann) philosophieren.
Denn auch in diesem Buch zeigt sich, dass die Wahrheit manchmal nur
schwer zu ertragen ist und es viel Mut dafür braucht, ehrlich zu sein.
Aber sollte man deshalb lieber lügen? Der kleine König Wirklichwahr
weiß eine Antwort, und sicher ist auf jeden Fall: Es gibt nur selten
eine einzige Wahrheit.

Wir freuen uns darauf, zusammen mit den Grundschulkindern auch all die
anderen kleinen und großen Wahrheiten zu entdecken, nach ihrem
Ursprung zu fragen und ihren Folgen nachzuspüren. Kreativ werden wir
dann beim Malen und Basteln in unserem druckfrischen
Gedankenflieger-Magazin, wo es viel Raum, Farben und Formen für unsere
eigene Wahrheitsfindung und unsere Gedanken dazu gibt. Denken macht
Spaß - wirklich wahr!

In Kooperation mit der Bundeszentrale für politische Bildung

ab 5, Eintritt: EUR 80,- pro Klasse

Anmeldung erforderlich: per E-Mail an

gedankenflieger@literaturhaus-hamburg.de

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit: Carolin Löher

Kommunikation

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20 55, Fax: 040/220 66 12

E-Mail: cloeher@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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AUSSTELLUNG/9379: Berlin - Eckart Hahn, "Der schwarze Hund trägt bunt", Haus am Lützowplatz bis 8.4.18


Pressemitteilung von: Haus am Lützowplatz

Eckart Hahn "Der schwarze Hund trägt bunt"

Das Haus am Lützowplatz zeigt die erste Berliner institutionelle
Einzelausstellung des Malers Eckart Hahn.

Laufzeit: 19. Januar - 8. April 2018



Eckart Hahns Werke strahlen trotz ihrer schwer zu enträtselnden
Ab- und Hintergründigkeit eine geheimnisvolle Ruhe und Gelassenheit
aus. Nichts erscheint in ihnen zufällig oder willkürlich. Es ist eine
durchkomponierte und vom Künstler in allen Teilen beherrschte
Bildwelt. Auf der Basis einer hohen handwerklichen Präzision werden
die Motive in voller Ernsthaftigkeit und Detailgenauigkeit
präsentiert. Eckart Hahn ist ein Virtuose in der Darstellung von
Stofflichkeiten, verbunden mit einer subtilen Lichtführung, die den
stumpfen und eher nüchternen Eigenschaften der Acrylfarbe
bemerkenswerten Glanz abringt. Die Kompositionen sind meistens
bühnenartig angelegt. Diese Bildform ermöglicht eine private, ja
intime Begegnung mit den Motiven, die sich wegen ihrer Fremdartigkeit
einem leichten Zugriff verwehren. Eckart Hahns Szenen gehorchen der
Logik eines Kammerspiels, bei dem sich die Wirkung von neuartigen
Dingkombinationen wie in einem stillen Drama entfaltet und dabei der
Welt des Traums nahekommt, ohne jedoch surreal zu wirken.

Zur Ausstellung, die im Anschluss noch in der Neuen Galerie
Gladbeck(14.4.-15.6. 2018) und im Museum Villa Roth in Burgrieden
(25.6.-3.10.2018) gezeigt werden wird, erscheint bei Distanz ein
Katalogbuch:

ECKART HAHN. DER SCHWARZE HUND TRÄGT BUNT

Herausgegeben von Cai Wagner

Hardcover, 272 Seiten

ISBN 978-3-95476-221-7

Buchhandelsausgabe: 49,- Euro

Preis in der Ausstellung: 35,- Euro

Programm

Donnerstag, 8. Februar 2018 um 19 Uhr

Künstlergespräch mit Eckart Hahn

Mittwoch, 28. Februar 2018 um 19 Uhr

Rundgang durch die Ausstellung mit dem Künstler und Autor Sven Drühl

Mittwoch, 21. März 2018 um 19 Uhr

Lesung von Bildbetrachtungen aus dem Katalogbuch mit Katja Riemann

Besucherinformation

Haus am Lützowplatz

Fördererkreis Kulturzentrum Berlin e.V.

Lützowplatz 9

10785 Berlin

www.hal-berlin.de

Öffnungszeiten

Dienstag-Sonntag 11-18 Uhr

Montag geschlossen (außer an Feiertagen)

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 222 83 - 181, Fax: 0221 / 222 83 - 322

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/9378: Wien - Das Wiener Aquarell, Albertina 15. Februar bis 13. Mai 2018


Pressemitteilung von: Albertina

Das Wiener Aquarell

Eröffnung: Donnerstag, 15. Februar 2017 | 18.30 Uhr Musensaal der ALBERTINA

Es sprechen:

PROF. DR. KLAUS ALBRECHT SCHRÖDER, Generaldirektor der Albertina

DR. MARIA LUISE STERNATH, Kuratorin der Ausstellung, Albertina

Musikprogramm: Neue Wiener Concert Schrammeln



Transparenz, Strahlkraft der Farben und atmosphärische Wirkung sind
die besonderen Qualitäten der Wiener Aquarellmalerei des 19.
Jahrhunderts. Virtuose Stadtansichten und Landschaften,
detailverliebte Porträts, Genrebilder und Blumenstücke bilden den
reichen Motivschatz.

Den Höhepunkt erreicht das Wiener Aquarell im Biedermeier: Jakob Alt,
Matthäus Loder, Thomas Ender, Peter Fendi und Moritz Michael Daffinger
zählen zu den bedeutendsten Künstlern dieser Zeit. Später sind es dann
Anton Romako und August von Pettenkofen.

Überragend aber sind die Werke von Rudolf von Alt aus seiner mehr als
siebzigjährigen Schaffenszeit. Sie zählen zu den erlesensten
Beispielen der Aquarellmalerei und begleiten den großen Bogen der
Kulturgeschichte vom Biedermeier bis zur Kunst um 1900.

Die Ausstellung zeigt einen Bilderreigen von außerordentlicher
Schönheit, der die hauseigenen Schätze sowie bedeutende Leihgaben
präsentiert und den hohen Stellenwert des Wiener Aquarells für die
Kunst des 19. Jahrhunderts eindrucksvoll belegt.

Kuratorinnenführung

Mittwoch, 11. April 2018 | 17.30 Uhr

Die Ausstellung ist von 16. Februar bis 13. Mai 2018 zu sehen.

Albertina

Albertinaplatz 1

1010 Wien

Öffnungszeiten

Täglich | 10 bis 18 Uhr

Mittwoch & Freitag | 10 bis 21 Uhr

An allen Feiertagen gelten die für den jeweiligen Wochentag
vorgesehenen Öffnungszeiten.
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Indien im Visier der Trump-Strategen

von Edgar Benkwitz



Viele Inder werden verwundert den Medien entnommen haben, dass ihr Land
"eine führende globale Macht" ist und eine "Führungsrolle in der Sicherheit
des Indischen Ozeans und der Region" einnimmt. So verkündet in der im
Dezember vorgestellten Nationalen Sicherheitsstrategie der USA, der ersten
unter Präsident Trump. In Indien wurde derartiges bisher nicht behauptet,
selbst extrem nationalistische Politiker halten sich damit zurück. Zu groß
sind die inneren Probleme, die dem Land wie ein Klotz am Bein hängen. Zu
groß sind auch die ungelösten Fragen mit einer Reihe von Nachbarstaaten,
die Indien mangels Kraft und Ressourcen nicht in seinem Sinn beeinflussen
kann. Letztendlich fehlt nach wie vor die wirtschaftliche Stärke - wie sie
etwa China zeigt - um einen substantiell gestaltenden Einfluss auf Prozesse
der internationalen Beziehungen auszuüben.

Realistische Kräfte weisen deshalb darauf hin, dass diese überzogene
Kennzeichnung der Rolle Indiens ein Ausdruck des veränderten Herangehens
der USA an das Geschehen in Asien ist. Während Indien neuerdings hoch
gelobt wird, findet eine Verteufelung Chinas statt. Selbst ein einfacher
Blick auf den 70-seitigen Text des Dokuments verdeutlicht das: Indien wird
achtmal, und zwar nur positiv, China hingegen dreiunddreißigmal, jedoch
durchgehend negativ, erwähnt. Die Trump-Administration will ganz
offensichtlich den Machtverlust der USA in Asien durch die Einbeziehung
Indiens in seine Pläne - als Gegengewicht zu China - kompensieren.

Natürlich fühlen sich einflussreiche Kreise in Indien geschmeichelt, von
der Weltmacht USA umworben zu werden. Ein immer schon vorhandenes
Wunschdenken wird angesprochen, das seine Wurzeln in der Größe des Landes
mit seiner Milliardenbevölkerung, in seinem uralten Beitrag zur Weltkultur,
aber auch in einem zutiefst sitzenden, durch den Hinduismus geprägten
Nationalismus hat. Premierminister Narendra Modi gab diesen Gefühlen
Ausdruck, als er Präsident Trump bei einem Treffen in Manila für die
"äußerst guten Worte" über Indien dankte und versicherte, Indien werde
versuchen "den Erwartungen der USA" zu entsprechen. Die so entstandene
etwas eigenartige Situation für Indien brachte die Times of India 
süffisant mit der Bemerkung zum Ausdruck: "Indien ist wahrscheinlich das
einzige bedeutende Land, das gegenwärtig ein "normales" Verhältnis zu
Trumps Amerika hat".

Die strategischen Begehrlichkeiten der USA sind demnach nicht auf Sand
gebaut. Seit ihrer Machtübernahme vor nahezu vier Jahren haben die
hindunationalistischen Kräfte die Anstrengungen verstärkt, Indien auf dem
Weg zu einer wirkungsvollen Großmacht voran zu bringen. Eine ansehnliche
wirtschaftliche Entwicklung wie auch eine bedeutende Aktivierung seiner
Diplomatie führten zu einer Festigung der internationalen Stellung des
Landes. Als wichtige Statussymbole gelten der Besitz atomarer Waffen und
ein ansehnliches Raketenarsenal.

Eine Schlüsselrolle in diesem Bemühen ist dem Ausbau der Beziehungen mit
den USA zugedacht. Politische, wirtschaftliche, militärische und
technologische Aspekte sollen sich in einer Strategie bündeln, mit der das
Eigengewicht des Landes insgesamt - vor allem aber mit Blick auf China,
gestärkt werden soll. In dieses Bemühen hakt jetzt die Trump-Administration
ein. Schon vor einiger Zeit wurden auf einer Reihe von Gebieten "parallele
Interessen" beider Staaten herausgearbeitet, es folgte die Einstufung
Indiens als ein Major Defence Partner der USA, wonach Indien bei
Waffenlieferungen und militärischem Technologietransfer wie ein
Bündnispartner behandelt wird. Ferner soll Indien stärker in das asiatische
Geschehen eingebunden werden. So verkündet die neue "Afghanistan-Strategie"
- zum Ärger Chinas und Pakistans - Indien als einen unverzichtbaren Partner
bei der Lösung der dortigen Probleme. Auch der althergebrachte Begriff der
"asiatisch-pazifischen Region" - noch von Präsident Obama gebraucht - wurde
durch Trump aus dem US-Sprachgebrauch entfernt und durch "indo-pazifische
Region" ersetzt, so geostrategisch einen Raum anzeigend, der sich zwischen
den USA und Indien erstreckt. Und schließlich deutete US-Außenminister
Tillerson gar ein bevorstehendes goldenes Zeitalter an, indem er von einer
"einhundertjährigen Partnerschaft" seines Landes mit Indien sprach!

Doch in den Höhenflug eines Großmachtdenkens, das davon träumt, mit den USA
über einen starken Partner in allen Lebenslagen zu verfügen, mehren sich
verstärkt Zweifel. Trumps unberechenbare Politik, sein Vorgehen gegen
Freihandel und internationalen Klimaschutz sowie die restriktiven Maßnahmen
gegen ausländische Arbeitskräfte in den USA berühren unmittelbar indische
Interessen. Das trifft auch auf die konfrontative Politik in Fernost und im
Nahen Osten sowie gegenüber dem Iran zu. Eine aufkeimende Sorge ist zu
spüren, dass Indien langfristig auf Positionen gedrängt wird, die mit den
nationalen Interessen des Landes nicht zu vereinbaren sind. So begrüßt man
natürlich, dass Trump gegenüber Pakistan in der Frage des Terrorismus zu
drastischen Maßnahmen greift. Doch wird das Pakistan nicht noch stärker in
die Arme Chinas treiben und damit noch unerreichbarer für Indien machen?
Ein konfrontativer Kurs gegenüber China würde Indien eher schaden als
nützen, denn eine Lösung der Grenz- und Territorialprobleme rückte damit in
weite Ferne. Dialog und Verständigung, die in den letzten Jahren zu einem
festen Mechanismus geworden sind, wären gefährdet. Und was ist mit dem im
US-Sicherheitspapier verfemten Russland? Seit Jahrzehnten ist es der
wertvollste Partner Indiens, dem das Land einen Großteil seiner
militärischen Ausrüstung und eine vertrauensvolle politische Zusammenarbeit
verdankt.

Als Nagelprobe vor allem im Verhältnis zu Russland und China könnte sich
das von den USA angeschobene "Quad-Bündnis"(Quadrilaterale Strategische
Allianz) erweisen, das Japan, Australien, die USA und Indien umfassen soll.
Zurückgreifend auf eine alte Idee Japans von 2007, die nie zum Tragen kam,
wurde es von Trumps Strategen hervorgekramt und in Manila im November 2017
wiederbelebt. In der neuen Sicherheitsstrategie der USA wird es unverblümt
als ein Mittel bezeichnet, um Chinas Einfluss entgegenzutreten. Vorerst nur
auf hoher Beamtenebene konstituiert, soll es demnächst zu einem Treffen von
Ministern aufgestockt werden. China und Russland haben bereits vor dieser
Allianz gewarnt. In Indien gibt es Kritik an der Teilnahme des Landes. Es
wird darauf verwiesen, dass Indien als Mitglied der Schanghai-Gruppierung
Verpflichtungen gegenüber Russland und China eingegangen ist, die sich wohl
kaum mit den möglichen Zielen des Quad-Bündnisses vertragen werden.

In den Zeiten eines sich schnell ändernden Kräfteverhältnisses in Asien
setzt die indische Regierung auf ein verstärktes Zusammengehen mit den USA.
Sie meint, damit den Interessen des Landes und kommenden Herausforderungen
am besten dienen zu können. Ohne Zweifel kann mit Unterstützung der USA auf
vielen Gebieten die notwendige Entwicklung des großen Landes vorangetrieben
werden. Das wäre ein echter Beitrag auch zur Sicherheit der USA, denn
Hunger, Armut, Epidemien, Klimaveränderungen und andere globale
Erscheinungen bedrohen auch dieses Land. Doch die neue nationale
Sicherheitsstrategie erwähnt diese Probleme nicht. Dafür wird die Dominanz
des Militärischen sichtbar, ist die Rede von Rüstungsprogrammen, Macht,
Einfluss und Interessen. Statt globaler wirtschaftlicher Integration und
Kooperation ist der Ungeist der Konfrontation zwischen den Großmächten zu
spüren.

Die Außenminister Russlands und Chinas hinterließen bei ihrer
traditionellen jährlichen Konsultationsrunde mit Indien im Dezember in Neu
Delhi Empfehlungen an ihre indische Kollegin. Sie lauten, dass eine
Sicherheitsarchitektur im asiatisch-pazifischem Raum nicht durch
Blockbildung geschaffen werden kann. Vielmehr durch Vertrauen und
Zusammenarbeit.
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Präsidentschaftswahlen in Russland: Hinter der Kandidatur von Xenia
Sobtschak

Von Clara Weiss

14. Februar 2018



Die prominente Präsidentschaftskandidatin Xenia Sobtschak bereiste
vergangene Woche drei Tage lang die USA, wo sie sich mit Politikern traf
und bei Thinktanks auftrat. Ihre Kandidatur dient dem Bemühen von Teilen
des Kremls, Kanäle für eine Wiederannäherung an den US-Imperialismus zu
suchen und die Reihen innerhalb der herrschenden Klasse zu schließen.

Zum Abschluss ihres Besuchs hielt Sobtschak am 8. Februar einen Vortrag am
Harriman Institute der Columbia University, einem der wichtigsten
Denkfabriken zur Außenpolitik des US-Imperialismus gegenüber der ehemaligen
Sowjetunion. Zuvor hatte sie sich zweieinhalb Tage in Washington
aufgehalten, wo sie das Center for Strategic and International Studies
(CSIS) besuchte, an der Georgetown University sprach und auf Einladung des
Weißen Hauses an einem nationalen Gebetsfrühstück teilnahm. Sie gab
außerdem Interviews für CNN und andere Sender.

Es ist anzunehmen, dass vor dieser Reise - abgesehen von einer kleinen
Schicht der politischen Elite - niemand in den USA oder Westeuropa etwas
über Xenia Sobtschak wusste. In Russland ist sie allerdings eine der
bekanntesten Personen des öffentlichen Lebens. Als Tochter von Anatoli
Sobtschak, in den 1990ern Bürgermeister von St. Petersburg und Mentor von
Wladimir Putin sowie Dmitri Medwedew, ist sie seit ihrer Kindheit Teil der
herrschenden Kreise Russlands. Die Familie Sobtschak stand mitten im
Zentrum der brutalen Mafiakriege, bei denen es um wirtschaftliche Kontrolle
und politische Macht ging und die die 1990er Jahre beherrschten. Xenia
Sobtschak zählt viele derjenigen zu ihren engsten Freunden, die den
sowjetischen Staat zerstört und geplündert haben.

Anfänglich machte sie sich als "russische Paris Hilton" einen Namen. Sie
posierte für den russischen Playboy und spielte in diversen
Reality-TV-Shows. Gleichzeitig hat sie, wie viele Kinder der russischen
politischen Elite, ein Studium am Staatlichen Moskauer Institut für
Internationale Beziehungen (MGIMO) absolviert, an dem traditionell der
Kader für den russischen Regierungs- und Staatsapparat ausgebildet wird. In
den letzten Jahren hat sie als selbst ernannte Führerin der liberalen
Oppositionsbewegung und der Proteste in Russlands Hauptstadt von 2011-2012
politische Ambitionen bekundet.

Ihre gegenwärtige Präsidentschaftskandidatur wird formell von der
Zivilinitiative unterstützt, eine von vielen, oft kurzlebigen,
pseudoliberalen Parteien und Gruppierungen. Umfragen zeigen, dass sie am
18. März weniger als 1 Prozent der Stimmen erhalten könnte.

Xenia Sobtschak hat ihre Kandidatur bekanntgegeben, kurz nachdem der
wichtigste Führer der sogenannten liberalen Opposition, Alexei Nawalny, von
der Teilnahme ausgeschlossen worden war. Sie tritt in Konkurrenz zu
Wladimir Putin an, dessen Wahlsieg allgemein erwartet wird. Nawalny spricht
sich nachdrücklich gegen die Kandidatur von Sobtschak aus und plädiert
stattdessen für den Boykott der Wahlen.

Die offenkundigste Frage in Bezug auf ihre Kandidatur lautet: Was wird
damit bezweckt?

Sobtschak hat selbst bekannt, dass sie persönlich mit Putin gesprochen hat,
bevor sie ihre Kandidatur bekanntgab. Nicht nur von den amerikanischen,
sondern auch von den russischen staatlichen Medien wurde über ihre gesamte
Reise in die Vereinigten Staaten umfassend berichtet.

Bei ihren Referaten am CSIS in Washington und am Harriman Institute in New
York unterstrich sie ihre Orientierung auf den Westen und ihr Bekenntnis zu
einer Politik im Stil der orangenen Revolutionen. Ihre Phrasen über
"Liberalismus", "Demokratie", "Transparenz" und "Ehrlichkeit" gehören zu
einem Drehbuch, das mittlerweile jedem bekannt ist, der die Machenschaften
der Außenpolitik des US-Imperialismus und seiner Lakaien in der ehemaligen
Sowjetunion verfolgt. Wenn man diese Phrasen beiseitelässt, läuft ihr
Programm auf Folgendes hinaus:

• Annäherung an die Nato und speziell an die USA sowie Schritte zur
Integration Russlands in die Europäische Union. Damit verbunden wäre eine
deutliche Verringerung der Militärausgaben (sie betragen zurzeit 20 Prozent
des russischen BIPs).

• Bedingungslose Verteidigung des Privateigentums ("Eigentum ist
heilig") und die Notwendigkeit eines "starken Staats", um es zu
verteidigen.

• Die Öffnung Russlands für ausländische Investoren, darunter das
Recht von Ausländern, in Schlüsselindustrien wie z. B. Öl und Gas zu
investieren und Teile davon zu besitzen.

Ihre leeren Parolen über die Verbesserung des Bildungssystems oder ihre
Klagen über den schlechten Zustand der Krankenhäuser sind natürlich reine
Augenwischerei. Die Öffnung und der Umbau seiner Wirtschaft würde Russland,
das jetzt auf wirtschaftlicher Ebene im Wesentlichen eine Halbkolonie des
Weltimperialismus ist, zu einer vollständigen Spielwiese des Imperialismus
und seiner Konzerne machen. Das würde zu massiven Angriffen auf den bereits
jetzt dramatisch niedrigen Lebensstandard der Arbeiterklasse führen.

Die "Demokratie", die Sobtschak sich vorstellt, ist die "Demokratie" und
"Freiheit" der Oligarchen und aufstrebenden Unternehmer, einen möglichst
großen Teil jenes Vermögens an sich zu reißen, das ihrer Meinung nach viel
zu stark von Putin, seinen Freunde und Verbündeten sowie dem Staat
kontrolliert wird.

In ihrer Rede vor dem Harriman Institute erklärte Sobtschak, sie führe
eingehende Gespräche mit dem Ex-Oligarchen Michail Chodorkowski. Putin
hatte Chodorkowski vor allem deshalb ins Gefängnis gesteckt, um den
Ausverkauf der russischen Ölindustrie an amerikanische Firmen zu
verhindern.

Chodorkowskis Inhaftierung wurde von breiten Schichten der Bevölkerung
unterstützt. Die Menschen waren empört über die kriminelle Energie, mit der
Chodorkowski in den 1990er Jahren zu seinem Reichtum gekommen war. Ende
2013 hat Putin ihn freigelassen, um die imperialistischen Mächte zu
beschwichtigen und den Weg für eine Wiederannäherung freizumachen - ein
Schritt, der nicht den vom Kreml erhofften Erfolg brachte. Im Gegenteil,
mit dem Staatsstreich in der Ukraine sind sowohl die USA als auch die EU
auf einen Kurs aggressiver Konfrontation mit Russland eingeschwenkt.

Obwohl sie für eine Politik eintritt, die sich an die liberale Opposition
und eine Bewegung im Maidan-Stil anlehnt, lehnt Xenia Sobtschak die
Wiederholung einer solchen Bewegung in Russland ab. Den Boykottaufruf von
Nawalny hält sie für "zu radikal". Ihr Ziel ist vielmehr, in den nächsten
sechs Jahren "Putin zu beeinflussen, das System zu beeinflussen", indem sie
einen gewissen Stimmenanteil erringt.

In einem aufschlussreichen Moment im Harriman Institute warnte sie, dass
alles andere zu einer Revolution führen könnte, "die ganz anders sein würde
als unsere" (d.h. ganz anders als die von der liberalen Opposition
vorgeschlagene), eine die "sehr viel radikaler wäre, als selbst Nawalny sie
vorschlägt. Und niemand will das. Deshalb sollten wir es auf den Rahmen von
Diskussionen beschränken." Das heißt, von Diskussionen, die natürlich nur
innerhalb der herrschenden Kreise geführt werden und hinter dem Rücken der
Bevölkerung.

Sie schlug explizit vor, einen "Kompromisskandidaten" für Putins Nachfolge
zu finden. Ihr Vorschlag ist der ehemalige Finanzminister Alexei Kudrin,
einer von Putins engsten Beratern und ein Liebling der internationalen
Finanzelite.

Sobtschaks Kandidatur ist Ergebnis und Ausdruck der tiefen Krise der
russischen Oligarchie.

Vor dem Hintergrund der zunehmenden Konfrontation mit dem US-Imperialismus
haben sich die Machtkämpfe hinter den Toren des Kremls verschärft. Gleb
Pawlowski, ein ehemaliger Berater Putins, der jetzt für die amerikanische
imperialistische Denkfabrik Carnegie arbeitet, schrieb im letzten Herbst:

"[Es] ist jetzt möglich über ein System zu sprechen, das ohne Putin läuft.
Er handelt nicht in Übereinstimmung mit seinem inneren Kreis. Jeder
misstraut dem anderen, weil der Präsident immer kleinlicher eingreift, um
die Machtkämpfe innerhalb der Elite zu beheben ... Die Atmosphäre im
Regierungsapparat wird immer angstvoller und die Rivalität mit den
Geheimdiensten verschärft sich. Verhaftungen in Kreml-Kreisen erfolgen
nicht entsprechend 'Putins Plan', von oben verordnet, sie sind vielmehr ein
Ausdruck des Machtkampfs ... Das kurzfristige politische Ziel ist nicht ein
Russland nach Putin, sondern die Planung des Übergangs. Es ist jedoch
bemerkenswert, dass die Diskussionen sich alle darum drehen, das System
aufrechtzuerhalten und nicht Putin."

Diese Machtkämpfe werden nicht nur durch die Angst vor einem Krieg mit den
USA angeheizt, sondern auch durch die zunehmenden Klassenspannungen in
Russland und international. Während die Armut und die soziale
Unzufriedenheit in Russland gewachsen sind, hat der Kreml ohne Zweifel mit
sehr viel Angst den Ausbruch von Kämpfen der Arbeiterklasse im Nahen Osten
und in Europa beobachtet.

Aufseiten Putins und von Teilen der russischen Oligarchie gibt es starke
Befürchtungen, dass eine Zunahme der Machtkämpfe innerhalb der Elite,
darunter auch mit der liberalen Opposition, zu Unruhen in der russischen
Arbeiterklasse beitragen könnte. Xenia Sobtschak, die von den brutalen
Machtkämpfen innerhalb der Oligarchie in den 1990ern geprägt wurde und sie
hautnah miterlebt hat, teilt diese Befürchtungen.

Im Unterschied zu Nawalny repräsentiert sie einen Flügel der Oligarchie und
der oberen Mittelklasse, die die Wiederholung einer Bewegung im Maidan-Stil
in Russland für unrealistisch und zu destabilisierend hält. Ihrer Meinung
nach können und müssen die "strittigen Fragen", d.h. in welchem Maße
Russlands Markt für das ausländische Kapital geöffnet werden sollte und wie
die Wiederannäherung an den Westen erreicht werden kann, hinter
verschlossenen Türen von den Vertretern der liberalen Opposition, des 
US-Imperialismus und der herrschenden Kreise des Kremls besprochen werden.
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Die Rehabilitierung des Kolonialismus?

Umdeutungen kolonialer Geschichte und Gegenwart im Kontext der Kontroverse
um die Umbenennung von Straßennamen

von Tobias Schmitt



Dass Veränderungen nicht immer allen gefallen, mag zunächst einmal nicht
besonders überraschend sein. Doch dass die geplante Umbenennung von
Straßen, die nach einflussreichen Protagonisten der deutschen Kolonialzeit
benannt sind, nicht nur auf lokaler Ebene, sondern auch auf überregionaler
und nationaler Ebene immer wieder zu vehementen Widerständen und
zahlreichen Abwehrreaktionen führt, lässt vermuten, dass es dabei um mehr
geht als lediglich um die Angst vor Veränderungen. Doch um was wird dabei
eigentlich gestritten und was wird dabei mit verhandelt?

Am 1. Juni 2017 veröffentlichte die konservative Tageszeitung Die
Welt einen Kommentar ihres ehemaligen Redakteurs Alan Posener zur
Umbenennung von Straßennamen im sogenannten 'Afrikanischen Viertel' in
Berlin unter der Überschrift "Deutscher Auslöschungsfuror". Einen Tag
später wurde die Überschrift in "Neuer Kolonialismus" abgeändert (Posener
2017c). Darauf aufbauend veröffentlichte Posener bereits einen Monat später
einen weiteren Artikel in der Welt - diesmal allerdings unter der
Rubrik 'Analyse' - mit der bezeichnenden Überschrift: "Es war nicht alles
schlecht am Kolonialismus" (Posener 2017a). Schon die verwendeten
Überschriften lassen erkennen, in welche Richtung die diskursiven
Interventionen Alan Poseners - einst Mitstreiter in der 'Achse des Guten' -
abzielen: Es geht um die Frage nach dem Umgang mit der deutschen
Kolonialgeschichte und kolonialen Gegenwart und um den Kampf um
Deutungshoheit.

Eine kurze Analyse dieser beiden Artikel bietet somit die Möglichkeit, sich
mit den gängigen Argumentationsmustern und Abwehrmechanismen in der Debatte
um Straßenumbenennungen auseinander zu setzen und insbesondere die darin
eingewobenen Versuche einer (Neu)Bewertung der (deutschen) Kolonialzeit
aufzuzeigen.

Würdigung von Kolonialverbrechern



In der Umbenennung von Straßen, die auch heute noch nach
Kolonialverbrechern benannt sind, sieht Alan Posener einen Akt der
"retroaktiven Säuberung" (Posener 2017c). Genau wie Stalin, der "seine in
Ungnade gefallenen Genossen aus Fotos wegretuschieren" (ebd.) ließ, werde
dadurch das Stadtbild ständig retuschiert, "damit wir nicht mit der
Tatsache konfrontiert werden, dass wir früher anders getickt haben" (ebd.).
Eine Straßenumbenennung wird dadurch von einem politischen Akt eines
verantwortungsvollen Umgangs mit Geschichte und Erinnerungskultur in einen
Akt der Tilgung von Erinnerung und der Geschichtsvergessenheit umgedeutet.

Zunächst ist es ja durchaus richtig, dass Straßennamen als Erinnerungsorte
fungieren, über die bestimmte Ereignisse und Persönlichkeiten geehrt und in
Erinnerung gehalten werden (vgl. Kwesi Aikins und Hoppe 2015). Über die
Entscheidung, wessen Namen auf Straßenschilder und damit in die
Adresszeilen vieler Menschen geschrieben werden, entscheidet sich letztlich
auch, wessen Namen sich in das kollektive Gedächtnis einer Stadt und einer
Gesellschaft einschreiben. Damit können Straßenschilder auch als Zeiger für
den gesellschaftlichen Umgang mit Geschichte und als Positionierung
hinsichtlich bestimmter historischer Ereignisse gelesen werden. So
verweisen die vielen Bonhoeffer- und Stauffenbergstraßen in Deutschland auf
eine bestimmte Art der Erinnerungskultur an die Zeit des deutschen
Nationalsozialismus, über die bestimmte Formen des Widerstandes benannt,
andere jedoch ausklammert werden. Eine Goebbels- oder gar Hitlerstraße
sucht man in Deutschland vergebens - und wären auch in den bestehenden
gesellschaftlichen Verhältnissen zum Glück undenkbar.
 Dies löscht jedoch nicht die Erinnerung an die Gräueltaten des
Nationalsozialismus aus, sondern verweigert lediglich, einen Ort zu
schaffen, an dem eine positive Bezugnahme möglich wäre. Gleichzeitig wären
solche Straßennamen für Anwohner*innen, Passant*innen, Tourist*innen und
vor allem für Überlebende des Holocaust unerträglich. Gerade die
Vorstellung von Straßen, die nach bekannten Persönlichkeiten des
Nationalsozialismus (und leider nur den "bekannten") benannt sind, macht
die Absurdität des Festhaltens an Straßennamen, die an Kolonialverbrecher
erinnern, schmerzhaft deutlich.

Im konkreten Fall geht es um die Umbenennung des Nachtigalplatzes, der
Lüderitzstraße und der Petersallee. Sowohl Gustav Nachtigal als auch Adolf
Lüderitz und Carl Peters eigneten sich in West und Ost-Afrika große Gebiete
mittels Betrug, Erpressung und Gewalt an und legten damit die Grundlage für
die deutsche Kolonialexpansion. Insbesondere Carl Peters war für seine
ausgeprägten rassistischen Positionen und seine brutale Vorgehensweise
bekannt, so dass er in Tansania den Spitznamen mkono wa damu (Hand mit
Blut) (Initiative Schwarzer Menschen in Deutschland 2017) und in
Deutschland den Namen 'Hängepeters' erhielt. Nachdem er aufgrund seines
brutalen Vorgehens 1897 unehrenhaft aus dem Staatsdienst entlassen wurde,
entdeckten ihn die Nationalsozialisten für ihre Zwecke neu. In der
Hoffnung, dadurch das Kolonialbewußtsein in der Bevölkerung wieder zu
beleben, inszenierten sie Peters als "Herrenmenschen" und "Großen
Deutschen" (Kwesi Aikins und Hoppe 2015: 530) und benannten schließlich
1939 die Petersallee nach ihm.

1986 wurde die Petersallee von der SPD-geführten Bezirksversammlung
umgewidmet. Sie sollte nun nicht länger nach Carl Peters, sondern vielmehr
nach dem Widerstandskämpfer im Nationalsozialismus Hans Peters benannt
sein, ohne dass dabei ein umständlicher Umbenennungsprozess von Nöten wäre.
Auch für den Nachtigalplatz ließe sich ein bekannter Vogel finden und die
Lüderitzstraße könne, so der Journalist Gunnar Schupelius in der Berliner
Zeitung, nach der Stadt und nicht nach der Person Lüderitz benannt werden.
Überhaupt plädiert Schupelius für einen etwas entspannteren Umgang mit der
deutschen (Kolonial)Vergangenheit (Schupelius 2017).

Eine solche Umdeutung anstelle einer Umbenennung kann jedoch nur als Weg
des geringsten Widerstandes verstanden werden, durch den eine tiefer
gehende Aufarbeitung mit der deutschen Kolonialgeschichte umgangen oder gar
verhindert wird. Im konkreten Fall der Berliner Straßennamen sollten die
Straßen ganz bewusst nach Widerstandskämpferinnen gegen die
Kolonialbesetzung umbenannt werden. Allerdings, so die berechtigte Kritik
von Angehörigen der Herero, sollten diese auch einen direkten Bezug zur
deutschen Kolonialgeschichte aufweisen und nicht, wie zwei der drei von der
Jury vorgeschlagenen Personen, vor allem Widerstand gegen die
portugiesische oder britische Kolonialbesatzung geleistet haben (Berliner
Zeitung 2017). Dies würde die Kolonialgeschichte wieder zur Geschichte der
Anderen machen, was an der ursprünglichen Intention der Umbenennung
vorbeigeht und eine kritische Auseinandersetzung mit der eigenen Geschichte
eher vermeidet.

Umdeutungen als Provokation und Intervention



Doch die eigentliche Stoßrichtung von Poseners Argumentationsweise zielt
nicht auf die Verhinderung der Umbenennung. Was ihn viel mehr umtreibt, ist
die Frage nach der Deutungshoheit: Wer darf über den Umgang mit der
gewaltvollen deutschen Geschichte entscheiden - und am Ende gar darüber
urteilen?

Posener spricht von einer "geheimen Jury", die der Tagesspiegel nun jedoch
"enthüllt" habe, die vor allem aus Mitgliedern "afrikanischer Herkunft"
bestehe - was er mit deren Vor- und Nachnamen zu belegen glaubt. Zudem
seien die Beteiligten eng vernetzt seien und würden sich immer wieder bei
Seminaren, Tagungen und Workshops der "akademischen Szene" treffen. Hier
scheint Posener einer ganz großen Verschwörung auf der Spur - bei genauerem
Hinsehen beschreibt er damit aber lediglich den ganz normalen und relativ
unspektakulären Alltag von Wissenschaftler*innen.

Jedoch kommt er dann zu seinem eigentlichen Punkt: dem "typisch deutschen
Auslöschungsfuror". Seine geschichtsrevisionistische Argumentationsweise
baut u.a. darauf auf, den Begriff der "Betroffenen" umzudeuten. Als
"Betroffene" will Posener nicht diejenigen verstanden wissen, die unter dem
deutschen Kolonialismus gelitten haben - die unzähligen Toten, Versklavten,
Vergewaltigten, Unterdrückten, Ausgebeuteten und deren Nachkommen.
"Betroffene" sind für ihn auch nicht Schwarze Menschen, die durch die
Benennung von Straßen mit Namen von Kolonialverbrechern wie Peters oder
Lüderitz in besonderer Weise an die Kolonialgeschichte erinnert werden und
über diese Art der symbolischen Gewalt immer wieder re-traumatisiert werden
können. Nein, 'die Betroffenen' sind für Posener 'die Arbeiter', 'kleinen
Angestellten' und 'Beamte' (natürlich nur in der männlichen Variante), die
er als 'Eingeborene' bezeichnet und die angeblich nicht an der
Entscheidungsfindung beteiligt worden seien. Für ihn hat das Treffen von
Entscheidungen im "Namen einer aufgeklärten Moderne" über die Köpfe der
Anwohner*innen hinweg System - und dieses System benennt er als
'Kolonialismus'. Jahrhunderte von Gewalt, Genozid, strukturellem Rassismus
etc. werden somit kurzerhand mit einer angeblichen Nichtbeteiligung der
Anwohner*innen bei der Umbenennung von Straßennamen gleichgesetzt. Was hier
vermeintlich grotesk wirken soll - die Angestellten und Beamten sind
schließlich keine 'primitiven Eingeborenen', über deren Köpfe man einfach
so entscheiden kann - reproduziert nicht nur eine kolonial-rassistische
Sprech- und Denkweise, sondern ignoriert auch die zahlreichen Workshops,
Diskussionsveranstaltungen, Stadtführungen, Performances und Lesungen, die
rund um die Debatte der Straßennamenumbenennungen im afrikanischen Viertel
in Berlin bereits stattgefunden haben (Kwesi Aikins und Hoppe 2015: 536).
Insbesondere die vom Bezirksbürgermeister von Berlin-Mitte, Dr. Christian
Hanke, bereits 2010 eröffnete Ausstellung freedom roads ist explizit mit
dem Ziel angetreten, mit den Anwohner*innen in Dialog zu treten und
Namensvorschläge für die drei fraglichen Straßennamen zu erarbeiten
(freedom-roads 2010).

Mit der Umdefinierung der Betroffenen bereitet Posener schließlich sein
Hauptargument vor, das er bereits in der Überschrift angekündigt hatte: die
Ausrufung eines "neuen Kolonialismus" und die Umdeutung und Neubewertung
des kolonialen Systems.

"Es war nicht alles schlecht am Kolonialismus"



Über die Neubesetzung und Relativierung des Kolonialismusbegriffes eröffnen
sich schließlich diskursive Möglichkeiten, den Kolonialismus an sich neu zu
bewerten. Scheinbar abgesichert durch die Behauptung, einen
"differenzierten Blick auf die Geschichte der Imperien" werfen zu wollen
(Posener 2017a), startet Posener in seiner zweiten Intervention den
Versuch, die guten von den bösen Kolonisatoren zu unterscheiden und
gleichzeitig "die Leistungen des Kolonialismus" (ebd.) hervorzuheben. Dabei
scheint ihm ganz besonders Gustav Nachtigal am Herzen zu liegen, der
angeblich "trotz seiner Skepsis gegenüber dem Kolonialismus" (ebd.)
deutscher Reichskommissar in Südwestafrika wurde, und den er zu einem
"bewundernswerten Mensch[en]" (ebd.) verklären will. Nachtigal, der
nachgewiesenermaßen mittels Erpressung, Betrug, Entführung und
militärischer Gewalt Territorien für das Deutsche Reich aneignete (Kopp und
Krohn o.J.) und den die kamerunische Germanistin Dr. Marie Biloa Onana als
"in besonderem Maße verantwortlich für das Unrecht,
das den kolonialisierten Völkern zugefügt wurde" bezeichnet (ebd.), wird
bei Posener zu einem "Kämpfer gegen Sklaverei und Rassismus" umgedeutet.
Dass auch die Nationalsozialisten ihn als Begründer der Kolonien Togo und
Kamerun glorifizierten (ebd.), scheint Posener dabei nicht zu stören.
Besonders perfide wird dessen Täter-Opfer-Umkehr aber dann, wenn er den
Kolonialverbrecher Nachtigal als "Opfer der Ideologie des
Antiimperialismus" (Posener 2017a) darstellt.

In die Reihe der Opfer der "Ideologie des Antiimperialismus" fügt Posener
dann nahtlos die südafrikanische Politikerin und ehemalige Bürgermeisterin
von Kapstadt, Helen Zille, ein. Sie soll für ihn zur Kronzeugin für das
Vorhaben einer Neubewertung des Kolonialismus werden. Die Kritik an ihren
Äußerungen zum Kolonialismus dient ihm dabei als Beweis für die
Wirkmächtigkeit der "demagogischen Weltsicht" des Antiimperialismus und
dessen anscheinend akademischen Pendant, den "postkolonialen Studien"
(ebd.).

Helen Zille war in die Kritik geraten, da sie den 'Reichtum', den der
Kolonialismus hinterlassen hatte - vor allem hinsichtlich medizinischer
Technologien und Infrastruktur - hervorhob und die kolonialisierten
Menschen dazu aufforderte, hierfür dankbar zu sein (Wilhelm-Solomon 2017).
"Wer behauptet, das koloniale Erbe sei nur negativ, sollte an unsere
unabhängige Justiz, Transportinfrastruktur, Wasserversorgung usw. denken"
(Zille in: Posener 2017a). Natürlich fallen einem dabei sofort die
Stammtischparolen ein, die die Verbrechen des Nationalsozialismus
reflexartig mit dem Bau der deutschen Autobahnen zu relativieren versuchen.
Doch wer, wie etwa der Hamburger Geschichtsprofessor Jürgen Zimmerer in
einem Post auf Twitter, eine solche Parallele bezüglich der
Argumentationsmuster zu ziehen wagt, wird sofort mit dem Vorwurf der
Relativierung des Holocausts abgestraft (s. Posener 2017b).

Die Aktualisierung der 'Bürde des Weißen Mannes'



Doch es bedarf keiner Vergleiche mit dem Nationalsozialismus, um die
Absurdität der Rehabilitationsstrategie aufzuzeigen. Insbesondere die von
Zille gelobte Transportinfrastruktur diente in den kolonialisierten Ländern
in erster Linie dem Transport von Rohstoffen, versklavten Menschen,
Arbeitskräften und militärischen Truppen. Somit waren sie vor allem ein
Instrument der Aneignung und Ausbeutung des Landes und der Menschen und
dienten der (militärischen) Kontrolle und Regierbarkeit des Territoriums
(Tharoor 2017). Auch die Schulen, Krankenhäuser und Kirchen wurden zunächst
für die Kolonisatoren und ihre Familien erbaut. Dort, wo sie auch für die
kolonialisierte Bevölkerung zugänglich waren, wurden über sie europäische
Glaubens- und Wissenssysteme etabliert, während bestehende Heilpraktiken,
Wissensformationen, spirituelle Lehren, Lebensstile, Identitäten usw.
verdrängt und zerstört wurden. Auch wurden viele der Medikamente und
Behandlungsmethoden (etwa gegen Malaria oder Schlafkrankheit) nicht einfach
von den Kolonisatoren in die Kolonien mitgebracht und verteilt. Vielmehr
wurden sie erst in den Kolonien selbst entwickelt - manchmal mit
gewaltvollen Menschenversuchen, die allzu oft auch zu schweren
Nebenwirkungen bis hin zum Tod der zwangsweise Beteiligten führten
(Wilhelm-Solomon 2017).

Genau wie schon zur Kolonialzeit die kolonialen Eroberungen mitsamt ihren
Gräueltaten und Verbrechen mithilfe der angeblichen 'Zivilisationsmission'
legitimiert werden sollten und eine Art Interventionspflicht als 'Bürde
des weißen Mannes' ausgerufen wurde, versucht Posener nun durch eine
Art Gegenrechnung der zivilisatorischen Leistungen die historische
Bewertung des Kolonialismus neu zu bestimmen. Die Ausrichtung seines
Legitimationsversuches richtet sich jedoch letztendlich auf die
Entwicklungen der Gegenwart und "Europas Rückkehr nach Afrika".
Interessanterweise stellt er dabei die kolonialen Projekte römisches Reich,
britisches Empire und die EU in eine Reihe, "deren zivilisatorische
Leistungen nur Demagogen leugnen können" (Posener 2017a). Doch anstelle
einer Kritik an den neokolonialen Bestrebungen der EU-Außenpolitik will er
über die Neubewertung der kolonialen Vergangenheit Akzeptanz für
europäische Interventionen in afrikanischen Ländern schaffen. Denn auch die
EU sei gerade dabei, ihre "mission civilisatrice wiederzuentdecken",
um in Afrika die "Ursachen von Flucht und Migration zu bekämpfen", was
Grund genug dafür sei, "sich der Leistung eines Gustav Nachtigal zu
erinnern" (ebd.). Dem kann man eigentlich nur zustimmen, jedoch nicht im
Sinne einer erneuten Glorifizierung von Kolonialverbrechern, wie es bereits
die Nationalsozialisten erfolgreich betrieben hatten. Nötig ist vielmehr
eben die Thematisierung und ein kritischer Umgang mit der deutschen
Kolonialgeschichte, die Übernahme von Verantwortung - beispielsweise
hinsichtlich des Genozids an den Herero und Nama - und ein bewusster Umgang
mit Spuren der kolonialen Vergangenheit und Gegenwart, wie beispielsweise
bei der Umbenennung von Straßennamen.

Internationale Tendenzen der Umdeutung



Der Versuch, den Diskurs über die koloniale Vergangenheit hin zu einer
angeblich 'differenzierten Betrachtung' und einer positiven Neubewertung zu
verschieben, lässt sich jedoch auch in anderen Ländern beobachten. So gibt
es etwa in Großbritannien in den letzten Jahren verstärkt Versuche, die
Errungenschaften des britischen Empire für die Kolonien wieder stärker in
den Fokus zu rücken. 2012 veröffentlichte das Wirtschaftsmagazin The
Economist eine begeisterte Rezension von John Darwins "Unfinished Empire:
The Global Expansion of Britain". Darin wird das Buch als dringend
notwendiges Gegengift gegen den linken Konsens der letzten 50 Jahre
gefeiert, durch den das britische Empire lediglich als Katalog von
Gräueltaten, Ausbeutung und Rassismus erscheine (The Economist 2012). Dass
ein solcher Diskurs verfängt, scheinen auch Umfragen zu bestätigen: So
gaben in einer Erhebung von 2014 59% der Brit*innen an, dass das britische
Empire etwas sei, worauf man stolz sein könne, während lediglich 19% der
Befragten meinten, dass es eher ein Grund zum Schämen sei (YouGov UK 2014).

Im letzten Jahr sorgte der Artikel 'The case for colonialism' (Plädoyer für
den Kolonialismus) von Bruce Gilley, der im September 2017 in der
Zeitschrift Third World Quarterly erschienen ist, nicht nur in der
Wissenschaftlichen community für eine Welle der Empörung. In dem Artikel
versucht Gilley mit einer abenteuerlichen Kosten-Nutzen-Analyse darzulegen,
dass der Kolonialismus 'objektiv' gesehen den kolonialisierten Ländern
mehr genutzt als geschadet habe. Dabei bemüht er die bereits bekannten
Kriterien - wie den Ausbau des Bildungs- und Gesundheitssystem, der
Infrastruktur und der Verwaltung - schreckt aber auch nicht davor zurück,
die Etablierung eines angeblich fairen Steuersystems, eine gesetzliche
Festschreibung von Frauenrechten, die Befreiung von historisch
marginalisierten Gemeinschaften und sogar die Abschaffung der Sklaverei als
Errungenschaften des Kolonialismus zu imaginieren.

Im Gegensatz zu vielen anderen Artikeln aus der Reihe der Rehabilitierung
des Kolonialismus geht Bruce Gilley jedoch noch einen Schritt weiter: "Jede
Behauptung - zum Beispiel über koloniale Gewalt - erfordert nicht nur
Annahmen über das Ausmaß an Gewalt, das ohne koloniale Herrschaft
stattgefunden hätte, sondern auch eine Einordnung dieser Gewalt im
Verhältnis zur Größe der Bevölkerung, den Sicherheitsbedrohungen und den
Sicherheitskapazitäten im betreffenden Territorium" (Gilley 2017, S.3,
Übersetzung: IMI). Eine solche Relativierung und Rechtfertigung kolonialer
Gewalt wird nur dann noch übertroffen, wenn Gilley den Kolonialismus über
den Ansatz der 'subjektiven Legitimierung' zu verteidigen versucht. Dabei
werden der Besuch von Schulen und Krankenhäusern, aber auch die
Inanspruchnahme der Dienste der Kolonialpolizei und das Dienen in
kolonialen Armeen als freiwillige Praktiken beschrieben, durch welche die
Kolonisierten die Legitimität des Kolonialismus bezeugt hätten (ebd. S. 4),
was sich wie ein Schlag in das Gesicht aller Opfer des Kolonialismus liest.

Auch in Gilley's Artikel stellt die Umdeutung von Begriffen und
Zusammenhängen das wesentliche rhetorische Mittel dar, um das Plädoyer für
den Kolonialismus voranzutreiben: So sei nicht der Kolonialismus, sondern
der Anti-Kolonialismus - den er als Ideologie beschreibt - für ungezähltes
Leid und die Verhinderung einer nachhaltigen Entwicklung verantwortlich:
"Es hat sich gezeigt, dass die schwerwiegendste Bedrohung der
Menschenrechte und des Weltfriedens nicht der Kolonialismus war - wie es
die Vereinten Nationen 1960 erklärten - sondern der Antikolonialismus"
(ebd. S. 7, Übersetzung: IMI).

Aktuelle Brisanz erhält der Artikel insbesondere dadurch, dass auch in ihm
der Versuch unternommen wird, neokoloniale Interventionen neu zu
rechtfertigen. Das Problem eines neuen Imperialismus bestehe laut Gilley
nicht darin, dass er 'böse' sei, sondern lediglich darin, dass er zu teuer
sei und die westlichen Staaten mithilfe von Ausgleichszahlungen für ihre
Kolonialdienste motiviert werden müssten (ebd. S. 10). In Zeiten, in denen
die Vorstellung einer weißen Überlegenheit nicht nur in den USA wieder
verstärkt im öffentlichen Diskurs verankert wird und in denen militärische
Interventionen und sogenannte humanitäre Zivilisierungsmissionen wieder zu
unhinterfragte Bestandteilen der Außenpolitik werden, klingt Gilley's
Überlegung "vielleicht sollten die Belgier wieder [in den Kongo]
zurückkehren" (ebd. S. 11, Übersetzung: IMI) wie eine direkte Drohung.

Auch wenn Artikel wie die von Alan Posener und Bruce Gilley jede Menge
Kritik hervorrufen, so dienen sie letztendlich dazu, diskursive Grenzen zu
verschieben und neu auszuloten und die weiße Definitionshoheit zu erhalten.
Diese Mechanismen zu benennen und dagegen vorzugehen erscheint aber
wichtig, um die "koloniale Amnesie" (Kwesi Aikins und Hoppe 2015: 524)
aufzubrechen und eine kritische Auseinandersetzung mit der kolonialen
Vergangenheit voranzutreiben. Dies scheint gerade angesichts der "Rückkehr"
Europas "nach Afrika" nötiger denn je. Dass zugleich die Widerstände gegen
eine kritische Aufarbeitung wachsen, weist darauf hin, wie Geopolitik auch
heute noch am Straßenschild vor der eigenen Haustür Wirkung entfaltet und
Auseinandersetzungen entfacht.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Vorbei ist jetzt die Friedenszeit"

Pflegestreik - bald auch in der Altenpflege?

von Violetta Bock



"Ich will nicht, dass die Altenpflegerin vier Jahre auf bessere
Arbeitsbedingungen wartet, nur damit sich die SPD wohlfühlt", wurde
Martin Schulz in den letzten Tagen immer wieder zitiert im
Zusammenhang mit dem Versuch, den sog. Zwergenaufstand in der eigenen
Partei zu unterbinden. Die SPD mag sich nach dem Parteitag wieder
wohlfühlen, eng gekuschelt an die CDU, für die Altenpflegerin stehen
die Kämpfe noch bevor.


Der Fachkräftemangel in der Altenpflege ist in der
Öffentlichkeit seit Jahren Thema. Mittlerweile ist die Altenpflege zum
Mangelberuf Nr. 1 geworden. Nach einer Information des
Wirtschaftsministeriums für Arbeitgeber zur Beschäftigung von
Flüchtlingen in der Altenpflege heißt es: Mitte 2016 waren gemeldete
Stellenangebote für Altenpflegefachkräfte im Schnitt 153 Tage vakant
- das sind 70 Tage mehr als die Vakanzzeit im Durchschnitt aller
Berufe. Die GroKo wird daran kaum etwas ändern, die Hoffnung liegt
vielmehr auf den Altenpflegerinnen selbst, von denen nun die ersten
auf einen Streik zusteuern könnten.


Pflegebewegung 2017

Die Pflegebewegung in den Krankenhäusern hat bereits einige Stationen
und Einrichtungen mobilisiert und das Thema Personalmangel in der
Pflege auf die Tagesordnung gesetzt. Im Saarland einigte man sich am
Universitätsklinikum Homburg auf einen Kompromiss. Ver.di hatte dort
ein Ultimatum gestellt und mit einer 24stündigen Mahnwache und Dienst
nach Vorschrift ab dem 1. Februar gedroht. Die Pflegekräfte hatten
dort für die onkologische Station die Aufstockung von 18,5 auf 23
Pflegevollkräfte gefordert. Der Arbeitgeber hat nun 21 examinierte
Vollkräfte und drei medizinische Fachangestellte versprochen. Da es
aber Zweifel gibt, ob das ausreicht, haben die Pflegekräfte der
Station für April eine Überprüfung beschlossen.

Für die gesamte Universitätsklinik ist jedoch nach wie vor kein
Tarifvertrag Entlastung in Sicht und keine Verhandlungsbereitschaft
der Klinikleitung. Daher werden dort nun Schritte zur Vorbereitung
eines Arbeitskampfs unternommen. Das Jahr 2017 brachte für die
Pflegebewegung insgesamt viele Durchbrüche. Erstmals streikten
Beschäftigte in einem katholischen Krankenhaus, in der saarländischen
Marienhausklinik. Im November konnte Ver.di durch Streiks und
öffentliche Unterstützung den ersten Tarifvertrag Entlastung in einem
privaten Krankenhaus, dem Universitätsklinikum Gießen und Marburg
abschließen, das zur Rhön AG gehört. 100 neue Stellen konnten dort in
einem ersten Schritt durchgesetzt werden. Die Unterstützung für einen
von Abschiebung bedrohten Kollegen aus Afghanistan durch die
Belegschaft in Augsburg zeigte darüberhinaus, wie Stärke im Betrieb
sich auch auf andere Felder ausdehnen kann.

Viele Aktionen und Streiks haben gezeigt, dass in der Pflege viele
bereit sind, aktiv zu werden, weil der Personalmangel nicht länger zu
ertragen ist. Hoffnungsvoll stimmt dabei auch, dass es bei der
Pflegebewegung gelang, in Ver.di Lernprozesse über einzelne
Landesverbände anzuregen, sowohl hinsichtlich Organisierung,
Beteiligung und Demokratisierung durch Tarifberaterinnen,
Unterstützerkreise, aber auch hinsichtlich der strategischen
Ausrichtung und der Entwicklung einer transparenten Strategie
gemeinsam mit den Beschäftigten. Nicht zuletzt ist dabei zu nennen,
dass die Charité eine Vorreiterrolle übernommen hat, aber nun
versucht, aus den Mängeln des ersten Abschlusses zu lernen und auf dem
Papier Verhandeltes abzusichern (siehe SoZ 2/2017).

Die Weitergabe und Weiterentwicklung gelernter Erfahrungen innerhalb
der eigenen Organisation sind ja leider keine Selbstverständlichkeit
und es wird notwendig sein, dies auch in andere Fachbereiche zu
tragen. Umso erfreulicher ist, dass in Bayern das gewonnene Wissen nun
im ganzen Fachbereich auszustrahlen beginnt und auch den Teilbereich
der Altenpflege erfasst hat.


Arbeitsbedingungen in der Altenpflege

Schon länger ist in der Öffentlichkeit bekannt, dass die
Arbeitsbedingungen in der Altenpflege in Deutschland katastrophal sind
und zeigen, welchen Stellenwert der Kapitalismus pflegebedürftigen
Menschen beimisst. Pflegekräfte sind schlecht bezahlt, der
Arbeitsdruck ist hoch, für eine gute Versorgung fehlt die Zeit. In
diesem Bereich arbeiten überwiegend Frauen, zu 85 Prozent. Mehr als 60
Prozent erhalten keine Vollzeitstelle, obwohl sie lieber mehr Stunden
mehr arbeiten würden. Knapp die Hälfte der Teilzeitkräfte im Osten
gibt an, dass ihr eine Vollzeitstelle lieber wäre.

Es fehlt an Personal, und die Situation wird sich weiter verschärfen.
2013 war ein Drittel der Fachkräfte über 50 Jahre. In fast 40 Prozent
der Einrichtungen gibt es keinen Tarifvertrag, für Hilfskräfte gilt
als Lohnuntergrenze der Pflegemindestlohn. Seit Januar 2018 liegt
dieser bei 10,55 Euro im Westen und 10,05 Euro im Osten und wird 2019
nochmal um sagenhafte 50 Cent erhöht, 2020 kommen nochmal 30 Cent oben
drauf.

Mitte Januar veröffentlichte das Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) die jüngste Studie zu den Entgelten von
Pflegekräften in Vollzeit und verglich diese regional und mit der
Krankenpflege. Demnach verdienen Fachkräfte in der Altenpflege
durchschnittlich 2621 Euro und damit 16 Prozent weniger als die
Beschäftigten insgesamt. Helfer in der Altenpflege schneiden am
schlechtesten ab. Sie verdienen mit durchschnittlich 1870 Euro gut 600
Euro weniger als Helfer in der Krankenpflege mit 2478 Euro.

Das mittlere Bruttoentgelt der Fachkräfte in der Altenpflege liegt in
Ostdeutschland mit 2211 Euro knapp 20 Prozent unter demjenigen in
Westdeutschland mit 2737 Euro. Unterschiede gibt es auch nach
Bundesländern. Bei den Fachkräften in der Altenpflege reicht die
Spannweite zwischen 1985 Euro in Sachsen-Anhalt und 2937 Euro in
Baden-Württemberg.

All diese Belastungen führen zu hohen Krankenständen und mindern die
Qualität der Pflege. Mit dem Pflegegesetz 1995 wurde die Altenpflege
ökonomisiert und dem Markt preisgegeben. Inzwischen sind knapp über
die Hälfte der 10.000 Pflegeeinrichtungen in privater Hand. Dieser
Anteil weitet sich aus, da in Zeiten niedriger Zinsen internationale
Investoren in der demografischen Entwicklung Deutschlands eine sichere
Anlage finden. Nun gilt: aufkaufen, Rendite steigern, verkaufen.
Selbst in einem Artikel der Zeit wird beschrieben, wie der
kapitalistische Mechanismus in der Altenpflege wirkt: "So verschmelzen
in den Altenheimen zwei Antagonismen, die den Investoren in die Hände
spielen: Die selbstlose Pflege eines alten und kranken Menschen, ein
zutiefst karitatives Motiv, trifft auf das Kernprinzip des
Kapitalismus: die Maximierung des Profits. Weil das kapitalistische
Prinzip stärker ist, solange sich niemand beschwert, bedient es sich
der Nächstenliebe und nutzt sie für sich" (Caterina Lobenstein,
8.12.2017, Zeit online).

Beschwert sich niemand? Die Situation empört in der Öffentlichkeit
immer wieder. Dennoch hört man in der Altenpflege bisher wenig von
Arbeitskämpfen. Vielfach wird dies darauf zurückgeführt, dass die
Pflege historisch betrachtet größtenteils kirchlich-karitativ
organisiert war und von Nonnen ausgeführt wurde. "Die Mentalität der
Pflegekräfte ist zum Teil noch in dieser alten Struktur vom
karitativen 'Liebesdienst' verhaftet", so Wolfgang Schröder,
Politikwissenschaftler und Autor des Buchs Interessenvertretung in
der Altenpflege. Zwischen Staatszentrierung und Selbstorganisation
(2018). Die relativ späte "Professionalisierung" trifft auf eine
extreme Ökonomisierung und Arbeitsverdichtung. Schröder spricht von
einem "gebrochenen Arbeitnehmerbewusstsein", das die Organisierung
erschwere, ebenso wie der hohe Anteil an Teilzeitbeschäftigung - nicht
zuletzt deshalb, weil viele in erster Linie den Staat als
verantwortlich betrachten und deswegen nicht in direkten Konflikt mit
den Unternehmen treten. Die enge Beziehung zu den Pflegebedürftigen
konnte bis jetzt noch nicht, wie in der Krankenpflege, in eine
Bereitschaft zum Arbeitskampf gewendet werden.

Letztendlich ist es der Teufelskreis, der auch in anderen Branchen zu
finden ist: Wegen der schwachen Organisierung ist die Gewerkschaft
wenig präsent und mit weniger Ressourcen ausgestattet, dadurch lässt
sich schlechter an sie anknüpfen. Es bräuchte also auch hier eine
Offensive. Denn letzten Endes kann man von der Pflegebewegung vor
allem eins lernen: Es beginnt mit Menschen, die eine Kampfperspektive
eröffnen, indem sie ermutigen, die Beschwerden auszusprechen und in
Forderungen und Strategien zu übersetzen.


Entlastung

In Bayern deutet sich an, dass dies passieren könnte. Der Fachbereich
Gesundheit öffnet die sog. Zukunftswerkstatt für Beschäftigte nun für
andere Teilbereiche des Fachbereichs. "Im Rahmen unserer
Entlastungsbewegung in den Krankenhäusern haben wir im
'experimentellen Vorwärtsgehen' Erfahrung gewonnen und auch
spektakuläre Erfolge erzielen können", heißt es in der Einladung zum
Organizingworkshop, mit dem man betrieblich und öffentlich auch
jenseits von Tarifrunden in die Offensive kommen will. Mit dabei sind
voraussichtlich auch Beschäftigte der Sozialservice-Gesellschaft gGmbH
(SSG), eine Tochter des Bayerischen Roten Kreuzes mit 26 Standorten
für SeniorenWohnen und 2500 Beschäftigten in ganz Bayern.

Dort hatte im November die dritte Verhandlungsrunde über eine
Entgelttabelle zwischen der Geschäftsführung und Ver.di stattgefunden.
Nachdem das Unternehmen sofortige Verhandlungen über eine
Entgelttabelle ablehnte und Regelungen zu Lohn und Einspringen aus dem
Frei anbot, stellte Ver.di Forderungen zur einheitlichen
Einstiegsvergütung, einer prozentualen Entgelterhöhung von 4,5 Prozent
und einem Mindestbetrag für alle auf. Vor allem verband Ver.di die
Vergütung der Rufbereitschaft mit der Forderung nach Entlastung. Die
Gewerkschaft entwickelte ein konkretes dreistufiges Verfahren im Fall
von Überlastungsanzeigen bis hin zum Aufnahmestopp in einem
Wohnbereich.

Nachdem sie zuerst Bereitschaft signalisiert hatte, leugnete die
SSG-Geschäftsleitung dann jedoch die Notwendigkeit von Entlastung und
zog das Angebot für eine höhere Vergütung bei Rufbereitschaft zurück.
Die Verhandlungskommission hat daher entschieden, zu Aktionen zu
greifen, um auch in der Altenpflege für Entlastung zu streiten, und
die Einrichtungen aufgefordert, mit Fotos ihre Bereitschaft zu
signalisieren. Bis Redaktionsschluss kamen bereits Fotos aus Schwaben,
Nieder-, Oberbayern, sowie Franken mit dem deutlichen Signal: "Vorbei
ist jetzt die Friedenszeit, denn wir sind zum Streik bereit!"

 * 
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FESTIVAL/386: Kulturministerin Grütters zur Eröffnung der 68. Berlinale (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 14. Februar 2018

Grütters: Weltbilder, Rollenbilder, Wunschbilder: 

Für den Blick auf die Wirklichkeit steht die 68. Berlinale



Zur Eröffnung der diesjährigen Internationalen Filmfestspiele Berlin am
morgigen Donnerstag erklärt Kulturstaatsministerin Monika Grütters: "Die
Berlinale ist ein Filmfestival, bei dem die künstlerische
Auseinandersetzung mit den drängenden Themen unserer Zeit im Mittelpunkt
steht. Dazu zählt spätestens in diesem Jahr auch der Machtmissbrauch hinter
den Kulissen. Angst und Schweigen waren viel zu lange seine stillen
Komplizen. Es ist gut, dass damit Schluss gemacht wird und dass sich nun
vermehrt Frauen und auch Männer zur Wehr setzen. Wir brauchen hier einen
Kulturwandel, an dem alle mitwirken! Gerade die Filmkunst selbst vermag es
ganz wunderbar, den Blick für die Wirklichkeit zu schärfen und überholte
Rollenbilder - und auch Weltbilder - ins Wanken zu bringen."

Monika Grütters betonte: "Auf politischer Ebene werden wir schnell
Unterstützung leisten, damit eine externe Anlaufstelle entstehen kann, an
die sich Missbrauchsopfer vertrauensvoll wenden können. Dafür habe ich die
Anschubfinanzierung für drei Jahre zugesichert. Jetzt steht die Branche in
der Pflicht zu klären, wie sie nachhaltig am Aufbau einer solchen
Anlaufstelle mitwirkt. Daneben brauchen wir eine ausgewogene Beteiligung
von Frauen und Männern in den Fördergremien, die über die öffentliche
Filmförderung entscheiden: bei uns ist dies bereits seit einem Jahr Gesetz
und führt hoffentlich dazu, dass sich in Zukunft mehr durch Frauen geprägte
Projekte durchsetzen können. Auch die Berlinale geht mit gutem Beispiel
voran: Frauen und Männer sind in der Jury des Berlinale-Wettbewerbs in
gleicher Zahl vertreten und zeigen damit Flagge für Gleichberechtigung,
gegenseitige Wertschätzung und Respekt!"

Die 68. Internationalen Filmfestspiele zeigen insgesamt 385 Filme, davon
110 deutsche Produktionen. Im Wettbewerb um die Goldenen und Silbernen
Bären treten 19 Filme an, darunter auch vier deutsche.
lturstaatsministerin Grütters unterstützt die Berlinale mit rund 7,7
Millionen Euro über die Kulturveranstaltungen des Bundes in Berlin GmbH. Um
den Nachwuchs zu fördern, unterstützt sie die Berlinale Talents mit
weiteren 187.000 Euro.

Mit jährlich mehr als 500.000 Besuchern ist die Berlinale das größte
Publikumsfestival der Welt. Zudem gilt sie als eines der bedeutendsten
Branchentreffs der Filmindustrie. Auf dem European Film Market (EFM)
treffen sich internationale Akteure, tauschen sich aus und vernetzen sich.
Durch die Nähe zum Festival gilt der European Film Market als einer der
wichtigsten Marktplätze für den internationalen Filmhandel.

Weitere Informationen finden Sie unter:

www.berlinale.de

 * 
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FESTIVAL/385: goEast 2018 - Abwechslung, Diversität und Originalität (goEast)


18. GOEAST - FESTIVAL DES MITTEL- UND OSTEURÖPÄISCHEN FILMS

WIESBADEN, 18.04.- 24.04.2018

goEast 2018: "Abwechslung, Diversität und Originalität stehen im
Vordergrund"

- Neue Sektion: goEast Bioskop

- Specials: Wajda School & Studio zu Gast

- Foto-Ausstellung "Swimming Pool"



goEast - Festival des mittel- und osteuropäischen Films punktet 2018
mit einer neuen Sektion, der goEast Bioskop: "Mit der neuen Sektion
zeigen wir große Filmkunst jenseits vom Premierenzwang, egal ob
Mainstream oder Autorenkino - Abwechslung, Diversität und Originalität
stehen hier im Vordergrund", sagt Festivalleiterin Heleen Gerritsen.
Bei den goEast Specials versprechen die Schulfilmtage und die Matinee
spannende Unterhaltung. Darüber hinaus wird die Wajda School & Studio
aus Warschau zu Gast sein. Begleitet wird goEast auch dieses Jahr von
einer Ausstellung: Werke der slowakischen Fotografin Mária Svarbová
werden in der Wiesbadener AtriumGalerie der SV SparkassenVersicherung
ausgestellt.

Bioskop

Bioskop (gr: bios = Leben, skopein = sehen, schauen) ist der Name des
von den Berliner Brüdern Skladanowsky entwickelten Filmvorführgeräts,
das im Jahr 1895 für Furore sorgte und somit an der Wiege der
europäischen Filmkultur steht. Die neue goEast Sektion hat sich zur
Aufgabe gemacht, neue Impulse des osteuropäischen Kinos aufzuspüren.
Aktuelle Werke renommierter Filmschaffender, Festival-Highlights und
Genre-Filme machen in Wiesbaden Station - vom slowakischen Mafia-Epos
bis zum kirgisischen Musical.

Das goEast-Publikum erwartet unterhaltsames, kurzweiliges,
schwarzhumorig-skurriles und im Westen noch unentdecktes Kino,
darunter der historische Raumfahrtfilm SALYUT 7 (SALYUT 7, RUS, 2017)
von Klim Shipenko und die wilde Dashboard-Cam-Kompilation DORO
GA (THE ROAD MOVIE, BLR, 2016) von Dmitrii Kalashnikov. Besonders
stolz ist goEast darauf, das neueste Werk des Altmeisters Jan
Svankmajer zeigen zu können: HMYZ (INSECTS, CZK, SVK, 2018) feiert in
Wiesbaden Deutschlandpremiere. Der Animationskünstler bestand darauf,
dass sein Film außer Konkurrenz läuft.

Specials

Die goEast Schulfilmtage finden vom 19. bis 20 April in der Caligari
Filmbühne in Wiesbaden statt. Schülerinnen und Schüler lernen das
mittel- und osteuropäische Kino kennen und werden zum kritischen
Umgang mit dem Medium Film angeleitet. Unterstützung erhalten sie
dabei wie gewohnt vom Medienzentrum Wiesbaden. Im Programm ist unter
anderem die preisgekrönte Literaturverfilmung PIATA LOD (DAS FÜNFTE
SCHIFF, SVK, CZK, HUN, 2017, Iveta Grófová). Die elfjährige
Hauptdarstellerin Vanessa Szamuhelová wird zum Filmgespräch erwartet.
Daneben wird ein buntes Kurzfilmprogramm zu sehen sein mit
inspirierenden Geschichten, lebhaften Charakteren und farbenfrohen
Animationen.

Für weitere Glanzpunkte sorgt die Wajda School & Studio aus Warschau.
goEast präsentiert Werke ehemaliger Absolventinnen der Meisterschule -
darunter der Oscarpreisträger JOANNA (2013) von Aneta Kopacz und
KOMUNIA (COMMUNION, 2016) von Anna Zamecka, der im Jahr 2017 mit dem
Europäischen Filmpreis ausgezeichnet wurde.

Fotoausstellung "Swimming Pool"

Beim diesjährigen goEast Visual treffen Wiesbadener Badekultur und das
junge, hippe Osteuropa aufeinander. Das Hauptmotiv geht auf ein Werk
der slowakischen Fotokünstlerin Mária Svarbová aus der Reihe "Swimming
Pool" zurück. Teile dieser Reihe werden vom 16. bis 30. April in der
AtriumGalerie der SV SparkassenVersicherung ausgestellt. Die Arbeiten
der 1988 in der Slowakei geborenen Künstlerin zeichnen sich durch
ästhetisch wohl komponierte Gegensatzpaare aus, die sich zu einem
atmosphärisch verdichteten Ganzen zusammenfügen. Mária Svarbová ließ
sich dabei von den kommunistischen Schwimmbädern ihrer Jugend
inspirieren. Ihre Fotos erschienen bereits in The Guardian, Vogue und
Cosmopolitan und wurden weltweit ausgestellt - nur in Deutschland noch
nicht.

Das komplette Programm zur 18. Ausgabe von goEast - Festival des
mittel- und osteuropäischen Films wird Anfang April bekannt gegeben.

goEast - Festival des mittel- und osteuropäischen Films wird vom
Deutschen Filminstitut veranstaltet und von zahlreichen Partnern
unterstützt: Hauptförderer sind die Landeshauptstadt Wiesbaden, das
Hessische Ministerium für Wissenschaft und Kunst, der Kulturfonds
Frankfurt RheinMain, SKODA AUTO Deutschland, die BHF-BANK-Stiftung,
die Adolf und Luisa Haeuser-Stiftung für Kunst und Kulturpflege, die
Stiftung "Erinnerung, Verantwortung und Zukunft" (EVZ), das Auswärtige
Amt und der Deutsch-Tschechische Zukunftsfonds. Medienpartner sind
u.a. 3sat, die Frankfurter Allgemeine Zeitung und hr-iNFO.

VERANSTALTER

Deutsches Filminstitut - DIF

goEast Filmfestival

Schaumainkai 41

D-60596 Frankfurt am Main

 * 
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INTERNATIONAL/213: Brasilien - Freie digitale Netze statt Instant-Internet (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien

Freie digitale Netze statt Instant-Internet

Von Nils Brock
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Bruno bei der Montage

Foto: © Nils Brock



(Berlin, 14. Februar 2018, npl) - "Ich will ins Netz, eine Debatte
lostreten und die Welt zusammenbringen", sang Gilberto Gil bereits im
Jahr 2009. Der brasilianische Musiker und Politiker ist bekannter
Förderer von freier Kultur, Software und Kommunikation. Bereits in den
90ern war er mit Live-Streams im Internet zu hören, wobei die
Nutzer*innenzahl in Brasilien und der Welt damals noch recht
überschaubar war. Als Kulturminister unter der ersten Präsidentschaft
von Lula da Silva setzte sich Gil dafür ein, den Zugang zum Internet
in seinem Land zu verbessern. 2010, zwei Jahre nach seinem Ausscheiden
aus dem Amt, kam sie dann: die Verstaatlichung des Glasfasernetzes und
vier Jahre später der Internet-Grundrechtskatalog.

Auf diese Weise stellte Brasilien viel früher als Deutschland die
Weichen, um ein Grundrecht auf schnelles Internet auf den Weg zu
bringen. Während hierzulande ein Rechtsanspruch auf ein High Speed
Datennetz erst ab 2025 angestrebt wird, haben auch andere Länder
längst Fakten geschaffen. Nicht nur digitale Streber wie Finnland und
Estland, nein auch die Philippinen und eben Brasilien haben sich sich
bereits vor Jahren per Gesetz zum Internet für alle verpflichtet.
Zumindest auf dem Papier. "Der brasilianische
Internet-Grundrechtskatalog wurde als Vorbild für die ganze Welt
begrüßt", feierte die brasilianische Ex-Präsidentin Dilma Rousseff
2014 die von ihr unterzeichnete Initiative. "Er ist ein wichtiges
Instrument, um die globale Vernetzung zu verbessern und zu
demokratisieren. Um Konsens zu schaffen und das Internet immer offener
zu gestalten: Zugänglich, demokratisch und transparent für alle."


Grundproblem Netzausbau

Doch auch wenn beim Datenschutz und anderen Nutzungsbedingungen viel
erreicht wurde, ein Grundproblem bleibt: Um auch den hintersten Winkel
des Regenwalds zu vernetzen, braucht es viele Tausend Kilometer
Glasfaserkabel, unzählige Funk-Antennen - und das nötige Kleingeld. So
hat noch immer ein Drittel der mehr als 200 Millionen
Brasilianer*innen keinen Netzzugang. Vor allem auf dem Land und in
zersiedelten Regionen bleibt schnelles Internet schlicht
Zukunftsmusik.

"Technologie muss der gesamten Gesellschaft dienen", forderte
Facebook-Gründer Mark Zuckerberg vor vier Jarhen bei einem Auftritt in
Indien. Statt nur für Reiche und Mächtige erhältlich zu sein, müsse
das Internet Perspektiven für alle schaffen. Und vor einem
begeisterten Publikum rief er Konnektivität als Menschenrecht aus.
Keine ganz uneigennützige Idee. Von einem besseren Zugang verspricht
sich das Unternehmen Hunderte Millionen neuer Nutzer*innen - besonders
im globalen Süden. In Lateinamerika bietet Zuckerbergs Initiative
Internet.org in Kooperation mit kommerziellen Mobilfunkanbietern
inzwischen in über 20 Ländern kostenfreien Zugang zu eigenen Inhalten
und einem guten Dutzend weiterer Services, darunter der Sportsender
ESPN, Online-Wörterbücher und Wikipedia. Wer mehr will, muss zahlen.


Facebook allein ist auch keine Lösung

Bisher funktioniere Internet.org nicht sonderlich gut, findet der
brasilianische Medienentwickler Bruno Viana. Die Initiative sei nur
mäßig erfolgreich, "weil es die Nutzer in der Auswahl ihrer Inhalte
extrem einschränkt. Und wenn es nur noch um Facebook geht, dann
verliert die ganze Idee des Internets ihren Sinn." Für Viana bedeutet
jede Initiative, die die Netzneutralität verletzt, einen Angriff auf
die demokratische Infrastruktur des Internets. "Denn die Protokolle,
mit denen im Netz kommuniziert wird, sind darauf ausgelegt, dass alle
gleich behandelt werden, egal ob beim Publizieren auf einer Website
oder beim Schreiben von E-Mails".

In Brasilien operiert Internet.org bisher nicht. Ein Grund ist die im
Internet-Grundrechtskatalog verbriefte Netzneutralität. Soll heißen:
alle Daten müssen bei der Übertragung gleich behandelt werden - genau
das ist aber mit dem kostenlosen Facebook-Filternetz nicht
gewährleistet. Zudem gibt seit 2003 bereits eine staatliche
Initiative, die den Internetzugang auch in die entlegenen Regionen im
Amazonas und dem Sertão ermöglichen soll. Per Satellit
erhielten tausende öffentliche Einrichtungen, Kulturhäuser und Schulen
kostenlosen Zugang zum World Wide Web. Noch vor dem parlamentarischen
Putsch Ende August 2016 gegen die damals regierende Arbeiterpartei,
begann das Programm jedoch zu schwächeln. Es fehlte an Schulungen vor
Ort und Hilfe bei der Wartung der Parabolantennen und Computer. Auch
an der Bandbreite wurde zunehmend gespart - und das freie Netz somit
immer langsamer.


Internet für alle - öffentlich-private Kooperation mit
Gewinnabsichten

Seitdem in Brasilien nun eine rechte Regierung das Sagen hat, sind
staatliche Sozialprogramme flächendeckend eingestampft worden.
Stattdessen rief das frisch fusionierte Ministerium für Wissenschaft,
Technologie, Innovationen und Kommunikation prompt das nächste
satellitengestützte Projekt aus: Internet para todos, also Internet
für alle. Minister Gilberto Kassab versprach, dass auf diese Weise die
soziale Inklusion durch das Internet in alle Ecken Brasilien getragen
wird und natürlich vor allem dort hin, wo noch niemand einen Anschluss
hat.

Also alles beim Alten und nur ein neues Label? Nicht ganz, denn statt
wie zuvor staatlichen und zivilgesellschaftlichen Institutionen
direkten Zugang zu gewähren, ist Internet para Todos dezidiert ein
Angebot für kommerzielle Provider; der Versuch den vorherigen
digitalen Staatsauftrag eines Grundrechts auf Internet künftig als
öffentlich-private Partnerschaft zu organisieren. "Es handelt sich vor
allem um einen Service für Unternehmen", analysiert Viana: "Sie treten
als Provider auf und verkaufen auf dem Land den Zugang zum Netz."
Statt wie zuvor unter Rousseff die kostenlose Nutzung durch
Stadtteilorganisationen oder Schulen zu ermöglichen, begreife die
Regierung Temer das Internet als eine kommerzielle Dienstleistung.


Mitsprache statt Konnektivität von Oben

Noch ganz andere Einwände gegen eine Vernetzung von Oben hörte im
vergangenen Jahr die mexikanische Medienaktivistin Loreto Bravo, als
sie ländliche Gemeinden in Brasilien besuchte. Ihr Fazit: Die
Bedürfnisse vor Ort werden schlicht ignoriert. "Zugang zum Internet
haben zu wollen oder nicht, ist eher eine Frage, die die Menschen und
die Bevölkerung beantworten muss. Sie haben das Recht zu entscheiden",
findet Bravo. Damit spricht sie Debatten an, die in vielen
Offline-Gemeinden stattfinden: Was kann uns das Internet bringen und
was macht es möglicherweise kaputt? Wie lässt sich Digitalisierung
mitgestalten, anstatt das bestehende Sozialleben einfach in Instagram
outzusourcen?

Dem Begriff der Konnektivität fehle die kritische Distanz, sagt Bravo.
Sich zu vernetzen, könne doch nicht einfach so verordnet werden.
"Jeder und jede sollte frei entscheiden können, ob er oder sie
Internet in der angebotenen Form überhaupt haben will", argumentiert
Bravo weiter. Es gäbe inzwischen viele Organisationen und Gemeinden,
die lieber ihre eigenen Plattformen etablieren würden "und nicht an
ein Netz angeschlossen werden wollen, das von kommerziellen
Telekommunikations-Anbietern und digitalen Unternehmen zur Verfügung
gestellt wird".


Coolab - partizipatives Networking von Unten

So sieht es auch Bruno Viana, der vor einem Jahr die basisnahe
Netz-Initiative Coolab ins Leben gerufen hat. Die Idee ist im
Gegensatz zu Internet.org oder Google ein Ansatz von Unten. "Im
Vergleich zur technologischen Agrarindustrie sind wir sozusagen die
Kleinbauern. Und wie unsere Kollegen aus der Landwirtschaft, schaffen
auch wir mehr Jobs und eine viel reichhaltigere lokale Kultur als die
große Industrie mit ihren Fertigprodukten", beschreibt Viana den
Ansatz von Coolab. "Internet ist für uns etwas, das die Gemeinden
selbst organisieren sollten."

Hört sich erst mal kompliziert an, ist es aber nicht. Mit Funkantennen
und ein paar handelsüblichen Wifi-Routern lässt sich ein
Internetzugang von vielen Haushalten gemeinsam nutzen. Zugleich wird
ein lokales Netzwerk mit eigenem Server geschaffen. So lassen sich
digitale Inhalte auch untereinander einfach austauschen. In einem
halben Dutzend Gemeinden haben die Mitwirkenden von Coolab bereits
Menschen fortgebildet und gemeinsam eine passgenaue Infrastruktur
aufgebaut.

"Die Gemeindemitglieder entscheiden dann darüber, was der Betrieb des
Services kostet, welche Inhalte Priorität haben und gestalten alles
mit", sagt Viana. Das sei zwar nicht umsonst: WiFi-Antennen und
weiteres Equipment müssten schon bezahlt werden. "Aber wir verfolgen
keine Gewinnabsichten."

Noch ist die Zahl selbstorganisierter digitaler Netze in Brasilien
überschaubar. Aber geht es nach der Medienaktivistin Loreto Bravo,
dann wird sich das bald ändern. Denn für sie ist längst klar, dass das
Internet in seiner heutigen Form keine Zukunft hat. "Ich denke, die
Zukunft liegt in unseren eigenen digitalen Netzen, in denen
gewinnorientierte Unternehmen und ihre politischen Interessen keinen
Platz mehr haben", resümiert Bravo. Ihr Mitstreiter Viana ist da etwas
vorsichtiger. Statt vom Ende des Internets zu sprechen, ermuntert er
eher zu einer kritischen Internetnutzung und zum Mut sich anders zu
vernetzen - und zwar nicht nur in Brasilien. "Wenn schon social media,
warum sollen die Daten, die ich darin teile, nicht zu Hause auf meinem
Rechner liegen?", fragt er. "Wir könnten mit unseren Routern zu Hause
eigene kleine Netze bilden. Und es gibt genug Initiativen, die dabei
helfen können, ein weniger zentralisiertes Internet zu schaffen".

Das Audio zu diesem Text ist zu finden unter:

https://www.npla.de/podcast/ich-will-ins-netz-schnelles-internet-als-menschenrecht/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/freie-digitale-netze-statt-instant-internet/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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MELDUNG/892: Digitaler Stadtteilführer für Senioren gestartet (Universität Bremen)


Universität Bremen - Pressemitteilung vom 12.02.2018

Digitaler Stadtteilführer - mit allem, was ältere Menschen brauchen!



Digitale Stadtteilführer und Übersichtkarten gibt es mittlerweile viele.
Aber sehr selten halten sie die Informationen bereit, nach denen ältere
Menschen suchen: Wo kann ich gut spazieren gehen? Wo stehen Bänke, wo sind
Toiletten? Wo gibt es Treffs oder Beratungsangebote für mich? Das Institut
für Informationsmanagement Bremen (ifib) an der Universität Bremen hat in
einem EU-Projekt mit vielen Beteiligten nun einen solchen digitalen
Stadtteilführer als Prototypen entwickelt.

Ältere Bewohner des Bremer Stadtteils Osterholz mit seinen Ortsteilen
Tenever, Blockdiek, Ellener Feld, Ellenerbrok-Schevermoor und Osterholz
können sich freuen. Für sie gibt es jetzt einen interaktiven digitalen
Stadtteilführer mit 70 Einrichtungen wie Treffs, Beratungsstellen, Sport-
und Kulturangeboten sowie 17 schönen Plätzen und Wegen. Über eine Karte
oder eine Liste mit kleinen Fotos kann man nach den gewünschten
Informationen suchen und Details aufrufen. Zu den Plätzen und Wegen gehört
auch, ob es dort Bänke und Toiletten gibt.

Gemeinsam mit Älteren entwickelt

"Genau das hat den älteren Menschen bei Stadtteilplänen bisher gefehlt",
sagt Dr. Juliane Jarke vom Institut für Informationsmanagement Bremen
(ifib) an der Universität Bremen. Sie hat zusammen mit Professor Herbert
Kubicek und Ulrike Gerhardt von Mai 2017 bis Januar 2018 im Rahmen des
EU-Projekts "Mobil im Alter" den interaktiven Stadtteilführer konzipiert
und umgesetzt. Das Wichtigste dabei: "Der Stadtteilführer für ältere
Menschen wurde nicht nur für sie, sondern auch mit ihnen entwickelt. Denn
er sollte auch wirklich ihre Informationsbedürfnisse treffen und für die
Zielgruppe passend und nützlich sein", so Juliane Jarke. Am 9. Februar 2017
wurde der digitale Führer in Betrieb genommen und in die Webseite Bremens
integriert. Unter www.bremen.de/osterholz/senioren ist das Angebot jetzt
dauerhaft nutzbar.

Immer wieder traf sich eine Kerngruppe von zwölf älteren Menschen zwischen
55 und 80 Jahren - fünf Männer und sieben Frauen - im 14-Tage-Rhythmus, um
an dem Projekt mitzuarbeiten. Außerdem nahmen der Ortsamtsleiter, drei
Quartiersmanager und Vertreterinnen von zwei Kirchengemeinden,
Mütterzentrum und verschiedenen Initiativen teil. In Begegnungsstätten
berieten zudem mehr als 80 ältere Menschen, welche Einrichtungen und Orte
sie interessant finden und was sie darüber wissen wollen.

Ideensammlung, Datenmodell, Erhebung der Daten, die technische Umsetzung
auf dem Server des Projektpartners FTB (Forschungsinstitut Technologie und
Behinderung der evangelischen Stiftung Volmarstein in Wetter),
Nutzbarkeitstest - all das dauerte. Doch die Mühe hat sich gelohnt, und das
Resultat kann sich sehen lassen: "Das ist ein sehr wertvoller Beitrag zur
Aktivierung von älteren Menschen", freute sich Bremens Sozialsenatorin Anja
Stahmann auf der Eröffnungsveranstaltung über das Ergebnis.

Ohne viel Aufwand auf andere Standorte übertragbar

"Die EU-Kommission hat diesen Stadtteilführer für Osterholz finanziert, um
an einem Beispiel zu zeigen, wie man die späteren Nutzerinnen und Nutzer an
der Entwicklung beteiligen kann", sagt Professor Herbert Kubicek vom ifib.
"Das jetzt geschaffene Produkt soll auch in anderen Stadtteilen oder
Städten und Gemeinden zum Einsatz kommen. Es ist ohne großen Aufwand
übertragbar. Auch andernorts sollen ältere Menschen die Informationen
bekommen, die sie brauchen, um länger aktiv zu bleiben." Kubicek will mit
Partnern einen detaillierten Leitfaden bereitstellen, der den Weg zu einem
digitalen interaktiven Stadtteilführer dieser Art nachvollziehbar macht.

Und was ist mit den älteren Menschen, die noch nicht online sind? "Auch das
ist ein Thema unseres Forschungsinstituts, und wir arbeiten in Projekten
daran", sagt Juliane Jarke. "Aber natürlich wollen wir schon jetzt den
Seniorinnen und Senioren weiterhelfen, die momentan noch nicht im Netz
sind. Deshalb haben wir - Auflage: 1.000 Stück - die Informationsseiten zu
den 17 schönen Plätzen und Wegen zusätzlich in einer kleinen Broschüre
abgedruckt."



Über das ifib: Das Institut für Informationsmanagement Bremen (ifib) ist
ein wirtschaftlich eigenständiges An-Institut der Universität Bremen. Im
Fokus der Arbeit stehen der Umgang mit Informationen und das IT-Management
in der öffentlichen Verwaltung, in Schulen und Hochschulen sowie in
Vereinen und Verbänden. Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Instituts verbinden Forschung und Beratung. Dabei stellen sie nicht die
Technik, sondern die Anforderungen des jeweiligen Anwendungsfeldes in den
Mittelpunkt. 

www.ifib.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Universität Bremen vom 12.02.2018

Universität Bremen, Pressestelle

Telefon: 0421- 218 - 60150, Fax 0421-218 - 9860152
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MELDUNG/395: WDR - Elke Helene Heidenreich geborene Riegert, 16.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Elke Helene Heidenreich geborene Riegert - Fast ein Selbstportrait

Ein Film von Klaus Michael Heinz

16.02.2018, 23.30 - 00.30 Uhr | WDR Fernsehen



Sie ist eine der schillerndsten Persönlichkeiten im deutschsprachigen
Kulturbetrieb, geliebt und verehrt von den einen, umstritten bei den
anderen: die in Essen und Bonn aufgewachsene Wahlkölnerin Elke Helene
Heidenreich.

Sie war ein Comedy-Star, bevor es diesen Begriff in Deutschland gab:
Als "Metzgersgattin" Else Stratmann war sie Publikumsliebling und
"Weltgewissen", kommentierte sie in bestem Kohlenpott-Deutsch
Alltagsbegebenheiten wie auch das große Ganze, begleitete sie
Olympische Spiele und beobachtete sie das Treiben von Europas
Königshäusern.

Elke Helene Heidenreich war aber auch Talk-Queen, zunächst als
Nachfolgerin von Alfred Biolek im legendären "Kölner Treff" des WDR,
dann im ZDF bei "live - Talk in der Alten Oper Frankfurt" sowie für
den SFB in Berlin in der Gesprächssendung "Leute".

Als Autorin von Drehbüchern, Kinderbüchern oder schöngeistiger
Literatur und gleichzeitig Literaturvermittlerin in Hörfunk und
Fernsehen fand die studierte Geisteswissenschaftlerin zu ihrer
eigentlichen Berufung. Ihre Bücher "Kolonien der Liebe", "Der Welt den
Rücken" oder "Nero Corleone" und "Am Südpol, denkt man, ist es heiß"
wurden Bestseller und in etliche Sprachen übersetzt. Ihre Auftritte in
Literatursendungen des deutschen wie auch des Schweizer Fernsehens
erregten und erregen Aufsehen.

Mit großem Wirbel endete nach erfolgreichen Jahren ihre ganz eigene
Literatursendung "Lesen!" im ZDF: Elke Helene Heidenreich hatte sich
überdeutlich Marcel Reich-Ranickis Pauschalkritik an der mangelhaften
Programmqualität des öffentlich-rechtlichen Fernsehens angeschlossen,
was ihr damaliger Haussender mit dem Ende der Zusammenarbeit
beantwortete.

Der Film von Klaus Michael Heinz zeichnet dieses bewegte Leben nach.
Er beobachtet Elke Helene Heidenreich, die am 15. Februar 2018 ihr 75.
Lebensjahr vollendet, bei ihrer vermutlich letzten literarischen
Soirée, gibt der Autorin in deren Kölner Zuhause noch einmal
ausführlich Gelegenheit, sich mit gewohntem Esprit und gewohnter
Emotionalität über Freund und Feind zu äußern, sich mit
missionarischem Eifer für das Lesen und für die Oper und gegen die
allgemeine Kulturlosigkeit oder den kölnischen Schlendrian
auszusprechen.

In der WDR 5 Leselounge ist das Portrait am Sonntag, den 18. Februar
2018 von 20.05 - 21.00 Uhr zu hören.

 Redaktion: Leona Frommelt

 * 

Quelle:

Programmtip vom 1. Februar 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)
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FEATURE/969: Deutschlandfunk - Bei den Samen in Lappland, 16.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Meine Rentiere

Bei den Samen in Lappland

Von Jenni Roth

Dlf 2018

Das Feature

Freitag, 16. Februar 2018, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Wie klingt die Stille? Wie klingt es, wenn mehrere Hundert Rentiere
durch den Nadelwald traben? Wie klingt es, wenn die Stille
zurückkehrt? Ursula Länsmann und ihr Freund kennen alle Formen der
Stille. Die beiden Rentierzüchter leben 400 Kilometer jenseits des
Polarkreises, in Finnisch-Lappland, in großer Einsamkeit. Ein Leben im
Rhythmus der Jahreszeiten: Herden folgen, Kälber markieren,
schlachten. Das war vor Tausenden Jahren so, das ist noch heute so.
Nur, dass Ursula in einem Haus lebt und mit Schneemobilen unterwegs
ist, statt mit Skiern. Ihre Welt ist bedroht: durch den Klimawandel,
den Tourismus, und durch den Ausbau der Bergwerke. Bis heute kämpft
das letzte indigene Volk Europas um seine Rechte.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. Februar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1707: WDR 3/WDR 5 - "Im Königreich Deutschland" von Katja Röder, 16.+17.2.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

ARD Radio Tatort

Im Königreich Deutschland

Von Katja Röder

Mit Ueli Jäggi, Karoline Eichhorn, u.v.a.

Regie: Alexander Schuhmacher

Produktion: SWR 2018/ca. 54'

WDR 3 Hörspiel

Freitag, 16. Februar 2018, 19.04 - 20.00 Uhr, WDR 3

Krimi am Samstag

Samstag, 17. Februar 2018, 17.05 - 18.00 Uhr, WDR 5



Als eine Gerichtsvollzieherin vor ihrer Haustür von einem Unbekannten
überfallen wird, ist das nur der erste Schritt auf Finkbeiners und
Brändles Weg in die skurrile Welt der Reichsbürger.

Es war nicht der erste Vorfall dieser Art, die Frau wird systematisch
verfolgt, im Internet wird Hetze gegen sie betrieben. Aber ist sie
wirklich so unschuldig, wie sie tut? Als sich der Verdacht erhärtet,
dass hinter dieser bösartigen Kampagne eine Gruppe sogenannter
Reichsbürger steckt, ordnen Finkbeiner und Brändle die Räumung der
alten Schule an, die die vierköpfige Gruppe illegal besetzt hält. Doch
der Einsatz des Sondereinsatzkommandos geht schief. Einer der vier
Verdächtigen hat auf den Polizisten geschossen. Auf der Tatwaffe,
einer Armbrust, befinden sich keinerlei Spuren. Die beiden Ermittler
müssen in die wirren Weltanschauungen der Reichsbürger eintauchen, um
den Fall zu lösen.

Das Hörspiel steht ab 14. Februar 2018, 21.00 Uhr zum kostenlosen
Download unter: www.radiotatort.ard.de.

Redaktion: Georg Bühren

 * 

Quelle:

Programmtip vom 12. Februar 2018
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TALK/1545: Deutschlandfunk Kultur - Die Sprache, die Liebe und digitale Assistenten, 16.2.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Sprache, die Liebe und digitale Assistenten

Die Digitalisierung und neue Möglichkeiten der Kommunikation

Literatur im Gespräch

Mit Stephan Porombka und Ulrich Woelk

Zeitfragen. Literatur

Freitag, 16. Februar 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Digitalisierung hat neue Möglichkeiten der Kommunikation
geschaffen. Das hat Auswirkungen auf unsere Beziehungen. In der Liebe
könnte die Smartphone-Kommunikation eine romantische Revolution
bedeuten, findet der Social-Media-Künstler Stephan Poromka. Dem
Schriftsteller Ulrich Woelk geht es vor allem um neue Formen von
Beziehungen durch digitale Sprachassistenten. Denn schon bald werden
kleine sprechende Boxen zu Hause unsere Alltagsfragen beantworten. Wie
spät ist es? Wie wird das Wetter? Wie hat Hertha gespielt? Aber was,
wenn wir einmal den Wunsch haben, jemandem unser Herz auszuschütten?
Werden Alexa, Siri und Co auch dann irgendwann die passenden Antworten
haben?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 6. Februar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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DER FILM/369: Braunschweig - "1914-18 Europa in Schutt und Asche" am 18.2.2018


1914-18 Europa in Schutt und Asche

Filmvorführung im Altstadtrathaus



Braunschweig. Zu einer Filmvorführung mit dem Titel "1914-18 Europa in
Schutt und Asche" lädt das Städtische Museum im Altstadtrathaus,
Altstadtmarkt 7, am Sonntag, 18. Februar, um 13 Uhr, im Rahmen der
Sonderausstellung "Zwischen Herzogtum und Freistaat. Braunschweigs Weg
in die Demokratie 1916. Sonst geht's uns gut. Braunschweiger
Biografien" ein. Der Eintritt ist frei.

Die Dokumentation des Journalisten und Dokumentarfilmers Jean-Francois
Delassus über die Zeit zwischen 1914 und 1918, in der sich die Welt in
eine völlig neue Art von Krieg stürzte, versucht, etwas Unerklärliches
zu erklären: Wie konnten Millionen von Männern vier Jahre lang die
unglaubliche Härte des Lebens in den Schützengräben ertragen,
Jahreszeit für Jahreszeit, Tag für Tag, Nacht für Nacht? Wie konnten
sie die Vorstellung des fast sicheren Todes akzeptieren, wenn sie den
genauen Grund, warum sie kämpften, nicht einmal benennen konnten?

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 13. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig
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GESUNDHEIT/1321: Veranstaltung zur Arztgesundheit - Vom Umgang mit der eigenen Gesundheit (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 1/2018

Arztgesundheit

Vom Umgang mit der eigenen Gesundheit

von Prof. Jörg Braun, Park-Klinik Manhagen



"Ärzte sind anders krank!" - Veranstaltung in der Akademie für
medizinische Fort- und Weiterbildung in Bad Segeberg 


In Kooperation mit der Stiftung Arztgesundheit fand Ende 2017
eine Fortbildungsveranstaltung statt, die sich ausschließlich der
Ärztegesundheit gewidmet hat. Über 40 Teilnehmer stellten sich der
Herausforderung, über den eigenen Umgang mit ihrer Gesundheit zu
reflektieren.

Einführung

Warum die Veranstaltung erforderlich war, hatte ein Artikel im
Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatt deutlich gemacht: Ärzte arbeiten
mit Erkrankungen, die bei ihren Patienten zu einer Krankschreibung
geführt hätten. Ursachen für diesen Präsentismus sind u. a. die Sorge,
Kollegen oder Patienten im Stich zu lassen. Aber auch der Druck
innerhalb der Ärzteschaft, nicht mit Bagatellerkrankungen zu Hause zu
bleiben, ist groß. Schließlich spielen auch strukturelle Defizite
(Unterbesetzung in Krankenhäusern, fehlender Versicherungsschutz gegen
Betriebsausfall in Praxen) eine Rolle. Der ärztliche Präsentismus
stellt ein Gesundheitsrisiko nicht nur für die betroffenen kranken
Kollegen, sondern auch für deren Patienten dar.

Erkrankt ein Arzt, wird er häufig zunächst versuchen, selber zu einer
Diagnose zu kommen. Das Risiko für Fehldiagnosen ist dabei hoch. Dies
wird durch die häufige Selbsttherapie nicht besser. Gerade wenn
Opiate, Schlafmittel oder Psychopharmaka eingenommen werden, besteht
ein hohes Risiko für die Entwicklung einer Substanzabhängigkeit. Der
Arztberuf geht mit einem signifikant erhöhten Suchtrisiko einher.
Einer der Gründe hierfür ist die Tatsache, dass wir regelhaft das
Befinden unserer Patienten durch Zufuhr von Substanzen modifizieren,
was auch als "innere Griffnähe" bezeichnet wird. Abschließend werden
Möglichkeiten diskutiert, den besonderen Gesundheitsgefahren des
Arztberufes mit vermehrter Achtsamkeit in Bezug auf die eigenen
Bedürfnissen, aber auch mit strukturellen Maßnahmen entgegenzuwirken.

Depression und Burn-out

Univ.-Doz. Dr. Gernot Langs aus der Schön Klinik Bad Bramstedt
informierte in der Veranstaltung über affektive Störungen bei Ärzten.
In verschiedenen Studien und Ländern konnte nachgewiesen werden, dass
die Suizidrate bei Ärzten signifikant höher ist als in der
Allgemeinbevölkerung. Bemerkenswert ist, dass, entgegen dem üblichen
Trend, in unserer Berufsgruppe Frauen eine höhere Suizidrate haben als
Männer.

Depressionen bei Ärzten haben zunächst die gleichen Ursachen wie in
anderen Berufsgruppen. Trotzdem gibt es Spezifika, die zu beachten
sind. Ein besonderer Belastungsfaktor ist die aktuelle
Gratifikationskrise in der Ärzteschaft. Hierunter versteht man eine
Imbalance zwischen dem, was Ärzte in den Beruf investieren, und dem,
was sie dafür bekommen. Dabei ist besonders die emotionale
Gratifikation bedroht. Zwar sind Ärzte noch immer "angesehen" als
Berufsstand, aber durch diverse Korruptionsskandale einzelner
(ehemaliger) Kollegen ist das positive Bild der Ärzteschaft zumindest
angekratzt. Berichte über (angeblich oder tatsächlich) unnötige
Untersuchungen und Operationen, die nur dazu dienen, dass Geld in die
Kassen der Krankenhausträger gespült wird, tragen zu einer kritischen
Einschätzung bei. Ärztemangel und Arbeitsverdichtung steigern die
Belastungen weiter. Dazu kommt die Unsicherheit hinsichtlich
Negativbewertungen in Internetforen. Unsicherheit ist ein wichtiger
Stressor, der zur Last von Krankheit und Leid, mit denen wir täglich
konfrontiert sind, hinzukommt. Schließlich ist die Erkenntnis, an
einer Depression zu leiden, für Ärzte oft tief erschütternd und kann
selbst wiederum aufrechterhaltend für die Depression sein ("Depression
about Depression"). Die Ursache dafür liegt wohl im hohen Anspruch an
die eigenen Standards und der daraus resultierenden Selbstabwertung,
die zu einer "Abwärtsspirale" führt. Dabei tun sich gerade Ärzte mit
der Diagnose Depression schwer. Aber auch für die behandelnden
Psychiater und Psychosomatiker ist die Situation nicht immer leicht.
Denn sie wissen im ersten Kontakt nicht, wie viel psychiatrisches
Fachwissen ihre ärztlichen Patienten haben. Vor allem, wenn der
Altersunterschied zwischen Behandler und Patienten "größer" ist (ein
häufiges Problem im stationären Setting), kann es auf beiden Seiten zu
Unsicherheiten kommen. Da hilft dann nur das offene Gespräch über das
Problem. Vor allem muss Einigkeit darüber herrschen, dass die
Therapeuten Patienten behandeln und nicht "das System". Wenn es um
gesundheitspolitische Aspekte geht, sitzen beide Seiten im selben
Boot. Und da ist die Gefahr des gemeinsamen "Abjammerns" groß.

Resilienz

Im letzten Vortrag stellte Prof. Dieter Jocham (ehemals UKSH, Campus
Lübeck) aktuelle Aspekte der Resilienzforschung dar. Ärzte sind nicht
nur gesund oder nur krank. Wie alle anderen Menschen auch haben sie
ihre individuelle Geschichte mit Höhen und Tiefen. Ein jeder verfügt
über die Kraft - mehr oder weniger - Schwierigkeiten zu überwinden und
an Erfahrungen zu wachsen. Dieses Vermögen wird in vielen
Lebensbereichen, in persönlich individuellen Situationen bis hin zu
komplexen Systemen in der Natur als "Resilienz" beschrieben. Elastisch
"zurückfedern in die Ausgangsform" und nach einem Niederschlag die
Kraft zu haben, wieder aufstehen zu können, sind übliche
Beschreibungen dafür, was Resilienz ausmacht, ebenso wie die Fähigkeit
zu akzeptieren, was wir ändern können und was nicht.


Tipps

Ein gesunder Arzt hat gesündere Patienten. Deshalb: Nehmen Sie sich
genauso ernst wie Ihre Patienten. Suchen Sie sich einen Hausarzt.
Behandeln Sie Ihre Angehörigen nicht selber. Lassen Sie sich impfen.
Arbeiten Sie nicht, wenn Sie krank sind. Nehmen Sie sich Zeit für
Vorsorgeuntersuchungen.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 1/2018 im
Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2018/201801/h18014a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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STATISTIK/098: Fasten 2018 - Mehrheit verzichtet auf Süßes (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 12. Januar 2018

Fasten 2018: Mehrheit verzichtet auf Süßes

Neue DAK-Studie: Junge Leute sind besonders Fasten-affin



Fasten ist in: Mehr als jeder zweite Deutsche hat schon einmal gezielt
für mehrere Wochen bestimmte Genussmittel oder Konsumgüter gemieden
(57 Prozent). In diesem Jahr klettert erstmals der Verzicht auf
Süßigkeiten auf Platz eins der Fasten-Hitliste - und verdrängt damit
Alkohol als bisheriges Fasten-Highlight. Das zeigt eine aktuelle und
repräsentative Forsa-Umfrage im Auftrag der Krankenkasse
DAK-Gesundheit. Demnach möchten in den kommenden Wochen 62 Prozent der
Fasten-Fans Schokoriegel & Co meiden. Bei Alkohol sind es 61 Prozent.
Im Vergleich zum Vorjahr gibt es hier einen Rückgang von zehn Prozent.
Auch auf das Fernsehen wollen weniger Menschen verzichten als im
Vorjahr (minus 17 Prozent).

Junge Leute im Alter von 18 bis 29 Jahren stehen dem Fasten besonders
offen gegenüber: 62 Prozent sagen, dass sie schon mindestens einmal
gefastet haben. Sie verzichten dann am ehesten auf Alkohol,
Süßigkeiten oder das Rauchen. Jeder zweite von ihnen möchte in den
kommenden Wochen auf Glimmstängel verzichten. Ein Anstieg von 45
Prozent im Vergleich zum Vorjahr - und damit so verbreitet wie in
keiner anderen Altersgruppe. 30- bis 44-Jährige verzichten hingegen am
ehesten auf Süßes. Fast zwei Drittel (64 Prozent) gaben das an, dicht
gefolgt von Alkohol (62 Prozent). "Wichtig ist es, sich beim Fasten
ein möglichst konkretes Ziel zu setzen und einen Plan zu haben, um
dieses Ziel zu erreichen", rät Franziska Kath, Diplom-Psychologin bei
der DAK-Gesundheit. "Auch mit Rückschlägen sollte man rechnen, damit
die Fastenzeit nicht zur Frustzeit wird."

Etwa jeder Fünfte (21 Prozent) möchte in den kommenden Wochen weniger
online sein. Hauptgrund: Immer mehr Menschen wollen ihre Zeit lieber
mit realen Freunden und mit ihrer Familie als im Internet verbringen.
73 Prozent gaben dies an - 14 Prozent mehr als im Vorjahr. Auf Platz
zwei folgt mit 68 Prozent weniger Stress durch mehr Offline-Zeit.

Beim Fasten gibt es deutliche Unterschiede zwischen Frauen und
Männern. Frauen wollen in den nächsten Wochen vor allem auf Süßes
verzichten (69 Prozent). Bei Männern steht Alkohol mit 63 Prozent ganz
oben auf der Fasten-Liste. Auch beim Fleischverzicht ist deutlich ein
Geschlechterunterschied zu erkennen: 42 Prozent bei den fastenden
Frauen zu 29 Prozent bei den Männern.

Laut DAK-Umfrage scheint Norddeutschland besonders Fasten-affin zu
sein: 62 Prozent der Befragten haben schon mal gefastet. Auch Bayern
und Nordrhein-Westfalen liegen mit 61 und 60 Prozent über dem
Durchschnitt. Die Menschen in Ostdeutschland sind mit 48 Prozent
hingegen eher Fasten-Muffel.

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 12. Januar 2018

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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VORSORGE/778: Ultraschall-Screening für Männer über 65 Jahre ab sofort Kassenleistung (DEGUM)


Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM) - 13. Februar 2018

Tickende Zeitbombe "Bauchaortenaneurysma"

Ultraschall-Screening für Männer über 65 Jahre ab sofort Kassenleistung



Berlin - Seit Beginn des Jahres haben gesetzlich krankenversicherte
Männer ab 65 Jahren Anspruch auf ein einmaliges Ultraschallscreening
zur Früherkennung von Bauchaortenaneurysmen. Die Deutsche Gesellschaft
für Ultraschall in der Medizin e.V. (DEGUM) begrüßt diese
Entscheidung, da insbesondere Männer in diesem Alter ein erhöhtes
Risiko für diese gefährliche und häufig unerkannte Erkrankung
aufweisen. Die Fachgesellschaft fordert jedoch, auch Frauen sowie
Patienten ab 55 Jahren mit einem besonderen Risikoprofil wie etwa
Diabetes oder Rauchen einzubeziehen.

An einem Bauchaortenaneurysma erkranken etwa vier bis acht Prozent
aller Männer über 65 Jahren. Dabei ist die Früherkennung
ausschlaggebend dafür, ob der Patient diesen Vorfall überlebt. Denn
bei einer Aussackung des größten Gefäßes im Bauchraum bleibt der
Patient zunächst meist beschwerdefrei. "Wenn die Bauchaorta infolge
der Aussackung reißt, kann der Betroffene innerhalb kürzester Zeit
verbluten", warnt Professor Dr. med. Thomas Fischer, Leiter des
Interdisziplinären Ultraschall-Zentrums des Instituts für Radiologie
am Campus Charité Berlin-Mitte. Untersuchungen zeigen, dass nur etwa
zehn Prozent der Patienten mit einem Riss in der Bauchaorta lebend im
Krankenhaus ankommen. "Ein anderes Risiko besteht darin, dass infolge
der Gefäßvergrößerung ein Blutgerinnsel zu Gefäßverschlüssen in den
Beinen führen kann."

Aufgrund dieser Gefahrenlage für viele Patienten begrüßt die DEGUM die
Entscheidung der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) und der
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV), Männern über 65 eine
Früherkennungsuntersuchung per Ultraschall zu gewähren. Im Zuge dessen
kann ein Bauchaortenaneurysma schnell erkannt und operativ behandelt
werden, um gefährliche Folgeschäden zu vermeiden. Dies kann mittels
des Einsatzes einer Gefäßprothese oder in Einzelfällen mit einer
Stent-Prothese erfolgen.

Das Screening soll im Rahmen der Gesundheitsuntersuchung 'Check-up 35'
einmalig erfolgen. Dies dürfen Hausärzte, Urologen, Internisten mit
und ohne Schwerpunkt, Chirurgen und Radiologen durchführen. Hierfür
sollten Untersucher eine nachweisbare Qualifikation haben,
beispielsweise ein DEGUM-Zertifikat der Stufe 1, empfiehlt Fischer,
der auch stellvertretender Leiter der DEGUM-Sektion Radiologie ist.
Denn es gehe nicht nur darum, den Durchmesser der Bauchaorta zu
bestimmen, sondern auch einen Einriss oder ein Aneurysma des Gefäßes
frühzeitig zu erkennen. Ärzte, die keine Genehmigung für eine
Bauchaorten-Sonographie haben, können dennoch das Aufklärungsgespräch
führen und dies separat mit den Krankenkassen abrechnen.

Auch wenn Männer häufiger von einem Bauchaortenaneurysma betroffen
sind als Frauen, sollten letztere nach Ansicht der DEGUM auch von der
Vorsorgeuntersuchung profitieren können - insbesondere Patientinnen
mit erhöhtem Risiko wie Arteriosklerose. "Es wäre insgesamt ratsam,
Patienten mit einem besonderen Risikoprofil - beispielsweise bei
Diabetes, Bluthochdruck, einer Fettstoffwechselerkrankung sowie starke
Raucher ab dem 55. Lebensjahr - in das Vorsorgescreening
einzuschließen", sagt Professor Fischer.

Information: Welche Beschwerden verursacht ein Bauchaortenaneurysma?

Das Gefährlichste am Bauchaortenaneurysma ist, dass es vom Patienten
meistens nicht bemerkt wird. Durch Größenzunahme der Bauchaorta können
vor allem Rückenschmerzen auftreten. Häufig führt dies zu Beschwerden
im Bereich der Wirbelsäule oder der Nieren. In den Fällen, in denen
ein Bauchaortenaneurysma platzt, wird vom Patienten ein unerträglicher
Bauchschmerz mit Ausstrahlung in den Rücken, Übelkeit und Brechreiz
bemerkt. Durch die innere Blutung kommt es zu einer lebensbedrohlichen
Situation.

Quellen:

http://www.kbv.de/html/1150_32008.php

https://www.krankenkassenzentrale.de/magazin/ultraschalluntersuchung-zur-frueherkennung-von-bauchaortenaneurysmen-kuenftig-gkv-leistung-4173#

 * 


Über die DEGUM

Über die DEGUM: Die Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der
Medizin e.V. (DEGUM) bietet ein Forum für den wissenschaftlichen und
praktischen Erfahrungsaustausch auf dem Gebiet des medizinischen
Ultraschalls. Sie vereint rund 10 000 Ärzte verschiedener Fachgebiete,
medizinische Assistenten, Naturwissenschaftler und Techniker.
Ultraschalldiagnostik ist heute das am häufigsten eingesetzte
bildgebende Verfahren in der Medizin. Ultraschallanwendern bescheinigt
die DEGUM eine entsprechende Qualifikation mit einem Zertifikat der
Stufen I bis III. DEGUM-zertifizierte Ärzte finden Patienten im
Internet unter: 

www.degum.de

 * 

Quelle:

Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der Medizin (DEGUM)

Pressemitteilung vom 13. Februar 2018

Pressestelle

Friederike Gehlenborg

Postfach 30 11 20

70451 Stuttgart

Telefon: 0711 / 8931-295, Fax: 0711 / 8931-167

E-Mail: gehlenborg@medizinkommunikation.org

Internet: www.degum.de
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DEMENZ/346: REM-Schlaf-Verhaltensstörung - Ein Anzeichen für Lewy-Körper-Demenz (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 4/17

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

REM-Schlaf-Verhaltensstörung - Ein Anzeichen für Lewy-Körper-Demenz


von Prof. Dr. Wolfgang H. Oertel,

Klinik für Neurologie, Philipps-Universität, Marburg



Die Demenz vom Lewy-Körper-Typ ist eine Variante der
Parkinson-Krankheit, das heißt in der Regel folgt dem Auftreten einer
kognitiven Störung innerhalb eines Jahres das Auftreten der für die
Parkinson-Krankheit typischen motorischen Symptome. Dazu gehört ein
verlangsamter Bewegungsablauf verbunden mit einem Zittern in Ruhe
und/oder einem Gefühl von Steifheit in Gelenken und Muskeln.

Ein wichtiges Abgrenzungskriterium zwischen der selteneren
Lewy-Körper-Demenz und der Alzheimer-Demenz ist das Vorliegen einer
REM-Schlaf-Verhaltensstörung bei der Demenz vom Lewy-Körper-Typ.

Mit REM-Schlaf wird der Teil des Schlafes bezeichnet, in dem wir
träumen. Der Begriff REM-Schlaf ist abgeleitet von der Tatsache, dass
wir im Traum die Augen unwillkürlich schnell und ruckartig bewegen
(englisch: Rapid Eye Movement - REM). Abgesehen von diesen
ruckartigen, schnellen Augenbewegungen fehlt im REM-Schlaf jegliche
Muskelaktivität, das heißt, wir sind sozusagen gelähmt, während wir
träumen. Weiterhin finden sich im REM-Schlaf ein unregelmäßiger
Herzschlag, Blutdruck- und Atmungs-Schwankungen.

Die REM-Schlaf-Verhaltensstörung, kurz RBD (engl. "REM sleep behavior
disorder"), wurde erstmals 1986 von dem amerikanischen Schlafforscher
Carlos Schenck beschrieben.

Charakteristisch für die REM-Schlaf-Verhaltensstörung ist: Die sonst
im REM-Schlaf blockierte Muskelaktivität ist teilweise vorhanden.
Dadurch kann bei der REM-Schlaf-Verhaltensstörung der Traum teilweise
in Aktionen umgesetzt (ausagiert) werden. Da die Trauminhalte meist
einen aggressiven Charakter haben, bewegen sich die Patientinnen und
Patienten zum Teil heftig. Sie wehren sich im Traum, schreien,
schlagen um sich oder versuchen zu fliehen. Die Betroffenen sind
schnell erweckbar und erinnern sich an die Inhalte des Traumes gut.
Aus bisher ungeklärten Gründen wird die RBD hauptsächlich bei Männern
diagnostiziert.

Um eine Diagnose zu stellen, werden in der Regel spezielle Fragebögen
verwendet und die Krankengeschichte einbezogen. Bei eindeutigem
Verdacht auf das Vorliegen einer RBD wird eine Schlafuntersuchung im
Schlaflabor unter Videokontrolle vereinbart (Polysomnographie mit
Video-Aufzeichnung). Hier kann man die "körperlichen" Ereignisse einem
Schlafstadium zuordnen und kann gleichzeitig die Muskelaktivität im
REM-Schlaf beurteilen. Eine eindeutige Diagnose ist nur mit Hilfe
einer Polysomnographie möglich.

Wenn die RED isoliert auftritt, haben die hiervon Betroffenen ein
Risiko von bis zu 80 Prozent, innerhalb von 10-15 Jahren an einer
neurodegenerativen Erkrankung wie der Parkinson-Krankheit oder der
Lewy-Körper-Demenz zu erkranken. Wer also an einer
REM-Schlaf-Verhaltensstörung leidet, darüber hinaus eine Riechstörung
hat und merkt, dass er vergesslicher wird oder sich nicht mehr so gut
orientieren kann wie früher, sollte sich ärztlichen Rat holen. Die
richtigen Ansprechpartner sind Neurologinnen und Neurologen, am besten
mit einer Spezialisierung im Bereich Schlafstörungen. Hier können
Betroffene klären lassen, ob bereits Symptome für die
Parkinson-Krankheit oder die Lewy-Körper-Demenz nachweisbar sind.

Bisher existiert noch kein Medikament, das für die Behandlung der
REM-Schlaf-Verhaltensstörung zugelassen ist.


Eine Liste mit wissenschaftlicher Literatur zum Thema
REM-Schlaf-Verhaltensstörung stellt die Redaktion auf Nachfrage gern
zur Verfügung.


Haben Sie eine REM-Schlaf-Verhaltensstörung?

Mit einem speziellen RBD-Fragebogen können Sie testen, ob Sie eine
REM-Schlaf-Verhaltensstörung haben. Wenn Sie mindestens fünf der
Fragen mit Ja beantwortet haben, könnte dies der Fall sein und Sie
sollten sich an Ihre Hausärztin bzw. Ihren Hausarzt wenden.

Fragebogen kostenlos bei:

REM-Schlafverhaltensstörung e.V.

c/o Philipps-Universität Marburg, Neurologie

Baldingerstraße, 35043 Marburg

Tel: 06421 - 586 52 15, Fax: 06421 - 586 53 07

E-Mail: sittig@med.uni-marburg.de

www.rem-schlafverhaltensstoerung.de

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 4/17, S. 8

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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DEMENZ/345: Schlafstörungen bei Demenz (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 4/17

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Schlafstörungen bei Demenz


Erscheinungsbild und Management für pflegende Angehörige



In diesem November wird der Nobelpreis für Medizin für Forschung über
die innere Uhr des Menschen vergeben. Was nachts im Schlaf passiert
ist aber noch immer nicht aufgeklärt. Man weiß, dass zu wenig Schlaf
das Leistungsvermögen am Tag mindert und langfristig körperlichen
Erkrankungen Vorschub leisten kann, etwa Herz-Kreislauf-Störungen.
Mehr als ein Drittel älterer Menschen und rund drei Viertel der
Menschen mit Demenz leiden unter Schlafstörungen.

Ursache klären

Will man der Ursache von Schlafstörungen auf die Spur kommen, sind
sowohl körperliche Erkrankungen, wie Schilddrüsenfunktionsstörungen,
Bluthochdruck, Herzrhythmusstörungen oder auch Atemwegserkrankungen,
als auch die Einnahme bestimmter Medikamente, wie beispielsweise
Antibiotika, Kortison, Antidepressiva oder Schilddrüsenhormone, stets
zu beachten und als Ursache auszuschließen. Auch Diuretika
(Ausschwemmmittel) können infolge des erhöhten Harndrangs in der Nacht
Schlafstörungen nach sich ziehen.

Eine bereits bestehende Demenz muss nicht immer zugleich auch die
einzig mögliche Ursache der Schlafstörungen sein.

Vorkommen und Art der Symptome

Störungen des Schlafes können in jedem Stadium einer Demenz vorkommen,
in mittleren und schweren Krankheitsabschnitten treten nicht selten
auch Störungen des Tag-Nacht-Rhythmus hinzu. Die wichtigsten
demenzbedingten Veränderungen des Schlafes sind:


	abendliche/nächtliche Unruhezustände ("Sundowning"-Phänomen)

	gehäufte Atemunregelmäßigkeiten

	zunehmende Unterbrechung der gesunden Schlafphasen

	verminderte Gesamtschlafzeit mit längeren Wachphasen und kürzeren Zeiträumen von Tiefschlafphasen

	ansteigende Tagesmüdigkeit, gehäufte "Nickerchen" am Tage



Eine besondere Form der Schlafstörung ist die bei Parkinson- und
Lewy-Körperchen-Demenz vorkommende Schlafverhaltensstörung, die in der
Traumphase (REM-Schlafphase) auftreten kann. Hierbei werden geträumte
Handlungen unbewusst tatsächlich motorisch ausagiert, d.h. die oder
der Betroffene wälzt sich nicht nur unruhig hin und her, sondern
greift, hält fest, schlägt oder tritt. Hier besteht also eine
Verletzungsgefahr für die betroffene Person selbst und für ihre
Bettpartnerin oder ihren Bettpartner.

Folgen für Betroffene und Bezugspersonen

Bestehende Schlafstörungen führen bei demenzkranken Menschen zu einer
Leistungsabnahme am Tag und einer Minderung des Wohlbefindens. Hinzu
kommen häufig vermehrte Gereiztheit, Stimmungsschwankungen und
mangelnde Kooperationsbereitschaft. Fehlhandlungen im Alltag können
zunehmen, die Tagesstrukturierung wird erschwert. Auch die
Anfälligkeit gegenüber Infekten wächst.

Pflegende Angehörige sind den ganzen Tag gefordert, also 24 Stunden,
und damit auch in der Nacht. Meist erleben sie die Schlafstörungen des
Demenzkranken unmittelbar mit, da sie aufgesucht, um Hilfe gebeten
werden oder weil auftretende Geräusche sie am Weiterschlafen hindern
und in der Nacht mögliche Gefährdungsmomente für den Kranken überprüft
werden müssen.

Das damit für die Bezugsperson allmählich entstehende Schlafdefizit
führt bei der Mehrzahl der Pflegenden am Tage zu Ruhelosigkeit,
Reizbarkeit, Erschöpfung, Müdigkeit und Verschlechterung eigener
körperlicher Erkrankungen. Wenn diese Situation lange andauert,
greifen manche von ihnen selbst zu Schlafmitteln - mitunter nicht ohne
Risiko für die eigene Gesundheit.

Nichtmedikamentöse Behandlungsmaßnahmen

Unabhängig vom Vorhandensein körperlicher oder psychischer
Erkrankungen sollten für alle von Schlafstörungen Betroffenen die
bewährten Regeln der Schlafhygiene gelten:


	Meiden von Genussmitteln (zum Beispiel Alkohol, Kaffee) am Nachmittag

	Keine Schlafphasen am Tag (allenfalls kurzer (30 min) Mittagsschlaf)

	Keine körperlich schweren Arbeiten am Nachmittag

	Keine großen Mahlzeiten abends

	Regelmäßige Schlafens- und Aufstehzeit

	Vermeiden langer Liegezeiten im Bett ohne zu schlafen

	Angenehme und schlaffördernde Umgebung



Die Umsetzung dieser Regeln für Menschen mit Demenz soll an einigen
Beispielen erläutert werden. Zunächst ist ein gleichmäßiger und
stabiler Tagesrhythmus zu empfehlen mit


	Verlässlichen Mahlzeiten

	Zeitlich angepasstem Flüssigkeitsangebot von etwa 1,5 - 2 Liter Wasser bis zum frühen Abend, nicht bis kurz vor der Bettruhe, um nächtlichen Harndrang zu vermeiden

	Ausreichenden sozialen Kontakten mit geistiger Anregung und Austausch mit anderen Menschen

	Einer nach Möglichkeit täglichen körperlichen Aktivierung über 20-30 Minuten.



Für demenzkranke Menschen sind zudem klare Abgrenzungen von
Hell-Dunkel-Phasen wichtig. In der dunkleren Jahreszeit bedeutet dies
eine Sicherstellung von rund 300-500 Lux in den meisten Stunden des
Tages (Beratung in jedem Leuchtmittelfachgeschäft), ferner eine
Aktivitätsphase am Tag im Freien, wo selbst in Wintertagen noch eine
Lichtstärke von bis zu 3.000 Lux gemessen wird.

Dr. Martin Haupt: 

 "Bevor man zu Schlafmitteln greift, sollte man verschiedene
 andere Strategien versuchen!"



Für die Dunkelphase der Nacht sind schwach leuchtende
Steckdosenlichter empfehlenswert, damit Betroffene im Falle des
Erwachens ihre Orientierung behalten. Abends können warme Getränke zur
Unterstützung der aufkommenden Müdigkeit gereicht werden, etwa, sofern
verträglich, warme Milch (Achtung: mögliche Verschleimung im Hals) mit
Honig oder auch Tee (Inhaltsstoffe zum Beispiel Melisse, Fenchel,
Hopfen, Baldrianwurzel). Manche Menschen mit Demenz reagieren entgegen
der allgemeinen Empfehlungen für ältere Menschen mitunter auch positiv
auf koffeinhaltigen Kaffee vor der Nachtruhe.

Bei der Schaffung einer schlaffördernden Umgebung ist bei älteren
Menschen die Absenkung der sogenannten "akustischen Weckschwelle" zu
beachten. Damit ist eine höhere Empfindlichkeit im Schlaf gegenüber
selbst leiseren Geräuschen gemeint. Im einfachsten Fall können
Ohrstöpsel hier rasch Abhilfe schaffen.

Medikamentöse Behandlungsmaßnahmen

Der Nutzen der aufgeführten Regeln zur Schlafförderung ist belegt,
allerdings bei demenzbedingten Störungen des Schlafes oftmals nicht
ausreichend.

Dann sind in Absprache mit Haus- oder Fachärztin bzw. Facharzt
geeignete medikamentöse Maßnahmen zu ergreifen. Diese sollten beim
Arztbesuch erfragt werden.

Zu den möglichen Medikamentengruppen, die bei Schlafstörungen von
Demenzkranken mit stets möglichst niedriger Dosierung zum Einsatz
kommen können, sofern die nichtmedikamentösen Maßnahmen unwirksam oder
zu wenig erfolgreich sind, gehören:

• Antidementiva mit sog. cholinerger Wirkung: In der Regel
besteht neben dem Kerneffekt einer Stabilisierung der kognitiven
Einbußen eine regulierende und verbessernde, aber in der Stärke
begrenzte Wirkung auf den Schlaf, die sich erst nach Wochen einstellt.
Bei Alzheimer-Demenz zugelassen: Donepezil, Galantamin, Rivastigmin.
Letzteres ist auch bei Parkinson-Demenz zugelassen.

• Antidepressiva: Einige Substanzen haben eine
schlaffördernde, rasch eintretende Wirkung, wie Mirtazapin oder
Trazodon; andere Substanzen, wie Doxepin, Trimipramin oder
Amitriptylin, haben ähnliche Effekte, jedoch zusätzlich unerwünschte
Wirkungen auf die Erregungsleitung am Herzen und auf die
Kreislaufstabilität.

• Neuroleptika: Risperidon fördert die Tageswachheit und
damit indirekt den Schlaf, sollte aber wegen möglicher motorischer
Bewegungseinschränkungen nur sehr behutsam dosiert werden; Dipiperon
oder Quetiapin fördern direkt den Schlaf über ihre entspannenden und
beruhigenden Effekte, können aber am Vormittag einen Überhang mit
Mattigkeit, niedrigem Blutdruck oder etwa Benommenheit nach sich
ziehen.

• Schlafmittel (Benzodiazepine): Sie sind für eine
gelegentliche Bedarfsgabe oft sehr hilfreich (zum Beispiel Zolpidem,
Zopiclon bei Einschlafstörungen), bringen aber zu hohe Risiken für
eine dauerhafte Therapie mit. Nach rund 3-4 Wochen regelmäßiger
Einnahme treten häufig Tagesmüdigkeit, Koordinationsstörungen,
Muskelschwäche und Sturzgefahr auf; daher ist die Indikation für die
Verordnung eines Schlafmittels grundsätzlich sehr genau abzuwägen.

Pflanzliche Mittel für den Schlaf, die meist verschiedene beruhigende
Substanzen kombinieren, wie etwa Neurexan oder Sedariston, können im
Einzelfall durchaus hilfreich sein, ihre Wirkung ist aber im
Allgemeinen schwach. Bei gesunden älteren Menschen mit Schlafstörungen
wird häufig Melatonin eingesetzt. Nach der aktuellen Studienlage wirkt
Melatonin bei Menschen mit Demenz allerdings nicht.



Priv.-Doz. Dr. Martin Haupt, Neuro-Centrum Düsseldorf; Lehrpraxis der
Klinik und Poliklinik für Psychiatrie und Psychotherapie der
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf 

E-Mail: m.haupt@alzheimer-praxis-duesseldorf.de

Internet: www.alzheimer-praxis-duesseldorf.de

 * 

Quelle:

Alzheimer Info, Ausgabe 4/17, S. 5 - 6

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Friedrichstraße 236, 10969 Berlin

Telefon: 030/259 37 95-0, Fax: 030/259 37 95-29

Alzheimer-Telefon: 030/259 37 95-14

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de

 

Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 15. Februar 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





HERZ/1025: Kälte kann Herzinfarkt auslösen (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 08.02.2018

Kälte kann Herzinfarkt auslösen

- Studie zeigt Zusammenhang zwischen Minusgraden und Risiko für Herzanfälle

- Deutsche Herzstiftung gibt Tipps für Herzpatienten



Niedrige Temperaturen belasten das Herz. Herzpatienten sollten daher bei
Temperaturen unter null Grad besonders vorsichtig sein und große Anstrengungen
vermeiden. An sehr kalten Tagen steigt sogar die Zahl an Herzinfarkten, wie eine
schwedische Langzeitstudie an mehr als 280.000 Patienten zeigt.* "Brustschmerzen
oder Atemnot sollten daher insbesondere im Winter nicht auf die leichte Schulter
genommen werden", warnt der Herzspezialist Prof. Dr. med. Thomas Voigtländer vom
Vorstand der Deutschen Herzstiftung. "Geht ein bisher Gesunder in die Kälte
hinaus und bekommt plötzlich Schmerzen, einen Druck oder Brennen im Brustkorb
und Atemnot, dann ist das ein Warnzeichen. Umgehend sollte ein Arzt aufgesucht
werden, der das Herz gründlich untersucht." Die Symptome können Vorboten eines
Herzinfarkts sein (https://www.herzstiftung.de/Anzeichen-Herzinfarkt.html).

Besonders gefährdet sind Patienten mit einer koronaren Herzkrankheit (KHK)
und Angina pectoris-Beschwerden oder nach einem Herzinfarkt. Starke Kälte
belastet die Herzkranzgefäße, indem sich die Gefäße verengen und die
Blutversorgung des Herzmuskels vermindern, der dadurch weniger Sauerstoff
bekommt. Gleichzeitig werden auch die Widerstandsgefäße im übrigen Körper
verengt (Blutdruckanstieg!), so dass das Herz gegen einen größeren
Widerstand anpumpen muss. "Besonders wachsam sollten in den Wintermonaten
auch Hochdruckpatienten und Betroffene mit Herzschwäche sein." Was
Herzpatienten im Winter beachten sollten, können Betroffene unter
https://www.herzstiftung.de/Kaelte-Herz-Herzinfarkt.html oder in der
kostenfreien Expertenschrift "Wie komme ich gut durch den Winter?"
nachlesen, die per Tel. unter 069 955128400 oder per E-Mail unter
bestellung@herzstiftung.de angefordert werden kann.

Große Anstrengungen bei Kälte vermeiden

Wer bereits an einer Herzerkrankung leidet, sollte bei Minusgraden auf
starke körperliche Anstrengungen wie Schneeschippen verzichten. Zwar ist
regelmäßige Bewegung auch im Winter empfehlenswert. Statt zu hoher
Belastung rät die Deutsche Herzstiftung Herzpatienten allerdings zu
weniger anstrengender Bewegung wie Spaziergängen oder Walkingrunden. Bei
Minusgraden legen sich Herzpatienten zum Schutz am besten einen Schal über
Mund und Nase, so gelangt die Luft bereits vorgewärmt in die Atemwege. Bei
großer Kälte kann es auch sinnvoll sein, das Training in die Sporthalle
oder das Schwimmbad zu verlegen. Einzelne Studien deuten darauf hin, dass
auch eine kühle Wohnung den Blutdruck erhöhen und das Herz gefährden kann.
Koronarpatienten sollten daher die Wohnung angenehm warm halten, ohne sie
zu überheizen.

Herzmedikamente schützen - auf regelmäßige Einnahme achten

Grundsätzlich sollten Menschen mit Herzerkrankungen im Winter regelmäßig
ihren Blutdruck messen und besonders sorgfältig ihre Medikamente nehmen.
Eine aktuelle finnische Studie (Ryti N. R. I. et al, Sci. Rep. 2017)
bestätigt, dass Kälte die Prognose bei Herzpatienten ungünstig
beeinflussen kann. Gemäß der Studie schützt die Einnahme von
Herzmedikamenten wie ASS, Betablockern oder Nitraten Herz-Kreislauf-Patienten
vor einem akuten Koronarereignis (z. B. Herzinfarkt oder Angina pectoris).

"Bei einigen Betroffenen muss - und dies nur in Absprache mit dem
behandelnden Arzt! - die Dosis der Arzneien im Winter angepasst werden, da
der Blutdruck in der kalten Jahreszeit oft höher liegt", betont Prof.
Voigtländer, der auch Ärztlicher Direktor am Bethanien Krankenhaus,
Cardioangiologisches Centrum Bethanien (CCB) in Frankfurt ist. Wichtig ist
auch der Zeitpunkt der Medikamenteneinnahme: Da der Blutdruck bei den
meisten Patienten nach dem Aufstehen ansteigt, sollten sie ihre Tabletten
in der Regel morgens nehmen - und zwar bevor sie hinaus in die Kälte
gehen.


Tipp: 

Wichtige Tipps zum Thema Kälte bei Herzproblemen bietet die Herzstiftung unter
https://www.herzstiftung.de/Kaelte-Herz-Herzinfarkt.html kostenfrei an. Der
Sonderdruck "Wie komme ich gut durch den Winter?" kann angefordert werden per E-
Mail unter bestellung@herzstiftung.de

* European Society of Cardiology:

16 year study suggests air temperature is external trigger for heart attack;

https://www.escardio.org/The-ESC/Press-Office/Press-releases/16-year-study-suggests-air-temperature-is-external-trigger-for-heart-attack

https://doi.org/10.1093/eurheartj/ehx504.2949

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.herzstiftung.de/Kaelte-Herz-Herzinfarkt.html

https://www.herzstiftung.de/Anzeichen-Herzinfarkt.html

https://doi.org/10.1093/eurheartj/ehx504.2949

https://www.escardio.org/The-ESC/Press-Office/Press-releases/16-year-study-suggests-air-temperature-is-external-trigger-for-heart-attack

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter:

http://idw-online.de/de/attachment64647

PM_Kälte_Herzrisiko

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung 4/2018

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung

Michael Wichert, 08.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STUDIE/253: Neuentwickeltes Anti-Leukämiemedikament besonders wirksam bei minimaler Resterkrankung (idw)


Universitätsklinikum Würzburg - 09.02.2018

Am UKW mitentwickeltes Anti-Leukämiemedikament besonders wirksam bei
minimaler Resterkrankung



Eine kürzlich veröffentlichte Studie kombinierte hochpräzise
Krebsdiagnostik auf molekularer Ebene mit dem zukunftsweisenden
Immuntherapeutikum Blinatumomab. Es zeigte sich, dass die Behandlung mit
dem am Uniklinikum Würzburg maßgeblich mitentwickelten Medikament in einem
sehr frühen Rezidiv-Stadium das Überleben von Patienten mit Akuter
Lymphatischer Leukämie deutlich verbessert. Geleitet wurde die
europaweite, multizentrische Studie unter anderem von Prof. Dr. Ralf
Bargou, dem Direktor des am UKW angesiedelten Comprehensive Cancer Centers
(CCC) Mainfranken.

Ende Januar dieses Jahres erschien in der Fachzeitschrift Blood der
US-amerikanischen Gesellschaft für Hämatologie die Publikation zu einer
Studie, bei der Patienten mit einer minimalen Resterkrankung von Akuter
Lymphatischer Leukämie erfolgreich mit dem Antikörper-Medikament
Blinatumomab behandelt wurden. Hier die Hintergründe und Details.

Über die Krankheit und ihre bisherige Behandlung

Die Akute Lymphatische Leukämie (ALL) ist eine bösartige Erkrankung des
blutbildenden Systems (Blutkrebs), bei der eine frühe Vorstufe der
Lymphozyten entartet und sich unkontrolliert vermehrt. Lymphozyten sind
weiße Blutkörperchen und Teil des Immunsystems. Ihre Vermehrung und
Erneuerung ist bei gesunden Menschen strikt reguliert. Bei der ALL ist
dieser Prozess außer Kontrolle geraten.

Nach dem klassischen Behandlungspfad erhalten die Patienten nach der
Erstdiagnose eine so genannte Induktions-Chemotherapie, deren Ziel es ist,
eine Rückbildung (Remission) des Blutkrebses zu induzieren. 50 bis 60
Prozent der Erkrankten sprechen auf diese Therapie gut an und gelten - oft
nach weiterer konsolidierender Chemotherapie - als geheilt. Bei den
restlichen Patienten bleibt nach der Induktions-Chemotherapie mindestens
eine minimale Resterkrankung (Minimal Residual Disease - MRD) bestehen.
Patienten mit MRD-positiver Erkrankung erleiden praktisch immer ein
klinisches Rezidiv und haben in aller Regel eine sehr schlechte Prognose.
Einem Teil kann noch eine allogene Stammzelltransplantation als weitere
Behandlungsoption angeboten werden, aber insgesamt ist die Sterberate
unter den Betroffenen sehr hoch.

Über den Wirkstoff Blinatumomab

Blinatumomab gehört zu einer neuen Klasse von so genannten bispezifischen
Antikörpern, die direkt das menschliche Immunsystem gegen Tumorzellen
wirken lassen. Es ist das erste zugelassene Medikament, das die
körpereigenen T-Zellen, eine Form der Lymphozyten, einspannt, um
Leukämiezellen zu vernichten. Diese "Killer" können in der Regel
Krebszellen nicht von gesunden Zellen unterscheiden und greifen sie
deshalb auch nicht an. Den Forschern gelang es, diese biochemische
Blindheit zu überwinden, indem sie gentechnisch einen Antikörper
designten, der einerseits in der Lage ist, an der Krebszelle anzudocken
und andererseits an T-Zellen binden kann. Mit Hilfe dieses "Adapters"
werden die Abwehrzellen aktiviert, sie erkennen die schädlichen Zellen und
können sie in der Folge zerstören.

An der Erfindung, Entwicklung und klinischen Erprobung von Blinatumomab
entscheidend beteiligt waren Prof. Dr. Ralf Bargou, der Direktor des am
Uniklinikum Würzburg (UKW) angesiedelten Comprehensive Cancer Centers
(CCC) Mainfranken, Dr. Marie-Elisabeth Goebeler, die Leiterin der Early
Clinical Trial Unit am UKW, sowie Prof. Dr. Max Topp, der Leiter des
Bereichs Hämatologie an der Medizinischen Klinik II des Würzburger
Uniklinikums.

Über die Studie

Die jetzt veröffentlichte Studie nutzte modernste Methoden der molekularen
Diagnostik, um mit hoher Sensitivität und Spezifität ALL-Patienten mit MRD
zu identifizieren. Diese wurden mit Blinatumomab behandelt. Die Studie
begann im Jahr 2010 und wurde von Krebszentren in Belgien, Deutschland,
Frankreich, Großbritannien, Italien, den Niederlanden und Tschechien
getragen. Die Leitung lag in den Händen von Dr. Nicola Gökbuget vom
Uniklinikum Frankfurt/Main und von Prof. Ralf Bargou vom CCC Mainfranken.
Mit 116 Teilnehmer/innen war die Grundgesamtheit an Studienpatienten für
eine seltene Erkrankung wie ALL sehr hoch. Als Ergebnis zeigte sich, dass
knapp 80 Prozent der Behandelten auf die Antikörpertherapie sehr gut
ansprachen und MRD-negativ wurden, was zu einer deutlichen Verbesserung
der Überlebenswahrscheinlichkeit der betroffenen Patienten führte. "Die
Studie zeigt, dass Blinatumomab nicht nur bei einem voll entwickelten
Rezidiv hilfreich eingesetzt werden kann, sondern auch - und gerade - in
einem viel früheren Stadium. Die moderne, hochempfindliche molekulare
Diagnostik zusammen mit den neuen therapeutischen Entwicklungen in der
Immun-Onkologie hilft uns, das Rezidiv immer frühzeitiger zu erkennen und
gezielt zu behandeln. Dadurch lassen sich die Heilungschancen für die
betroffenen Patienten weiter verbessern", resümiert Prof. Bargou.


Literaturnachweis:

Blinatumomab for minimal residual disease in adults with B-precursor acute
lymphoblastic leukemia

Gökbuget N., Dombret H., Bonifacio M., Reichle A., Graux C., Faul C.,
Diedrich H., Topp MS., Brüggemann M., Horst HA., Havelange V., Stieglmaier
J., Wessels H., Haddad V., Benjamin JE., Zugmaier G., Nagorsen D., Bargou
RC.

Blood. 2018 Jan 22. pii: blood-2017-08-798322. doi: 10.1182/blood-2017-08-798322

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1764

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Würzburg, Susanne Just, 09.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PFLEGE/720: Mängel bei der Versorgung chronischer Wunden in der Krankenpflege (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 12. Februar 2018

MDS-Bericht zeigt Mängel bei der Versorgung chronischer Wunden in der Krankenpflege

BVMed fordert Pflege- und Qualitätsoffensive



Berlin | Die Versorgung chronischer Wunden in der stationären und
häuslichen Pflege ist oft unzureichend und entspricht nicht dem
aktuellen Expertenstandard zur Versorgung von Menschen mit chronischen
Wunden. Zu diesem Schluss kommt der Bundesverband Medizintechnologie
(BVMed) aufgrund der Ergebnisse des aktuellen Pflegeberichts des
Medizinischen Dienstes des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen
(MDS). Demnach wurden im Jahr 2016 bei Patienten mit chronischen
Wunden in der stationären Pflege bei rund einem Viertel (24,4 Prozent)
die erforderlichen Maßnahmen nicht nach dem aktuellen Stand des
Wissens ausgeführt.

Die Mängel betreffen nach dem MDS-Bericht beispielsweise die
Druckentlastung bei Patienten mit Dekubitus oder hygienische
Standards. Der Wert hat sich nach Angaben des MDS im Vergleich zum
vorherigen Bericht verschlechtert. Bei den zu Hause Gepflegten
erfolgte bei rund 13 Prozent nicht die nötige Druckentlastung,
Kompression oder phasengerechte, hydroaktive Wundabdeckung einer
chronischen Wunde.

"Diese Zahlen sind deshalb alarmierend, weil die wissenschaftlichen
Erkenntnisse der vergangenen Jahre eindeutig belegen, dass eine an
Standards orientierte Versorgung den Patienten spürbar hilft und
erheblich zur Heilung beiträgt", so Daniela Piossek, Leiterin des
Referats Ambulanter Gesundheitsmarkt beim BVMed. So hätten
beispielsweise phasengerechte, hydroaktive Wundauflagen für chronische
Wunden ihren Nutzen in Studien unter Beweis gestellt. "Diese
Erkenntnisse müssen noch weiter durchdringen", so Piossek. "So sollte
dem Pflegefachpersonal beispielsweise durch qualifizierte
Fortbildungen sowie angemessene Arbeitsbedingungen und Vergütung
verstärkt die Chance gegeben werden, Expertenstandards auch in der
Praxis umzusetzen."

Der BVMed weist auf ein weiteres Problem hin: "Von der stationären und
häuslichen Pflege sind oft auch Menschen betroffen, die sich nicht
mehr gut selbst bewegen können und die ihre Bedürfnisse nur
eingeschränkt äußern können. Hier ist eine besondere Kontrolle der
Qualitätsstandards erforderlich, um diese Patienten nicht schlechter
als andere zu stellen."

Der BVMed unterstützt deshalb die von der Initiative Chronische Wunden
(ICW) geforderte bessere finanzielle Ausstattung des Pflegesektors
sowie den in Kooperation mit dem Deutschen Wundrat einberufenen
Expertenrat, der nötige Strukturen für das Wundmanagement definieren
und Vertretern der Politik zur Entscheidung vorlegen soll.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 10/18

https://www.bvmed.de/mds-bericht-zeigt-maengel-bei-der-versorgung-chronischer-wunden

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 10/18 vom 12. Februar 2018

V.i.S.d.P.: Manfred Beeres M.A.

Leiter Kommunikation/Presse

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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FORSCHUNG/233: Verbundprojekt für hochgradig Hörgeschädigte gestartet (idw)


Hochschule für Gesundheit - 09.02.2018

Verbundprojekt für hochgradig Hörgeschädigte gestartet



Prof. Dr. Kerstin Bilda kann sich über eine weitere Förderung freuen. Die
Professorin für Logopädie an der Hochschule für Gesundheit (hsg) in
Bochum, die auch Vize-Präsidentin für den Bereich Forschung an der hsg
ist, holte weitere Drittmittel an die Hochschule.

"Wir sind Verbundpartner des Projekts 'Digitales Therapiesystem für
hochgradig Hörgeschädigte' (THERESIA), das jetzt vom Bundesministerium für
Bildung und Forschung (BMBF) im Fachprogramm Medizintechnik in der
Projektförderung zum Thema 'Medizintechnische Lösungen für eine digitale
Gesundheitsversorgung' eine Zuwendung erhielt", sagte Dr. Kerstin Bilda,
Professorin für Logopädie an der Hochschule für Gesundheit (hsg) in
Bochum. Sie leitet das Teilvorhaben 'Individualisiertes Hör- und
Sprachtraining' innerhalb des Verbundprojekts, das mit etwa 350.000 Euro
gefördert wird.

Das BMBF will mit dem Fachprogramm die medizintechnische Forschung und
Entwicklung stärken. Die Zusammenarbeit von Wirtschaft, Wissenschaft und
Anwendern soll dazu führen, dass erfolgversprechende Produkt-, Prozess-
oder Dienstleistungsinnovationen für eine digitale Gesundheitsversorgung
auf den Weg gebracht werden. Ziel der Fördermaßnahme ist es, dass diese
Innovationen dann einen Beitrag zu einer patientennahen Versorgung leisten
und die Leistungsfähigkeit des Gesundheitssystems verbessern.

Anfang Februar 2018 wurde mit der BMBF-Förderung das Verbundprojekt
gestartet, in dem aus Oldenburg die HörTech gGmbH (Projektleiter), das
Fraunhofer-Institut für Digitale Medientechnologie und das Evangelische
Krankenhaus sowie aus Bochum die Hochschule für Gesundheit mitwirken. Die
Fördersumme für den gesamten Verbund beträgt knapp zwei Millionen Euro.
Das geplante digitale Gesamtsystem wird Softwaremodule zur
Aussprachebewertung sowie zur Durchführung von Hör- und Sprechübungen mit
Anbindung eines Elektromyographen (EMG) sowie eines speziell darauf
abgestimmten selbstadaptierenden Trainingsprogramms beinhalten. Ein EMG
ist ein Gerät, das die elektrische Aktivität eines Muskels misst und
Aussagen über Muskelzellen ermöglicht. Behandelnde Ärzt*innen und
Logopäd*innen werden in der (postoperativen) klinischen Therapie durch
neue objektive Diagnosefunktionen unterstützt. Durch die Protokollierung
des Therapieverlaufs wird die Auswertung erleichtert.

Bilda: "Digitale Therapiesysteme haben das großes Potential, die
Versorgung von Patient*innen stärker zu individualisieren und an ihre
Bedarfe auszurichten. Mit den in der Hörforschung wissenschaftlich sehr
renommierten Verbundpartnern aus Oldenburg wollen wir für Menschen mit der
medizinischen Indikation einer hochgradigen Hörschädigung ein digitales
Therapiesystem unter fortlaufender Einbindung der zukünftigen Nutzer*innen
entwickeln und evaluieren. Die geplanten Softwaremodule zur
Aussprachebewertung bieten ein direktes Feedback und ermöglichen somit ein
unabhängiges Sprechtraining."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1554

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Gesundheit, Dr. Christiane Krüger, 09.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





AKTION/900: Evangelische Akademie zu Berlin - Humor im Krankenhaus, Workshop Medizinethik am 10.03.2018


Evangelische Akademie zu Berlin

Humor im Krankenhaus

46. Workshop Medizinethik

10. März 2018, 9:45 Uhr

Workshop 10/2018



Schwierige Situationen im Umgang mit Patientinnen und Patienten, aber
auch im kollegialen Miteinander prägen den Krankenhausalltag. Auch in
diesem Umfeld kann Humor dazu beitragen, Anspannungen
entgegenzuwirken, Ängste zu lösen, eine neue Sichtweise zu entwickeln
und eine gelassenere Distanz zu manchen Sorgen zu ermöglichen.
Gemeinsames Lachen kann eine vertrauensvolle Beziehung zwischen
Patienten und Ärzten fördern oder in der Kommunikation mit Angehörigen
Schuldgefühle und Stress abbauen. Die Veranstaltung lotet aus, welche
Rolle Humor in einer empathischen Zuwendung spielen kann, die für
christliche Kliniken zentral ist.

Kooperation mit: St Joseph Krankenhaus Berlin Tempelhof

Leitung: Simone Ehm

Ort: St. Joseph Krankenhaus Berlin Tempelhof, Wüsthoffstr. 15, 12101 Berlin

Informationen und Anmeldung:

Joachim Hodeige

Evangelische Akademie zu Berlin

Tel. (030) 203 55 - 509

hodeige@eaberlin.de

http://www.eaberlin.de/seminars/data/2018/gsu/humor-im-krankenhaus/

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweise für März 2018 (Stand 08.02.18)

Evangelische Akademie zu Berlin

Charlottenstraße 53/54, D-10117 Berlin

Silke Ewe, Tagungsorganisation, Öffentlichkeitsarbeit, Homepagebetreuung

Tel: (030) 203 55 - 508 (Zentrale - 0), Fax: (030) 203 55 - 550

E-Mail: ewe@eaberlin.de

Internet: www.eaberlin.de
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AUSLAND/8616: Aus aller Welt - 14.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Ungarn geht gegen ausländische Flüchtlingshelfer vor

Die ungarische Regierung will die Arbeit von zivilen Organisationen, 
die Flüchtlingen und Asylsuchenden helfen, erschweren. Antal Rogán, 
der Kabinettschef von Ministerpräsident Viktor Orbán, brachte einen 
Gesetzentwurf im Parlament ein, der unter anderem eine 25prozentige 
Strafsteuer auf alle ausländischen Spenden und ein Aufenthaltsverbot 
für NGO-Mitarbeiter in grenznahen Regionen vorsieht. Ein weiterer 
Entwurf schreibt vor, daß Organisationen, die sich für Flüchtlinge 
einsetzen, künftig eine Genehmigung des Innenministeriums brauchen. 
Besitzen sie diese nicht, droht ihnen die Auflösung durch die 
Behörden. Voraussetzung für eine solche Genehmigung ist eine 
Überprüfung durch den Geheimdienst. Laut Experten stimmen die 
geplanten Gesetze nicht mit der ungarischen Verfassung und dem 
EU-Recht überein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8616: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Polizei findet Frauenleiche in Wohnhaus

In einem Wohnhaus in Gröbenzell im Landkreis Fürstenfeldbruck haben
Polizisten eine tote Frau gefunden. Die bisherigen Erkenntnisse der
Ermittler lassen darauf schließen, daß die 40jährige gewaltsam ums
Leben kam. Als dringend tatverdächtig gilt der 27jährige Bewohner des
Hauses. Der junge Mann sei vor Ort von der Polizei überwältigt und
festgenommen worden, teilten die Behörden mit. Bei dem Opfer handelt
es sich demnach um eine Bekannte seiner Mutter.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8612: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Neue NATO-Kommandozentrale in Deutschland geplant

Im Zuge der NATO-Osterweiterung wird die Bundeswehr ein neues
Kommando zur schnellen Verlegung von Truppen und Material innerhalb
Europas aufbauen. Das gab Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen am Mittwoch bei einem Bündnistreffen in Brüssel bekannt.
Deutschland biete sich für das Kommando an, weil es geographisch im
Herzen Europas liege und große Erfahrung beim Thema Logistik und
Unterstützung habe, sagte die CDU-Politikerin. Einen genauen Standort
gibt es für das Logistik-Kommando noch nicht.

14. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8614: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Olaf Scholz übernimmt kommissarisch SPD-Führung

Nach dem sofortigen Rücktritt von Parteichef Martin Schulz übernimmt
Hamburgs Bürgermeister Olaf Scholz kommissarisch die SPD-Führung. Für
die reguläre Nachfolge an der Spitze haben SPD-Präsidium und Vorstand
am Dienstagabend in Berlin einstimmig Fraktionschefin Andrea Nahles
nominiert. Sie soll auf einem Sonderparteitag am 22. April in
Wiesbaden gewählt werden. Die Flensburger Oberbürgermeisterin Simone
Lange kündigte ihre Gegenkandidatur an - aus Protest gegen die von
einem kleinen Führungszirkel beschlossene Festlegung auf Nahles.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8613: Tragisches und Kurioses - 14.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Besucher in Therme tödlich verunglückt

In einer Therme im brandenburgischen Neuruppin ist am Dienstagabend
ein 64 Jahre alter Mann tödlich verunglückt. Seine Leiche wurde im
Außenbecken der Therme entdeckt. Es wird vermutet, daß der Mann aus
Nordrhein-Westfalen auf der Treppe ausrutschte, mit dem Kopf gegen
den Beckenrand stieß und dann ins Wasser fiel. Ob der Mann an den
Kopfverletzungen starb oder ertrunken ist, war zunächst unklar.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7698: Aus Forschung und Technik - 14.02.2018 (SB)




MELDUNGEN



Roskosmos verschiebt bemannten Flug zur Raumstation

Die russische Weltraumagentur Roskosmos hat den Start des bemannten
Raumschiffs Sojus MS-08 zur Internationalen Raumstation ISS wegen
technischer Probleme um mehrere Tage verschoben. Die Raumfahrer Oleg
Artemjew, Andrew Feustel und Richard Arnold haben ihre Prüfungen im
Sternenstädtchen bei Moskau erfolgreich absolviert und bereiten sich
nun auf den für den 21. März angesetzten Start vor. Ursprünglich
sollte die Mission am 15. März vom kasachischen Kosmodrom Baikonur
beginnen.

14. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7711: Aus aller Welt - 14.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutliches Vertrauensvotum für niederländischen Premier Rutte

Das niederländische Parlament hat am Mittwoch Ministerpräsident Mark
Rutte mit überragender Mehrheit das Vertrauen ausgesprochen. 101
Parlamentarier votierten gegen den Mißtrauensantrag des
Rechtspopulisten Geert Wilders, 43 unterstützten letzteren. Die
Regierungskoalition aus vier Parteien selbst verfügt nur über die
Mehrheit von einer Stimme. Wilders von der islamfeindlichen
Freiheitspartei (PVV) wollte Rutte darüber stürzen lassen, daß dessen
Außenminister Halbe Zijlstra am Vortrag seinen Rücktritt erklärt
hatte, aber Rutte die Abgeordneten zuvor über den Skandal um den
Außenamtschef nicht informiert hatte. Zijlstra war über seine
Behauptung gestolpert, er persönlich sei 2006 bei einem Treffen des
russischen Präsidenten Putin in dessen Datscha anwesend gewesen, als
letzterer auf Nachfrage ausgeführt habe, Großrußland sei Rußland,
Weißrußland, die Ukraine und die baltischen Staaten. Zijlstra räumte
gegenüber der Zeitung de Volkskrant ein, daß er von der Stellungnahme
Putins von Jeroen van der Veer, dem damaligen Chef des Ölkonzerns
Shell, gehört hatte. Angeblich wollte der Außenminister seinen
Informanten nur schützen. Van der Veer seinerseits schrieb der
Zeitung, Zijlstra habe ihn falsch zitiert. Putin habe im historischen
Sinne über ein Großrußland gesprochen, zitierte die NL Times die Mail
van der Veers. Die aggressive Interpretation gehe weder auf ihn noch
auf seine Worte zurück. Zijlstra hingegen hatte während einer
PVV-Konferenz im Mai 2016 beteuert, Putin habe gesagt, er wolle zu
Großrußland im oben genannten Sinne zurück.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7672: Medizin und Gesundheitswesen - 14.02.2018 (SB)




VOM TAGE



1,1 Millionen Pflegekräfte in Deutschland

Händeringend wird nach neuen Pflegekräften gesucht. Offenbar zu Recht.
Ende 2015 waren nur knapp 27.000 Altenpflegedienste aktiv. Wie das
Deutsche Ärzteblatt meldete, waren rund 13.300 ambulante und etwa
13.600 stationäre Pflegeeinrichtungen registriert. Die Zahl der
Pflegebeschäftigten soll bei rund 1,1 Millionen gelegen haben,
darunter etwa 730.000 in stationären Einrichtungen und etwa 355.000
in ambulanten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7699: Kriminalität und Rechtsprechung - 14.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Britische Justiz hält Haftbefehl gegen Julian Assange aufrecht

Ein Londoner Gericht hat innerhalb weniger Tage seine Entscheidung,
den Haftbefehl gegen Julian Assange aufrechtzuerhalten, erneuert. Der
46jährige Wikileaks-Mitbegründer hatte 2012 gegen Kautionsauflagen
verstoßen und sich in die Botschaft Ecuadors geflüchtet, um
nicht zur Befragung an die schwedische Generalstaatsanwaltschaft
ausgeliefert zu werden. Der gebürtige Australier, der inzwischen die
Staatsbürgerschaft Ecuadors angenommen hat, mußte befürchten, wegen
der Wikileaks-Veröffentlichungen von 2020 unter anderem zu den
Kriegen der USA in Afghanistan und im Irak der US-Justiz ausgeliefert
zu werden. In den USA drohen Assange Strafverfahren wegen
Geheimnisverrats, die durchaus mit einem Todesurteil enden könnten.
Assange hat die Botschaft nicht mehr verlassen, obwohl seit
vergangenem Jahr in Schweden kein Ermittlungsinteresse mehr an ihm
besteht. Inzwischen ist Assange von dem einer Gefangenschaft
gleichkommenden Aufenthalt in dem Gebäude schwer gezeichnet. Assanges
Verteidiger hatten geltend machen wollen, daß in Großbritannien kein
öffentliches Interesse mehr an der Aufrechterhaltung des Haftbefehls
besteht. Eine Woche zuvor hatte die Verteidigung vergeblich den
Gesundheitszustand ihres Mandanten und dessen Lebensumstände als
Argumente angeführt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7625: Sprache, Kunst und Medium - 14.02.2018 (SB)




VOM TAGE



"Göhte" schlägt Hollywood

Das ist eine Nachricht, die die staatliche Deutsche Filmförderung gern
verbreitet: Seit vergangenem Jahr gibt es in Deutschland wieder so
viele Kinos, wie seit zehn Jahren nicht mehr. Wenn die Zahlen stimmen,
kamen 107 Filmtheater neu hinzu oder wurden nach Umbauten wieder
eröffnet. Insgesamt sollen nach einem Deutschlandfunk-Bericht
hierzulande gegenwärtig 4803 Filmsäle betrieben werden.

Auch die Zahl der Kinobesucher ging mit etwas über einer Million 
leicht nach oben auf 122,3 Mio.

Daß der Spitzenreiter unter den aufgeführten Filmen mit 5,9 Millionen
Besuchern "Fack ju Göhte 3" war, der auch die US-Blockbuster aus dem
Feld schlagen konnte, wird sicher nicht jeden Kino-Fan in Jubel
ausbrechen lassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7689: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 14.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Keine belastbaren Erkenntnisse über Chemiewaffeneinsatz in Syrien

Den französischen Geheimdiensten liegen keine belastbaren
Erkenntnisse dazu vor, welche der Kriegsparteien in Syrien Giftgas
gegen die Zivilbevölkerung eingesetzt haben könnte. Sobald derartige
Beweise vorliegen, wird Präsident Macron die französischen
Streitkräfte dort zuschlagen lassen, wo Giftgasangriffe organisiert
wurden oder von wo sie ausgingen. Das bekräftigte Macron am
Dienstagabend vor Journalisten in Paris. Im Frühjahr letzten Jahres
hatte er das gleiche seinem russischen Amtskollegen Putin gesagt. Der
stellvertretende syrische Außenminister Mokdad versicherte
unterdessen in Damaskus, daß seine Regierung über keine Chemiewaffen
verfügt. Alle Bestände waren im Verlauf des Krieges unter
internationaler Aufsicht außer Landes geschafft oder vernichtet
worden. Mokdad bezeichnete einen Chemiewaffeneinsatz als unter allen
Umständen unmoralisch und inakzeptabel.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7703: Aus Parlament und Gesellschaft - 14.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Wiederaufbauhilfe für den Irak

Bei einer Geberkonferenz in Kuwait zum Wiederaufbau des
kriegszerstörten Iraks hat Bundesentwicklungsminister Müller
entsprechende Pläne der Bundesregierung vorgestellt. Zum einen wird
Deutschland in der irakischen Hauptstadt Bagdad und in der
Regionalhauptstadt Erbil je ein Migrationsberatungszentrum
einrichten. Im Rahmen des Programms "Perspektive Heimat" soll von
dort aus die Rückkehr von bis zu 10.000 irakischen Kriegsflüchtlingen
unterstützt werden. Außerdem stellt die Bundesregierung auch dieses
Jahr wieder 350 Millionen Euro für den Wiederaufbau im Irak bereit,
insofern der Bundestag dem zustimmt. Die Gelder aus dem
Entwicklungsetat und dem Budget des Außenamts sind unter anderem für
humanitäre Nothilfe für Millionen von Flüchtlingskindern sowie Aufbau
von Schulen, Krankenhäusern und Infrastruktur schwerpunktmäßig in
Mossul vorgesehen. Müller bedauerte in Kuwait, daß nur zehn Länder 90
Prozent der Aufbauhilfe für den Irak tragen und sich unter anderem
die USA stark zurückhalten. Die Regierung in Bagdad veranschlagt für
den Wiederaufbau des Landes rund 88 Milliarden Euro. Die
internationale Gemeinschaft hat in Kuwait Hilfe im Umfang von
insgesamt 25 Milliarden Dollar in Aussicht gestellt. Bei den
Hilfsgelder sind Investitionen, Exportkredite und Kredite
eingerechnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7675: Tragisches und Kurioses - 14.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Widerstand gegen Straßenumbenennungen zu Ehren Helmut Kohls

In Sachsen-Anhalt wollen viele Einwohner von Dessau-Roßlau die
Umbenennung eines Teils der Ludwigshafener Straße in
Helmut-Kohl-Straße nicht hinnehmen. Obwohl der von der CDU dominierte
Stadtrat den Austausch der Straßenschilder bereits vornehmen ließ, hat
sich eine Bürgerinitiative gebildet, die in einer Online-Petition
Unterschriften für die Rückkehr zum alten Namen sammeln, wie der MDR
Sachsen-Anhalt berichtete.

Besonders aufgebracht sind unmittelbar betroffenen Mieter und
Eigentümer, da sie der Stadtrat weder gefragt noch benachrichtigt
hatte. Sie sollten sich auch noch geehrt fühlen, von einem Tag auf den
anderen unter einer anderen Adresse geführt zu werden.

Bei den entsprechenden Sitzungen zu diesem Vorhaben waren die SPD- und
die Fraktion der Linken überstimmt worden. Diese unterstützen nun die
Bürgerinitiative.

Namentlich in Ostdeutschland haben sich etliche Städte und Gemeinden
gegen eine Änderung zu Ehren des verstorbenen Alt-Kanzlers
ausgesprochen. Selbst in dessen Heimatstadt Ludwigshafen wehrten sich
die Einwohner erfolgreich gegen eine Helmut-Kohl-Straße.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7700: Arbeit, Soziales und Familie - 14.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Lehrerin und ihre Familie ertranken bei Flucht aus der Türkei

Auf dem Grenzfluß Meriç Nehri zwischen Türkei und Griechenland 
ist ein Boot mit Flüchtlingen gekentert. Das meldete die türkische 
Nachrichtenagentur Dogan am Dienstag unter Berufung auf die türkische 
Katastrophenschutzbehörde. Demnach wurden mindestens zehn 
Bootsinsassen vermißt. Am Mittwoch berichtete die Agentur Anadolou, 
bei dem Unglück sei die türkische Lehrerin Ayşe Abdürrezzak mit 
ihren beiden drei und elf Jahre alten Kindern ertrunken. Ihr Ehemann 
gehöre zu den vermißten Personen. Die 36jährige Lehrerin aus der 
Provinz Kocaeli war auf Grundlage der Notstandsgesetzgebung in der 
Türkei entlassen worden. Seit dem niedergeschlagenen Militärputsch 
2016 wurden in der Türkei mehr als 60.000 Menschen inhaftiert. An die 
150.000 verloren ihre Arbeit.
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UMWELT/7683: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 14.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Berliner Senat will Hybrid-Taxen fördern

Berlin ist nun wirklich nicht für seine gute Luftqualität bekannt.
Das soll offenbar anders werden. So berichtete die Berliner
Morgenpost, daß gerade ein zeitlich begrenztes Förderprogramm für
Hybrid-Taxis auf den Weg gebracht wird. Dieses sieht vor, daß
Berliner Taxiunternehmen vom 1. März bis zum 30. Juni dieses Jahres
eine einmalige Kaufprämie von 2500 Euro pro Fahrzeug beantragen
können. Voraussetzung ist, daß sie ein Benzin-Hybrid-Fahrzeug
erwerben und gleichzeitig ihr altes Diesel-Taxi mit maximal
Euro-5-Norm stilllegen und verschrotten. Weiter wird auch das Leasing
gefördert, wenn der Vertrag über mindestens zwölf Monate läuft.
Diesel-Hybrid-Taxen werden nicht gefördert. Nach Überzeugung des
Senats tragen Diesel-Taxen durch ihre hohe Fahrleistung von bis zu
80.000 Kilometern im Jahr wesentlich zu den Stickoxid-Emissionen in
Berlin bei. Sie sollen jährlich 250.000 Tonnen Stickoxid ausgestoßen.
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WIRTSCHAFT/7688: Märkte und Finanzen - 14.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Siemens führt acht Jahrzehnte Engagement im Irak fort

Die Deutsche Welle hat am Dienstag exklusiv mit dem Siemenschef Joe
Kaeser über die Interessen seines Unternehmens am Wiederaufbau im
Irak gesprochen. Am Rande einer internationalen Geberkonferenz in
Kuwait zeigte Kaeser Verständnis für die Menschen im Irak, die
schlimme Zeiten durchgemacht hätten. Sie verdienten Frieden, Freiheit
und ein besseres Leben. Der Siemenschef begrüßte das ehrgeizige
Reformprogramm der irakischen Regierung, welches Wirtschaftswachstum
begünstigt und die Anstrengungen beim Wiederaufbau, die Förderung des
Humankapitals sowie die Schaffung von Arbeitsplätzen beschleunigt.
Zur Frage, wie Siemens zum Wiederaufbau beitragen könne, sagte
Kaeser, Siemens sei dankbar und stolz darauf, ein Teil der Zukunft
des Iraks zu sein, genau wie man Teil seiner Vergangenheit gewesen
sei und das Land nie verlassen habe - nicht einmal in den
schwierigsten Zeiten. Siemens habe mehr als acht Jahrzehnte im Irak
mit lokalen Partnern an Schlüsselprojekten in der Infrastruktur
gearbeitet. Deswegen sei man gut positioniert, um den Übergang des
Landes zu einer stabilen und erfolgreichen Volkswirtschaft
mitzugestalten. Iraks Bevölkerung sei jung. Die Lage sei stabiler
geworden. Dazu komme der Reichtum an Rohstoffen. Das ergebe ein
solides Fundament, auf dem man eine wohlhabende Gesellschaft aufbauen
und eine großartige Zukunft für das Land und seine Bevölkerung
entstehen lassen könne.
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WISSENSCHAFT/7706: Aus Forschung und Technik - 14.02.2018 (SB)




VOM TAGE



Samsung mit neuem Wireless Charger

Der Tag der Markteinführung von Samsungs Galaxy S9 und S9 Plus rückt
immer näher. Jetzt werden auch immer mehr Daten über das Zubehör
bekannt. So meldete SmartDroid.de, daß die Südkoreaner ihren 
Topmodellen einen neuen Wireless Charger spendieren wollen. Allerdings
sind die Veränderungen nicht sehr auffällig. So kann man dank zweier
Spulen das jeweilige Smartphone künftig sowohl hochkant als auch quer
laden. Außerdem verfügt das Gerät über einen Lüfter, damit es nicht
zu heiß wird. In der Folge soll das Ladegerät ein weniger kompakter
wirken. Schneller laden soll der neue Charger aber offenbar nicht.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1495: Partnerwahl bei Lemuren - Rotstirnmakis erkennen Artgenossen auf Fotos (idw)


Deutsches Primatenzentrum GmbH - Leibniz-Institut für Primatenforschung -
13.02.2018

Partnerwahl bei Lemuren

Rotstirnmakis erkennen Artgenossen auf Fotos



Die erste und wichtigste Entscheidung, die fortpflanzungsbereite Weibchen
treffen müssen, ist die Auswahl eines Männchens der eigenen Art. Um
Fehlverpaarungen zu vermeiden und dem Nachwuchs die bestmöglichen
Überlebenschancen mit auf den Weg zu geben, müssen sie also unterscheiden
können, ob ein Männchen der eigenen Art angehört oder nicht.
Wissenschaftler am Deutschen Primatenzentrum (DPZ) - Leibniz-Institut
für Primatenforschung haben herausgefunden, dass wildlebende Rotstirnmakis
(Eulemur rufifrons) in der Lage sind, Artgenossen anhand von
Gesichtsfarbmustern zu erkennen. Die Forscher präsentierten den Lemuren
dafür Fotos von Mitgliedern der eigenen Art und von nah verwandten Arten
innerhalb der Gattung Große Makis. Die Untersuchungen zeigten, dass
Rotstirnmakis deutlich mehr Zeit damit verbrachten, sich Bilder von
Artgenossen anzusehen, als von verwandten Arten. (BMC Evolutionary
Biology).

Die Lemuren auf Madagaskar haben vielfältig gefärbte Gesichter,
insbesondere die Männchen. Manche Arten sehen sich jedoch so ähnlich,
dass wir Menschen sie kaum unterscheiden können. "In unserer Studie
haben wir herausgefunden, dass wildlebende Rotstirnmakis in der Lage sind,
zwischen Artgenossen und Schwesterarten anhand von Fellmuster und -farbe
zu unterschieden", sagt Hanitriniaina Rakotonirina, Erstautorin der
Studie und Verhaltensforscherin in der Abteilung Verhaltensökologie und
Soziobiologie am DPZ und der Universität Göttingen.




[image: Foto: © Sperber]

Ein junges Rotstirnmakiweibchen (Eulemur rufifrons) im Wald von
Kirindy.

Foto: © Sperber



Das Forscher-Team um Hanitriniaina Rakotonirina untersuchte, wie die
im Kirindy-Wald in Madagaskar lebenden Rotstirnmakis auf Fotos von
Artgenossen und verwandten Lemuren reagieren. Sie zeigten erwachsenen
Tieren einer Gruppe fünf Farbfotos von Gesichtern männlicher Lemuren,
die nicht im selben Verbreitungsgebiet vorkommen und keinen Kontakt
zueinander haben. Ein Foto zeigte das Gesicht eines Artgenossen, drei Fotos
zeigten Gesichter von nahverwandten Arten - Weißkopfmakis (Eulemur
albifrons), Braunen Makis (Eulemur fulvu), Roten Makis (Eulemur rufus)
- auf dem fünften Foto war ein genetisch weiter entfernter Verwandter,
der Rotbauchmaki (Eulemur rubriventer), zu sehen. Die Zeit, die die
Rotstirnmakis damit verbrachten sich die Bilder anzuschauen, nahm mit
abnehmender Verwandtschaft ab. Je näher beide Arten miteinander verwandt
waren, desto intensiver wurden die Bilder betrachtet. Zudem zeigten
die Weibchen eine stärkere Reaktion als die Männchen. "Die Entwicklung von
Gesichts- und Farbmustern könnte somit durch sexuelle Selektion
beeinflusst sein", erklärt Claudia Fichtel, Seniorautorin der Studie.
Außerdem stellen die Forscher fest, dass die Affen an den Bildern der
Artgenossen schnupperten. "Das Schnupper-Verhalten deutet darauf hin,
dass neben visuellen Signalen auch Gerüche bei der Arterkennung eine
richtige Rolle spielen", sagt Hanitriniaina Rakotonirina.

Artgenossen von artfremden Individuen zu unterscheiden, spielt in der
Fortpflanzung eine wichtige Rolle. Zwischenartliche Paarung ist für
Weibchen besonders kostspielig, denn die frühe Embryonalentwicklung
ist oft gestört und die Embryos sterben früh. In anderen Fällen kann es
zu Hybridisierung kommen, wobei der Nachwuchs eine verminderte
Fortpflanzungsfähigkeit aufweist. Weibchen verlieren ihre Investitionen
in die Embryoentwicklung und damit wertvolle Zeit und Gelegenheit, sich
erfolgreich fortzupflanzen.

Zukünftige Untersuchungen in freier Wildbahn sollen zeigen, ob die
Fähigkeit, Artgenossen zu erkennen, beeinträchtigt ist, wenn verschiedene
Arten im selben Verbreitungsgebiet vorkommen und miteinander in Kontakt
stehen. In Gefangenschaft sind bei Großen Makis hin und wieder
lebensfähige und manchmal fruchtbare Nachkommen bei Paarung artfremder
Elterntiere entstanden. Auch in Gebieten der freien Wildbahn, in denen
sich Verbreitungsgebiete überlappen, sind Kreuzungen beobachtet wurden.


Original Veröffentlichung

Rakotonirina H, Kappeler P, Fichtel C. (2018): The role of facial pattern
variation for species recognition in red-fronted lemurs (Eulemur
rufifrons). BMC Evolutionary Biology DOI 10.1186/s12862-018-1126-0

Weitere Informationen unter:

http://medien.dpz.eu/webgate/keyword.html?currentContainerId=4261

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution305
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1494: Amazonenkärpfling - Erfolgreich überleben ohne Sex (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 12.02.2018

Erfolgreich überleben ohne Sex



Sie vermehren sich durch Jungfernzeugung; ihre Nachkommen sind
hundertprozentige Klone der Mutter. Nach den gängigen Theorien müsste
der Amazonenkärpfling deshalb längst ausgestorben sein. Warum das nicht
so ist, zeigt eine neue Studie.

Arten, die sich ungeschlechtlich vermehren, sind unter Wirbeltieren
äußerst selten zu finden; der Amazonenkärpfling (Poecilia formosa) bildet
dabei die große Ausnahme. Die kleinen Fische, deren natürliches
Verbreitungsgebiet im Grenzgebiet von Texas und Mexiko liegt, bringen
keine männlichen Nachkommen hervor. Die Weibchen vermehren sich durch
Jungfernzeugung - in der Fachsprache Parthenogenese genannt - ihre Töchter
sind genetisch identische Klone ihrer selbst.




[image: Foto: © Manfred Schartl]

Beim Amazonenkärpfling gibt es nur weibliche Exemplare, die sich durch
Jungfernteilung fortpflanzen. Auf Sex mit verwandten Männchen können
sie dennoch nicht verzichten.

Foto: © Manfred Schartl



Ganz auf den Akt mit den Männchen verzichten, können die
Amazonenkärpflinge allerdings nicht. Sie müssen sich mit männlichen
Exemplaren verwandter Arten paaren, weil erst deren Sperma der Eizelle
das Signal zum Teilen gibt. Tatsächlich dringt die Samen- sogar in die
Eizelle ein; ein Austausch genetischen Materials findet jedoch nicht statt.
Vielmehr vernichtet die Eizelle das männliche Erbgut in der Regel
vollständig. "Nach den gängigen Theorien dürfte es diese Art eigentlich
nicht mehr geben. Sie müsste im Laufe der Evolution längst ausgestorben
sein", erklärt Manfred Schartl.

Der Biochemiker ist Inhaber des Lehrstuhls für Physiologische Chemie
am Biozentrum der Universität Würzburg. Weshalb der Amazonenkärpfling
trotzdem noch existiert, hat Schartl gemeinsam mit einem internationalen
Wissenschaftlerteam untersucht. Die Forscher haben dafür das Erbgut
der Fischart entschlüsselt und mit dem verwandter Arten verglichen. Die
Ergebnisse ihrer Studie stellen sie in der aktuellen Ausgabe der
Fachzeitschrift Nature Ecology & Evolution vor.

Im Widerspruch zu gängigen Theorien



Zwei Aspekte sprechen im Wesentlichen dagegen, dass Arten, die sich
ungeschlechtlich vermehren, dauerhaft existieren können: "In jedem Erbgut
treten irgendwann einmal Fehler auf. Bei Lebewesen, deren Nachkommen
reine Klone sind, müssten sich diese Fehler über die Generationen hinweg
akkumulieren, bis es irgendwann keine gesunden Individuen mehr gibt",
erklärt Schartl. Arten, die sich geschlechtlich vermehren, können solche
Fehler leichter ausmerzen, wenn der Chromosomensatz bei der Bildung
von Ei- und Samenzelle halbiert wird und anschließend bei der Befruchtung
aus jeweils der Hälfte des mütterlichen und des väterlichen Erbguts neu
kombiniert wird.

Was ebenfalls gegen ein langes Überleben spricht, wenn Nachkommen Klone
ihrer Mütter sind: "Diese Arten können sich wegen der fehlenden
Neukombination ihres Erbguts in der Regel nicht so schnell an veränderte
Umweltbedingungen anpassen wie ihre Konkurrenten, die sich auf
geschlechtliche Weise fortpflanzen", sagt Schartl. Im Laufe der Evolution,
bei der das Prinzip "Survival of the fittest" gilt, sollten sie deshalb
innerhalb weniger Generationen den Kürzeren ziehen.

Einzigartige genetische Variabilität



Antwort auf die Frage, warum diese Theorien beim Amazonenkärpfling
versagen, haben die Wissenschaftler im Genom dieser und zweier verwandter
Fischarten, die sich normal geschlechtlich vermehren, gesucht. Das
zentrale Ergebnis: "Wir haben beim Amazonenkärpfling wenige Anzeichen
einer genetischen Degeneration gefunden, sondern vielmehr eine
einzigartige genetische Variabilität und deutliche Beweise für eine
fortlaufende Evolution", so Manfred Schartl.

Vor allem bei Genen, die für das Immunsystem von Bedeutung sind, habe
sich im Erbgut von P. formosa ein hohes Maß an genetischer Variabilität
gezeigt. Die Autoren der Studie folgern daraus, dass diese Variabilität
kombiniert mit einer breit angelegten Immunantwort wesentlich dazu
beiträgt, dass der Amazonenkärpfling nicht das übliche Schicksal
ungeschlechtlich sich fortpflanzender Organismen teilt: ein leichtes
Opfer von Krankheitserregern zu sein.

Weitere Ergebnisse der Studie



• Der Vergleich des Genoms von P. formosa mit den verwandten,
sich geschlechtlich fortpflanzenden Fischarten P. latipinna und P.
mexicana zeigt: Die Unterschiede sind gering. Alle drei tragen 25.220
proteinkodierende Gene.

• Erstaunlicherweise sind im Erbgut von P. formosa auch solche
Gene zu finden, die ein weiblicher Fisch nicht benötigt, wie etwa Gene
für die Spermatogenese, die Entwicklung von Männchen oder für die
Reifeteilung von Ei- und Samenzelle.

• Das Fehlen großflächiger genetischer Schäden lässt sich definitiv
nicht damit erklären, dass P. formosa sich erst vor wenigen Generationen
entwickelt hat. Der Blick ins Genom zeigt, dass die Art vor gut 100.000
Jahren entstanden sein muss. Bei einem Generationswechsel alle drei
bis vier Monate bedeutet dies gut 500.000 Generationen, seit denen P.
formosa existiert - also dem Mehrfachen dessen, was bisher gängige
Theorien als Zeitraum bis zur Auslöschung angeben. Und übrigens auch ein
Vielfaches der Generationen, die Homo sapiens vorweisen kann.

• Auch P. formosa nimmt vermutlich an evolutionären Prozessen teil -
dies allerdings im Rahmen einer Selektion von natürlicherweise
erscheinenden Mutationen und dem Wettbewerb zwischen den jeweiligen
Klonen. Dabei erweist sich die ungeschlechtliche Vermehrung für den
Amazonaskärpfling sogar als Vorteil: Ohne den Aufwand, den zwei
Geschlechter bedeuten, kann die Fischpopulation schneller wachsen und
eine bedeutende Größe erreichen.

• Sämtliche bekannten asexuell lebenden Wirbeltiere sind
Hybride - "Eltern" des Amazonenkärpflings waren zwei Exemplare von P.
latipinna und P. mexicana. Die Wissenschaftler vermuten deshalb, dass ein
hybrides Genom die treibende Kraft hinter der Fitness dieser Arten ist.
Dafür müssen die hybriden Gene allerdings miteinander kompatibel sein - was
nur sehr selten der Fall ist.

• Als Ersatz für die bisher gängigen Theorien zu den
Überlebenschancen von Arten, die sich asexuell vermehren, schlagen die
Forscher eine neue Theorie vor, die sie "rare-formation-hypothesis"
nennen. Diese besagt, dass asexuelle Arten nicht deshalb so selten sind,
weil sie den anderen unterlegen sind. Sie sind vielmehr selten in der
Natur anzutreffen, weil die Bedingungen an ein hybrides Genom, das es
für ein erfolgreiches Überleben und eine erfolgreiche Reproduktion braucht,
so spezifisch sind.


Clonal polymorphism and high heterozygosity in the celibate genome of
the Amazon molly. Nature Ecology & Evolution

http://dx.doi.org/10.1038/s41559-018-0473-y
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/482: Frühstart in den Frühling - Veränderter Blühbeginn infolge des Klimawandels (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 13.02.2018

Frühstart in den Frühling

Botaniker der Universität Jena analysieren die Ursachen für veränderten
Blühbeginn von Pflanzen infolge des Klimawandels



Hanami - das japanische Kirschblütenfest lockt jedes Frühjahr Tausende
Einheimische und Touristen aus aller Welt ins Freie, um in öffentlichen
Parks das Erwachen der Natur in Weiß und Rosarot zu feiern. Das
fernöstliche Frühlingsfest hat eine lange Tradition und der Beginn der nur
wenige Tage dauernden Kirschblüte wird in Japan bereits seit über 1.000
Jahren dokumentiert. "Aus solchen Aufzeichnungen, aber auch zahlreichen
anderen Beobachtungsreihen wissen wir, dass es in den zurückliegenden
Jahren und Jahrzehnten gravierende Veränderungen im Einsetzen der
Baumblüte gegeben hat", sagt Prof. Dr. Christine Römermann von der
Friedrich-Schiller-Universität Jena. So treiben die Kirschblüten in Japan
seit Mitte des 20. Jahrhunderts immer früher aus. Ein Phänomen, das sich
aber auch in unseren Breiten beobachten lässt, wie die Botanikerin
unterstreicht.

Und das nicht nur bei Bäumen: Auch Gräser, Kräuter und Sträucher haben den
Start der Blütezeit deutlich verlagert. "Die globalen Klimaveränderungen
führen zu veränderten Blühzeiten insgesamt, wobei in der Regel ein
früherer Blühbeginn zu beobachten ist", weiß Patrizia König aus Römermanns
Team. Die Nachwuchswissenschaftlerin aus der Arbeitsgruppe Biodiversität
der Pflanzen der Uni Jena hat jetzt in einer aktuellen Publikation
untersucht, wie sich die Pflanzen auf ändernde Umweltbedingungen
einstellen (DOI: 10.1111/geb.12696).

Viele Pflanzen reagieren auf Klimaänderungen mit einem früheren
Blühzeitpunkt

Für ihre Studie hat Patrizia König Daten aus verschiedenen Publikationen
zum Blühbeginn für über 550 Pflanzenarten von 18 Standorten in Europa und
Nordamerika zusammengetragen und ausgewertet. "Auch wenn sie im gleichen
Habitat wachsen, reagieren unterschiedliche Pflanzenarten auf geänderte
Temperatur- und Niederschlagsverhältnisse recht verschieden", nennt
Patrizia König eine zentrale Erkenntnis ihrer Arbeit. Während vier von
fünf Pflanzenarten auf veränderte Klimaverhältnisse mit einem früheren
Blühbeginn reagieren, öffnet ein Fünftel von ihnen erst zu einem späteren
Zeitpunkt die Blüten.

Die stärkste Verschiebung des Blühbeginns war, neben Bäumen, an Sträuchern
zu verzeichnen. Spitzenreiter dabei ist ein Zwergstrauch - die Vierkantige
Schuppenheide - die in Grönland wächst. Sie hat das Öffnen ihrer Blüten in
den zurückliegenden zehn Jahren um ganze drei Wochen vorverlegt. Dass
gerade diese nur wenige Zentimeter in die Höhe wachsende Art zu den
führenden "Frühaufstehern" gehört, spiegelt die Ergebnisse der Studie gut
wider. Patrizia König und ihre Kolleginnen und Kollegen konnten zeigen,
dass Unterschiede in den funktionellen Merkmalen der Pflanzen, wie
Wuchshöhe und Blattgröße dazu beitragen, Unterschiede in der Veränderung
des Blühbeginns zu erklären. Im Fall der Sträucher, aber auch bei Kräutern
und Gräsern, gelte: je kleiner die Pflanze umso deutlicher die
Verschiebung des Blühbeginns. Vermutlich, so die Erklärung der
Forscherinnen, um der großwüchsigen Konkurrenz zuvorzukommen, die später
das Sonnenlicht abschirmt. Ein weiterer Faktor, der sich auf den Beginn
der Blütezeit auswirkt, ist die Wachstumsrate der Pflanzen.
Schnellwachsende Kräuter und Gräser öffnen die Blüten signifikant früher
als langsam wachsende Arten.

Insgesamt, so Prof. Römermann, mache die Studie deutlich, dass die
funktionellen Merkmale einer Pflanze ihr Anpassungsverhalten an veränderte
Umweltbedingungen bestimmen. "Diese Erkenntnisse können uns helfen,
künftige Veränderungen im Wachstum von Pflanzen besser vorherzusagen."


Original-Publikation:

König P et al.: Advances in flowering phenology across the Northern
Hemisphere are explained by functional traits. Global Ecol Biogeogr.
2018

https://doi.org/10.1111/geb.12696

Weitere Informationen unter:

http://www.uni-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23
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Friedrich-Schiller-Universität Jena, Ute Schönfelder, 13.02.2018
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FORSCHUNG/399: Erste Messung der Erdgravitation mit einer transportablen optischen Uhr (idw)


Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB) - 12.02.2018

Erste Messung der Erdgravitation mit einer transportablen optischen
Uhr


Großes Potential für vereinheitlichte Messungen der Erdoberfläche

(Gemeinsame Presseinformation des National Physical Laboratory (NPL),
des Istituto Nazionale di Ricerca Metrolgoica (INRIM), der Leibniz
Universität Hannover und der PTB):



In einer europäischen Forschungskooperation, an der Uhrenexperten des
National Physical Laboratory (NPL, England), des Istituto Nazionale
di Ricerca Metrologica (INRIM, Italien) und der Physikalisch-Technischen
Bundesanstalt (PTB) beteiligt waren, wurde die transportable optische
Strontiumuhr der PTB genutzt, um das Gravitationspotential der Erde
zu messen. Die Ergebnisse sind in der aktuellen Ausgabe von Nature Physics
veröffentlicht.




[image: Foto: © Lisdat/PTB]

Aufbau der transportablen optischen Uhr in dem unterirdischen Labor.

Foto: © Lisdat/PTB



Optische Atomuhren sind hochkomplizierte Apparaturen und waren daher
bis vor Kurzem nur in den Laboren einiger großer Forschungsinstitute zu
finden. Die transportable optische Strontiumuhr der PTB (siehe auch
PTB-Presseinformation vom 14.2.2017) eröffnet jetzt erstmals Messungen "im
Feld".

Für die internationale Messkampagne wurde die Uhr in ihrem
schwingungsgedämpften und temperaturstabilisierten PKW-Anhänger ins
französische Modane Underground Laboratory (LSM) gefahren. Das
interdisziplinäre Laboratorium wird betrieben vom Centre National de
la Recherche Scientifique und der Universität Grenoble Alpes. Es liegt
in der Mitte des Fréjus-Tunnels zwischen Frankreich und Italien.

Dort maß das Team die Differenz der Gravitationspotentiale zwischen
dem exakten Standort der Uhr im Inneren des Berges und einer zweiten Uhr
im INRIM im 90 km entfernten Turin - mit einer Höhendifferenz von rund
1000 Metern. Der genaue Uhrenvergleich wurde möglich durch eine 150 km
lange Glasfaserverbindung des INRIM und einen Frequenzkamm des NPL, der
Uhr und Faserverbindung verknüpft. Wissenschaftler der Universität Hannover
bestimmten dieselbe Gravitationspotentialdifferenz mit konventionellen
geodätischen Messmethoden. Die Ergebnisse beider Messungen waren
konsistent.

Genauigkeitsverbesserungen bei der transportablen optischen Uhr
vorausgesetzt, hat diese Methode das Potential, Höhenunterschiede auf
der Erdoberfläche von nur wenigen Zentimetern bestimmen zu können. Eine
optische Uhr hat den Vorteil, an bestimmten Punkten auf der Erde zu
messen, während bei Satellitenmessungen wie GRACE oder GOCE das
durchschnittliche Gravitationspotential der Erde in Größenordnungen
von etwa 100 km gemittelt wird. Außerdem ist bei den Uhrenmessungen die
Messunsicherheit nahezu unabhängig vom Abstand zwischen den beiden Uhren;
bei traditionellen geodätischen Verfahren dagegen akkumulieren sich
Messfehler mit zunehmender Entfernung.

Die neue Methode könnte feinere Messungen des Gravitationspotentials
der Erde ermöglichen. Damit wären Wissenschaftler in der Lage,
Veränderungen des Meeresspiegels und der Ozeanströmungen mit bisher
unerreichter Genauigkeit zu überwachen. Und sie wird zu besser
übereinstimmenden nationalen Höhenreferenzsystemen führen.

Um die Erdoberfläche zu messen, werden in verschiedenen Ländern zwar
dieselben Methoden angewandt - jedoch mit Bezug auf unterschiedliche
Höhenreferenzen. Das hat bereits zu Problemen geführt, etwa beim Bau
der Hochrheinbrücke zwischen Deutschland und der Schweiz. Für ihre
Konstruktion nutzten die beiden Länder unterschiedliche Berechnungen
des Meeresspiegels - und am Ende waren die beiden Brückenteile um 54 cm
unterschiedlich hoch. Wenn es gelingt, die verschiedenen Höhensysteme
international zu vereinheitlichen, können solche Probleme bei Ingenieurs-
und Konstruktionsprojekten besser vermieden werden. Verbesserte Messungen
des Gravitationspotentials können außerdem helfen, geodynamische Effekte
aufgrund von Massenveränderungen unter der Erdoberfläche besser zu
verstehen.

Die neue Höhenmessmethode wird außerdem helfen, Veränderungen des
Meeresspiegels in Echtzeit zu überwachen. Damit wird man besser
unterscheiden können, ob Bewegungen von Eismassen und allgemeine
Massenveränderungen des Ozeanwassers auf saisonale Schwankungen oder
auf langfristige Trends zurückzuführen sind. Solche Daten können für die
Modelle sehr wichtig sein, mit deren Hilfe man versucht, den globalen
Klimawandel besser zu verstehen und Veränderungen vorherzusagen.

Christian Lisdat, Leiter der Arbeitsgruppe "Optische Gitteruhren" in
der PTB, sagt: "Optische Atomuhren gelten als die Uhren der Zukunft - und
dies nicht nur im Labor, sondern auch als mobile
Hochpräzisionsinstrumente." "Diese Kooperation beweist wieder einmal, wie
sehr die verschiedenen Disziplinen Physik bzw. Metrologie, Geodäsie und
Klimafolgenforschung einander höchst sinnvoll ergänzen können."

Helen Margolis, Fellow in Optical Frequency Standards and Metrology
am NPL, sagt: "Damit haben wir experimentell bewiesen: Optische Uhren
können einen Beitrag zur internationalen Harmonisierung von Messungen
leisten." "Mithilfe dieser Technologie werden wir eines Tages Veränderungen
des Meeresspiegels infolge des Klimawandels überwachen."

Heiner Denker, "Principal Investigator" im SFB 1128 geo-Q für
relativistische Geodäsie und Gravimetrie an der Leibniz Universität
Hannover, sagt: "Die neuen optischen Uhren haben das Potential, geodätische
Höhenmessungen zu revolutionieren und einige Beschränkungen der
traditionellen geodätischen Techniken zu überwinden." "Optische Uhren
können uns helfen, ein weltweit einheitliches Höhenreferenzsystem zu
etablieren - mit deutlichen Auswirkungen auf die
Erforschung von Geodynamik und Klima."




[image: Foto: © PTB]

Blick ins Innere des Anhängers mit der transportablen optischen
Strontiumuhr der PTB. 

Foto: © PTB



Davide Calonica, Leiter der Gruppe "Optische Gitteruhren und
Glasfaserverbindungen" am INRIM, sagt: "Wir demonstrieren mit dieser
europäischen Zusammenarbeit, dass optische Uhren wertvolle Quantensensoren
sind und dass ihre Quantentechnologie auch außerhalb der Metrologie
hilfreich sein kann - wie hier in der Geodäsie." "Optische Uhren und
optische Glasfaserverbindungen eröffnen gemeinsam neue, faszinierende
Forschungsmöglichkeiten."


Die wissenschaftliche Veröffentlichung

J. Grotti, S. Koller, S. Vogt, S. Häfner, U. Sterr, C. Lisdat et al.:
Geodesy and metrology with a transportable optical clock. Nature Physics,
12.2.2018, 17:00 Uhr. 

http://dx.doi.org/10.1038>/s41567-017-0042-3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution395
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FORSCHUNG/1445: Neuer Quantenspeicher behält Information über Stunden (idw)


Technische Universität Wien - 13.02.2018

Neuer Quantenspeicher behält Information über Stunden



Information in einem Quantensystem abzuspeichern ist schwer, sie geht
meist rasch verloren. An der TU Wien erzielte man nun ultralange
Speicherzeiten mit winzigen Diamanten.

Mit Quantenteilchen kann man Information speichern und manipulieren - das
ist die Basis für viele vielversprechende Technologien, vom hochsensiblen
Quanten-Sensor über Quanten-Kommunikation bis zum Quanten-Computer. Ein
großes Problem dabei ist allerdings, dass es sehr schwierig ist, in einem
quantenphysikalischen System Information über lange Zeit zu speichern.
Durch Wechselwirkungen mit der Umgebung geht die Quanteninformation oft
schon nach Sekundenbruchteilen unwiederbringlich verloren.

An der TU Wien gelang es nun, mit Hilfe spezieller Diamanten,
Quanteninformation über Stunden zu konservieren. Damit ist diese Art der
Quanteninformation sogar stabiler als die klassische Information, die im
Arbeitsspeicher unserer Computer gespeichert ist. Die Forschungsergebnisse
wurden nun im Fachjournal "Nature Materials" veröffentlicht.

Diamanten mit Defekt



Zum Einsatz kam an der TU Wien ein spezielles Quantensystem, an dem
mittlerweile auf der ganzen Welt mit großem Interesse geforscht wird: "Wir
verwenden winzige Diamanten, die ganz gezielt mit kleinen Defekten
versehen wurden", erklärt Johannes Majer, Forschungsgruppenleiter am
Atominstitut der TU Wien. Normalerweise besteht ein Diamant nur aus
Kohlenstoffatomen. Durch Bestrahlung des Diamanten kann man aber
erreichen, dass an bestimmten Stellen statt eines Kohlenstoffatoms ein
Stickstoffatom in die Diamantstruktur eingebaut wird, und daneben bleibt
dann eine Stelle im Kristallgitter unbesetzt. Solche "Gitterfehler"
bezeichnet man als NV-Zentren (N für Stickstoff und V für die vakante
Gitterstelle). Das Stickstoffatom und die Fehlstelle können
unterschiedliche Zustände annehmen, somit kann man diese
Gitterfehler-Stelle verwenden um ein Quantenbit an Information
abzuspeichern.

Die entscheidende Frage ist, wie lange diese Information stabil bleibt:
"Die Zeit, in der ein Quantenbit typischerweise seine Energie und somit
auch die gespeicherte Information verliert, ist eine der technologisch
wichtigsten Eigenschaften eines solchen Quantenbits", erklärt Thomas
Astner, der Erstautor der Publikation. "Es ist daher von besonderer
Bedeutung, die Ursache für den Energieverlust und die Geschwindigkeit
dieses Prozesses genau zu verstehen."

Am Atominstitut der TU Wien gelang es nun zum ersten Mal, die
charakteristische Zeit, in der die Diamant-Defekte ihre Quanteninformation
verlieren, experimentell zu bestimmen. Die Diamanten wurden an Mikrowellen
angekoppelt, so kann Quanteninformation eingeschrieben und wieder
ausgelesen werden. Den speziellen Mikrowellen-Resonator dafür hatte
Andreas Angerer an der TU Wien im Jahr 2016 entwickelt. Mit ihm kann man
hochpräzise feststellen, wie viel Energie noch in dem Diamant gespeichert
ist.

Rekordzeiten



Die Messungen wurden bei sehr tiefen Temperaturen durchgeführt - knapp
über dem absoluten Temperatur-Nullpunkt, bei 20 Millikelvin. Bei höheren
Temperaturen würde die Wärme der Umgebung das System stören und die
Quanteninformation löschen. Dabei zeigte sich, dass die Diamanten ihre
Information viel länger speichern können, als man das für möglich gehalten
hatte - nämlich über mehrere Stunden. "Die Information im D-RAM Chip eines
gewöhnlichen Computerspeichers ist viel instabiler. Dort geht die Energie
innerhalb von einigen hundert Millisekunden verloren, danach muss die
Information neu aufgefrischt werden", sagt Johannes Majer.

Nicht alle Diamanten mit Defekten weisen genau dieselbe Speicherzeit auf:
Rekordhalter ist ein spezieller Diamant, der vom Team um Junichi Isoya an
der Tsukuba Universität in Japan hergestellt wurde. Über mehrere Monate
wurde er mit Elektronen bestrahlt, um möglichst viele NV-Defekte zu
erzeugen ohne dabei andere störende Effekte hervorzurufen. In diesem
Diamanten konnte eine Quanten-Speicherzeit von 8 Stunden gemessen werden.

"Diese wunderbaren Ergebnisse waren für uns anfangs kaum zu glauben", sagt
Johannes Majer. Man ging dem Phänomen daher durch Computersimulationen auf
den Grund: Johannes Gugler und Prof. Peter Mohn (ebenfalls TU Wien)
führten aufwändige Berechnungen durch und konnten erklären, dass die
außerordentliche Stabilität der Diamant-Quantenspeicher auf das besonders
steife Diamantgitter zurückzuführen ist. "Während in anderen Materialien
Gitterschwingungen relativ rasch dazu führen könnten, dass die
gespeicherte Information verloren geht, ist die Kopplung der
Quanteninformation an die Gitterschwingungen im Diamanten recht gering,
und die Energie kann über Stunden gespeichert werden", sagt Thomas Astner.


Weitere Informationen unter:

https://www.nature.com/articles/s41563-017-0008-y Originalpublikation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution88
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1234: Auf dem Weg zum Quantencomputer - Weltweit erstes schaltbares Quanten-Metamaterial untersucht (idw)


Leibniz-Institut für Photonische Technologien e. V. - 12.02.2018

Auf dem Weg zum Quantencomputer: 

Weltweit erstes schaltbares Quanten-Metamaterial untersucht



Quantencomputer können eine große Zahl an Rechenoperationen gleichzeitig
ausführen. Damit versprechen sie komplexe Probleme viel schneller zu
lösen als heutige Computer. Hochschulen und Unternehmen wie Google oder IBM
forschen an den physikalischen Grundlagen zur Realisierung eines solchen
Computers. Wissenschaftler aus Jena, Karlsruhe und Moskau sind der
Zukunftsvision der Quanteninformatik ein Stück nähergekommen. Ihnen
ist es gelungen das weltweit erste Quanten-Metamaterial zu realisieren,
dessen Lichtdurchlässigkeit bei Temperaturen von -273°C genau steuerbar
ist. Das Material könnte als Kontrollelement in Schaltungen bei der
Quantensignalverarbeitung zur Anwendung kommen.

Das Team aus Forschern vom Jenaer Leibniz-Institut für Photonische
Technologien (Leibniz-IPHT), dem Karlsruher Institut für Technologie
(KIT) und der National University of Science and Technology (NUST MISIS) in
Moskau stellte erstmals ein Quanten-Metamaterial her, das auf besondere
Weise mit elektromagnetischer Strahlung im Mikrowellenbereich
wechselwirkt. Das Metamaterial besteht aus einer linearen Anordnung
von 15 Meta-Atomen, den Quantenbits (Qubits): Schleifen von wenigen
Mikrometern Durchmesser aus Aluminium, die bei ihrer Arbeitstemperatur von
etwa -273°C elektrischen Strom supraleitend und damit verlustfrei
transportieren. An einigen Stellen sind die Aluminiumringe durch wenige
Nanometer dünne Tunnelstrukturen, die Josephson-Kontakte, unterbrochen. So
entstehen supraleitende Schwingkreise, in denen Strom nur in zwei
definierten Zuständen fließt.

Mit Magnetfeld schaltbare Eigenschaften:



Die Forscher konstruierten nun erstmals ein Metamaterial aus sogenannten
Zwillings-Qubits, die aus zwei miteinander verbundenen Schleifen bestehen
und damit statt drei, fünf Josephson-Kontakte besitzen. Entstanden sind
die Strukturen im Reinraum des Leibniz-IPHT. "Wir haben untersucht wie
sich die Zwillings-Qubits verhalten, wenn wir sie mittels eines
Magnetfeldes in zwei verschiedene Zustände bringen. Dabei zeigt das
Metamaterial eine für uns unerwartete Eigenschaft. Über das Magnetfeld
können wir seine Durchlässigkeit für Strahlung im Mikrowellenspektrum
genau steuern. Dass man die Transparenz dieser speziellen
Quanten-Metamaterialien über die Konfiguration des Grundzustandes der Qubits
ein- bzw. ausschalten kann, hat uns überrascht. Das war bislang völlig
unbekannt," beschreibt der Leibniz-IPHT-Wissenschaftler Prof. Evgeni
Il'ichev die Entdeckung. Die Forschungsergebnisse, die unter Leitung
von Prof. Alexey Ustinov (NUST MISIS) entstanden, publizierten die
Wissenschaftler im hochrangigen Fachblatt Nature Communications.




[image: Quelle: © NUST MISIS]

Elektronenmikroskopische Aufnahme des Quanten-Metamaterials. Es besteht
aus 15 Zwillings-Qubits, eingebettet in einen koplanaren Wellenleiter
(unten). Ein Qubit mit 5 Josephson-Kontakten (oben).

Quelle: © NUST MISIS



Qubits: Ein System in zwei Zuständen gleichzeitig:



Im Unterschied zu den Einheiten (Bits) eines klassischen Rechners nehmen
die Qubits nicht nur die Zustände 0 und 1 an. Sie gehorchen den Gesetzen
der Quantenmechanik und befinden sich in einem überlagerten Zustand,
der gleichzeitig 0 und 1 ist. Im Fall supraleitender Qubit-Schaltkreise
fließt der magnetfeldinduzierte Strom zugleich links (0) und rechts herum
(1). Allerdings existieren die Überlagerungszustände nur so lange bis sie
gemessen werden - in diesem Moment nimmt das System entweder den Wert
0 oder 1 an. Durch die Überlagerungszustände können Quantencomputer eine
große Zahl an Rechenoperationen parallel verarbeiten, während heutige
Rechner diese nacheinander ausführen. Die Anzahl der Operationen steigt
exponentiell mit der Anzahl der eingesetzten Qubits. Die Firma IBM bietet
online-Zugriff auf einen Supraleiter-basierten Quantencomputer mit 20
Qubits.

Das Leibniz-Institut für Photonische Technologien:



Das Leibniz-Institut für Photonische Technologien (Leibniz-IPHT) erforscht
die wissenschaftlichen Grundlagen für photonische Verfahren und Systeme
höchster Sensitivität, Effizienz und Auflösung. Gemäß dem Motto "Photonics
for Life - from ideas to instruments" entwickeln Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler am Leibniz-IPHT maßgeschneiderte Lösungen für
Fragestellungen aus den Bereichen Lebens- und Umweltwissenschaften sowie
Medizin.


Weitere Informationen unter:

https://www.nature.com/articles/s41467-017-02608-8

http://en.misis.ru/university/news/science/2018-01/5146/

https://www.leibniz-ipht.de/institut/presse/aktuelles/detail/auf-dem-weg-zum-quantencomputer-weltweit-erstes-schaltbares-quanten-metamaterial-untersucht.html

https://www.technologyreview.com/s/609451/ibm-raises-the-bar-with-a-50-qubit-quantum-computer/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution203
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WERKSTOFFE/1045: Forschung für die LED-Tapete der Zukunft (Universität Bremen)


Universität Bremen - Pressemitteilung vom 13.02.2018

Forschung für die LED-Tapete der Zukunft



Physiker der Universität Bremen haben einen wichtigen Beitrag zum
Verständnis neuartiger atomar dünner Materialien für effiziente biegsame
Displays auf gekrümmten Oberflächen geleistet. Die Ergebnisse hat kürzlich
die international renommierte Fachzeitschrift "Nature Communications"
veröffentlicht.

Wir leben in einer Welt von Displays, deren Größe und farbliche Brillanz
ständig zunehmen. Bei der Weiterentwicklung der Glühbirne ist es einfach:
Sie wird immer mehr durch LEDs ersetzt, in denen sogenannte Halbleiter das
Licht erzeugen. Die Einsatzmöglichkeiten von Displays sind jedoch
beschränkt, da herkömmliche Halbleitermaterialien eher unflexibel und starr
sind. Mit organischen Leuchtdioden (OLEDs) können zwar biegsame Displays
hergestellt werden, jedoch sind Lebensdauer und Lichtausbeute niedriger als
bei ihren anorganischen Verwandten.

Nun sind neue Materialien im Gespräch, die extrem dünn sind, sehr intensiv
leuchten und sich zugleich erstaunlich einfach herstellen lassen: Mit
herkömmlichem Klebeband kann man im Labor einzelne atomare Lagen von
speziellen Kristallen abziehen. Besonders geeignet sind hierfür die
sogenannten Van-der-Waals-Kristalle. Eine zentrale Idee ist hierbei das
Prinzip des "Lego-Baukastens". Man kombiniert die Funktionalitäten
leuchtender und elektrisch leitender atomar dünner Materialien miteinander,
indem man sie direkt aufeinanderstapelt.

Innovatives Material ermöglicht Einsatz in Sensoren und Solarzellen


Die auf diese Weise erzeugten Materialien weisen eine enorme mechanische
Stabilität auf. Sie leuchten nicht nur sehr gut, sie absorbieren auch Licht
und können es in Strom umwandeln. Deshalb gibt es bereits erste Anwendungen
in sehr empfindlichen Sensoren, denkbar ist auch ihre Verwendung in
biegsamen Solarpanels. Diese Eigenschaft ist im Hinblick auf den wachsenden
Bedarf an erneuerbaren Energiequellen besonders interessant.

Tanzendes Spiel der Teilchen erforscht



Licht in einem bestimmten Bereich des Farbspektrums wird in Halbleitern
durch das Zerstrahlen positiver und negativer elektrischer Ladungen
erzeugt. Wegen ihrer unterschiedlichen Polaritäten ziehen sich die
entgegengesetzten Ladungen an und können sich zu neuen Verbundteilchen,
sogenannten Exzitonen, mit veränderten Eigenschaften zusammenschließen. Das
Physikerteam der Universität Bremen hat im Rahmen der Grundlagenforschung
zu den neuen Materialien eine Methode entwickelt, mit der diese
Verbundteilchen sichtbar gemacht und studiert werden können.

Die Wissenschaftler haben analysiert, wie dieses Auftreten der
Verbundteilchen von der Anzahl der Ladungen abhängt, die man bei einer
Leuchtdiode von außen steuern kann. "Die ungleichen Ladungen zeigen hierbei
ein Verhalten ganz ähnlich dem von Tänzern auf einer unterschiedlich
bevölkerten Tanzfläche. Ist die Dichte gering, befinden sich also sehr
wenige Tänzer auf der Fläche, so finden sich keine Partner und jeder tanzt
für sich allein. Auf einer gut gefüllten Tanzfläche hingegen finden sich
Paare zusammen und tanzen ungestört jedes für sich. Eine übervolle
Tanzfläche schließlich führt zu ständigen Kollisionen der Paare, so dass
diese sich trennen und jeder wieder allein tanzt.", erläutert
Nachwuchswissenschaftler Dr. Alexander Steinhoff die Forschungsergebnisse.

"Wir konnten zeigen, dass die Verbundteilchen mittels der sogenannten
Photoelektronenspektroskopie sichtbar gemacht werden können", erklärt er.
"Hierbei wird ein hochenergetisches Lichtteilchen eingestrahlt. Das
zusammengesetzte Teilchen wird zerschlagen und seine Bestandteile aus dem
Halbleiter herausgelöst und detektiert, um auf die Struktur des
Verbundteilchens zu schließen."

Neue Methode bringt Struktur in den Tanz



Die Autoren regen in dem Nature-Artikel an, diese Erkenntnisse zu nutzen.
Das Verhältnis zwischen freien und gepaarten Ladungen beeinflusst direkt
die optischen und elektronischen Eigenschaften des Materials. Es kann durch
gezielte Strukturierung der Umgebung gesteuert werden, auf die atomar dünne
Materialien sehr sensitiv reagieren. Die Wissenschaftler leisten hiermit
einen wichtigen Beitrag für die Handhabung des "Lego-Baukastens" und die
Herstellung von ultradünnen optoelektronischen Bauteilen mit
maßgeschneiderten Eigenschaften.

Die Arbeit wurde durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) im Rahmen
der Graduiertenschule "Quantum Mechanical Materials Modelling" an der
Universität Bremen gefördert. Der Artikel "Exciton fission in monolayer
transition metal dichalcogenide semiconductors" ist unter diesem Link
nachzulesen: 

www.nature.com/articles/s41467-017-01298-6
 
(DOI Nummer: 10.1038/s41467-017-01298-6)

 * 
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AUSSEN/1661: Macrons Selbstjustiz gegen Syrien entgegentreten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Februar 2018

Macrons Selbstjustiz gegen Syrien entgegentreten



"Die jüngsten Kriegsdrohungen des französischen Präsidenten Emmanuel Macron gegen Syrien spitzen die Lage weiter zu und zeigen, dass die NATO weiterhin eine Regime-Change-Politik verfolgt, die bereits den ganzen Nahen Osten verwüstet hat", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Nach den USA und der Türkei droht nun mit Frankreich ein weiterer NATO-Staat in Syrien die militärische Intervention zu verschärfen. Macron mandatiert sich nun direkt selbst, an Stelle der Vereinten Nationen, den Gebrauch von Giftgas festzustellen und diesen zu ahnden. Das ist internationale Selbstjustiz, die von der geschäftsführenden Bundesregierung nicht toleriert, geschweige denn unterstützt werden darf.

Sie muss diesem Vorstoß Frankreichs stattdessen entgegentreten. Für keinen der bisherigen Vorwürfe von Giftgaseinsatz gibt es belastbare Belege, wer dafür verantwortlich ist. Damit droht das französische Angriffsszenario zur selbsterfüllenden Prophezeiung zu werden, zumal auch islamistische Terrormilizen in Syrien über entsprechende Kampfstoffe verfügen. Völlig unbeachtet bleibt, dass die Assad-Regierung die chemischen Kampfstoffe bereits 2014 unter UN-Aufsicht vernichtet hat.

Es gibt in Syrien keine militärische, sondern nur eine politische Lösung. Jede weitere Eskalation bedeutet mehr Leid und Zerstörung. Deshalb ist ein umfassender Waffenstillstand für ganz Syrien das Gebot der Stunde und die Zusammenführung der politischen Prozesse von Astana und Genf."

 * 
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INNEN/4896: Aschermittwoch 2018 der LINKEN in Passau


DIE LINKE - Presseerklärung vom 14. Februar 2018

Aschermittwoch 2018 der LINKEN in Passau



Während so mancher Redner der politischen Konkurrenz wegen Krankheit oder politischer Unpässlichkeit beim diesjährigen politischen Aschermittwoch abgesagt hat, ging DIE LINKE vollzählig an Bord zu ihrem fünften politischen Aschermittwoch auf der MS "Stadt Linz" in Passau: Vor 400 Besuchern übten der Fraktionsvorsitzende Dietmar Bartsch, die stellvertretende Parteivorsitzende Janine Wissler, der bayrische Landessprecher Ates Gürpinar und der Passauer Kreisvorsitzende Josef Ilsanker scharfe Kritik an der kleinsten Großen Koalition aller Zeiten mit ihren dürftigen Ergebnissen und um so heftigeren Personalquerelen. Auch die unrühmlich Rolle der CSU dabei - und natürlich auch in Bayern - blieben nicht unerwähnt. Betont wurde zudem die Bedeutung eines Wahlerfolgs der LINKEN bei den im Herbst anstehenden bayrischen und hessischen Landtagswahlen.

Josef Ilsanker, Kreisvorsitzender der Passauer LINKEN, widmete sich in seiner Eröffnungsrede vor allem den politischen Verhältnissen im Freistaat: "Als Landtagskandidat möchte ich hier einmal mit dem Unsinn aufräumen, die 'CSU ist Bayern'. Was für ein Blödsinn." Ilsanker machte sie für steigende Mieten und die Blockade einer angemessenen Erbschaftssteuer verantwortlich, womit die CSU "im Widerspruch zur bayerischen Verfassung" stünde. "Abschließend gebe ich der CSU, die gerade im Bierdunst in der Dreiländerhalle von Heimat schwafelt, und den Apologeten des Hasses von der AfD den Artikel 119 der bayerischen Verfassung mit auf den Weg: 'Rassen- und Völkerhass zu entfachen ist verboten und strafbar.'"

"Die CSU steht für ein Bayern, das die bayerische Verfassung mit Füßen tritt. Wir haben hier eine mitleiderregende SPD, die genau wie die rückgratlosen Grünen mit der CSU koalieren würde. Es grenzt ja schon an Stalking, wie oft die bayerischen Grünen von einer Koalition mit der CSU reden", sagte Ates Gürpinar, Landessprecher der LINKEN. Bayern. Dabei sparte der Landesvorsitzende nicht mit Kritik an dem designierten Ministerpräsidenten Markus Söder, der zudem Bezirksvorsitzender im erfolglosesten Wahlbezirk der CSU, Nürnberg-Fürth-Schwabach, ist. DIE LINKE habe in dem dort gelegenen Wahlkreis Nürnberg Nord hingegen ihr bestes Ergebnis erzielt. "Mein linkes Herz versteht das ja: Wenn jemand nicht erfolgreich ist, muss er unterstützt werden. Aber er muss doch nicht gleich Ministerpräsident werden."

"Ich hätte mir gewünscht Union und SPD hätten nächtelang darum gerungen, wie man den Pflegenotstand beseitigt und bezahlbare Wohnungen schafft, wie man Armut bekämpfen und Bildung besser ausstatten kann. Aber nein, stattdessen haben sie zwölf Stunden über die Aufteilung der Posten gestritten. Jetzt haben sie mehr Ministerposten, um diese falsche Politik umzusetzen. Die SPD hat bei den Inhalten einmal mehr ein Rückgrat wie Wackelpudding bewiesen", kritisierte Janine Wissler, stellvertretende Parteivorsitzende und Fraktionsvorsitzende DIE LINKE. im Hessischen Landtag. Wer die soziale Spaltung fördere, der bereite den Nährboden für AfD, Pegida und co. "Wir wollen nicht, dass die Armen sich um die Brotkrumen streiten, die Frage ist, wo das Brot geblieben ist und wem die Bäckerei gehört."

"DIE LINKE bezieht sich auf Kurt Eisner und Bayern sollte ihn endlich anständig würdigen. Bayern hat es außerdem nicht verdient, von solchen Knalltüten wie Seehofer oder Söder vertreten zu werden, deren politischen Impulse die Obergrenze für Flüchtlinge, die Maut für Ausländer, Schweinefleischpflicht in Kitas, ein Heimatministerium, Glyphosat und eine Bratwurstoffensive sind."

Auch Dietmar Bartsch, Fraktionsvorsitzender der LINKEN im Bundestag, sparte in seiner Rede nicht mit Kritik an den politischen Verantwortlichen der möglichen künftigen Bundesregierung: "Die Wahlverlierer haben sich auf den kleinsten gemeinsamen Nenner geeinigt. Und selbst der ist offensichtlich instabil. Neben die harmlose Lyrik aus dem Koalitionsvertrag gesellen sich nun Streit, bevor die Regierung steht, und umstrittene Spitzen bei beiden Parteien. Das ist nicht gut für die Menschen in Deutschland und Europa." Bartsch äußerte sachliche Kritik: "Es ist nicht hinnehmbar, dass Menschen Flaschen sammeln müssen. Wir brauchen eine Mindestrente von 1.050 Euro und endlich substantielle Verbesserungen für heutige und zukünftige Rentner!" Er ließ es sich aber nicht nehmen, sich auch kurz den SPD-Personalquerelen zu widmen und warnte Andrea Nahles vor den Gefahren von hundertprozentigen Ergebnissen, wie das Beispiel des "Ikarus aus Würselen" zeigen würde.

"Wir sind die einzige Partei in Bayern die klar sagt: Wir wollen nicht mit der CSU regieren. Wer eine soziale Opposition will, kann nur DIE LINKE wählen. Wir sind die Alternative zu Markus Söder."

F.d.R.

Martin Bialluch

 * 
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SICHERHEIT/1862: Bundesregierung an der Spitze der NATO-Provokateure


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Februar 2018

Bundesregierung an der Spitze der NATO-Provokateure



"Anstatt sich international als Vermittler und Friedensstifter zu betätigen, stellt sich die geschäftsführende Bundesregierung ein weiteres Mal an die Spitze der Provokateure und trägt dazu bei, den Konflikt zwischen der NATO und Russland zu schüren. Das neue NATO-Hauptquartier in Deutschland, welches heute beschlossen werden soll, ist neben der stetigen Steigerung des Verteidigungsetats, Militärübungen und Truppenverlegungen an die russischen Grenze sowie Handelssanktionen dabei nur ein weiterer Schritt in Richtung Eskalation", erklärt Alexander S. Neu, für die Fraktion DIE LINKE Obmann im Verteidigungsausschuss, zum heute beginnenden Treffen der NATO- Verteidigungsminister in Brüssel. Neu weiter:

"Auch das stetige Vorantreiben der Militarisierung der EU ist alles andere als hilfreich und zugleich ein Dorn im Auge der NATO. Die im Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD ausgegebene Devise, man wolle 'transatlantisch bleiben und europäischer werden' kommt einer Quadratur des Kreises gleich. Denn eine europäische Selbstständigkeit steht den US-amerikanischen Interessen diametral gegenüber. Die US-Amerikaner wollen die militärischen Fähigkeiten der EU zwar ebenfalls ausgebaut sehen, diese aber im Rahmen der NATO und unter US-amerikanischer Führung nutzen. Dies wird früher oder später zu Konflikten zwischen EU und USA führen.

DIE LINKE würde eine europäische Selbstständigkeit im außenpolitischen Bereich sehr begrüßen, solange diese eine Auflösung der NATO nach sich zieht. Eine Militarisierung der EU, deren einziges Ziel es ist, unter dem irreführenden Begriff der Verteidigungsunion auch als militärischer Global Player eigene Interessen durchzusetzen und damit die Welt unsicherer zu machen, lehnen wir hingegen strikt ab.

DIE LINKE fordert eine zivile EU Außen- und Sicherheitspolitik, welche Fluchtursachen wie Armut, Klimawandel oder Kriege ernsthaft und mit diplomatischen und zivilen statt militärischen Mitteln angeht und es nicht bei bloßen Lippenbekenntnissen belässt."

 * 
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SICHERHEIT/1861: NATO-Aufrüstung eine klare Absage erteilen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Februar 2018

NATO-Aufrüstung eine klare Absage erteilen



"Die Bundesregierung muss dem Aufrüstungswahnsinn der NATO eine klare Absage erteilen. Jeder Dollar und jeder Euro, der in die Aufrüstung fließt, fehlt im sozialen Bereich", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den in London vorgestellten Bericht des Internationalen Instituts für Strategische Studien (IISS) zum militärischen Gleichgewicht in der Welt. Dagdelen weiter:

"Zu den 15 Staaten der Welt mit den höchsten Militäretats zählen bereits heute die USA, Großbritannien, Frankreich, Deutschland und Italien. Diese fünf NATO-Staaten allein verpulvern mit großem Abstand zum Rest der Welt zusammen 766,7 Milliarden US-Dollar für Militär und Rüstung. Die geplanten neuen Kommandozentren der NATO, u.a. in Deutschland, befeuern die von den USA betriebene Konfrontation mit Russland und China. Die USA allein geben mit mehr als 600 Milliarden US-Dollar bereits heute zehnmal so viel Geld für Militär aus wie Russland (61,2 Milliarden US-Dollar) und viermal so viel wie China (150,5 Milliarden US-Dollar) aus. Donald Trump will künftig fast 700 Milliarden US-Dollar ins US-Militär stecken.

Es ist ein Irrsinn, dass sich CDU, CSU und SPD in ihrer Koalitionsvereinbarung auf die Einhaltung der NATO-Aufrüstungsziele verständigt haben und damit Trumps rigorosen Aufrüstungskurs mittragen. Der deutsche Wehretat soll bis 2024 auf 75 Milliarden Euro (umgerechnet 92,5 Milliarden US-Dollar) verdoppelt werden. Das sind Steuergelder, die für die Wiederherstellung des Sozialstaats dringend gebraucht werden.

Vom weiteren Drehen an der globalen Rüstungsspirale profitieren einzig die großen Waffenschmieden und ihre Aktionäre. Die zehn größten Rüstungskonzerne der Welt sind allesamt in NATO-Mitgliedstaaten beheimatet."

 * 
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VERKEHR/477: Kostenlosen ÖPNV sucht man im Koalitionsvertrag vergebens


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 14. Februar 2018

Kostenlosen ÖPNV sucht man im Koalitionsvertrag vergebens



"Die Abgase von Dieselautos müssen jetzt schnell sauberer werden. Die Nachrüstung mit Abgasreinigung ist die wirkungsvollste Einzelmaßnahme zum Schutz der Gesundheit, daher sollte die Bundesregierung endlich die Autoindustrie verpflichten, manipulierte Dieselfahrzeuge mit kostenlosen Hardware-Nachrüstungen auszustatten. Wenn die notwendigen Maßnahmen zur Reinigung der Dieselflotte auf dem Weg sind, müssen schnell weitere wirkungsvolle Maßnahmen folgen. Die von der Bundesregierung jetzt vorgelegten Ideen sind konzeptionslose Schnellschüsse, die allein der Verhinderung einer Klage gegen Deutschland dienen sollen", kommentiert Ingrid Remmers, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Andeutungen der Bundesregierung, möglichen Dieselfahrverboten mit einem kostenlosen ÖPNV zu begegnen.

Andreas Wagner, Sprecher der Fraktion DIE LINKE für ÖPNV, ergänzt: "Einen kostenlosen, flächendeckenden ÖPNV mit hohen Taktzahlen und gut abgestimmten Umsteigemöglichkeiten bekommt man nicht auf Knopfdruck. Der heutige Nahverkehr verkraftet keinen sofortigen Umstieg von hunderttausenden Fahrgästen. Es bedarf Verkehrsinvestitionen im zweistelligen Milliardenbereich für neue Züge, Busse und Verkehrsleitanlagen aus Bundesmitteln. Geht die Regierung diesen Weg hat, sie unsere Unterstützung. Angesichts der bisherigen Verkehrspolitik der großen Koalition scheint das aber unwahrscheinlich. Kostenlosen ÖPNV sucht man im Koalitionsvertrag vergebens."

 * 
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BUNDESTAG/6918: Heute im Bundestag Nr. 066 - 14.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 066

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. Februar 2018, Redaktionsschluss: 14.45 Uhr

1. Fragen der Linken zur Sicherheitskonferenz

2. Rüstungsexporte aus Norddeutschland

3. Kohlekraftwerke in Reserve

4. Energiestandards für Gebäude

5. Besondere elektronische Anwaltspostfächer



1. Fragen der Linken zur Sicherheitskonferenz

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Die Linke verlangt Auskunft über die
Unterstützung des Bundes für die Münchner Sicherheitskonferenz in den
Jahren 2017 und 2018. In einer Kleinen Anfrage (19/657) will sie unter
anderem wissen, wie viele Soldaten der Bundeswehr bei den beiden
Konferenzen zum Einsatz kamen beziehungsweise kommen und welche Kosten
damit verbunden waren beziehungsweise sind. Zudem möchte sie über die
Förderung durch das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung
und andere Unterstützungen informiert werden.

 * 

2. Rüstungsexporte aus Norddeutschland

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Rüstungsexporte aus Norddeutschland geht es in
einer Kleinen Anfrage (19/685) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die
Abgeordneten möchten von der Bundesregierung wissen, welche Firmen mit
Sitz in den nördlichen Bundesländern in den Jahren 2014 bis 2017
Genehmigungen für verschiedene Kriegswaffen-Exportgüter erhalten
haben. Sie erkundigen sich auch nach Zielländern und Ergebnissen von
Exportkontrollen.

 * 

3. Kohlekraftwerke in Reserve

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Vorläufig stillgelegte Kohlekraftwerke, die als
Reserve für die Stromversorgung gehalten werden, stehen im Mittelpunkt
des Interesses einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/686). Die Abgeordneten erkundigen sich danach, wie häufig
solche Kohlekraftwerke bisher angefordert wurden. Außerdem
interessieren sie sich für die entstandenen Kosten - etwa die
Vergütungen, die die Bundesregierung an die Betreiber für das Halten
als Reserve gezahlt haben. Sie fragen auch nach Details der
Bereitschaft, zum Beispiel nach Mitarbeiterzahlen und Logistik.

 * 

4. Energiestandards für Gebäude

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich
nach den Energiestandards für Gebäude. In einer Kleinen Anfrage
(19/689) möchte sie von der Bundesregierung wissen, wie sich
Effizienzstandards und EU-Vorgaben für Niedrigstenergiegebäude decken
und wann ein Niedrigstenergie-Gebäudestandard festgelegt werden soll.
Darüber hinaus fragen die Abgeordneten nach den konkreten Maßnahmen,
mit denen die Bundesregierung den Treibhausgasausstoß im Gebäudesektor
senken will, um die selbst gesteckten Klimaschutzziele zu erreichen.

 * 

5. Besondere elektronische Anwaltspostfächer

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion der FDP will vom Bundesministerium der
Justiz und für Verbraucherschutz wissen, wie die Bundesregierung mit
der Verzögerung der Einführung der besonderen elektronischen
Anwaltspostfächer (beA) umgeht. Die Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK)
hatte beA Ende vergangenen Jahres wegen eines erheblichen
Sicherheitsrisikos offline geschaltet und im Januar allen Anwälten
empfohlen, ein damit verbundenes Modul von ihren Rechnern zu
entfernen. Das Ministerium führt die Rechtsaufsicht über die BRAK, die
für die Einrichtung des mit dem Gesetz zur Förderung des
elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten eingeführten beA
zuständig ist.

In einer Kleinen Anfrage (19/677) will die FDP-Fraktion nun unter
anderem wissen, ob das Ministerium aufsichtsrechtliche Maßnahmen die
beA-Einführung betreffend ergriffen hat und für wann es von einer
tatsächlichen Bereitstellung des beA ausgeht. In diesem Zusammenhang
fragen die Abgeordneten, wie lange der ursprünglich für die
Abschaltung im Februar vorgesehene Elektronische Gerichts- und
Verwaltungspostfach-Client angesichts der Nichtverfügbarkeit des beA
weitergeführt werden soll.

 * 
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BUNDESTAG/6917: Heute im Bundestag Nr. 065 - 14.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 065

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. Februar 2018, Redaktionsschluss: 11.10 Uhr

1. Regierung lehnt Beförderungsverbote ab

2. Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge

3. Passagegebühren für Nord-Ostsee-Kanal

4. AfD fragt nach Bauverzögerungen

5. Grüne fragen nach Fahrzeugrückrufen

6. Informationen zur Asylstatistik erfragt



1. Regierung lehnt Beförderungsverbote ab

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung sieht es als inakzeptabel an,
Personen wegen ihrer Nationalität von der Nutzung von Verkehrsmitteln
auszuschließen. Das geht aus der Antwort (19/646) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/525) hervor, in der das
"Beförderungsverbot israelischer Staatsbürger durch das
Luftfahrtunternehmen Kuwait Airways" thematisiert wird. Laut
Bundesregierung existiert das kuwaitische Gesetz, auf dessen Grundlage
eine Beförderung israelischer Staatsbürger abgelehnt wurde, bereits
seit 1964. Nach dem Urteil des Landgerichts Frankfurt am Main vom 16.
November 2017, das einen Anspruch des Klägers auf Beförderung durch
Kuwait Airways in erster Instanz verneinte, habe der geschäftsführende
Bundesminister für Verkehr und digitale Infrastruktur, Christian
Schmidt (CSU), mit Schreiben vom 20. November 2017 an seine
kuwaitische Amtskollegin deutlich gemacht, dass es inakzeptabel sei,
Bürger wegen ihrer Nationalität von der Nutzung von Verkehrsmitteln
auszuschließen, heißt es in der Antwort. Schmidt habe darüber hinaus
seine kuwaitische Amtskollegin mit Schreiben vom 12. Dezember 2017 um
bilaterale Konsultationen nach Artikel 10 des Abkommens vom 30. April
1974 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Staat Kuwait über
den Fluglinienverkehr gebeten.

Von der FDP-Fraktion gefragt, wie die Bundesregierung in Zukunft
sicherstellen will, dass eine Beförderung israelischer Staatsbürger
nach Deutschland diskriminierungsfrei sichergestellt wird, heißt es in
der Antwort: Völkerrechtlich obliege es Staaten selbst zu entscheiden,
welchen ausländischen Staatsangehörigen sie die Einreise in ihr
Staatsgebiet erlauben. Eine Beförderung in das Zielland sei von der
Anerkennung der ausländischen Reisedokumente und der Erfüllung der
dort geltenden Einreise- und Transitvorschriften abhängig, schreibt
die Regierung. Für israelische Staatsangehörige sei die visumfreie
Einreise nach Deutschland möglich. "Die Bundesregierung setzt sich
dafür ein, dass israelische Staatsbürger diskriminierungsfrei
befördert werden. Dazu werden sowohl diplomatische als auch rechtliche
Möglichkeiten geprüft", heißt es in der Vorlage.

 * 

2. Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für den derzeitigen Stand und die weitere Förderung
der Elektromobilität und der Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge
interessiert sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen
Anfrage (19/649) erkundigen sich die Abgeordneten unter anderem
danach, wie viele öffentlich zugängliche Ladepunkte derzeit in Betrieb
sind und wie sich die Standorte der Normal- und Schnellladepunkte
jeweils auf die Bundesländer verteilen. Mit Blick auf Ladesäulen an
Standorten von Raststätten auf Bundesautobahnen wird gefragt, ob das
Ziel des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur
erreicht wurde, "bis Ende 2017 alle rund 400 Standorte der Autobahn
Tank & Rast GmbH mit Schnellladesäulen und Parkplätzen für
Elektrofahrzeuge auszustatten". Wissen will die Fraktion zudem, ob die
Anträge des ersten Aufrufs des Förderprogramms Ladeinfrastruktur
bereits vollständig abgearbeitet sind.

 * 

3. Passagegebühren für Nord-Ostsee-Kanal

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
wissen, warum die Gebühren für die Schiffspassagen durch den 
Nord-Ostsee-Kanal "seit 1996 nicht erhöht wurden". In einer Kleinen Anfrage
(19/636) verweisen die Abgeordneten auf Medienberichte, wonach der
Bundesrechnungshof dem Bund in diesem Zusammenhang eine
"Millionenverschwendung" vorgeworfen habe. Die AfD-Fraktion fragt, wie
hoch die Differenzen zwischen den tatsächlichen Bewirtschaftungskosten
des Nord-Ostsee-Kanals und den Einnahmen durch Befahrensabgaben der
Schiffe seit 1996 pro Jahr bis heute waren.

 * 

4. AfD fragt nach Bauverzögerungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach entstandenen Zusatzkosten durch
"Bauverzögerungen oder deren Kompromisslösungen, verursacht durch
Klagen und Einwände der Umweltverbände, beim Bau von Bundesautobahnen,
Bundes- und Landstraßen" erkundigt sich die Fraktion der AfD in einer
Kleinen Anfrage (19/637). Die Abgeordneten wollen außerdem wissen,
welche Hauptargumente der Umweltverbände dabei nach Kenntnis der
Bundesregierung zum Tragen gekommen sind.

 * 

5. Grüne fragen nach Fahrzeugrückrufen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Zahl der Fahrzeugrückrufe im Jahr 2017
erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen
Anfrage (19/654) möchten die Abgeordneten von der Bundesregierung
wissen, wie viele Pkw, Lkw, Busse und Motorräder im Jahr 2017 durch
das Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) wegen Mängeln zurückgerufen wurden.
Gefragt wird auch, aus welchen Gründen die Fahrzeuge jeweils
zurückgerufen wurden, welche Hersteller betroffen waren und wie viele
Fahrzeuge bereits an den jeweiligen Rückrufen teilgenommen haben.

 * 

6. Informationen zur Asylstatistik erfragt

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Ergänzende Informationen zur Asylstatistik für das
Jahr 2017" verlangt die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/635). Darin erkundigen sich die Abgeordneten danach, wie hoch im
vergangenen Jahr die sogenannte Gesamtschutzquote in der
Entscheidungspraxis des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge
(Bamf) war. Auch möchten sie unter anderem wissen, wie viele
Asylanträge im Jahr 2017 als "offensichtlich unbegründet" abgelehnt
wurden.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/6916: Heute im Bundestag Nr. 064 - 14.02.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 064

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 14. Februar 2018, Redaktionsschluss: 10.30 Uhr

1. Ende 2017 knapp 42.000 Asylberechtigte

2. Entscheidung über Logistik-Kommando

3. Brennelementetransport aus Krümmel

4. Übertragung von Strommengen

5. Klimawirkung von Bitcoins

6. Atommüll-Zwischenlager bei Lubmin



1. Ende 2017 knapp 42.000 Asylberechtigte

Inneres/Antwort

Berlin: (hib/STO) Ende vergangenen Jahres haben in Deutschland knapp
42.000 asylberechtigte Ausländer gelebt. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/633) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/478) hervor. Danach waren zum Stichtag 31. Dezember 2017 im
Ausländerzentralregister (AZR) 41.739 Menschen mit einer
Asylberechtigung erfasst. Die drei Hauptstaatsangehörigkeiten
entfielen demnach auf die Türkei mit 11.170 Asylberechtigten, Syrien
mit 6.736 Betroffenen und Iran mit 5.770 Personen.

Die Zahl der zum Jahreswechsel im AZR registrierten Menschen mit
Flüchtlingsschutz betrug den Angaben zufolge 602.538.
Hauptstaatsangehörigkeit war in diesen Fällen Syrien mit 326.196
Personen vor dem Irak mit 100.476 und Afghanistan mit 40.576.

Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, waren zu dem Stichtag 192.406
Menschen mit einer Aufenthaltserlaubnis nach Paragraf 25 Absatz 2, 2.
Alt. des Aufenthaltsgesetzes (subsidiärer Schutz) erfasst.
Hauptstaatsangehörigkeiten waren hier laut Bundesregierung Syrien mit
132.777 Fällen sowie Irak mit 18.452 und Afghanistan mit 12.329.

Mit Aufenthaltserlaubnissen nach Paragraf 25 Absatz 3 des
Aufenthaltsgesetzes, die aufgrund bestimmter Abschiebungsverbote
erteilt werden, seien zum Jahreswechsel 73.367 Personen registriert
gewesen, heißt es in der Vorlage ferner. Die Hauptstaatsangehörigkeit
entfiel demnach auf Afghanistan (42.478) vor Somalia (3.294) und
Syrien (3.011).

Die Zahl der zum Stichtag erfassten Personen mit einer Duldung gibt
die Bundesregierung mit 166.068 an. Hauptstaatsangehörigkeit war der
Vorlage zufolge Serbien mit 12.788 Betroffenen, gefolgt vom Kosovo mit
10.645 und Afghanistan mit 10.257.

 * 

2. Entscheidung über Logistik-Kommando

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Nato-Verteidigungsminister werden voraussichtlich
bei ihrem Treffen am 14./15. Februar darüber entscheiden, welcher
Mitgliedstaat als Rahmennation für das geplante neue Logistik-Kommando
(Rear Area Operation Command) fungieren soll. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/634) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/483) mit. Deutschland komme mit Blick auf seine
Kompetenzen, seine Anerkennung im Bündnis sowie seine zentrale
geographische Lage als Rahmennation in Frage. Der konkrete Standort
werde von der Rahmennation bestimmt. Nach Angaben der Regierung liegen
derzeit noch keine Zahlen vor, wie groß die Investitionen der 
Nato-Staaten ausfallen werden, um die Transportinfrastruktur der Allianz in
Europa zu verbessern.

 * 

3. Brennelementetransport aus Krümmel

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung hat keine Erkenntnisse über die
geplante Weiterverwendung des Kernbrennstoffes aus zwölf unbestrahlten
Brennelementen, die aus dem Atomkraftwerk Krümmel bis Ende 2018 an
eine Anlage in Richland, USA, geliefert werden sollen. In einer
Antwort (19/612) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/479) führt die Bundesregierung aus, dass die Brennelemente nach
ihren Erkenntnissen in den USA zerlegt ("Deassemblierung") werden
sollen und der Kernbrennstoff durch die Anlage käuflich erworben wird.
Eine Dekontamination der mit Kobalt-60 belasteten Brennelemente sei -
anders als von den Fragestellern angenommen - nicht das Ziel.

Ein Genehmigungsantrag für die Ausfuhr liegt laut Antwort noch nicht
vor. Die Bundesregierung weist zudem als Antwort auf eine
entsprechende Frage darauf hin, dass ein Transport unbestrahlter
Brennelemente nicht unter das Wiederaufarbeitungsverbot fiele, das
sich auf bestrahlte Kernbrennstoffe beziehe.

 * 

4. Übertragung von Strommengen

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung kann die Entwicklung möglicher
Strommengenübertragungen der Betreiber von Atomkraftwerken (AKW) nicht
einschätzen. Die Übertragungen lägen wie auch die Strom-Erzeugung in
der "alleinigen Dispositionsbefugnis" der Kraftwerksbetreiber. Dies
geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/680) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/457) hervor. Die Fragesteller
hatten sich erkundigt, inwiefern AKW-Betreiber Strommengen aus nicht
mehr im Leistungsbetrieb befindlichen Kraftwerken auf noch im
Leistungbetrieb befindliche übertragen.

 * 

5. Klimawirkung von Bitcoins

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Auswirkungen der sogenannten Kryptowährung
"Bitcoin" auf das Klima und den Energieverbrauch thematisiert die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/687). Die
Fragesteller verweisen auf die große Energiemenge, die bei der
Produktion (Mining) der rechnerbasierten Kryptowährung anfalle. Von
der Bundesregierung wollen die Grünen unter anderem wissen, ob sie
Gutachten zu diesem Thema in Auftrag geben will. Zudem interessieren
sich die Fragesteller für Versteuerungsmodalitäten und das
Steueraufkommen im Bereich Kryptowährungen.

 * 

6. Atommüll-Zwischenlager bei Lubmin

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Der geplante Neubau des Zwischenlagers für hoch
radioaktiven Atommüll bei Lubmin ist Gegenstand einer Kleinen Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/557). Die Fraktion erkundigt sich nach der
Begründung für den Neubau. Außerdem fragen die Abgeordneten unter
anderem, wie bis zur Fertigstellung für einen ausreichenden Schutz
gegen Terrorismus gesorgt wird.

 * 
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HAMBURG/4278: Gratis-ÖPNV - Richtiger Schritt, der in den Koalitionsvertrag muss (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 14. Februar 2018

Gratis-ÖPNV: Ein richtiger Schritt, der in den Koalitionsvertrag muss



Um drohenden EU-Vertragsverletzungsverfahren wegen überschrittener Luftschadstoff-Grenzwerte auszuweichen, hat die geschäftsführende Bundesregierung unter anderem die Prüfung eines kostenlosen ÖPNV angekündigt. "Klasse, jetzt erkennt auch endlich die Regierung, dass ein kostenloses ÖPNV-Angebot zu weniger Autoverkehr führen kann", freut sich die verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Heike Sudmann. "Wir setzen uns ja schon seit vielen Jahren für diese umweltfreundliche und sozialgerechte Mobilität ein. Voraussetzung ist natürlich ein Ausbau von Bus und Bahn und eine finanzielle Unterstützung durch den Bund. Der aktuelle Vorstoß geht in die richtige Richtung, aber der Regierung scheinen noch die Ernsthaftigkeit und der Wille zur Realisierung zu fehlen: Ein kostenloser ÖPNV ist nicht bloß ein Lückenbüßer bei dicker Luft. Er ist notwendiger Teil einer anderen Verkehrspolitik. Das muss in den Koalitionsvertrag rein."

Das Umweltbundesamt hat für das Jahr 2005 die von der Allgemeinheit zu tragenden externen Kosten, die allein durch den Pkw-Verkehr verursacht werden, auf 53 Milliarden Euro beziffert. Umgerechnet muss also jede_r Hamburg_in, vom Baby bis zum Greis, pro Jahr 629 Euro für die Folgen des Autoverkehrs bezahlen, ob er/sie nun selbst fährt oder nicht. "Bei der Frage der Finanzierung eines ÖPNV-Nulltarifs müssen also die eingesparten Folgekosten des Pkw-Verkehrs gegengerechnet werden", so Sudmann. "Der Bund muss jetzt Modelle zur Finanzierung liefern, wenn der Vorstoß nicht nur eine Beruhigungspille für die EU-Kommission sein soll."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4277: GroKo und Scholz-Auswechslung - Worauf ist die SPD eigentlich so stolz? (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 14. Februar 2018

GroKo und Scholz-Auswechslung: Worauf ist die SPD eigentlich so stolz?



Die SPD rühmt sich in der heutigen Aktuellen Stunde der Hamburgischen Bürgerschaft, mit Olaf Scholz auf Bundesebene wichtige Impulse im Koalitionsvertrag gesetzt zu haben. "Worauf ist denn die SPD-Fraktion so stolz?", fragte in der Debatte die Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, Cansu Özdemir. "Auf einen Noch-Bürgermeister, der das ganze Elend der SPD repräsentiert, der sich lieber mit einem Heimatminister Seehofer an den Kabinettstisch setzt, als konsequent für eine soziale und ökologische Erneuerung zu streiten? Darauf, dass die sachgrundlose Befristung endlich eingedämmt wird - was die SPD jetzt mit der gleichen Leidenschaft feiert, wie sie sie einst selbst eingeführt hat? Auf den so genannten Verhandlungserfolg, dass sie die paritätische Finanzierung der Sozialversicherung wieder herstellt - und dabei verschweigt, dass sie es war, die sie unter Schröder selbst abgeschafft hatte? Oder ist sie stolz darauf, dass Olaf Scholz für den Geist steht, der die SPD auf 16,5 Prozent in den Umfragen geführt hat?"

Zu Scholz' möglicher neuen Position als Bundesfinanzminister sagte die Co-Vorsitzende Sabine Boeddinghaus: "Was Scholz dafür auszeichnet, erschließt sich mir nicht so ganz: Die desaströse Olympia-Bewerbung ohne Angaben der Kosten und wer sie übernimmt kann's nicht sein. Wohl auch nicht die Durchführung des G20-Gipfels mit offenen Rechnungen und verschleierten Kostenvoranschlägen. Sollte er tatsächlich nach Berlin wechseln, dann erwarten wir von ihm als erste Amtshandlung, seine eigene Forderung nach zwölf Euro Mindestlohn umzusetzen!"

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4276: Gebühren in Unterkünften für Geflüchtete - Ungerecht und rechtswidrig (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 14. Februar 2018

Gebühren in Unterkünften für Geflüchtete - Ungerecht und rechtswidrig!



Eine gerechte und soziale Ausformung der Gebührenordnung für die öffentliche Unterbringung fordert die Fraktion DIE LINKE mit ihrem Antrag 21/11845 in der heutigen Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft. Der Senat hatte die Gebühren etwa für Flüchtlings- oder Obdachlosenunterkünfte massiv angehoben, um mehr Zuschüsse vom Bund zu bekommen, belastet damit aber auch einen Teil der so untergebrachten Menschen enorm.

"Das ist ungerecht gegenüber den Menschen, die in solchen Unterkünften wohnen müssen und, sofern sie arbeiten können, dafür nun bis zu 587 Euro pro Monat vom Lohn abgeben müssen. Es breitet sich das Gefühl aus, dass Arbeit sich nicht mehr lohnt. Aber auch grundsätzlich hat der Senat hier einfach schlecht gearbeitet", erklärt dazu die integrationspolitische Sprecherin der Fraktion, Carola Ensslen. "Er tut so, als sei die Kostendeckung das oberste Gebot bei der Gebührenerhebung. Dabei müssen aber genauso das Äquivalenzprinzip und der Gleichheitsgrundsatz berücksichtigt werden. Mit anderen Worten: Das Preis-Leistungs-Verhältnis muss stimmen. 587 Euro für einen halben Raum sind nicht nur unsozial, sondern auch rechtswidrig."

Ebenfalls rechtswidrig sei, dass der Senat gravierende Unterschiede in der Unterbringung nicht bei der Gebührenhöhe berücksichtigt. "Er räumt selbst ein, dass Container und Massivbauten nicht vergleichbar sind: Qualität und Kosten sind hier genau gegenläufig", so Ensslen. "Dennoch macht er bei den Gebühren keinen Unterschied, um seine Kosten zu decken. Das verletzt den Gleichheitsgrundsatz, und das muss dringend geändert werden."

 * 

Quelle:
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3107: Idee vom kostenlosen ÖPNV konsequent weiterdenken (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 14. Februar 2018

Idee vom kostenlosen ÖPNV konsequent weiterdenken



Der verkehrspolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Jochen Schulte begrüßt die Überlegungen des Bundes, den öffentlichen Personennahverkehr für die Nutzer kostenlos auszugestalten. Die gute Idee dürfe sich aber nicht allein an den Drohungen aus Brüssel orientieren, so Schulte.

"Die Angst vor millionenschweren Strafzahlungen wegen Vertragsverletzungen hat offensichtlich die Kreativität der Verkehrsplaner angespornt. Es wäre allerdings eine schlechte Idee, sich nur auf die Städte zu konzentrieren, in denen seit Jahren die Stickoxid-Grenzwerte überschritten werden. Jetzt wäre die Gelegenheit, über den Tellerrand zu schauen. Es existieren ja bereits kostenlose Verkehre zum Beispiel in Estland oder Singapur. Aus deren Erfahrungen kann man lernen. Wir benötigen daher nicht noch eigene Pilotprojekte, die dann allesamt in Westdeutschland liegen. Dem Familienvater und Steuerzahler in Gnoien wird kaum einleuchten, warum er den kostenlosen Nahverkehr in Stuttgart finanzieren soll, wenn bei ihm vor der Tür nur alle Schaltjahre mal ein Bus hält. Wir brauchen ein Verkehrskonzept, dass nicht nur die Innenstädte der Metropolen entlastet, sondern das auch in der Fläche wirkt und sie so auch wieder attraktiv macht für junge Familien. Obendrein sollten kostenlose ÖPNV-Angebote auch da gemacht werden, wo die sich die Touristen in der Hauptsaison entlangquälen und Anwohner belastet werden. Wenn bei all diesen Überlegungen noch auf E-Mobilität gesetzt würde, dann könnte man wirklich etwas erreichen. Die Kommunen als Träger der Nahverkehrsbetriebe können das nicht leiten. Das ist klar. Aber der Bund kann - und den sollten wir jetzt nicht wieder aus der Pflicht lassen."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/4712: Ticketloser ÖPNV (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 14.02.2018

Ticketloser ÖPNV



Zu dem Vorschlag der geschäftsführenden Bundesregierung an
EU-Kommissar Karmenu Vella, die Luftqualität mit ticketlosem ÖPNV zu
verbessern, erklärt Jutta Blatzheim-Roegler, verkehrspolitische
Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion:

"Für uns GRÜNE ist der ticketlose ÖPNV eine wichtige Stellschraube für
saubere Mobilität und die Verkehrswende. Insofern begrüße ich, dass
die Bundesregierung eine Forderung aus unserem Bundestagswahlprogramm
aufgreift. Der jetzige Vorschlag scheint aus der Not geboren. Das
zeigt die Tatsache, dass diese Maßnahme weder beim Diesel-Gipfel
besprochen noch im Koalitionsvertrag festgehalten wurde. Es bleiben
große Bedenken, dass es sich hier um ein Ablenkungsmanöver vom
Groko-Chaos handelt, nicht um einen durchdachten Plan. Wenn die
Bundesregierung zeitnah für saubere Luft in den Städten sorgen will,
kommt sie nicht drum herum, die Automobilindustrie zu Nachrüstungen zu
verpflichten.

Was wir jetzt brauchen, ist eine Investitionsoffensive aus
Bundesmitteln, um eine echte Verkehrswende mit einem Bündel von
Maßnahmen hinzukriegen: Dazu gehört der ticketlose ÖPNV genauso wie
dessen Ausbau in Stadt und Land, Vorfahrt für den Fuß- und Radverkehr
und die Förderung der E-Mobilität. An diesen Stellen zeigt der
Groko-Koalitionsvertrag erhebliche Lücken."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 14. Februar 2018
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AUSSEN/1570: Koalitionsvertrag setzt wichtige Akzente bei Menschenrechten


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 13. Februar 2018

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Koalitionsvertrag setzt wichtige Akzente bei Menschenrechten



Frank Schwabe, Sprecher für Menschenrechte und humanitäre Hilfe:

Im vorliegenden Koalitionsvertrag konnte die SPD wichtige Fortschritte im Bereich der Menschenrechte durchsetzen. Insbesondere im Bereich der sozialen und kulturellen Rechte finden sich wichtige Vorhaben.

"Zum ersten Mal konnte sich die SPD mit CDU und CSU darauf verständigen, menschenrechtliche Vorgaben entlang der Liefer- und Wertschöpfungsketten für deutsche Unternehmen in einem Gesetz zu regeln, falls die freiwillige Selbstverpflichtung von Unternehmen nicht eingehalten wird. Genau dieses muss jetzt gewissenhaft geprüft und ausgewertet werden. Neben der Ratifizierung des Zusatzprotokolls zum Sozialpakt der Vereinten Nationen und des als "ILO 169" bekannten Übereinkommens über eingeborene und in Stämmen lebende Völker ist insbesondere die klare Verabredung zum Nationalen Aktionsplan (NAP) Wirtschaft und Menschenrechte ein Quantensprung.

Innerhalb der Bundesregierung werden wir die menschenrechtliche Kohärenz zwischen den einzelnen Politikfeldern verbessern, die Zusammenarbeit mit menschenrechtspolitischen Akteuren weiter ausbauen und die deutsche Menschenrechtsarchitektur stärken. Dazu gehört für die SPD auch zwingend eine bessere finanzielle Ausstattung des Deutschen Instituts für Menschenrechte.

Gerade in Zeiten, in denen im zunehmenden Maße die Presse- und Meinungsfreiheit in zahlreichen Staaten angegriffen wird, wollen wir zum Schutz von verfolgten Parlamentarierinnen und Parlamentariern sowie Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidigern das erfolgreiche parlamentarische Patenschaftsprogramm "Parlamentarier schützen Parlamentarier" des Deutschen Bundestags stärken. Dazu braucht es eine bessere organisatorische Ausstattung.

Der Europarat ist die zentrale europäische Institution zur Verteidigung der Menschenrechte. Der Koalitionsvertrag bekennt sich in besonderer Weise zu dieser Institution, zu deren Handlungsfähigkeit und damit auch zu einer ausreichenden Finanzierungsbasis. Mit geringem Mitteleinsatz kann dort viel erreicht werden. Deutschland muss auch finanziell sicherstellen, dass die Wertebasis nicht durch finanziellen Druck einzelner Mitgliedsstaaten erodieren kann."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/640: Studie bestätigt - Die Mietpreisbremse wirkt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 14. Februar 2018

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

DIW-Studie bestätigt - Die Mietpreisbremse wirkt



Johannes Fechner, rechtspolitischer Sprecher

Heute hat das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) Berlin in einer detaillierten Analyse den Beweis erbracht, dass die von der SPD durchgesetzte Mietpreisbremse wirkt. Nach der Studie des DIW wirkt die Mietpreisbremse vor allem in Regionen, in denen die Mieten besonders gestiegen sind.

"Die DIW-Studie bestätigt: Die von der SPD eingeführte Mietpreisbremse schützt Mieterinnen und Mietern vor hohen Mietsteigerungen. Allerdings stellt das DIW zurecht fest, dass die Mietpreisbremse allein die Engpässe auf dem Wohnungsmarkt nicht beseitigen kann. Zusätzlich sind weitere Maßnahmen erforderlich wie eine Reform der Grundsteuer und vor allem Anreize in den Wohnungsbau. Ferner entkräftet das DIW ein Argument vieler Kritiker, die Mietpreisbremse verhindere den Neubau von Wohnungen. Da der Neubau genau deshalb von der Mietpreisbremse ausgenommen ist, stimmt dies nachweislich nicht.

Die SPD fordert schon lange parallele Maßnahmen, um die sich verschärfende Lage auf dem Wohnungsmarkt in den Griff zu bekommen. Während die Union in den Koalitionsverhandlungen anfangs die Mietpreisbremse abschaffen wollte, konnten wir gegen vehementen Widerstand Verbesserungen für Mieterinnen und Mieter erreichen: Vermieter müssen künftig bei Vertragsschluss Auskunft über die Vormiete geben und nicht erst, wenn Mieter sie dazu auffordern. Außerdem kann die Miete nach Modernisierungen weniger als bisher erhöht werden: Die Modernisierungsumlage soll von elf auf acht Prozent gesenkt und die Mieterhöhungen durch Einführung einer Kappungsgrenze berechenbar werden. Künftig darf die Miete maximal 3 Euro pro Quadratmeter innerhalb von sechs Jahren erhöht werden.

Für mehr bezahlbaren Wohnraum sorgen wir, indem wir 2 Milliarden Euro zusätzlich in sozialen Wohnungsbau investieren, die Investitionen des Bundes für sozialen Wohnungsbau über 2019 hinaus sicherstellen - falls erforderlich durch eine Grundgesetzänderung. Außerdem führen wir ein Baukindergeld für Familien von 1200 Euro pro Kind und Jahr auf zehn Jahre ein."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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LATEINAMERIKA/1753: Volksabstimmung in Ecuador (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Volksabstimmung in Ecuador



(Montevideo, 5. Februar 2018, la diaria) - Am 4. Februar 2018 waren
die Ecuadorianer*innen zu einer Abstimmung aufgerufen. Sie sollten
entscheiden, ob fünf der wichtigsten, von der Regierung Rafael Correas
eingeführten Reformen, auch weiterhin maßgebend sein oder abgeschafft
werden sollen. In der Volksbefragung standen sieben Fragen zur
Abstimmung. Mit einer Ja-Stimme sollten die Reformen abgeschafft oder
geändert, mit der Nein-Stimme beibehalten werden. Zusätzlich bedeutete
ein Nein zwei neue Reformvorschläge abzulehnen. Im Mittelpunkt der
Debatte stand die Frage zur Wiederwahl: Die vorherige Regierung hatte
entschieden, dass eine solche unbegrenzt möglich sei; der aktuelle
Vorschlag zielt auf eine nur beschränkte Möglichkeit der Wiederwahl
ab. Sollte letzteres eintreten, kann das Correa davon abhalten, bei
zukünftigen Präsidentschaftswahlen zu kandidieren.


Abstimmungsthemen: Korruption, Immobilienspekulation,
Regierungskontrolle, Sexualstraftaten, Rohstoffabbau

Die anderen Vorschläge sehen vor, Menschen, die wegen Korruption
verurteilt sind, die Ausübung politischer Ämter zu verbieten und das
sie zudem ihren Besitz verlieren. Des Weiteren sollen Bergbaugebiete
eingeschränkt und die zugelassenen Bereiche für die Ölförderung
verringert werden. In einem weiteren Vorschlag geht es darum, die
Kontrollinstitution des Staates, deren Mitglieder von der vorherigen
Regierung ernannt wurden, umzustrukturieren. Außerdem beabsichtigt
man, ein Gesetz abzuschaffen, das die Spekulation mit Immobilien
extrem hoch besteuert. Schließlich soll festgelegt werden, dass
Sexualdelikte gegen Kinder und Jugendliche nicht mehr verjähren.

An den Wahlurnen gab es keine Nachwahlbefragung, aber die
Vorwahlbefragungen ließen vermuten, dass die Antwort "Ja" bei allen
Fragen gewinnen würde. Mitte Januar informierte das
Meinungsforschungsunternehmen Cedatos darüber, dass die Zustimmung,
die Wiederwahl des Präsdienten zu beschränken, bei 71 Prozent läge.
Noch mehr Unterstützung, nämlich 84 Prozent, gab es bei der Frage, ob
die wegen Korruption Angeklagten bestraft werden sollen. 74,8 Prozent
der Wahlberechtigten beteiligten sich an der Abstimmung.


Correas Nachfolger distanziert sich und plädiert für "Ja" in
allen Bereichen

Die Führungsrolle in der Kampagne für das "Ja" hatte Präsident Lenín
Moreno inne. Dieser war ursprünglich gewählt worden, um die Politik
Correas fortzuführen. Er ging jedoch auf Distanz zu seinem Vorgänger.
Das "Ja" wird außerdem von den Oppositionsparteien unterstützt, die
eiserne Kritiker*innen der Politik von Rafael Correa waren. Morenos
Ex-Rivale bei der Präsidentschaftswahl 2017, Guillermo Lasso, rief
dazu auf mit "Ja" zu stimmen, "um die autoritäre Vergangenheit mit
Correa zu begraben und die Hoffnung auf eine Zukunft der Veränderung
und der Demokratie für Ecuador lebendig zu halten". Zum Thema der
unbeschränkten Wiederwahl befragt, gab er an, dass man eine Ablehnung
"demokratisch feiern" müsse, da es sich um einen "Kampf" handele, der
bereits 2014 begonnen hat. Außenministerin María Fernanda Espinosa
ihrerseits sah einen Sieg des "Ja" als "den Beginn eines Prozesses zur
Vertiefung der Demokratie in Ecuador" an, sowie "zur institutionellen
Erneuerung, zum Kampf gegen die Korruption und für die Gerechtigkeit
und Fürsorge unserer Kinder".


Correa kündigt neue Partei an

Als Hauptperson in der Kampagne für das "Nein" agierte Rafael Correa,
der die Bildung einer neuen Partei - Revolutionäre Bürgerliche
Bewegung (Movimiento Revolución Ciudadana) - ankündigte, um die
Errungenschaften während seiner Regierungszeit zu verteidigen, die
seiner Meinung nach zur Zielscheibe seines Nachfolgers geworden seien.

Man geht davon aus, dass die endgültigen Ergebnisse der Abstimmung
nach ungefähr zehn Tagen vorliegen werden. Dann wird die
Nationalversammlung damit beginnen, notwendige Gesetze und
Verfassungsreformen zu erarbeiten, um die Ergebnisse umzusetzen. Dafür
wird eine Spezialkommission gebildet werden, die aus neun Mitgliedern
besteht, um die notwendigen Projekte innerhalb eines Monats zu
entwickeln. Die Texte würden im Einkammerparlament als dringend
Angelegenheit bearbeitet, so der Präsident der Nationalversammlung,
José Serrano.


URL des Artikels:


https://www.npla.de/poonal/volksabstimmung-in-ecuador/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
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MARKT/2245: Bio muss regionaler werden (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 14. Februar 2018

DBV-Generalsekretär: Bio muss regionaler werden



"Auch Bio muss regionaler werden", sagt der Generalsekretär des
Deutschen Bauernverbandes (DBV), Bernhard Krüsken, zur Eröffnung der
Bio-Fach 2018 und fordert die Bio-Branche auf, dem Wunsch der
Verbraucher nach regionalen Lebensmitteln Rechnung zu tragen und die
hohen Importanteile bei typisch einheimischen Produkten wie Getreide,
Fleisch und Milch zurückzufahren.

Dadurch könnte umstellungsinteressierten Landwirten eine nachhaltig
sichere Perspektive im Öko-Landbau geboten werden. Die
Absatzperspektiven für mehr Öko-Rohware sind derzeit vor allem im
Ackerbau gut. Nach dem DBV-Konjunkturbarometer interessieren sich rund
15% der Betriebe für eine Umstellung. Die pflanzliche Erzeugung stellt
im Ökolandbau rund 50% der Erlöse, nach AMI-Angaben alleine 26% aus
der Obst-, Gemüse- und Kartoffelerzeugung.

In den Jahren 2014 bis 2016 hatten insbesondere Milchviehbetriebe auf
Öko-Erzeugung umgestellt. Nach rund 30% Produktionsanstieg seit 2014
gilt der deutsche Öko-Milchmarkt vorläufig als gesättigt. Potenzial
für eine Regionalisierung bieten die etwa 30% der deutschen
Öko-Milchnachfrage, die durch Importe aus Österreich und Dänemark
bedient werden. Angesichts des starken Importdrucks haben die
deutschen Öko-Molkereien im vergangenen Jahr allerdings kaum noch neue
Lieferanten aufgenommen. Angesichts guter Erzeugerpreise wuchs in den
letzten zwei Jahren die Zahl der Öko-Betriebe jeweils um fast 10%.
Bereits Ende 2016 lag der Anteil der Öko-Betriebe bei 10%; sie
bewirtschafteten allerdings nur 7,5% der Fläche.


Daten zum Umstellungsinteresse aus dem DBV Konjunkturbarometer
unter:

http://www.bauernverband.de/dbv-generalsekretaer-bio-muss-regionaler-werden?redid=804762
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MARKT/2244: Milchmarkt fordert Gegensteuern (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 417 - Januar 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Milchmarkt fordert Gegensteuern

Wachsendes Überangebot drückt Preise nach unten. Molkereien gefordert

von Ulrich Jasper



Der Milchmarkt dreht derzeit gefährlich nach unten. Im Oktober haben
die deutschen Molkereien laut Bundesanstalt für Ernährung und
Landwirtschaft (BLE) mit durchschnittlich gut 40 Cent je Kilogramm
Milch das höchste Milchgeld des Jahres 2017 ausgezahlt. Viele
Molkereien haben diese Marke auch im Dezember noch erreicht, aber
besonders in Norddeutschland haben erste Verarbeiter den Erzeugerpreis
jetzt bereits um bis zu zwei Ct/kg gesenkt. Weitere Absenkungen sind
angekündigt. Der Chef des Deutschen Milchkontor (DMK) Ingo Müller
sagte Anfang Dezember dem Weserkurier, dass schon feststehe, dass die
Preise wieder nach unten gingen. Der Geschäftsführer der
Ammerland-Molkerei schrieb seinen Genossen, sie könnten für die erste
Jahreshälfte 2018 einen Milchpreis von voraussichtlich 30 bis 35 Cent
je kg ansetzen.

Fallende Preise

Damit würden die Erzeugerpreise dem Abwärtstrend vor allem der
Butternotierungen folgen, die von September bis Mitte Dezember um 23
Prozent abgesackt sind. Das hat - neben Verlusten beim
Magermilchpulver - den Rohstoffwert Milch des Kieler Instituts für
Ernährungswirtschaft zwischen Oktober und November um 6,4 Ct/kg auf
32,9 Ct/kg abstürzen lassen. Das war der stärkste Monats-Absturz der
letzten Jahre. Ein weiteres Warnzeichen ist, dass der Preis für
Magermilchpulver in Deutschland auf 1.440 Euro/t und damit deutlich
unter das Niveau der EU-Festpreisintervention von 1.698 Euro/t
gesunken ist. Weil in den Interventionslagern der EU vor allem als
Konsequenz der letzten Milchmarktkrise 2015/2016 noch über 370.000
Tonnen Magermilchpulver liegen, hat die EU-Kommission mit
Unterstützung der Mehrheit der Mitgliedstaaten den Interventionskauf
zu Festpreisen für 2018 ausgesetzt. Der Pulverberg entspricht der
Hälfte des gesamten Jahresexports der EU mit Magermilchpulver.
Entspannung ist hier erstmal nicht zu erwarten.

Das gilt umso mehr, als dass die Milcherzeugung in der EU und auch in
Deutschland wieder deutlich ansteigt. EU-weit lag die letzte von der
EU-Kommission veröffentlichte Monatsmenge (September) um 3,7 Prozent
über dem Vorjahr. Die deutschen Molkereien meldeten für die letzten
Wochen des Jahres ein Plus von 4,2 Prozent, in Niedersachsen sogar von
8,1 Prozent. Monika Wohlfarth von der ZMB (Zentrale Milchmarkt
Berichterstattung) stellt daher nüchtern fest: "Die Marktentwicklung
im weiteren Jahresverlauf von 2018 wird maßgeblich durch das
Milchaufkommen bestimmt werden."

Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) fordert die
Molkereien auf, jetzt konkrete Maßnahmen gegen diesen starken Anstieg
der Milcherzeugung einzuleiten. "Wir müssen schleunigst auf die Bremse
treten, sonst melken wir uns den derzeit noch relativ guten Milchpreis
kaputt", mahnt Ottmar Ilchmann, Milchsprecher der AbL. EU und
Bundesregierung hätten es trotz der guten Erfahrungen mit
Reduzierungsmaßnahmen vom Herbst 2016 versäumt, zeitlich befristete
wirksame Kriseninstrumente einzuführen. Umso mehr seien jetzt die
Molkereien gefordert. "Wir rufen besonders die norddeutschen
Molkereien auf, den Milcherzeugern, die ihre Erzeugung in den
kommenden Monaten noch steigern, starke Preisabzüge für die Übermengen
anzukündigen. Im Gegenzug sollte ein befristeter Bonus für eine
leichte Verringerung der einzelbetrieblichen Milchmenge eingeführt
werden", so Ilchmann. Die größte niederländische Molkerei
Friesland-Campina hat solche Maßnahmen für Anfang 2018 bereits für den
Fall beschlossen, dass die Menge weiter steigt. "Unsere Molkereien
sollten diesem Beispiel folgen", fordert Ilchmann.
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STATISTIK/1151: Strauchbeeren 2017 - Anbaufläche und Erntemenge weiter gestiegen (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 14.02.2018

Strauchbeeren 2017: Anbaufläche und Erntemenge weiter gestiegen

Kulturheidelbeere liegt deutlich im Trend



WIESBADEN - Im Jahr 2017 wurden in Deutschland auf einer Anbaufläche von 8
900 Hektar rund 40 100 Tonnen Strauchbeeren geerntet. Damit stieg die
Anbaufläche gegenüber dem Vorjahr um 5 % und die Erntemenge um 11 %. Wie
das Statistische Bundesamt (Destatis) weiter mitteilt, wurde die
Anbaufläche für Strauchbeeren in den letzten fünf Jahren kontinuierlich
ausgeweitet. Sie hat sich gegenüber 2012 um 30 % vergrößert. Die
Kulturheidelbeere ist mit einem Anteil von 34 % der gesamten
Strauchbeerenernte weiterhin die mit Abstand bedeutendste Strauchbeerenart
in Deutschland. Im Jahr 2017 wurden auf einer Anbaufläche von gut 2 800
Hektar rund 13 800 Tonnen Kulturheidelbeeren geerntet, 29 % mehr als im
Jahr 2016. Danach folgten Rote und Weiße Johannisbeeren mit knapp 6 900
Tonnen (- 5 %), Himbeeren mit knapp 6 400 Tonnen (+ 13 %) und Schwarze
Johannisbeeren mit gut 5 600 Tonnen (- 17 %).

Strauchbeeren werden in Deutschland mit fast 29 % der Anbaufläche zu einem
sehr hohen Anteil ökologisch erzeugt. In Betrieben mit vollständig
ökologischer Erzeugung wurden auf einer Anbaufläche von 2 600 Hektar 5 200
Tonnen Strauchbeeren geerntet. Im Vergleich zum Vorjahr vergrößerte sich
die vollständig ökologische Anbaufläche um 9 %, während die Erntemenge um
16 % stieg.

10 % der Strauchbeerenernte stammten 2017 aus dem Anbau unter hohen
begehbaren Schutzabdeckungen. Mit rund 3 600 Tonnen hatten die Himbeeren
dabei den bei Weitem größten Anteil von 86 %. Erstmalig wurden 2017 mehr
Himbeeren unter hohen begehbaren Schutzabdeckungen geerntet als im
Freiland.

Die größten Strauchbeerenanbauflächen befanden sich in Niedersachsen (2 200
Hektar), Baden-Württemberg (1 600 Hektar) und Bayern (1 200 Hektar).


Ausführliche Ergebnisse zur Strauchbeerenernte stehen im Bereich
Publikationen zur Verfügung.

Weiteres:

Ergebnisse und weiterführende Informationen liegen im Themenbereich Obst,
Gemüse, Gartenbau vor.
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ALTER/248: Große Koalition entlastet neben Familien vor allem ältere Menschen (idw)


IZA - Institut zur Zukunft der Arbeit - 14.02.2018

Große Koalition entlastet neben Familien vor allem ältere Menschen



Die geplanten Sozialreformen einer neuen Großen Koalition auf Bundesebene
kommen finanziell nicht nur Familien, sondern insbesondere auch
Rentnerinnen und Rentnern zugute. Entwickelt sich die Konjunktur bis zum
Jahr 2025 weiter positiv, profitiert die Altersgruppe ab 65 Jahren am
meisten mit im Schnitt jährlich 622 Euro mehr pro Haushalt. Nur wenn die
Kita-Gebühren vollständig abgeschafft werden, erhält die Altersgruppe der
26- bis 39-Jährigen mit jährlich 743 Euro pro Haushalt noch mehr.
Entwickelt sich die Konjunktur schlechter, wird die 48-Prozent-Haltelinie
bei der Rente teurer, und Rentner-Haushalte erhalten dann mit rund 1420
Euro jährlich mit Abstand die stärkste Förderung.

Zu diesen zentralen Ergebnissen kommen Berechnungen, die Wissenschaftler
des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim, und des
Forschungsinstituts zur Zukunft der Arbeit (IZA), Bonn, durchgeführt
haben. Für die Analyse haben die Forscher untersucht, wie die Reformpläne
einer neuen Großen Koalition die Haushaltseinkommen verändern. Neben der
Stabilisierung des Rentenniveaus bei 48 Prozent wurden mit einkalkuliert:
die weitgehende Abschaffung des Solidaritätszuschlags, die Erhöhung des
Kindergeldes und des Kinderfreibetrags, die Abschaffung der Obergrenze
beim Kinderzuschlag, die Absenkung der Beiträge zur
Arbeitslosenversicherung und schließlich die paritätische Finanzierung der
Krankenversicherungsbeiträge zu gleichen Teilen von Beschäftigten und
Betrieben. Grundlage für die Berechnungen ist der von Unionsparteien und
SPD entworfene Koalitionsvertrag. In den Berechnungen der Wissenschaftler
von ZEW und IZA nicht erfasst ist die im Koalitionsvertrag ebenfalls
vorgesehene Einführung einer Grundrente für langjährig Versicherte.

Betrachtet wurden vier Altersgruppen von 18 bis 25 Jahren, 26 bis 39
Jahren, 40 bis 64 Jahren und über 65 Jahren. Der Untersuchung zufolge
profitiert bei Beibehaltung der Kita-Gebühren klar die Altersgruppe über
65 Jahren mit durchschnittlich 622 Euro mehr pro Haushalt und Jahr sowie
die Altersgruppe der 40- bis 64-Jährigen mit durchschnittlich 511 Euro
mehr pro Haushalt und Jahr. Den Haushalten der 26- bis 39-Jährigen würden
im Schnitt 442 Euro mehr pro Jahr und den 18- bis 25-Jährigen 161 Euro
mehr pro Haushalt und Jahr zur Verfügung stehen. Wird die Kita-Gebühr
gekippt, erhalten die Haushalte der 26- bis 39-Jährigen durchschnittlich
pro Jahr 743 Euro mehr und zählen somit zu den Spitzenreitern. Die
Altersgruppe ab 65 Jahren bleibt bei im Schnitt 622 Euro mehr pro Haushalt
und Jahr, die Gruppe der 40- bis 64-Jährigen würde 572 Euro mehr und die
Gruppe der 18- bis 25-Jährigen 224 Euro mehr pro Haushalt und Jahr
erhalten.

"Familien und Mittelschicht stehen neben den älteren Bürgerinnen und
Bürgern zwar klar im Fokus der beabsichtigen GroKo-Reformen", sagt Dr.
Holger Stichnoth, kommissarischer Leiter der ZEW-Forschungsgruppe
"Internationale Verteilungsanalysen". Jedoch werde noch viel zu sehr nach
dem Gießkannen-Prinzip verfahren. So würden Familien, die von Kinderarmut
betroffen sind, mit den geplanten Reformen überhaupt nicht erreicht.
"Menschen, die Arbeitslosengeld II beziehen, profitieren kaum von einer
Erhöhung des Kindergeldes. Und generell haben Menschen mit niedrigen
Einkommen wenig von einer Abschaffung der Kita-Gebühren, weil sie in der
Regel sowieso schon wenig Gebühren zahlen", so Stichnoth.

Prof. Dr. Holger Bonin, Forschungsdirektor am IZA, fügt hinzu: "Wenn die
Politik etwas gegen das erhöhte Armutsrisiko von Kindern tun will, sollte
das zusätzliche Geld, das jetzt für die Familien da ist, zielgenauer
eingesetzt werden, etwa für ein einkommensabhängiges Kindergeld oder
Hilfen für eine bessere soziale Teilhabe von Kindern aus
einkommensschwachen Familien."

Die gemeinsamen Berechnungen der Ökonomen von ZEW und IZA basieren auf den
Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) von 2015.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1155

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

IZA - Institut zur Zukunft der Arbeit, Mark Fallak, 14.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAUEN/711: One Billion Rising Vienna am 14.2.2018 (Pressenza) 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

One Billion Rising Vienna - 14.2.2018

Von Sabine Schmitz (ehemals Kroesen), 14. Februar 2018



2018 ist ein sehr wichtiges Jahr für Frauen* in Österreich - 100 Jahre
Frauen*wahlrecht und 50 Jahre 2. Frauenbewegung sind bedeutsame
Jubiläen. Aus diesem Grund lautet das Motto heuer ALLE STIMMEN FÜR
FRAUEN*!

Am Mittwoch, 14. Februar 2018, 18.30 Uhr wird am Platz der
Menschenrechte in Wien eine Kundgebung im Rahmen der künstlerischen
Kampagne One Billion Rising Austria (OBRA) abgehalten.[1]


ONE BILLION RISING - WAS IST DAS?

Bei "One Billion Rising" ("eine Milliarde erhebt sich") handelt es
sich um eine weltweite Kampagne die von der New Yorker Künstlerin Eve
Ensler ins Leben gerufen wurde und sie hat bisher zweimal am 14.
Februar (2013 und 2014) stattgefunden - auch in Österreich.

ONE Billion RISING ist eine Kampagne, die auf eine sehr positive Art
alle Interessierten zum Mitmachen aufruft: Rise, strike and dance -
erhebt euch, streikt, und tanzt für das Ende der Gewalt an Frauen und
Mädchen. Erhebt euch für Gerechtigkeit. Es darf und soll gesungen,
getanzt, getrommelt, gespielt werden und und ...


ONE BILLION RISING - WARUM?

Die "Milliarde" bezieht sich auf eine UN-Statistik, nach der weltweit
jede dritte Frau Opfer von Gewalt wird. Die Formen der Gewalt sind
vielfältig. Während weltweit Ausbeutung, moderne Sklaverei,
Frauenhandel und weibliche Genitalverstümmelung dominieren, ist es in
den Ländern der westlichen Welt vor allem die häusliche Gewalt, unter
der viele Frauen leiden. Die häusliche Gewalt findet im Stillen statt,
sie bleibt oft lange unerkannt und wird deshalb von der Gesellschaft
nicht als Gewalt wahrgenommen. Sie beruht auf einem ungleichen
Verhältnis zwischen den Geschlechtern. Meist wird sie von Männern
ausgeübt, von Ehepartnern, Lebensgefährten und nahen männlichen
Verwandten. Die Gewaltpalette reicht von verbaler Gewalt, wie
Beschimpfungen und Einschüchterungen, über körperliche Gewalt, wie
Würgen oder Zuschlagen, bis hin zu sexueller Gewalt. Ein bestimmender
Faktor, der bei allen anderen Gewaltformen mitschwingt, ist die
psychische Gewalt. Sie äußert sich in der Isolation der Frau, in
Drohungen und Zwang, in Verfolgung und Telefonterror oder in der
Gewalt an den Kindern.

Gewalt an Frauen passiert täglich und in allen Kontexten und das
Ausmaß an Gewalt ist auch in Europa schockierend, so die aktuellste
Studie, herausgegeben von der Europäischen Grundrechte Agentur. FRA
(Fundamental Rights Agency): Ein Drittel aller Frauen in der EU hat
seit ihrer Jugend körperliche und/oder sexuelle Gewalt erlebt - das
sind etwa 62 Millionen Frauen. Viele Übergriffe ereignen sich laut der
Studie zu Hause oder im Job. Vor allem am Arbeitsplatz sind Frauen
oftmals sexueller Belästigung ausgesetzt: 55 Prozent der befragten
Frauen haben sexuelle Belästigung erlebt, in 32 Prozent waren
Vorgesetzte, Kolleginnen und Kollegen oder Kundinnen und Kunden die
Täterinnen und Täter. Auch von Online-Belästigung sind viele Frauen
betroffen: 11 Prozent der Befragten haben bereits unangemessene
Annäherungsversuche in den neuen sozialen Medien erlebt oder erhielten
E-Mails oder SMS-Nachrichten mit eindeutig sexuellem Inhalt. Unter den
jungen Frauen (18 bis 29 Jahre) war jede fünfte Frau bereits Opfer von
solchen Formen der Online-Belästigung.

Auch in Österreich wird jede fünfte Frau in Österreich Opfer von
körperlicher und/oder sexueller Gewalt durch Partner oder im sozialen
Kontext. Und nur jede fünfte Frau weiß, wo sie Hilfe erhalten kann.
In Österreich gibt es zwar seit 35 Jahren ein gut ausgebautes Netz an
Frauenhäusern, Frauenberatungsstellen, regionalen Frauennotrufen gegen
sexualisierte Gewalt sowie diverse Hilfseinrichtungen auch für Kinder
und Mädchen. Seit 1998 gibt es auch eine bundesweite Frauenhelpline
0800/222 555 gegen Gewalt, die kostenlos zur Verfügung steht und 24
Stunden, 7 Tage die Woche besetzt ist und kostenlos angeboten wird. Am
1. Mai 1997 traten die Gewaltschutzgesetze in Kraft und seither kann
die Polizei Gewalttäter aus der Wohnung für eine bestimmte Zeit
wegweisen. Diese Gewaltschutzgesetze wurden im Laufe der Jahre laufend
im Sinne des Opferschutzes erweitert und maßgeblich verbessert.
Delikte wie Vergewaltigung, Vergewaltigung in der Ehe, Sexueller
Missbrauch, Freiheitsentzug, Körperverletzungen, Nötigung, Gefährliche
Drohung, Stalking, wiederholte Gewalt bzw. fortgesetzte Gewalt,
Zwangsverheiratung, Genitalverstümmelung etc. sind strafbar. Die
Opferrechte im Strafverfahren konnten maßgeblich verbessert werden.
Demnach haben alle Gewaltopfer ein Recht auf kostenlose psychosoziale
und juristische Prozessbegleitung im Strafverfahren und psychosoziale
Prozessbegleitung auch in einem angeschlossenen Zivilverfahren.

Auch männliche Opfer können sich an die Männerberatungsstellen, die es
mittlerweile in jedem Bundesland gibt hinwenden. Ein Opfernotruf
0800/112 112 bietet allen Gewalt- und Verbrechensopfern Hilfe und
Unterstützung rund um die Uhr an. Kinder können sich an den
kostenlosen "Rat auf Draht" oder 24 Stunden Kindernotruf 0800/567 567
wenden.

Österreich hat sich durch die Unterzeichnung des UN-Übereinkommens zur
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung von Frauen (1979)
verpflichtet, Frauenrechte als Menschenrechte anzuerkennen und alles
zu tun, um Gewalt an Frauen zu verhindern. Im November 2013 wurde ein
weiterer Schritt gesetzt und das Übereinkommen des Europarats zur
Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt
ratifiziert. Auch ein nationaler Aktionsplan gegen Gewalt an Frauen
ist seitens der Regierung in Erarbeitung.

Der Verein Autonome Österreichische Frauenhäuser, AÖF koordiniert seit
Jahrzenten die internationale Kampagne 16 Tage gegen Gewalt an Frauen
in Österreich, die jährlich vom 25. November bis zum 10. Dezember
stattfindet, siehe: 

www.aoef.at

Der Verein Autonome Österreichische Frauenhäuser, AÖF ist nicht nur in
Österreich mit autonomen Frauenhäusern vernetzt sondern auch durch das
Netzwerk WAVE (Women Against Violence Europe) in 46 EU Ländern mit
Frauenorganisationen, die sich gegen Gewalt an Frauen und Mädchen
einsetzen und engagieren. Das Netwerk WAVE siehe: 

www.wave-network.org

In Österreich engagieren sich Viele gegen Gewalt an Frauen und Gewalt
in der Familie, aber dennoch ist noch viel zu tun - in vielen
Bereichen. Tagtäglich werden etwa 20 Betretungsverbote bei
Polizeieinsätzen ausgesprochen, das sind jährlich mehr als 7000
Wegweisungen und Betretungsverbote. Jährlich suchen Tausende von
Frauen und deren Kinder Schutz und Sicherheit in den österreichischen
Frauenhäusern. 2012 waren es 3502 Frauen und Kinder, die vor ihrem
Misshandlern flüchten mussten.


Über die Autorin

Sabine Schmitz (ehemals Kroesen) Jahrgang 1968, lebt in Wien und ist
seit 1990 aktiv in Humanistischen Projekten in Deutschland, Afrika und
Österreich.

Verweis:

[1] https://youtu.be/fL5N8rSy4CU


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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STATISTIK/486: 52 % der Erwachsenen leben in einer Ehe (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Zahl der Woche vom 13.02.2018

 52 % der Erwachsenen leben in einer Ehe



WIESBADEN - 52 % der volljährigen Personen in Deutschland lebten im Jahr
2016 mit ihrem Ehepartner oder ihrer Ehepartnerin in einem gemeinsamen
Haushalt. Dies teilt das Statistische Bundesamt (Destatis) anlässlich des
Valentinstages auf der Basis von Ergebnissen des Mikrozensus mit. Männer ab
18 Jahren lebten zu 53 % in einer Ehe, Frauen zu 51 %.

Je nach Alter ergeben sich dabei zum Teil deutliche Unterschiede zwischen
Männern und Frauen. In der Altersgruppe von 18 bis unter 35 Jahren waren
Frauen bereits häufiger verheiratet: 26 % der Frauen gegenüber 16 % der
Männer lebten mit Ehepartner oder -partnerin zusammen. Im Alter von 35 bis
unter 65 Jahren galt dies für 62 % der Männer und 64 % der Frauen. In
dieser Altersspanne gab es also kaum Unterschiede zwischen Männern und
Frauen. Anders bei Personen im höheren Alter: Ab dem 65. Lebensjahr lebten
47 % der Frauen in einer Ehe, auf Männer trifft dies für 74 % zu. Der
wichtigste Grund hierfür ist die höhere Lebenserwartung der Frauen.

 * 

Quelle:

Zahl der Woche vom 13.02.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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VERKEHR/1520: NaturFreunde fordern - Ticketfreien Nahverkehr in Berlin verwirklichen (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - Landesverband Berlin e.V.

Pressemitteilung vom 14.02.2018

NaturFreunde fordern:

Ticketfreien Nahverkehr in Berlin verwirklichen

NaturFreunde fordern Senat auf, Berlin als Referenzstadt für
einen ticketfreien Nahverkehr vorzuschlagen



Mit dem Brief der Umwelt-, Verkehrs- und Kanzleramtsminister an die
EU-Kommission, über die Einführung von "kostenlosen Nahverkehr in den
Städten" nachdenken, versucht die geschäftsführende Bundesregierung,
mögliche Strafen der EU aufgrund der überhöhten Schadstoffbelastungen in
vielen Großstädten abzuwenden. Die NaturFreunde fordern die Bundesregierung
auf, diesen sinnvollen Schritt ernsthaft anzugehen und den
Koalitionsvertrag dementsprechend zu ergänzen. Bisher findet sich nirgends
im Koalitionsvertrag auch nur Ansätze für die Umsetzung eines ticketfreien
Nahverkehrs in den Städten.

Dazu Uwe Hiksch: "Wenn die Bundesregierung den ticketfreien
Personennahverkehr in den Städten ernst meint, muss sie den
Koalitionsvertrag dementsprechend verändern. Bisher erscheint diese
Ankündigung lediglich als Versuch, Strafen aufgrund der verfehlten
Verkehrspolitik der letzten Jahrzehnte, von Deutschland abzuwenden.
Konkrete Vorschläge wie diese sinnvolle Forderung umgesetzt werden kann,
wurden von der Bundesregierung jedoch nicht vorgelegt."

NaturFreunde fordern seit vielen Jahren ticketfreien Nahverkehr


Die NaturFreunde Berlin setzen sich seit vielen Jahren für die Einführung
eines ticketfreien Nahverkehrs in Berlin ein. Mit der Ankündigung der drei
Bundesminister könnte eine solche Forderung jetzt konkret umgesetzt werden.
Der rot-rot-grüne Senat hat in seiner Koalitionsvereinbarung einen
Prüfauftrag für die Einführung eines ticketfreien Personennahverkehrs
aufgenommen. Die NaturFreunde Berlin fordern deshalb den Berliner Senat
auf, sich aktiv für die Einführung eines Pilotprojektes in Berlin
einzusetzen, damit der ÖPNV in Berlin in Zukunft für die Kund*innen
kostenfrei angeboten werden kann. Die NaturFreunde unterstützen die Aussage
der Vizesprecherin des Verbandes Deutscher Verkehrsunternehmen, dass bei
einem Nulltarif "mit viel mehr Fahrgästen" zu rechnen sei. Deshalb muss
jetzt endlich gehandelt werden. Der Berliner Senat muss die Ankündigung der
drei Bundesminister konkret aufgreifen und Berlin als Referenzstadt für die
Einführung von kostenfreien Personennahverkehr anbieten. Wenn der Senat
hierfür auch noch einen Bundeszuschuss bekommen kann, ist dies ausdrücklich
zu begrüßen.

Die NaturFreunde wollen den motorisierten Individualverkehr in der Berliner
Innenstadt massiv einschränken. Dafür braucht Berlin eine Verkehrswende,
die auf der einen Seite die Schadstoffbelastung deutlich verringert, auf
der anderen Seite dafür sorgt, dass die öffentlichen Verkehrsräume wieder
für die Fußgänger*innen, Fahrradfahrer*innen und den öffentlichen
Personennahverkehr und nicht für Autos zur Verfügung steht. Hierfür muss
der Ausbau der Straßenbahninfrastruktur deutlich beschleunigt werden.
Dazu Uwe Hiksch: "Der rot-rot-grüne Senat hat die große Chance, die
Vorschläge der Bundesregierung sofort aufzugreifen und Berlin als
Referenzstadt für einen ticketfreien öffentlichen Personennahverkehr
vorzuschlagen. Gleichzeitig sollte der Senat anbieten, auf den Ausbau der A
100 zu verzichten und damit viele hundert Millionen Euro verschwendete
Steuergelder einzusparen. Der Ausbau der A 100 wird zu weiteren
Verkehrsbelastungen mitten in der City von Berlin führen und damit die
Schadstoffbelastungen in der Innenstadt von Berlin noch mehr steigern."

Aktion Ticketteilen



Die NaturFreunde Berlin werben mit ihrer Aktion "Ticketteilen" seit
mehreren Jahren für einen kostenfreien öffentlichen Personennahverkehr. In
den letzten Jahren haben die NaturFreunde mehr als 30.000 Flyer und 20.000
Buttons an die Berliner*innen verteilt. Mit der Aktion "Ticketteilen"
weisen die NaturFreunde darauf hinweisen, dass mit Umwelttickets an
Werktagen ab 20.00 Uhr kostenfrei ein Erwachsener und bis zu drei Kindern
mitgenommen werden können. An Wochenenden gilt dieses Angebot ganztags. Mit
dieser Aktion wollen die NaturFreunde die Vorteile eines ökologischen und
sozialen Personennahverkehrs aufzeigen.

 * 

Quelle:

NaturFreunde Deutschlands

Landesverband Berlin

Paretzer Str. 7, 10713 Berlin

Telefon: (030) 8 10 56 02 50, Fax: (030) 83 20 39 11

www.naturfreunde-berlin.de

E-info@naturfreunde-berlin.de
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AUSLAND/056: Deniz Yücel 1 Jahr ohne Anklage - Ohne Rechtsstaat keine Chance (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 13. Februar 2018

Deniz Yücel 1 Jahr ohne Anklage - Ohne Rechtsstaat keine Chance



Berlin (DAV). Mittlerweile ein Jahr sitzt der deutsch-türkische
Journalist Deniz Yücel in Haft. Am 14. Februar 2017 wurde er in
Istanbul von der Polizei in Haft genommen und sitzt seit dem
27. Februar 2017 ohne Anklageschrift in Untersuchungshaft im
Hochsicherheitsgefängnis Silivri. Seit dem Erlass der Notstandsgesetze
am 22. Juli 2016 beträgt die Höchstdauer der Inhaftierung vor
Anklageerhebung 30 Tage. Selbst die unter den Notstandsdekreten
erlassenen Vorschriften werden bei ihm einfach nicht eingehalten. Aus
Anlass des Jahrestages der Inhaftierung von Yücels fordert der
Deutsche Anwaltverein (DAV) daher die Bundesregierung auf, sich
stärker für ein rechtsstaatliches Verfahren in der Türkei einzusetzen.

Der DAV-Präsident Ulrich Schellenberg dazu:

"Seit dem Erlass der Notstandgesetze existiert die unabhängige Justiz
in der Türkei nur in Teilen. Zu beobachten ist ein System der Willkür.
Deniz Yücel ist ein prominentes Beispiel, doch nicht der einzige, der
ohne Anklage im Gefängnis unter diesen Umständen leidet. Unabhängige
Berufe wie Rechtsanwälte, Richter, Journalisten und Wissenschaftler
werden mit fadenscheinigen Begründungen eines Terrorverdachts
festgenommen und eingesperrt."

Viele der unter den Notstandsgesetzen Inhaftierten erfahren oft erst
nach Monaten von konkreten Tatvorwürfen. Eine offizielle
Anklageschrift wie bei Deniz Yücel fehlt meist ebenfalls. Neben
Journalisten gehören auch Rechtsanwälte zu den bevorzugten Zielen der
Polizei und Staatsanwälte. Viele Rechtsanwälte können ihrer Arbeit gar
nicht mehr nachgehen und wurden selbst festgenommen. Vertrauliche
Gespräche zwischen Mandanten und Anwalt sind nicht mehr möglich.
Zusätzlich werden Verdachtsmomente gegen die Mandanten auch auf den
anwaltlichen Verteidiger übertragen. Unter dem Vorwurf der
Mitgliedschaft einer terroristischen Organisation werden in sehr
vielen Fällen wie dem von Yücel die Hebel einer unabhängigen Justiz
außer Kraft gesetzt. Dieser hatte im vergangenen Jahr Beschwerde beim
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte aufgrund seiner langen
Untersuchungshaft und der Einschränkung der Meinungsfreiheit
eingereicht.

"Über 30.000 Beschwerden beim Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte aus der Türkei seit dem Putschversuch zeigen, Yücel ist
kein Einzelfall. Der EGMR darf sich an dieser Stelle nicht weiter
hinter formellen Anforderungen wie der Rechtswegerschöpfung
verstecken", so Schellenberg weiter. Die Möglichkeit Rechtsschutzes
gegenüber staatlicher Verfolgung bestehe in der Türkei offenbar nicht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 9/18 vom 13. Februar 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Pressesprecher Swen Walentowski

PR-Referat

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 129

Sekretariat:

Manja Jungnickel, Tel.: 0 30/72 61 52 - 139

Katrin Schläfke, Tel.: 0 30/72 61 52 - 149

Fax: 0 30/72 61 52 - 193

E-mail: walentowski@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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MELDUNG/556: Revisionsverhandlung gegen Tierschutz-Filmteam (ARIWA)


Animal Rights Watch - Meldung vom 14. Februar 2018

Revisionsverhandlung gegen Tierschutz-Filmteam - Tierleid ist
gewichtiger Notstand



Was: Revisionsverhandlung wegen Hausfriedensbruchs gegen
3 Tierschutz-Filmer/innen

Wann: Donnerstag, 22. Februar 2018, 14 Uhr

Wo: Oberlandesgericht Naumburg, Domplatz 10, 06618 Naumburg (Saale)


Animal Rights Watch (ARIWA) veröffentlichte 2013 Filmmaterial aus der
"van Gennip Tierzuchtanlagen GmbH" in Sandbeiendorf (Sachsen-Anhalt). Die
Aufnahmen wiesen massive Tierquälerei und schwere tierschutzrechtliche
Verstöße in einem der größten Schweinezuchtbetriebe Deutschlands nach.
Behördenkontrollen bestätigten einen Großteil der Verstöße. Die drei
Tierschützer/innen, die die Aufnahmen erstellt haben, wurden wegen
Hausfriedensbruchs angeklagt. Das Amtsgericht Haldensleben sowie das
Landgericht Magdeburg in zweiter Instanz sprachen die Angeklagten frei.
Gegen das Urteil des Landgerichts legte die Staatsanwaltschaft Magdeburg
Revision ein. Am 22. Februar 2018 findet die Revisionsverhandlung statt.
Das Verfahren wird von der Erna-Graff-Stiftung für Tierschutz unterstützt.



Naumburg (Saale): Drei Tierschützer/innen haben 2013 heimlich
Videoaufnahmen vom Leid der Tiere in der Schweinezucht- und -mastanlage für
65.000 Tiere angefertigt. Die dokumentierten gravierenden
tierschutzrechtlichen Verstöße veranlassten ARIWA, Anzeige zu erstatten. Im
anschließenden Ermittlungsverfahren wurden die Verstöße - die nicht bei
vorhergehenden Routinekontrollen durch das Veterinäramt entdeckt worden
waren - bestätigt. Es wurden erhebliche Zwangsgelder im fünf- und
sechsstelligen Bereich erlassen. Das Strafverfahren gegen Verantwortliche
der van Gennip Tierzuchtanlagen GmbH wegen hundertfachen Verstoßes gegen
das Tierschutzgesetz wurde dagegen Ende 2015 eingestellt.

Der erste Prozess wegen Hausfriedensbruchs gegen die drei
Tierschützer/innen endete im September 2016 mit einem Freispruch nach
§ 34 StGB "Rechtfertigender Notstand". Die Richterin des Amtsgerichts
Haldensleben sah das Rechtsgut Tierschutz in der Anlage mit 65.000 Tieren
in einer Art verletzt, die den begangenen Hausfriedensbruch der drei
Aktiven rechtfertigte. Diese hatten das Ziel, die Zustände zu
veröffentlichen und so den nötigen Druck für eine staatliche Verfolgung
aufzubauen. Gegen das Urteil legte die Staatsanwaltschaft Magdeburg
Berufung ein. Das Landgericht Magdeburg bestätigte das Urteil im Oktober
2017. In seiner Begründung ging der Richter noch über die Argumentation des
Amtsgerichts Haldensleben hinaus. Er hielt den Angeklagten den noch
"stärkeren" Rechtfertigungsgrund der Nothilfe (§ 32 StGB) zugute.

"Wir hoffen, dass das OLG Naumburg das Urteil des Landgerichts Magdeburg
bestätigt. Denn diese Anlage ist ja kein Einzelfall. Behördenkontrollen
versagen nicht nur in Sandbeiendorf, sondern deutschlandweit. Und die
Haltungsbedingungen von Schweinen sind generell nicht mit dem
Tierschutzgesetz vereinbar und damit verfassungswidrig", sagte Erasmus
Müller, einer der Angeklagten. "Die Erna-Graff-Stiftung für Tierschutz, die
das Verfahren unterstützt, erhofft sich ein klares Signal für den
Tierschutz, der seit 2002 im Grundgesetz verankert ist. Nur die Bestätigung
des Freispruchs ist juristisch hinnehmbar", kommentiert Dr. Eisenhart von
Loeper, 1. Vorsitzender der Erna-Graff-Stiftung. "Solches Filmmaterial ist
unabdingbar für einen ehrlichen gesellschaftlichen Diskurs über die
Tierhaltung."



Animal Rights Watch e.V. (ARIWA) ist eine gemeinnützige, bundesweit tätige
Tierrechtsorganisation. ARIWA deckt die Zustände in der Tierindustrie auf
und fördert eine tierfreundliche, vegane Lebensweise. Die bundesweit
verteilten Ortsgruppen führen Kampagnen und Aktionen gegen Tierausbeutung
und für die Anerkennung von Tierrechten durch.

 * 

Quelle:

Animal Rights Watch e.V. - ARIWA

E-Mail: presse@ariwa.org

Internet: http://www.ariwa.org
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SOZIALRECHT/070: Kein Arbeitsunfall bei Prüfung der Fahrbahn auf Glatteis (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 13. Februar 2018

Rubrik: Ratgeber/Service/Recht/Sozialrecht

Kein Arbeitsunfall bei Prüfung der Fahrbahn auf Glatteis



Kassel/Berlin (DAV). Vorsicht beim Überprüfen der Fahrbahn auf
Glatteis vor der Fahrt zur Arbeit! Wer die Fahrbahn auf Glatteis
überprüft und dabei stürzt, genießt nicht den Schutz der gesetzlichen
Unfallversicherung. Es handelt sich lediglich um eine
Vorbereitungsmaßnahme für die Fahrt zur Arbeit. Auf die Entscheidung
des Bundessozialgerichts vom 23. Januar 2018 (AZ: B 2 U 3/16 R) macht
die Arbeitsgemeinschaft Sozialrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
aufmerksam.

Der Mann wollte morgens mit seinem Auto zur Arbeit fahren. Nachdem er
das Haus verlassen hatte, legte er seine Tasche in das auf dem
Grundstück geparkte Auto. Danach ging er weiter zur Straße, um dort
die Fahrbahnverhältnisse zu prüfen. Nach einer Meldung des Deutschen
Wetterdienstes war mit überfrierender Nässe und leichtem Schneefall zu
rechnen. Auf dem Rückweg zu seinem Auto stürzte der Mann an der
Bordsteinkante und verletzte sich am rechten Arm. Die gesetzliche
Unfallversicherung weigerte sich, den Unfall als Arbeitsunfall
anzuerkennen.

Zu Recht. Versichert sei nur der direkte Weg zur Arbeitsstätte, so das
Bundessozialgericht in Kassel. Diesen habe der Mann unterbrochen, als
er die Straße betreten habe. Bei der Prüfung der Fahrbahnverhältnisse
handele es sich nur um eine Vorbereitungshandlung für den versicherten
Arbeitsweg. Daran ändere sich auch dadurch nichts, dass der Mann die
Prüfung als sinnvoll und erforderlich angesehen habe.

Nach Auskunft der DAV-Sozialrechtsanwälte gibt es viele Streitigkeiten
bei Gericht, in dem es um die Anerkennung eines Unfalls als Arbeits-
beziehungsweise Wegeunfall geht. Es kommt hier sehr auf die
Einzelheiten an.

Informationen: www.dav-sozialrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung SozR 03/18 vom 13. Februar 2018

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Pressesprecher Swen Walentowski

PR-Referat

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 129

Sekretariat:

Manja Jungnickel, Tel.: 0 30/72 61 52 - 139

Katrin Schläfke, Tel.: 0 30/72 61 52 - 149

Fax: 0 30/72 61 52 - 193

E-mail: walentowski@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06476: Besonnenheit erst macht Siege möglich (SB)


Ein Wesensunterschied zwischen den Partien von Laien und gestandenen
Meistern betrifft die Bewertung von Abtauschaktionen. Ein weniger
geübter Spieler klammert sich an sein Material aus Furcht, mit einer
geringeren Anzahl an Figuren keine durchschlagende Kombination mehr
finden zu können. Das positionelle Terrain bleibt ihm so weitgehend
verschlossen. Daher flüchtet er in die Komplikation, hofft, daß sein
Gegner den ersten groben Fehler machen wird. Dies Lauern mag bei
entsprechend gleicher Spielauffassung der Kontrahenten Früchte tragen.
Gegen einen gewieften Positionskünstler, der dem Abtausch nicht aus
dem Wege geht, vielmehr hierin die eigentliche Basis für alle
Kombinationen erkennt, sind seine Chancen indes so gering wie die
einer Seifenblase inmitten einer Knallgasexplosion. Bereits der für
seine taktischen Einfälle berüchtigte Ex-Weltmeister Alexander
Aljechin prägte den weisen Satz: "Wer gewinnen will, muß zunächst
versuchen, dies durch Vereinfachung der Stellung zu erreichen. Die
Stellung zu komplizieren, sollte die äußerste Maßnahme sein, zu der
ein Schachspieler greift, wenn er keinen klaren und logischen Plan
findet." Auch Aljechins Kampfgefährte, der argentinische Großmeister
Miguel Najdorf, pflegte seine Partien mit besonnenem Geschick und
Fingerspitzengefühl aus dem Positionellen heraus zu gewinnen. War
dieser Partieabschnitt erst einmal abgeschlossen, griff Najdorf zum
taktischen Element zurück wie im heutigen Rätsel der Sphinx, wo sein
Kontrahent Kramer zuletzt 1.Sd5-b4 gezogen, jedoch die eigentliche
Finte der schwarzen Stellung übersehen hatte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06476: Besonnenheit erst macht Siege möglich (SB)]



Kramer - Najdorf

New York 1948


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Essener Haudegen ließ sich nach dem weißen Zug 1.Sc5-d3 die Chance
nicht nehmen, mit 1...g6-g5! zum Angriff zu blasen. Sein Kontrahent
Wolfgang Unzicker strebte zwar mit 2.Sd3xe5 Lg7xe5 3.Tb1-d1 Le5-c7
Vereinfachungen an, übersah allerdings nach 4.De2-d3 g5-g4 5.f2-f4
g4xh3 6.Tf1-f3? den Zug 6...Lc8-g4 und gab sogleich auf. Schade um das
rasche Ende der Partie, denn nach 6.Dd3-d2! hätte Wilhelm Rautenberg
sein Angriffstalent unter Beweis stellen können.



Erstveröffentlichung am 19. Februar 2005
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





SCHULE/530: Schulen auf dem Land - Lehramtsstudierende aus Greifswald übernehmen Verantwortung (idw)


Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald - 13.02.2018

Schulen auf dem Land - Lehramtsstudierende aus Greifswald übernehmen
Verantwortung



Vom 19. Februar bis zum 2. März 2018 werden 40 Lehramtsstudierende der
Universität Greifswald an elf Schulen in Mecklenburg-Vorpommern ein neues
Lernkonzept umsetzen. Das Konzept Lernbüro ist unter anderem für inklusiv
arbeitende Schulen angepasst worden. Dabei sollen Schülerinnen und Schüler
stärker die Verantwortung für ihr Lernen übernehmen. Über 700 Schüler
werden bis zum Sommer mit diesem Unterrichtsansatz lernen. Das Projekt
wird wissenschaftlich begleitet. Der Praxisbezug im Lehramtsamtsstudium
wird damit deutlich verbessert.

Inklusives Lernen und heterogene Gruppen sind die Hauptprobleme, mit denen
Schulen konfrontiert sind. Durch engere Kontakte zwischen Universitäten
und Schulen konnten in den vergangenen Jahren bereits Lernformen
entwickelt werden, mit denen sich diese Herausforderungen besser meistern
lassen. In solchen Projekten lernen sich Schulleiter, Lehrer und
Studierende kennen, werden einander vertraut und übernehmen für neue
Unterrichtsformate gemeinsam Verantwortung.

Das Lernbüro ist ein solcher innovativer Unterrichtsansatz. Mit dem
Lernbüro können Schüler an Bildungsstandards und an Kompetenzrastern
ausgerichtet ihre eigenen Lernwege finden. Dabei werden Lernaufgaben und
Lernziele an die individuellen Möglichkeiten des einzelnen Kindes
angepasst. Theoretisches Wissen und praktische Umsetzungsmöglichkeiten zum
Lernbüro werden von Studierenden der Universität Greifswald in die Schulen
gebracht und von den Lehrerinnen und Lehrern aufgegriffen. Diese wiederum
unterstützen die Studierenden bei der Lernbegleitung. Die Lehrer vor Ort
wurden auf das Konzept und ihre Rollen gegenüber den Studierenden durch
eine Qualifizierung vorbereitet.

Das vorliegende Konzept Lernbüro wurde am Lehrstuhl für Schulpädagogik
der Universität Greifswald an die in Mecklenburg-Vorpommern gültigen
Rahmenlehrpläne angepasst. In den beiden Wochen ist es
Aufgabe der Lehramtsstudierenden, das Lernbüro in Begleitung von
wissenschaftlichen Mitarbeitern des Lehrstuhls für Schulpädagogik,
Peer-Mentoren sowie Lehrer und Lehrerinnen in einzelnen Klassen der
teilnehmenden Schulen einzuführen. In der Vorbereitungsphase haben sie
sich mit Lehramtsstudierenden sowie Lehrer und Lehrerinnen ausgetauscht,
die mit dem Konzept bereits Erfahrungen sammeln konnten. Studierende aller
Semester können in das innovative Ausbildungsformat aufgenommen werden,
das dauerhaft angeboten werden soll.

Neben dem zentralen Ziel des Projektes, Schulen bei der Umgestaltung von
Unterricht zu unterstützen, sollen Lehramtsstudierende den Charme
ländlicher Schulen kennenlernen. "Damit soll nicht nur
Unterrichtsentwicklung, sondern auch Strukturentwicklung in Angriff
genommen werden", so beschreibt es Schulleiter Dirk Kohlhoff vom
Goethe-Gymnasium Demmin.

An dem Projekt wird auch Stine Kaiser teilnehmen. Sie studiert Lehramt für
Regionale Schulen im 12. Semester an der Universität Greifswald "Ich
erwarte, dass ich eine neue Unterrichtsmethode erprobe und gute
Erfahrungen sammle und dann gleichzeitig einen Hauptpraktikumsplatz habe,
auf dem ich mit diesem Konzept weitere Erfahrungen sammeln kann." Auch
Martina Strohschneider, Lehrerin am Greifen-Gymnasium in Ueckermünde, hat
sich entschieden, an dem Projekt teilzunehmen: "Wir hoffen, dass unsere
Schule am äußersten Rand von Mecklenburg-Vorpommern für die anreisenden
Studierenden und späteren Lehrer ihren ganzen Charme ausbreitet. Und ich
habe zugleich Hoffnungen, mit dem Lernbüro meine Schüler stärker zu
motivieren."

Das Projekt Lernbüro wird mit ca. 700 Schülerinnen und Schülern an
folgenden Schulen umgesetzt: Goethe-Gymnasium Demmin, Schulzentrum "Fritz
Reuter" Dömitz, Runge-Gymnasium Wolgast, Gymnasium Sanitz,
Christopherusschule Rostock, Greifen-Gymnasium Ueckermünde, Regionale
Schule Ost Neubrandenburg, Schulzentrum am Sund Stralsund, "Schule am
Bodden" Neuenkirchen, Regionale Schule Dargun, Schule am Inselsee Güstrow.

Als Ausbildungsformat ist das Projekt Teil von "LEHRer*innenbildung
reformierEN in Mecklenburg Vorpommern (LEHREN in M-V)" [1] und wird im
Rahmen der gemeinsamen Qualitätsoffensive Lehrerbildung von Bund und
Ländern aus
Mitteln des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert.


Anmerkung:

[1] https://www.qualitaetsoffensive-lehrerbildung.de/lehren


Weitere Informationen:

https://ews.uni-greifswald.de/institut/lehrstuehle/lehrstuhl-schulpaedagogik/mentor-innenqualifizierung/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution65

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ernst-Moritz-Arndt-Universität Greifswald, Jan Meßerschmidt, 13.02.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2232: Weltergewicht - Die Wahl des Gegners läßt tief blicken ... (SB)




Danny Garcia hat sich Brandon Rios ausgesucht

Im Weltergewicht kommt es in wenigen Tagen zu einem Kampf zwischen dem
ehemaligen WBC-Champion Danny Garcia und Brandon Rios, der vor Jahren
WBA-Weltmeister im Leichtgewicht war. Ihr Auftritt im Mandalay Bay
Hotel & Casino in Las Vegas wird vom Sender Showtime übertragen.
Garcia, der 33 Kämpfe gewonnen und nur einen verloren hat, steigt als
klarer Favorit gegen Rios in den Ring, für den 34 Siege, drei
Niederlagen sowie ein Unentschieden zu Buche stehen. Danny Garcias
Entscheidung, sich nicht mit Errol Spence oder Shawn Porter zu messen,
sondern Brandon Rios als nächsten Gegner zu wählen, läßt tief blicken.
Offenbar gehen Garcia und sein Management davon aus, daß er in einem
Kampf gegen die führenden Akteure im Weltergewicht den kürzeren ziehen
würde. Der 29jährige wäre kaum auf einen Ladenhüter wie den zwei Jahre
älteren Kontrahenten verfallen, traute er sich tatsächlich zu, Spence
oder Porter Paroli bieten zu können. Auch wenn er das sicher vehement
von sich weisen würde, läßt doch das bevorzugte Niveau Rückschlüsse
auf den aktuellen Stand seines Könnens zu.

Das alles wäre kaum der Rede wert, hätte Garcia nicht den Anspruch
erhoben, der herausragende Boxer dieser Gewichtsklasse zu sein. Wer
einmal Champion geworden sei, bleibe für immer ein Champion, stellt er
eine gewagte Behauptung in den Raum. Am 17. Februar werde er den
Beweis antreten, daß er einer der weltbesten Boxer sei. Inzwischen
sind jedoch elf Monate ins Land gezogen, seit er sich am 4. März 2017
im Barclays Center in Brooklyn Keith Thurman knapp nach Punkten
geschlagen geben und ihm den WBC-Titel überlassen mußte. Warum er nach
diesem schweren Kampf fast ein Jahr Pause eingelegt hat, bleibt offen,
zumal er sich nicht wie Thurman eine Verletzung zugezogen hat, deren
operative Behandlung eine längere Unterbrechung der Karriere
erforderlich machte. Nach dem chirurgischen Eingriff am Ellbogen
meldet sich der Weltmeister der Verbände WBA und WBC am 19. Mai im
Ring zurück, wobei er offen eingeräumt hat, daß es zu früh für ein
Duell mit dem IBF-Champion Errol Spence wäre und er einen Aufbaukampf
gegen einen schwächeren Herausforderer bestreiten möchte.

Hingegen hat Danny Garcia etliche Monate der kostbaren Zeit seiner
Karriere ohne erkenntlichen Grund preisgegeben, was nicht gerade wie
eine kluge Entscheidung anmutet. Einem Boxer sind in der Regel nur
wenige Jahre vergönnt, in denen er auf dem höchstmöglichen Niveau zu
Werke gehen kann. Wenn er nun erklärt, er fühle sich frisch und
geradezu verjüngt, mutet das eher wie ein Versuch an, sich der
vordergründig plausibelsten Rechtfertigung seiner ausgedehnten
Abwesenheit zu bedienen. Je längere Pausen ein Boxer zwischen seinen
Auftritten einlegt, um so aufwendiger gestaltet sich zumeist die
Vorbereitung, da er unterdessen Gewicht zugelegt und Kondition
eingebüßt hat. Und nicht nur die körperliche Verfassung fällt mehr
oder minder weit unter das erforderliche Maß, auch unabdingbare
Fertigkeiten im Kampf, die mit Übersicht, Timing und Rhythmus eher
unzulänglich als präzise beschrieben werden, unterliegen dem Verfall.
Sie müssen natürlich nicht von Grund auf neu gelernt, aber doch in
erheblichem Umfang wieder geschärft und rekombiniert werden.

Was seinen Status im Weltergewicht betrifft, hat Danny Garcia nie den
Beweis angetreten, daß er auch in diesem Limit zur absoluten Spitze
gehört. Im Januar 2016 eröffnete sich ihm die Gelegenheit, in einem
vergleichsweise leichten Kampf gegen den in die Jahre gekommenen
Robert Guerrero den vakanten WBC-Titel zu gewinnen. Dann traf er in
einem hochklassigen Gefecht zweier Weltmeister auf Keith Thurman und
war den Gürtel auch schon wieder los. Aus dieser Niederlage habe er
die Lehre gezogen, daß er die Entscheidung nicht den Punktrichtern
überlassen dürfe. Es sei ein Kampf auf gleicher Augenhöhe gewesen, der
ebensogut zu seinen Gunsten hätte ausgehen können. Daher werde er
künftig nicht lockerlassen, bis eine vorzeitige Entscheidung gefallen
sei, so Garcia.

Das ist in seinem Falle freilich leichter gesagt als getan, da er
nicht zu den Boxern gehört, deren Schlagwirkung auch hochklassige
Kontrahenten Tribut zollen müssen. Er hat zwar weniger robuste Gegner
wie Amir Khan oder Rod Salka vorzeitig besiegt, mußte aber mit Keith
Thurman, Lamont Peterson, Mauricio Herrera und Lucas Matthysse über
die Runden gehen. Zudem bleibt anzumerken, daß er gegen Peterson und
Herrero nur mit einer Riesenportion Glück gewonnen hat, da ihm die
Punktrichter gewogen waren. Mit Brandon Rios steht ihm eine Aufgabe
ins Haus, die durchaus ihre Tücken haben könnte. Wenngleich Rios den
Zenit seines Könnens definitiv überschritten hat, kann er noch immer
gehörigen Druck entfalten. Das zeigte sich bei seinem Comeback im Juni
2017, als er Aaron Herrera so lange nachsetzte, bis dieser in der
siebten Runde die Segel streichen mußte. Brandon Rios war nie ein
technisch brillanter Boxer, jedoch ein unermüdlicher Arbeiter, der
zwar seit Jahren keine hochklassigen Gegner mehr besiegt hat, aber
durchaus eine Gefahr für recht anspruchsvolle Widersacher ist. [1]

Garcia bezichtigt Brandon Rios, sich schmutziger Tricks zu bedienen,
was er jedoch nicht zulassen werde, da er in jeder Hinsicht gewappnet
sei und den Gegner auf die Bretter schicken werde. Der Vorwurf hat
weder Hand noch Fuß, da Rios im Infight zum Körper und gerne Uppercuts
schlägt, was absolut regelkonform ist, auch wenn es Garcia nicht
gefällt. Er sollte sich besser an die eigene Nase fassen, wenn man
beispielsweise an seinen Kampf gegen den druckvoll angreifenden
Argentinier Lucas Matthysse denkt, den er ständig mit Tiefschlägen
traktierte. Hätte ihm der Ringrichter nicht erst in der zwölften Runde
einen Punkt dafür abgezogen, wäre Garcia kaum als Sieger aus diesem
Duell hervorgegangen. [2]

Wie sein Vater und Trainer Angel Garcia zum besten gibt, sei Keith
Thurman bekanntlich erledigt. Da eine Revanche für die knappe
Niederlage vorerst unerreichbar bleibe, gebe man statt dessen eben
Brandon Rios den Rest. Der ältere Garcia hat sich offenbar in die
Auffassung verrannt, sein Sohn habe Thurman derart zugesetzt, daß sich
dieser auf dem absteigenden Ast seiner Karriere befinde und nie wieder
an seine früheren Leistungen anknüpfen werde. Obgleich Thurman längst
dargelegt hat, daß seine Ellbogenverletzung älteren Datums war,
beharren die Garcias auf der These, daß sie die wahren Sieger des
Kampfs vor Jahresfrist gewesen seien. Selbstkritik scheint nicht
gerade ihre Stärke zu sein. Ob Garcia gut beraten war, nach der
Niederlage gegen Thurman und seiner langen Pause einen Kontrahenten
auszuwählen, der ständig auf ihn losgeht und den Infight sucht, wird
sich in Kürze erweisen.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/02/danny-garcia-says-hell-show-off-talent-feb-17/#more-256331

[2] www.boxingnews24.com/2018/02/danny-garcia-says-hell-try-end-brandon-rios-career/#more-256752

14. Februar 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





INSZENIERUNG/075: Bremen - "Eltern - Ein Forschungsunterfangen", Premiere am 25.2.2018


Theater Bremen - Moks-Premiere

"Eltern - Ein Forschungsungsunterfangen" / 9+

FAUST-Preisträgerin Hannah Biedermann inszeniert am Theater Bremen -
Premiere am 25. Februar im Brauhaus



Hannah Biedermann gehört zu den experimentierfreudigsten
Regisseur*innen im Kinder- und Jugendtheater. 2017 wurde sie für ihre
Produktion "entweder und" (Junges Ensemble Stuttgart), einer Collage
zum Thema der heteronormativen Geschlechtserwartungen, in der
Kategorie Regie Kinder- und Jugendtheater mit dem Deutschen
Theaterpreis DER FAUST ausgezeichnet. Nun kommt Biedermann für eine
Stückentwicklung ans Moks: "Eltern - Ein Forschungsunterfangen" mit
den Moks-Darsteller*innen Judith Goldberg, Julian Anatol Schneider und
Christoph Vetter hat am Sonntag, den 25. Februar um 16 Uhr Premiere im
Brauhaus. Das Stück richtet sich an alle ab neun Jahren.

Im Vorfeld der Premiere traf das künstlerische Team Kinder an
unterschiedlichen Bremer Schulen, also in 'elternfreien Zonen', um mit
ihnen Antworten auf die Fragen zusammenzutragen, was Eltern alles
sind, sein könnten und sein sollten. Kategorien wie soziale,
biologische und rechtliche Elternschaft wurden bei diesen Treffen
hinterfragt und emotional abgeklopft, Familienmodelle diskutiert. "Die
Kinder gaben Einblicke in ihre persönlichen Erfahrungen mit den
eigenen Eltern und unterschiedlichen Familienkonstellationen", erzählt
Paulina Papenfuß, die Dramaturgin der Produktion. Um der
Vielfältigkeit der Antworten gerecht werden zu können, wählte
Biedermann für die Präsentation der Ergebnisse dieses
"Forschungsunterfangens" das Format der Collage und destillierte aus
über zwanzig Interviews mit Schüler*innen aus Gröpelingen, der
Neustadt und Neuen Vahr ein Kaleidoskop der Vielstimmigkeit: "In der
Collage szenischer Fragmente befragen sich die Spieler*innen entlang
eigener Einsichten und der Reflexion der Kinderstimmen, wie es
gelingen kann 'gute Eltern' zu werden", erläutert hierzu Paulina , wie
es gelingen kann 'gute Eltern' zu werden", erläutert hierzu Paulina
Papenfuß.

Hannah Biedermann, geboren 1982 in Bonn, setzt sich für das Recht von
Kindern auf ihre ganz eigene Kunst ein. 2005 - 2010 Diplomstudiengang
"Szenische Künste" an der Universität Hildesheim. Im Anschluss war sie
drei Jahre als freischaffende Regisseurin, Performerin und
Theaterpädagogin tätig, von 2013 - 2015 als Regisseurin und
Dramaturgin am COMEDIA Theater Köln. Ab 2015 freischaffende Regisseurin
und Performerin. Ihre Arbeit ist von ihrem Interesse und ihrer Suche
nach genreübergreifenden und interdisziplinaren Formen jenseits
klassischer Narrative für junges Publikum geprägt. In ihren
Stückentwicklungen wird ein Thema nie ausschließlich aus der
Perspektive des Publikums gewählt, sondern immer auch aus der
Erwachsenensicht der Macher*innen untersucht und erzählt. Ihre
Arbeiten wurden mit zahlreichen Preisen ausgezeichnet, zuletzt 2017
mit dem Deutschen Theaterpreis DER FAUST.

Premiere am Sonntag, 25. Februar um 16 Uhr im Brauhaus

Regie: Hannah Biedermann

Bühne und Kostüme: Mascha Mihoa Bischoff

Musik: Schlemminger

Dramaturgie: Paulina Papenfuß

Mit: Judith Goldberg, Julian Anatol Schneider, Christoph Vetter

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





GEFAHR/095: Mustangs - das Ende des amerikanischen Pferdetraums? (PROVIEH)


PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 4/2017

Magazin des Vereins gegen tierquälerische Massentierhaltung e.V.

Mustangs - das Ende des amerikanischen Pferdetraums?

von Angela Dinter



Was haben wilde amerikanische Mustangs mit "Nutz"tierhaltung zu tun?
Sie sind Rinderhaltern ein Dorn im Auge, denn sie stehen der
wirtschaftlichen Nutzung von öffentlichem Weideland für ihre
Rinderherden im Wege.

Seit langem beklagen große amerikanische Rinderzüchter, dass sie mehr
Land bräuchten, um den ständig wachsenden Fleischmarkt zu bedienen.
Die Wildpferdeherden stehen in direkter Nahrungskonkurrenz zu ihren
Mastrindern, denn die Züchter dürfen staatliche Flächen zwar für ihre
Rinder nutzen, müssen sie aber mit den dort wild lebenden Tieren
teilen. Die Folge: Viele Flächen sind stark überweidet. In regenarmen
Gebieten führt die intensive Nutzung zu extrem kargen Flächen und
verarmten Böden, auf denen nur noch Unkraut wächst. Als
Naturschutzvertreter und Tierschützer die Beweidung durch Rinder
reglementieren wollten, da selbst Brutvögel keinen Schutz und Hirsche
keine Nahrung mehr fanden, ging ein Sturm der Entrüstung durch die
mächtige Agrarlobby. Die beteiligten Tierschützer erhielten
Morddrohungen und Naturschutz-Fürsprecher aus Behörden verloren ihre
Arbeitsplätze. Ein Beweidungsprogramm zum Schutz öffentlicher Flächen
wurde nie umgesetzt. Im Gegenteil: Nun soll es den Wildpferden an den
Kragen gehen.


Amerikanische Mustangs: Ein Symbol der Freiheit

Amerikanische Mustangs sind die berühmtesten Wildpferde der Welt,
obwohl sie eigentlich keine echten Wildpferde sind. Sie sind die
freilebenden Nachkommen von Pferden, die von spanischen Eroberern im
16. Jahrhundert in die "Neue Welt" gebracht wurden. Meist handelte es
sich hierbei um Pferde mit iberischer oder arabischer Abstammung.
Mustangs sind eher kleine, zähe und genügsame Tiere mit stabilem
Fundament und festen Hufen. Die meisten Herden leben heute in Nevada,
Montana, Oregon und Wyoming.

Der Zwist zwischen Farmern und Wildpferdefreunden schwelt schon sehr
lange. Um 1900 war der Bestand der Mustangs auf etwa zwei Millionen
Tiere angewachsene. Sie standen damals schon in Konkurrenz zu den
Weidetieren der Farmer. Daraufhin wurden Mustangs vom Land gejagt,
indem man sie mit Motorrädern jagte und erschoss. Ihre Zahl nahm in
kurzer Zeit rapide ab. Erst mit der engagierten Kampagne von Velma
Johnston, besser bekannt als "Wild Horse (Wildpferd) Annie" gelang es,
die brutalen Machenschaften der Rancher in die Öffentlichkeit zu
tragen. Durch Vorträge und Unterschriftensammlungen erreichte sie
1959, dass Mustangs auf staatlichem Land unter Schutz gestellt wurden.
Die anschließende Verordnung zum Schutz von freilaufenden und
wildlebenden Pferden und Eseln trat 1971 in Kraft. Sie verbietet das
Einfangen, Brandzeichnen, Bedrängen und Töten der wildlebenden Pferde
und Esel. Heute wird die Zahl der wildlebenden Pferde staatlich
reguliert und auf einem Niveau von etwa 26.000 Tieren in den
Vereinigten Staaten gehalten.

Die Politik von Donald Trump führte zu einer starken Kürzung des Etats
für das Bureau Of Land Management (BLM), welches für die Verwaltung
des staatlichen Landes zuständig ist. Ein Gesetzentwurf zur
Eliminierung der wildlebenden Pferde sowie der angeordneten Tötung von
etwa 6.000 bereits eingefangenen Mustangs in staatlichen Einrichtungen
wird derzeit in einer Gutachterkommission verabschiedet. Das BLM und
die Argarlobby stehen hinter dieser Entscheidung und nur das
Engagement von Tierschutzorganisationen, die sich auf den Erhalt
wilder Mustangs in den USA spezialisiert haben, kann dies noch
verhindern oder abmildern. Diese Tierschutzorganisationen kämpfen seit
Jahrzehnten für den Erhalt des amerikanischen Wahrzeichens und ihnen
ist es zu verdanken, dass einige wenige Herden noch in Freiheit leben
können. Nun ist auch deren Existenz bedroht.


Fangmethoden wider jeglichen Tierschutz

Die Flächen, auf denen wilde Mustangherden leben, sind weit verstreut
und riesengroß. Daher hat das BLM eine Fangmethode etabliert, die
jeglichen Tierschutzansprüchen und sogar dem amerikanischen Gesetz zum
Schutz von wildlebenden Mustangs trotzt. Die sogenannten Round Ups
(Zusammentriebe) finden mehrmals im Jahr in allen Regionen der USA
statt. Mit extrem tieffliegenden Helikoptern werden die Tiere in Panik
versetzt und über weite Distanzen in schnellem Galopp bis zur totalen
Erschöpfung in Richtung Fanganlage getrieben. Weder Fohlen noch
tragenden Stuten oder alten und verletzten Pferden bleibt dies
erspart. Hier kommt es bereits häufig vor, dass Fohlen das hohe Tempo
nicht mithalten können, Pferde stürzen und sich so schwer verletzen,
dass sie vor Ort getötet werden müssen. Einige Kilometer vor der
Fangeinrichtung wird ein "Judaspferd" eingesetzt. Es handelt sich
dabei um ein gezähmtes Reitpferd, das den Weg ins Fanggatter kennt und
der wilden Herde vorweg läuft. Die flüchtenden Pferde folgen dem
Herdentrieb und dem Judaspferd in die umzäunte Absperrung, aus der es
kein Entkommen gibt. Erneut bricht Panik aus, da Stuten, Hengste und
Fohlen ihre Familien suchen, Leithengste eng zusammen mit Rivalen
gepfercht werden und panische Jungpferde die Absperrungen durchbrechen
wollen. Hier wurden die grausamsten Szenen dieser Round Ups
beobachtet. Selten geht eine Fangaktion ohne schwerverletzte und tote
Pferde zu Ende.

Die eingefangenen Tiere werden in LKW getrieben und zu den
staatseigenen Haltungseinrichtungen gebracht. Hier stehen die Pferde
oft jahrelang ohne Schutz vor Witterungseinflüssen, denn die Paddocks
haben weder Bäume oder Sträucher, noch Unterstände oder Stallungen.
Meistens handelt es sich um eingezäunte Sandplätze. Alle männlichen
Tiere werden kastriert und sofern sie nicht zu alt oder zu unbändig
sind, zur Adoption freigegeben. Allerdings ist die Nachfrage sehr
gering. Hier zeigt die Kürzung des Etats durch Donald Trump nun seine
volle Wirkung. Die große Anzahl gefangener Pferde kostet den Staat
jedes Jahr fast 50 Millionen US Dollar. Futter, Wasser, Personal,
Tierarztkosten und Hufschmiede müssen aus dem gekürzten Etat
finanziert werden. Die Lösung sieht die Regierung nun in der
Massenschlachtung dieser wundervollen Tiere.


Das Symbol für Freiheit endet als Hundefutter

Einen Mustang kann man für etwa 50 Euro bei den extra dafür
abgehaltenen Auktionen erwerben. Pferde sind in den USA keine
Mangelware. Aufgrund der großen und preisgünstigen Flächen werden mehr
Pferde gezüchtet als dem Markt gut tut, und es gibt daher unzählige
ausgemusterte und ungewollte Rasse- und Sportpferde.

Der Spottpreis für Mustangs ruft allerlei skrupellose "Geschäftsleute"
auf den Plan. Tierschutzorganisationen haben ermittelt, dass ein
Großteil der wilden Mustangs in den Schlachthöfen Mexikos oder Kanadas
landet, denn die USA verfügen über ein gesetzliches Schlachtverbot für
Pferde. Der einst gut gemeinte Gesetzesbeschluss gipfelt heutzutage in
schlimmen Tierschutzvergehen in Nord- und Südamerika. Jede Woche
werden Tausende Pferde in offenen LKW zusammengepfercht und über mehr
als 3.000 kilometerlange Distanzen ohne Futter und Wasser und ohne
Schutz vor Kälte und Hitze in die angrenzenden Staaten Mexiko und
Kanada gefahren. Die Transporte dauern häufig mehr als 70 Stunden.

Die Schlachtbedingungen in Mexiko sind schrecklich. Aufgrund von
mangelndem Fachpersonal sind die Falsch- und Fehlbetäubungsraten enorm
hoch. Das friedliche und freie Leben der Mustangs endet hier in Panik
und Schrecken.

Da Amerikaner Pferdefleisch verschmähen, werden die Schlachtkörper
zurück in die USA exportiert und dort zu Hundefutter verarbeitet. Ein
Großteil des Fleisches wird von Südamerika aus in die ganze Welt
exportiert.


Hoffnung oder bitteres Ende?

Während der politischen Sommerpause kämpften Tierschutzorganisationen
unermüdlich um die Stimmen der Bevölkerung und führten
Gerichtsprozesse, die den Fortbestand der Mustangs sichern sollen.
Eine abschließende Entscheidung ist bisher nicht gefallen. Eine
Schlachtung zur Reduzierung des Bestandes ist für den Großteil der
amerikanischen Bevölkerung unvorstellbar, denn als Wahrzeichen der USA
gilt der Mustang als Symbol der Freiheit und ist ein Mythos in der
Geschichte der Besiedelung des Wilden Westens. Es gibt verschiedene
gute Ansätze, um die Mustangs der USA vor dem Aussterben zu bewahren,
jedoch fehlt es ganz deutlich an gesetzlichen Regulatorien zum Schutz
des Landes und seiner Tiere. Zum Glück gibt es weltweit
Organisationen, die keine Angst vor der Macht der Konzerne haben und
sich ihnen mutig und beharrlich entgegenstellen.


INFOBOX

 Insgesamt verfügen die Vereinigten Staaten von Amerika über
 285 Millionen Hektar staatliches Land. Diese Fläche ist größer
 als Deutschland, Frankreich, Spanien, Italien, Polen Norwegen,
 Österreich, Niederlande, Belgien und die Schweiz zusammen.
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Probleme und Gefahren bei der deutschen Zwischenlagerung

Mitarbeit Asta von Oppen, Wolfgang Ehmke und Andreas Conradt



Analyse 

Viele Experten halten den Zeitplan für die Suche nach einem
"Endlager" - Benennung eines Standorts bis 2031, Inbetriebnahme 2050 -
für zu optimistisch. Die Frage wird demnach immer drängender: Welche
Konsequenzen ergeben sich daraus, dass mit einer Endlagerung von
insbesondere hochradioaktiven Abfällen ab dem Jahr 2050 nicht wirklich
zu rechnen ist? Wenn rund 1900 Castorbehältern bis zu hundert Jahre
aufbewahrt werden müssen, wenn also aus der Zwischenlagerung eine
Dauerlagerung wird?


Eine neue Studie (1) des Bunds für Umwelt und Naturschutz will
die drängenden Fragen bei der Lagerung von Atommüll bis zur Errichtung
eines "Endlagers" beleuchten. Der BUND fordert darin die Überprüfung
des deutschen Atommüllzwischenlager-Konzepts. Die
Atomsicherheitsexpertin Oda Becker kommt in ihrer Studie zu dem
Ergebnis, dass Sicherung und Sicherheit der Atommüllzwischenlager
problematisch sind. Defizite sieht die Studienautorin unter anderem
bei fehlenden Reparatur- und Inspektionsmöglichkeiten und bei dem
unzureichenden Schutz gegen potenzielle Terroranschläge. Außerdem
würden die Zwischenlager deutlich länger als geplant und bisher
genehmigt in Betrieb bleiben müssen, weil mit der Einlagerung des
Atommülls in ein tiefengeologisches Lager erst ab 2050 oder deutlich
später begonnen werden könne. Dies bringe neue Risiken.

"Die Zwischenlager werden deutlich länger als geplant und
 bisher genehmigt in Betrieb bleiben müssen"



Der BUND verlangt von den zuständigen Politikern in Bund und Ländern,
diese Probleme endlich offen zu thematisieren. Dazu der Vorsitzende
Hubert Weiger: "Es muss Schluss sein mit einer Politik des
Durchwurschtelns. Angesichts der zunehmenden Sicherheitsrisiken
brauchen wir einen breiten öffentlichen Diskurs unter Beteiligung der
Menschen an den Zwischenlagerstandorten. Zu diskutieren ist, wie die
Zwischenlagerung weitergehen soll, welche Nachrüstungen erforderlich
sind und ob eventuell verbesserte Neubauten die alten Lager ersetzen
müssen."

Hunderte Castoren

Behälter mit hoch radioaktivem Atommüll stehen in den zentralen
Zwischenlagern in Gorleben, Ahaus und Lubmin. Daneben gibt es zwölf
weitere Standortzwischenlager bei den Atomkraftwerken (AKWs) und das
Behälterlager in Jülich. Trotz Nachrüstungen an einigen
Zwischenlagergebäuden sei der Terrorschutz unzureichend. "Eine
bewaffnete und entschlossene Terrorgruppe ist nach wie vor in der
Lage, in die oberirdischen Zwischenlager einzudringen", so Becker.
Auch mit Blick auf die erwarteten, langen Lagerzeiträume müsse eine
deutliche Verbesserung des Schutzes gegen Terrorangriffe erfolgen. Die
Sicherheitsnachweise für die Castorbehälter in den Zwischenlagern sind
nur für vierzig Jahre geführt worden. Bei einer verlängerten
Zwischenlagerung könnten Alterungseffekte negative Auswirkungen auf
die Sicherheit der Zwischenlager haben. "Sicherheitstechnisch relevant
sind dabei Material- und Zustandsänderungen vor allem an der
Primärdeckeldichtung, dem Tragkorb zur Aufnahme von Brennelementen,
der Behälterinnenwand, dem Neutronenabsorber sowie dem Inventar", so
Becker. Hinsichtlich der fehlenden Erfahrungen mit Alterungseffekten
bedürfe es umfangreicher Forschung und der Inspektion der Behälter. An
allen Zwischenlagerstandorten fehlten nach Stilllegung der
Atomkraftwerke Möglichkeiten zur Reparatur schadhafter Castorbehälter.

Diese würden auch benötigt, um wegen der längeren
Zwischenlagerungsdauer mindestens stichprobenweise den Zustand von
Behälterinventaren und Behälterinnenkomponenten zu prüfen. Oda Becker:
"Es sollten an allen langfristigen Zwischenlagerstandorten während der
gesamten zu erwartenden Betriebszeit "Heiße Zellen" vorhanden sein, in
denen Reparaturen der Behälter sowie die Überprüfungen von Inventar
und Einbauten im Behälterinnenraum möglich sind."

Vor dem Hintergrund der vorliegenden Ergebnisse fordert der BUND vom
Bundestag, die längst überfällige öffentliche Debatte über die
Atommüllzwischenlagerung zu starten.

"Wer Vertrauen in ein neues Suchverfahren für ein Atommüll-'Endlager'
aufbauen will, der muss auch die derzeitigen Zwischenlagerprobleme
offen diskutieren und unter Beteiligung der aktuell Betroffenen das
Atommüllzwischenlagerkonzept überprüfen", fordert der BUND-Vorsitzende
Hubert Weiger.

Als ersten wichtigen Schritt gelte es, die jetzt anstehenden
Genehmigungsverfahren für die Aufnahme der Castorbehälter aus der
Wiederaufarbeitung in vier Standortzwischenlager mit
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) und breit angelegter
Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen.

 * 

Bei aller Zustimmung für das Problematisieren der verlängerten
Zwischenlagerung, kommt Kritik an der BUND-Studie auch aus der
Anti-Atom-Szene. Ein Kommentar von Wolfgang Ehmke von der
Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg.

Bislang kommen kritische Betrachtungen der Probleme, die sich aus
einer Dauerzwischenlagerung ergeben, nicht von staatlicher Seite,
sondern von einer Umweltorganisation, hier dem BUND (1), und der
Zeitschrift "Strahlentelex" (2), die einen Beitrag des Reaktorexperten
Dr. Rainer Moormann veröffentlichte.

Politik muss handeln

Wir erwarten aber auch von staatlicher Seite, dass die Politik diese
Möglichkeit ernsthaft in Betracht zieht und umgehend eine kritische
Bestandsaufnahme und einen abgestuften Maßnahmenplan für eine
langfristige Zwischenlagerung erarbeitet.

Zuständig für die Atommüll-Zwischenlagerung ist seit dem 1. August
nicht mehr die Gesellschaft für Nuklearservice (GNS), sondern der
Bund. Dazu wurde eigens die bundeseigene Gesellschaft für
Zwischenlagerung (BGZ) gegründet. Doch von dort kommen nur bekannte
Töne, denn die Belegschaft der GNS wurde zu hundert Prozent
übernommen. Zwar ist mit dem Ex-Staatssekretär im
Bundesumweltministerium, Jochen Flasbarth, ein ehemaliger
Umweltschützer zum Chef der BGZ ernannt worden. Flasbarth war zwischen
1994 und 2003 Präsident des Naturschutzbundes NABU, bevor er in das
Bundesumweltministerium wechselte. Aber mit der neuen Aufsicht in
Gorleben werde sich praktisch kaum etwas ändern, sagte Charl Liebich,
Sprecher der BGZ, gegenüber dem NDR. Der Atommüll müsse weiter
überwacht und gesichert werden.

Umso wichtiger ist es, dass wir auf flagrante Sicherheitsmängel
hinweisen. Dazu hat der BUND nun eine ausführliche Stellungnahme
vorgelegt. Die Bürgerinitiative Lüchow-Dannenberg (BI) kann der
Autorin des Gutachtens, Oda Becker, jedoch nicht in allen Punkten
folgen. Richtig ist, dass sich aus einer Lagerung hochradioaktiver
Abfälle über die bisher angenommenen vierzig Jahre hinaus in allen
Zwischenlagern - den kraftwerksfernen wie denen in Ahaus, Gorleben und
Greifswald/Lubmin und in den kraftwerksnahen - zwei Aspekte bedeutsam
sind: die Alterung und ein Schutz gegen Einwirkung Dritter (gemeint
sind zivile Unfälle wie ein Flugzeugabsturz und gezielte
Terrorangriffe). Das sieht auch Moormann so.

Die Zwischenlager in Ahaus und Gorleben sind bauartbedingt
 besonders unsicher



Oda Becker betrachtet ausführlich den Forschungs- und
Nachrüstungsbedarf. Und sie fordert vordringlich für Reparaturen
"Heiße Zellen" am jeweiligen Dauerlagerstandort. Das greift unseres
Erachtens zu kurz.

Zu unterscheiden wäre viel schärfer zwischen "Zwischenlagerung" (short
term) und Dauerlagerung (long term). Angesichts der noch nicht
gelösten Probleme bei der Endlagerung und des nicht absehbaren Termins
für deren Beginn müssen wir davon ausgehen, dass eine Dauerlagerung
des Atommülls notwendig ist. Die bisherigen Lagerstätten sind für eine
so lange Zeitdauer aber nicht ausgelegt. Die entscheidende Frage ist,
ob es möglich ist, sie entsprechend nachzurüsten - oder ob
letztendlich neue Zwischenlager gebaut werden müssen.

Keine "Heißen Zellen"

Die Forderung der BUND-Stellungnahme, an den bestehenden Lagern "Heiße
Zellen" für die Reparatur defekter Behälter einzurichten, ist deshalb
auf den ersten Blick naheliegend. Rainer Moormann hält sie dagegen
nicht für notwendig: Die Deckelsysteme und Dichtungen ließen sich auch
im Reparaturbereich eines Lagers reparieren, solange nicht unterstellt
wird, dass beide Deckeldichtungen zeitgleich versagen.

Wir wollen die Gefahr, dass Castorbehälter im normalen
Zwischenlager-Betrieb in eine kritische Situation geraten könnten,
nicht herunterspielen. Aber unserer Meinung nach ist sie im Vergleich
zu der Frage, ob die bisherigen Zwischenlagerhallen Bestand haben oder
nicht, als nachrangig zu betrachten. Denn die Sicherheitsfrage stellt
sich sofort und ganz dringend, wenn in den Fokus die "Einwirkungen von
außen" wie ein Flugzeugabsturz oder kriegerische sowie terroristische
Attacken gerückt werden. Dazu muss man wissen, dass es trotz aller
Versuche der kritischen Öffentlichkeit bisher nicht möglich war, eine
Flugverbotszone für Zwischenlager durchzusetzen.

Vorrangig ist also die Frage, welches Zwischenlager-Konzept gegen
Einwirkungen von außen die größtmögliche Sicherheit bietet.

Andere Konzepte prüfen

In den USA sollen Atommüll-Behälter zum Schutz gegen Terrorangriffe
nicht mehr oberirdisch gelagert werden. Der Forschungsverbund ENTRIA,
eingerichtet vom Bundesministerium für Bildung und Forschung, befasste
sich auch mit diesen Modellen, vor allem mit dem niederländischen
Konzept, das weitgehend "ausgereift" ist. Die ENTRIA-Arbeitsgruppe aus
Braunschweig hat das niederländische Modell unter die Lupe genommen.
(3) Diese im Vergleich zur deutschen Zwischenlagerung deutlich
unterschiedlichen Sicherheits-Konzepte betrachtet die
BUND-Stellungnahme unserer Meinung nach nicht ausreichend.

Bezüglich der Einwirkung Dritter verweist Oda Becker selbst auf das
Brunsbüttel-Urteil und differenziert zwischen den Lagern in Nord- und
Süddeutschland, die in der Tat große Unterschiede aufweisen:

Während die Standort-Zwischenlager in Norddeutschland nach dem so
genannten STEAG-Konzept errichtet wurden, ähnelt das TBL-Gorleben den
Anlagen, die im süddeutschen Raum nach dem so genannten WTI-Konzept
gebaut wurden. Das STEAG-Konzept verfügt über die massivere Bauweise
mit Wandstärken von etwa 1,20 Metern sowie einer Dachdecke mit einer
Stärke von rund 1,30 Metern. Zum Vergleich: Der "Vollschutz" gegen
einen Flugzeugabsturz für Atomkraftwerke setzt, abhängig von der
Betonfestigkeit, Wandstärken von 150 bis 180 Zentimeter voraus. Ganz
anders in Ahaus und Gorleben. Die Wärmeabfuhr aus den Lagerhallen
erfolgt ohne jede Filterung mittels Belüftungsöffnungen im unteren
Teil der Wände und Entlüftungsöffnungen im Dachbereich. Die Außenwände
sind nur einen halben Meter dick und verjüngen sich kubisch auf
weniger als die Hälfte. Die Hallendecken in Ahaus und Gorleben weisen
nach unseren Informationen sogar nur Stärken von 20 Zentimetern auf!
In der Stellungnahme "Stresstest" der Entsorgungskommission war
übrigens angegeben, dass bei einer längeren Überschreitung der
Schneelast Risse an den Dachbindern entstehen können, die zu Rost
führen können. (4)

Deshalb heißt das TBL-Gorleben im Volksmund auch schlicht
"Kartoffelscheune". In unseren Augen ist es zweifelhaft, dass ein
solcher Schlichtbau bautechnisch - etwa mit der geplanten zweiten Wand
- so weit aufgerüstet werden kann, dass er die Castoren gegen
Flugzeugabstürze oder Terrorangriffe schützt. Wir halten es für
unumgänglich, dieses Lager außer Betrieb zu nehmen.

PKA ist veraltet

In Gorleben gibt es mit der Pilot-Konditionierungsanlage (PKA) sogar
die geforderte "Heiße Zelle". Die Studie des BUND stellt aber nicht
klar, dass diese PKA kein Modell für die geforderte heiße Zelle ist.
Die Anlage ist völlig veraltet - leider verliert Oda Becker kein Wort
darüber. Zu dieser Frage hat ihr Kollege Wolfgang Neumann eine
umfassende Expertise verfasst. Die PKA ist nur auf dem Papier ein
"Referenz"-Modell: Sie entspricht nicht dem heutigen Stand von
Wissenschaft und Technik. Dies gilt in Bezug auf die elektronischen
Systeme und die Pufferlagerkapazitäten. In Bezug auf Störfälle gilt
dies auch für einige Sicherheitsnachweise wie Erdbeben, einen
langanhaltender Stromausfall oder anlageninternen Brand oder den
Absturz eines schnell fliegenden Militärflugzeugs. Außerdem ist die
Anlage nicht gegen den Absturz eines Großraumflugzeugs oder gegen
Terrorschläge ausgelegt.

Grundsätzlich ist die Dauerlagerung von Atommüll nicht abgetrennt von
einer angeblich neuen "Endlager"-Suche zu betrachten. Wir haben zur
Kenntnis genommen, dass das nationale Entsorgungsprogramm ein
Eingangslager für die Castorbehälter am mutmaßlichen Endlagerstandort
favorisiert. Diese Ambiguität haben wir im Blick, denn der kann aus
geologischer und politischer Sicht nicht Gorleben sein. Allen
Versuchen, den Salzstock Gorleben weiter im Spiel zu belassen und die
Such- und Sicherheitskriterien "wissenschaftlich" so abzufassen, dass
der Standort "geht", werden wir weiter entschieden entgegentreten.

Aus unserer Sicht ergibt sich ein abgestufter Handlungsbedarf: Ahaus
und Gorleben und die WTI-Lager taugen schon jetzt nicht mehr als
sichere Zwischenlager (short term) - als Dauerlager (long term) taugen
sie keinesfalls. So genannte "Härtungen", also Nachbesserungen oder
Ähnliches, wie auch die ausufernde Debatte um "Heiße Zellen", lenken
von dieser zentralen Forderung ab. Käme es tatsächlich nur zu
flüchtigen Nachrüstungen an Anlagen, die in Wirklichkeit heute nicht
mehr so gebaut würden, wäre ein Widerruf der Betriebsgenehmigungen die
richtige Antwort! Wir müssen eine Debatte um die Sicherheit der
Lagerstätten führen und dabei Grundsätze und Forderungen formulieren.
Die Dauerlager müssen folgende Kriterien erfüllen:

1. Der sicherheitstechnische Zustand der Lagerbehälter darf sich
für einen Zeitraum von mindestens hundert Jahren nicht verändern.

2. Sie müssen ein Mehrbarrierensystem gegen mechanische und thermische
Einwirkungen besitzen, Redundanz und Robustheit müssen gegeben sein.

3. Die Behälter müssen wirksam vor allen denkbaren Umwelteinflüssen
geschützt werden (Erdbeben, Überflutung, Feuer, Sturm, Starkregen
etc.).

4. Sie müssen einen wirksamen Schutz vor terroristischen und
kriegerischen Aktivitäten und digitalen Angriffe bieten.

5. Sie müssen gegen "innere Bedrohungen", wie zum Beispiel den
Zusammenbruch von Versorgungsleitungen und gegen Sabotage geschützt
sein.

Und natürlich müssen wir darauf achten, dass die Öffentlichkeit nicht
übergangen wird, zum Beispiel durch den Verweis auf einen bestehenden
Rechtsschutz der Anlagen.

Sofortiger Ausstieg nötig

Neben der Informationspflicht der Betreiber tragen Debatten,
Einspruchsrechte von Betroffenen, Klagerechte und anderes dazu bei,
eine größtmögliche Sicherheit dieser Atomanlagen zu erreichen. Denn
wegzaubern lässt sich der Atommüll nicht. Die Menge lässt sich jedoch
begrenzen durch einen sofortigen Atomausstieg, der auch die
Brennelementefabrik in Lingen und die Urananreicherungsanlage in
Gronau einschließt. Dort fällt ohne zeitliche Begrenzung Atommüll an,
denn diese Anlagen sind sogar vom Atomausstieg bis 2020 ausgenommen.

Ein "Weiter So!", wie es vonseiten des neuerdings staatlichen
Betreibers offenbar angestrebt wird, kann und darf es nicht mehr
geben.

Kritik an der Ignoranz der Regierung gegenüber der Problematik
einer verlängerten Zwischenlagerung kommt auch von verschiedenen
anderen Stellen.

"Der Umgang mit der weiteren Zwischenlagerung hochradioaktiver Abfälle
muss auf den Prüfstand", sagt etwa Hubertus Zdebel, Sprecher der
Fraktion DIE LINKE für den Atomausstieg. "Wachsende Terrorgefahr und
deutlich verlängerte Laufzeiten der Zwischenlager erfordern eine
umfassende Neubewertung der Risiken. Bundestag und Bundesregierung
sind gefordert, die Weichen für mehr Sicherheit zu stellen und für
eine transparente Diskussion zu sorgen, an der die Öffentlichkeit und
die betroffenen Standortregionen beteiligt werden müssen".

Der Umgang mit der weiteren Zwischenlagerung hoch
 radioaktiver Abfälle muss auf den Prüfstand



Die Feststellung, dass eine bewaffnete und entschlossene Terrorgruppe
in oberirdische Zwischenlager eindringen könnte, sei alarmierend. Es
bestehe Handlungsbedarf. Insbesondere müssten die noch in Betrieb
befindlichen Atommeiler abgeschaltet werden, um nicht noch mehr
Atommüll zu erzeugen.

Kommission und Gremium

"Bereits die Endlager-Kommission hatte betont", so Zdebel weiter,
"nicht nur 'die Endlagerung von hoch radioaktiven Abfallstoffen
sondern auch deren notwendige Zwischenlagerung auf den Prüfstand zu
stellen'." Auch unter den Berichterstattern der Fraktionen habe es
Übereinstimmung in dieser Frage gegeben. Hilfreich könne sein, dass
sich das neue Nationale Begleitgremium (NBG) bei der Endlagersuche
inzwischen des Themas angenommen und dazu Gutachten in Auftrag gegeben
habe. Anfang Februar soll dazu eine öffentliche Tagung des NBG
durchgeführt werden.

Die Beteiligung der Öffentlichkeit ist eine der wichtigsten
 Forderungen der Anti-Atom-Bewegung



"Angesicht der Risiken können die Bürger zurecht vom Bundestag und der
Bundesregierung erwarten, dass sie für eine neue Sicherheitsdebatte
und entsprechende Maßnahmen sorgen. Schon bei den jetzt anlaufenden
Genehmigungsverfahren für die Rücknahme von Atommüll aus dem Ausland
in die Zwischenlager von Brokdorf, Biblis, Philippsburg und Isar/Ohu
muss die Bundesregierung Farbe bekennen und in jedem Fall für eine
Beteiligung der Öffentlichkeit sorgen. Sonst lässt sich kaum neues
Vertrauen in den staatlichen Umgang mit Atommüll gewinnen."

Auch Transporte bedenken

Die so genannte "Atommüllkonferenz" schließlich, ein regelmäßiges
Treffen der Anti-Atom-Bewegung zum Themenschwerpunkt Atommüll, befasst
sich auch mit den Transportrisiken hoch radioaktiver Abfälle.

So könne der Integritätsverlust eines Behälters während des Transports
durch einen Unfall oder Terrorangriff massive Strahlendosen in der
Umgebung verursachen. Neben den Rücktransporten aus Frankreich und
Großbritannien und der Umlagerung von Obrigheim nach Neckarwestheim
seien Transporte bestrahlter Brennelemente aus den Forschungsreaktoren
in Garching, Mainz und Berlin in das Zwischenlager Ahaus geplant.

Insbesondere der Transport mit hoch angereichertem, waffenfähigen Uran
aus Garching berge unverhältnismäßig hohe Risiken.


Buch zum Thema:

"Zwischenlagerung hoch radioaktiver Abfälle - Randbedingungen
und Lösungsansätze zu den aktuellen Herausforderungen"

Dennis Köhnke, Manuel Reichardt, Franziska Semper (Hrsg.)

Gebundene Ausgabe: 207 Seiten

Verlag: Springer

ISBN: 978-3658190392

EUR 34,99

Einen Plan B für ein Scheitern oder eine Verzögerung der Endlagerung
(in Gorleben) hat es in Deutschland bisher nicht gegeben. Forschung zu
verlängerter Zwischenlagerung lag so gut wie gar nicht vor.

Im Rahmen des interdisziplinären Forschungsprojekts ENTRIA ist darüber
nun fünf Jahre lang diskutiert und geforscht worden. Erste Ergebnisse
liegen jetzt in dem Sammelband "Zwischenlagerung hoch radioaktiver
Abfälle" vor. Die Analysen in dem Buch untermauern die Forderung nach
konzeptioneller Neuausrichtung und weiterer Forschung in diesem
Bereich.


Linkliste

Alle Links zu dieser Ausgabe der GR:

w.gorleben-rundschau.de/links

(1) www.bund.net/zwischenlager-studie

(2) www.strahlentelex.de/Stx_17_738-739_S01-07.pdf

(3) https://www.entria.de/fileadmin/entria/Dokumente/Arbeitsberichte/ENTRIA-Arbeitsbericht-01_Appel_Entsorgungsoptionen.pdf


(4) www.entsorgungskommission.de/sites/default/files/downloads/snstresstestteil114032013.pdf



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Eine erhebliche Gefahr stellen auch die vielen Atommülltransporte
dar: Castorbehälter im Dannenberger Bahnhof vor der Verladung auf LKW.

- Als heiße Zelle unbrauchbar: Die Pilotkonditionierungsanlage (PKA)
in Gorleben

 * 
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AKTION/321: "Stunde der Wintervögel" aus Sicht der Landesverbände (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Landesverbände

Pressemitteilungen vom 12. und 13.02.2018

Wieder mehr Wintervögel - insgesamt aber rückläufiger Trend



NABU Landesverband Thüringen - 12. Februar 2018

Spatz auf erstem Platz

Über 4.500 Vogelfreunde beteiligten sich an der "Stunde der
Wintervögel" in Thüringen

Jena - An der diesjährigen "Stunde der Wintervögel" haben sich über
4.500 Vogelfreundinnen und Vogelfreunde aus Thüringen beteiligt. Der
Haussperling konnte mit über 20.500 Meldungen seinen ersten Platz als
häufigster Gast am Futterhaus verteidigen. Es folgen die Kohlmeise mit
über 18.500 Sichtungen, gefolgt von Blaumeise (14.000), Feldsperling
(13.000) und Amsel (9.000).




[image: Haussperling im Schnee - Foto: © Frank Derer]

Haussperling
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Der Haussperling hat zwar wieder den ersten Platz errungen und wurde
am häufigsten gemeldet. "Allerdings ist der kleine Vogel insgesamt
immer noch im Abwärtstrend", sagt Klaus Lieder, der Sprecher des
Landesfachausschusses für Ornithologie im NABU Thüringen. "Auf der
Internetseite des NABU kann dieser Trend ganz gut nachverfolgt werden.
Dort reichen die Aufzeichnungen der Vögel, die im Rahmen der Aktion
beobachtet wurden, bis 2012 zurück." Den Rückgang des Haussperlings
belegen auch verschiedene Studien, denen zufolge der Bestand des
Haussperlings zum Beispiel von 1981 bis 2009 um 61 % abgenommen hat.

Im Vergleich zum Vorjahr wurden viele Meisenarten wieder in gewohnter
Anzahl gesichtet. "Die Winterbestände der Meisen sind von den
Artgenossen aus dem kälteren Norden und Osten abhängig und können je
nach Futterangebot und klimatischen Bedingungen schwanken. Ist
genügend Nahrung vorhanden und sind die Temperaturen noch erträglich
kann es sein, dass die Tiere weiter nördlich und östlich verweilen",
erklärt Klaus Lieder.

Besonders häufig wurde die größte Finkenart, der Kernbeißer, in
Thüringen gesichtet. "Einerseits wurden mehr Vögel durch Herbststürme
von ihren ursprünglichen Zugrouten, die teilweise in das
Mittelmeergebiet führen, verdriftet. Wesentlicher war jedoch das
völlige Ausbleiben der Fruchtbildung bei der Rotbuche in
Nordwestdeutschland, einer wichtigen Nahrung der Kernbeißer. Dadurch
mussten ein Teil der mitteleuropäischen Brutvögel in andere Gebiete
ausweichen und sind damit auch häufiger in Thüringen anzutreffen", so
Lieder.

Bundesweit konnte - entgegen dem insgesamt abnehmenden Trend der
Wintervögel bei einigen Vogelarten, die Deutschland im Winter
üblicherweise nur teilweise verlassen - ein deutlicher Trend zu
vermehrten Überwinterungen in Deutschland festgestellt werden. Bestes
Beispiel ist der Star, Vogel des Jahres 2018. Mit 0,81 Individuen pro
Garten erzielte er in diesem Jahr mit Abstand sein bestes Ergebnis.
Statt wie früher in jedem 25. Garten wird er inzwischen bereits in
jedem 13. Garten auch bei der Winterzählung angetroffen.

Insgesamt haben sich an Deutschlands größter wissenschaftlicher
Mitmach-Aktion über 136.000 Vogelfreunde beteiligt.

Pressemitteilung, 12.02.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

Tel. 0 36 41/60 57 04, Fax 0 36 41/21 54 11

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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NABU Landesverband Hamburg - 12. Februar 2018

NABU: Wieder mehr Wintervögel - insgesamt aber rückläufiger
Trend

Neuer Teilnehmerrekord in Hamburg bei der "Stunde der Wintervögel" /
Kohlmeise ist Hamburgs häufigster Wintervogel und verdrängt Amsel auf
2. Platz

Nach den sehr niedrigen Zahlen im vergangenen Winter haben sich in
diesem Jahr wieder mehr Wintervögel in Deutschlands Gärten und Parks
eingefunden. Das hat die gemeinsame Zähl-Aktion von NABU und seinem
bayerischen Partner Landesbund für Vogelschutz (LBV), die Stunde der
Wintervögel, ergeben, deren Endergebnis an diesem Montag vorgestellt
wurde. Bundesweite haben sich über 136.000 Vogelfreunde an der Aktion
beteiligt und Zählungen aus über 92.000 Gärten übermittelt - ein neuer
Rekord. Damit konnte die bisherige Höchstzahl von knapp 125.000 aus
dem Vorjahr übertroffen werden. Auch in Hamburg machten so viele
Menschen wie noch nie mit: 2.046 Vogelfreunde meldeten insgesamt
39.258 Beobachtungen.

"Im vergangenen Winter hatten die Teilnehmer 17 Prozent weniger Vögel
gemeldet als im Schnitt der Jahre zuvor", sagt Marco Sommerfeld,
Referent für Vogelschutz beim NABU Hamburg. "In diesem Jahr haben sich
die Zahlen erholt. Im Vergleich zum Vorjahr wurden wieder elf Prozent
mehr Vögel gesichtet." 2018 wurden rund 38 Vögel pro Garten gemeldet,
im vergangenen Jahr waren es nur 34 Vögel. 2011 waren bei der ersten
Stunde der Wintervögel aber noch 46 Vögel pro Garten gemeldet worden.
"Die höheren Zahlen in diesem Jahr können darum nicht darüber
hinwegtäuschen, dass seit Jahren ein kontinuierlicher Abwärtstrend
festzustellen ist", so Sommerfeld. "Der Rückgang häufiger Arten ist in
vielen europäischen Ländern ein ernstes Problem und zeigt sich
offensichtlich auch bei den Wintergästen in unseren Gärten." Seit
Beginn der Wintervogelzählungen im Jahr 2011 seien die Gesamtzahlen
gemeldeter Vögel um 2,5 Prozent pro Jahr zurückgegangen.

"Überlagert wird dieser langjährige Trend jedoch durch die
Auswirkungen jährlich unterschiedlicher Witterungs- und
Nahrungsverhältnisse", so der NABU-Vogelschutzexperte. Grundsätzlich
kämen in milderen Wintern, wie den letzten beiden, weniger Vögel in
die Gärten, da sie auch außerhalb der Siedlungen noch genug Nahrung
fänden. Dennoch fehlten im letzten Jahr viele Meisen und
waldbewohnende Finkenarten, während sie in diesem Winter wieder in
gewohnter Anzahl gesichtet wurden. "Erklären lässt sich dies
vermutlich durch das von Jahr zu Jahr sehr unterschiedliche Angebot an
Baumsamen in den Wäldern - nicht nur bei uns, sondern auch in den
Herkunftsgebieten dieser Vögel in Nord- und Osteuropa. Je weniger
Samen, desto größer der Zuzug von Vögeln aus diesen Regionen zu uns
und desto eher nehmen diese Vögel naturnahe Gärten und
Vogelfütterungen dankbar an", so Sommerfeld.

In Hamburg ist die Kohlmeise in diesem Jahr der häufigste Wintervogel.
Sie verdrängte die Vorjahressiegerin, die Amsel, auf den zweiten
Platz. Platz drei und vier werden von Blaumeise und Haussperling
belegt.
In der bundesweiten Rangliste der häufigsten Wintervögel haben sich
Kohl- und Blaumeise den zweiten und dritten Platz hinter dem
Haussperling zurückerobert.

Zur Aktion:

Der NABU und LBV rufen einmal im Jahr zur "Stunde der Wintervögel"
bzw. "Stunde der Gartenvögel" auf. Es ist Deutschlands größte
wissenschaftliche Mitmach-Aktion. Die nächste "Stunde der Gartenvögel"
findet von Vatertag bis Muttertag vom 10. bis 13. Mai 2018 statt. Dann
werden die heimischen Brutvögel im Siedlungsraum erfasst. Je mehr
Menschen an der Aktion teilnehmen, desto genauer werden die
Ergebnisse. Die Meldungen werden auf www.stundederwintervoegel.de bzw.
www.stunde-der-wintervogel.de (Bayern) bis auf Bundesland- und
Landkreisebene ausgewertet.

Informationen zur Aktion unter

www.stundederwintervoegel.de

Pressemitteilung, 12.02.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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NABU Landesverband Schleswig-Holstein - 12. Januar 2018

Mehr Wintervögel - Insgesamt rückläufiger Trend

Neuer Beobachtungsrekord bei der "Stunde der Wintervögel"

Neumünster - Nach den sehr niedrigen Zahlen im vergangenen Winter
haben sich in diesem Jahr wieder mehr Wintervögel in
Schleswig-Holsteins Gärten und Parks eingefunden. Das hat die große
Zählaktion Stunde der Wintervögel ergeben, deren Endergebnis an diesem
Montag vorgestellt wurde. In Schleswig-Holstein haben sich über 6.800
Vogelfreunde an der Aktion beteiligt und insgesamt 174.611 Vögel
gezählt - rd. 50.000 mehr als im letzten Jahr. Bundesweit zählten über
136.000 Vogelfreunde mehr als 3,5 Millionen Vögel.




[image: Die häufigsten Wintervögel im Garten. Die Grafik zeigt die bei der Stunde der Wintervögel im Januar 2018 am häufigsten gemeldeten Vögel. Die Balken zeigen den prozentualen Anteil der Gärten, in denen die jeweilige Art gezählt wurde - Quelle: © NABU, www.stundederwintervoegel.de]
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"Im vergangenen Winter haben die schleswig-holsteinische
TeilnehmerInnen deutlich weniger Vögel pro Garten gemeldet als im
Schnitt der Jahre zuvor. Zum Glück hat sich dieses betrübliche
Ergebnis in diesem Jahr nicht wiederholt," erklärt Ingo Ludwichowski,
Ornithologe des NABU Schleswig-Holstein. 2018 wurden rund 39 Vögel pro
Garten gemeldet, im vergangenen Jahr waren es nur 32 Vögel. 2011
konnten bei der ersten Stunde der Wintervögel dagegen noch 46 Vögel
pro Garten notiert werden. "Die höheren Zahlen in diesem Jahr können
darum nicht darüber hinwegtäuschen, dass seit Jahren ein
kontinuierlicher Abwärtstrend festzustellen ist", so Ludwichowski.
"Der Rückgang häufiger Arten ist in vielen europäischen Ländern ein
ernstes Problem und zeigt sich offensichtlich auch bei den
Wintergästen in unseren Gärten." Seit Beginn der Wintervogelzählungen
im Jahr 2011 seien die Gesamtzahlen gemeldeter Vögel um 2,5 Prozent
pro Jahr zurückgegangen.

"Überlagert wird dieser langjährige Trend jedoch durch die
Auswirkungen jährlich unterschiedlicher Witterungs- und
Nahrungsverhältnisse", so der Biologe Ludwichowski. Grundsätzlich
kämen in milderen Wintern, wie den letzten beiden, weniger Vögel in
die Gärten, da sie auch außerhalb der Siedlungen noch genug Nahrung
fänden. Dennoch fehlten im letzten Jahr viele Meisen und
waldbewohnende Finkenarten, während sie in diesem Winter wieder in
gewohnter Anzahl gesichtet wurden. "Erklären lässt sich dies
vermutlich durch das von Jahr zu Jahr sehr unterschiedliche Angebot an
Baumsamen in den Wäldern - nicht nur bei uns, sondern auch in den
Herkunftsgebieten dieser Vögel in Nord- und Osteuropa. Je weniger
Samen, desto größer der Zuzug von Vögeln aus diesen Regionen zu uns
und desto eher nehmen diese Vögel naturnahe Gärten und
Vogelfütterungen dankbar an", so Ludwichowski.

In der Rangliste der häufigsten Wintervögel haben sich bundesweit Kohl-
 und Blaumeise den zweiten und dritten Platz hinter dem Haussperling
zurückerobert. Hauben- und Tannenmeisen kamen im Vergleich zu 2017
sogar doppelt bis dreimal so häufig in die Gärten. Auch andere
typische Waldvögel, wie Kleiber, Gimpel, Buntspecht und Eichelhäher
wurden häufiger gemeldet. "Unsere größte Finkenart, der Kernbeißer,
wurde besonders oft beobachtet", sagt Ludwichowski. In
Schleswig-Holstein sind Haus- und Feldsperlinge auf dem ersten und
zweiten Platz. Die Amsel rutscht vom zweiten auf den dritten Platz ab
und hat in den Top Ten der häufigsten Wintervögel zusammen mit der
Ringeltaube am stärksten verloren. Kohl- und Blaumeise sind in
Schleswig-Holstein auf Platz 4 und 5. Hier wartet der riesige
Datenschatz der Stunde der Wintervögel noch auf eine genauere Analyse.

Presseinformation, 12.02.2018

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Schleswig-Holstein

Färberstr. 51, 24534 Neumünster

Tel.: 04321/53734, Fax: 04321/59 81

E-mail: info@NABU-SH.de

Internet: www.NABU-SH.de
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Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 12. Februar 2018

Insgesamt immer weniger Vögel

Rückgang bei häufigen Arten zu beobachten - Star und andere Zugvögel
überwintern immer öfter - Deutliche Rekordbeteiligung

Hilpoltstein, 12.02.2018 - Trotz Rekordbeteiligung wird bei der
gemeinsamen Mitmachaktion "Stunde der Wintervögel" von LBV und NABU
deutlich, dass im Freistaat insgesamt immer weniger Vögel beobachtet
werden. Zwar zählten bayernweit erstmalig über 32.000 Teilnehmer
insgesamt über 760.000 Vögel, sie sahen im Durchschnitt aber nur noch
34 gefiederte Gäste pro Garten. Immerhin wurden in der Geschichte des
Bürgerforscher-Projekts noch nie so viele Stare beobachtet wie Anfang
Januar 2018. Was sich bereits zur Zwischenbilanz angekündigt hatte,
bestätigt der Vogel des Jahres eindrucksvoll im diesjährigen
Endergebnis: Mit knapp 6.500 Exemplaren wurde eine Rekordzahl von
Überwinterern gezählt. Damit verfehlte der Star sogar nur um einen
Platz die Liste der 20 am häufigsten beobachteten Vögel im Freistaat.
Nach einem starken Einbruch im Vorjahr führt die Kohlmeise diese
wieder vor Haus- und Feldsperling an.

Im Freistaat werden insgesamt immer weniger Vögel gezählt.
Beunruhigend sind für den LBV die Abwärtstrends bei Buch- und Grünfink
(6. und 7. Platz). Ihre Zahlen nehmen zwar langsam, dafür aber seit
Jahren stetig ab. "Bei beiden Vogelarten lässt sich ein trauriger
Trend erkennen. Der Grünfink ist seit 2014 fast nur noch halb so oft
in Gärten gezählt worden", so Martina Gehret, die LBV-Beauftragte für
Citizen Science. Auch der Rückgang von typischen Feldvögeln wie der
Goldammer, die im Vergleich zum Vorjahr fast 40 Prozent abnahm,
bereitet dem LBV große Sorgen (23., Vorjahr 14.). "Als typischer Vogel
der Ackerlandschaft machen der Goldammer der zunehmende Flächenfraß,
Monokulturen, der Einsatz von Agrargiften in der Landschaft und die
Zerstörung von Randgehölzen und Sträuchern schwer zu schaffen",
erklärt Gehret.

Angesichtes des milden Winters haben sich einige Zugvogelarten die
weite Reise nach Süden gespart. Solange der Boden nicht gefroren ist,
finden sie immer noch Nahrung. "Je milder das Wetter in einer Region,
desto mehr Überwinterer haben die Teilnehmer beobachtet", sagt Martina
Gehret. So wurden die meisten Stare im nördlichen Bayern gezählt. In
Unterfranken belegt er deshalb Rang 7, in Aschaffenburg war er sogar
der dritthäufigste Vogel. "Ebenso auffällig waren bayernweit die
vermehrten Meldungen von Zilpzalp, Mönchsgrasmücke, Hausrotschwanz und
Bachstelze, die wie der Star zu den Kurzstreckenziehern gehören", weiß
Gehret.

Diese Vögel reagieren oft sehr spontan auf die jeweilige Witterung.
Bei einem plötzlichen Wintereinbruch ziehen sie kurzfristig in wärmere
Regionen. "Wenn das Wetter weiterhin mild bleibt und der Winter nur
regional, vereinzelt und kurz vorbeischaut, könnten die Daheimbleiber
auch ihren Brutbeginn vorverlegen", sagt Martina Gehret. Umso
gefährlicher sind aber dann ein später Wintereinbruch oder Spätfrost.
"Bei Vogelarten, die nur einmal im Jahr brüten, könnte das zu einem
kompletten Brutausfall führen."

Gesamtergebnis

Nach dem Ausbleiben im Vorjahr sind die Meisen wieder da. So hat nicht
nur die Kohlmeise die Spitzenposition zurückerobert, auch Blau-,
Sumpf,-, Tannen und Haubenmeisen wurden wieder weitaus häufiger
gezählt als noch 2017. Der Einbruch wurde im Laufe des Jahres wieder
vollständig ausgeglichen. Trotz rückläufiger Gesamtbestandszahlen
lieferten sich Haus- und Feldsperling ein spannendes Kopf- an-Kopf
Rennen um die Positionen 2 und 3. Mit etwas Abstand dahinter landet
die Blaumeise auf einem soliden 4. Platz. Weit abgehängt wurde dagegen
die Amsel auf Rang 5. Derartige Schwankungen gab es aufgrund
verschiedenster Faktoren jedoch schon in der Vergangenheit und sind
noch kein Grund zur Beunruhigung. "Sollte die Amsel im nächsten Jahr
allerdings erneut so schwach sein, muss die Situation neu bewertet
werden", so Gehret. Doch bisher konnte die Amsel über die Jahre ihre
Verluste immer wieder ausgleichen.

Rekordverdächtig in diesem Jahr sind auch die Meldungen von Spechten.
So wurde der Buntspecht so häufig und in so vielen Gärten wie noch nie
beobachtet und schaffte es fast in die Top Ten (11.). Aber auch seine
Verwandten wie Grün-, Mittel- und Kleinspecht wurden häufiger
gesichtet. "Perfekte Witterungsbedingungen und die damit verbundenen
zahlreichen Borkenkäferarten bescherten den Spechten viel Nahrung und
somit ein erfolgreiches Brutjahr", erklärt die Forstingenieurin.

Besonderheiten waren in diesem Winter mit Sicherheit die Beobachtungen
eines seltenen Steinkauzes in Seefeld (Lkr. Starnberg) und in
Bayreuth. Großes Glück hatten auch Teilnehmer aus München und
Miltenberg. Sie beobachteten einige Kraniche, die wetterbedingt
ungewöhnlich spät weiter Richtung Südwesten flogen.

Regionale Unterschiede

Die Teilnehmer in Niederbayern bekamen mit 41 pro Garten die meisten
Vögel zu sehen. Danach folgen Ober- (38) und Unterfranken (37) sowie
die Oberpfalz (35) und Schwaben (35). Unter dem bayerischen
Durchschnitt von 34 lagen Mittelfranken (33) und Oberbayern (30).

In vielen Großstädten lagen die Zahlen besonders niedrig. Mit im
Schnitt nur 21 Vögeln pro Garten ist München erneut die
vogelfeindlichste Stadt Deutschlands. Hier fordern Bauboom und der
ungebremste Flächenfraß ihren Tribut. Zum Vergleich werden im Schnitt
in Wien 23 und in Berlin sogar 35 Vögel pro Garten beobachtet. Und
auch Nürnberg (25), Augsburg (25) und Bamberg (26) unterstreichen den
städtischen Abwärtstrend. Bezirks- und landkreisgenaue Ergebnisse und
Auswertungen finden Sie unter www.stunde-der-wintervoegel.de.

Presseinformation, 12.02.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 13. Februar 2018

Mehr Wintervögel - Insgesamt rückläufiger Trend

Neuer Beobachtungsrekord bei der "Stunde der Wintervögel" in NRW

Düsseldorf - Nach den sehr niedrigen Zahlen im vergangenen Winter
haben sich in diesem Jahr wieder mehr Wintervögel in
nordrhein-westfälischen Gärten und Parks eingefunden. Das hat die
große Zählaktion Stunde der Wintervögel ergeben, deren Endergebnis nun
vorliegt. In NRW haben sich über 26.000 Vogelfreunde an der Aktion
beteiligt und insgesamt 633.649 Vögel gezählt - rund 27 Prozent mehr
als im letzten Jahr. Bundesweit zählten über 136.000 Vogelfreunde mehr
als 3,5 Millionen Vögel.

"Im vergangenen Winter haben die nordrhein-westfälischen
TeilnehmerInnen deutlich weniger Vögel pro Garten gemeldet als im
Schnitt der Jahre zuvor. Zum Glück hat sich dieses betrübliche
Ergebnis in diesem Jahr nicht wiederholt," erklärte Heinz Kowalski,
Ornithologe des NABU Nordrhein-Westfalen. 2018 wurden rund 39 Vögel
pro Garten gemeldet, im vergangenen Jahr waren es nur 32 Vögel. 2011
konnten bei der ersten Stunde der Wintervögel dagegen noch 46 Vögel
pro Garten notiert werden. "Die höheren Zahlen in diesem Jahr können
darum nicht darüber hinwegtäuschen, dass seit Jahren ein
kontinuierlicher Abwärtstrend festzustellen ist", so Kowalski weiter.
"Der Rückgang häufiger Arten ist in vielen europäischen Ländern ein
ernstes Problem und zeigt sich offensichtlich auch bei den
Wintergästen in unseren Gärten." Seit Beginn der Wintervogelzählungen
im Jahr 2011 seien die Gesamtzahlen gemeldeter Vögel um 2,5 Prozent
pro Jahr zurückgegangen.

"Überlagert wird dieser langjährige Trend jedoch durch die
Auswirkungen jährlich unterschiedlicher Witterungs- und
Nahrungsverhältnisse", so der NABU-Vogelexperte. Grundsätzlich kämen
in milderen Wintern, wie den letzten beiden, weniger Vögel in die
Gärten, da sie auch außerhalb der Siedlungen noch genug Nahrung
fänden. Dennoch fehlten im letzten Jahr viele Meisen und
waldbewohnende Finkenarten, während sie in diesem Winter wieder in
gewohnter Anzahl gesichtet wurden. "Erklären lässt sich dies
vermutlich durch das von Jahr zu Jahr sehr unterschiedliche Angebot an
Baumsamen in den Wäldern - nicht nur bei uns, sondern auch in den
Herkunftsgebieten dieser Vögel in Nord- und Osteuropa. Je weniger
Samen, desto größer der Zuzug von Vögeln aus diesen Regionen zu uns
und desto eher nähmen diese Vögel naturnahe Gärten und
Vogelfütterungen dankbar an.

In der Rangliste der häufigsten Wintervögel haben sich bundesweit Kohl-
 und Blaumeise den zweiten und dritten Platz hinter dem Haussperling
zurückerobert. Hauben- und Tannenmeisen kamen im Vergleich zu 2017
sogar doppelt bis dreimal so häufig in die Gärten. Auch andere
typische Waldvögel, wie Kleiber, Gimpel, Buntspecht und Eichelhäher
wurden häufiger gemeldet. "Unsere größte Finkenart, der Kernbeißer,
wurde besonders oft beobachtet", sagte Kowalski. In Nordrhein-
Westfalen hat die Kohlmeise den Spitzenplatz zurückerobert vor
Haussperling und Blaumeise. Auf Platz vier folgt die Amsel, die mit 26
Prozent deutliche Verluste gegenüber dem Vorjahr verzeichnete.
Hauptattraktion waren die an diesem Wochenende über Nordrhein-
Westfalen fliegenden Kraniche. 10.000 querten das Ruhrgebiet auf dem
weg nach Frankreich. Beim Überfliegen der Gärten wurden sie dann
registriert.

Weitere Infos zur Aktion

Der NABU ruft einmal im Jahr zur "Stunde der Wintervögel" bzw. "Stunde
der Gartenvögel" auf. Es ist Deutschlands größte wissenschaftliche
Mitmach-Aktion. Die nächste "Stunde der Gartenvögel" findet von
Vatertag bis Muttertag vom 10. bis 13. Mai 2018 statt. Dann werden die
heimischen Brutvögel im Siedlungsraum erfasst. Je mehr Menschen an der
Aktion teilnehmen, desto genauer werden die Ergebnisse. Die Meldungen
werden auf www.stundederwintervoegel.de bis auf Bundesland- und
Kreisebene ausgewertet. Unter
https://nrw.nabu.de/stundederwintervoegelnrw/ geht es direkt zur
landesweiten Auswertung.

Pressemitteilung, 13.02.2018

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 13. Februar 2018

NABU: Wieder mehr Wintervögel in Rheinland-Pfalz

Mit über 7.400 Teilnehmern neuer Rekord bei der Stunde der Wintervögel

Mainz - Nach den sehr niedrigen Zahlen im vergangenen Winter haben
sich in diesem Jahr wieder mehr Wintervögel in den Gärten und Parks
von Rheinland-Pfalz eingefunden. Das hat die Zähl-Aktion des NABU, die
Stunde der Wintervögel, ergeben, deren Endergebnis an diesem Dienstag
vorgestellt wurden. Über 7.400 Vogelfreunde haben sich an der Aktion
beteiligt und Zählungen aus knapp 5.000 Gärten übermittelt - ein neuer
Rekord. Damit konnte die bisherige Höchstzahl von 6.600 aus dem
Vorjahr übertroffen werden.

"Im vergangenen Winter hatten die Teilnehmer 20 Prozent weniger Vögel
gemeldet als im Schnitt der Jahre zuvor", sagt Kerstin Schnücker vom
NABU Rheinland-Pfalz, "Zum Glück hat sich dieses erschreckende
Ergebnis nicht wiederholt. Im Vergleich zum Vorjahr wurden sogar 26
Prozent mehr Vögel gesichtet." 2018 wurden rund 42 Vögel pro Garten
gemeldet, im vergangenen Jahr waren es nur 34 Vögel.

In der Rangliste der häufigsten Wintervögel haben sich Kohl- und
Blaumeise nun den zweiten und dritten Platz hinter dem Haussperling
zurückerobert.

Hauben- und Tannenmeisen kamen im Vergleich zu 2017 sogar vier- bis
fünfmalmal so häufig in die Gärten wie im letzten Jahr. Auch andere
typische Waldvögel, wie Kleiber, Gimpel, Buntspecht und Eichelhäher
wurden häufiger gemeldet. "Unsere größte Finkenart, der Kernbeißer,
wurde besonders oft beobachtet.", sagt Schnücker.

"Zu erklären sind diese Schwankungen durch die Auswirkungen jährlich
unterschiedlicher Witterungs- und Nahrungsverhältnisse", so Schnücker.
Grundsätzlich kämen in milderen Wintern, wie den letzten beiden,
weniger Vögel in die Gärten, da sie auch außerhalb der Siedlungen noch
genug Nahrung fänden. Dennoch fehlten im letzten Jahr viele Meisen und
waldbewohnende Finkenarten, während sie in diesem Winter wieder in
gewohnter Anzahl gesichtet wurden. "Erklären lässt sich dies
vermutlich durch das von Jahr zu Jahr sehr unterschiedliche Angebot an
Baumsamen in den Wäldern - nicht nur bei uns, sondern auch in den
Herkunftsgebieten dieser Vögel in Nord- und Osteuropa. Je weniger
Samen, desto größer der Zuzug von Vögeln aus diesen Regionen zu uns
und desto eher nehmen diese Vögel naturnahe Gärten und
Vogelfütterungen dankbar an", so Schnücker.

Zusätzlich zur Rückkehr der Meisen und Waldvögel in die
rheinland-pfälzischen Gärten, konnte bei einigen Vogelarten, die
Rheinland-Pfalz im Winter üblicherweise nur teilweise verlassen, ein
deutlicher Trend zu vermehrten Überwinterungen festgestellt werden.
Bestes Beispiel ist der Star, Vogel des Jahres 2018. Mit 3,57
Individuen pro Garten erzielte er in diesem Jahr mit Abstand sein
bestes Ergebnis und wird inzwischen bereits in jedem 4. Garten auch
bei der Winterzählung angetroffen. Auch bei den Teilziehern
Ringeltaube und Stieglitz zeigt sich eine ähnliche Entwicklung. Diese
Arten reagieren damit auf die vermehrten milden Winter, die ihnen eine
Überwinterung näher an ihren Brutgebieten ermöglicht.

Zur Aktion:

Der NABU und LBV rufen einmal im Jahr zur "Stunde der Wintervögel"
bzw. "Stunde der Gartenvögel" auf. Es ist Deutschlands größte
wissenschaftliche Mitmach-Aktion. Die nächste "Stunde der Gartenvögel"
findet von Vatertag bis Muttertag vom 10. bis 13. Mai 2018 statt. Dann
werden die heimischen Brutvögel im Siedlungsraum erfasst. Je mehr
Menschen an der Aktion teilnehmen, desto genauer werden die
Ergebnisse. Die Meldungen werden auf www.stundederwintervoegel.de bis
auf Bundesland- und Landkreisebene ausgewertet.

NABU Rheinland-Pfalz, 13.02.2018

Frauenlobstraße 15-19, 55118 Mainz

Telefon: 06131/14039-26, Telefax: 06131/14039-28

E-Mail: Kontakt@NABU-RLP.de

Internet: www.NABU-RLP.de
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MELDUNG/442: Florale Schneckenpost (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 13.02.2018

Florale Schneckenpost 

Nicht-heimische Schnecken gelangen über Blumenhandel nach
Europa



Görlitz, 13.02.2018. Ein internationales Team aus
Senckenberg-Wissenschaftlern und Forschenden des Naturhistorischen
Museums Göteborg und des Königlich Belgischen Instituts für
Naturwissenschaften hat auf eine potentielle Einschleppungsroute
nordamerikanischer Tierarten hingewiesen. Sie fanden verschiedene
nicht-heimische Schneckenarten, die mit dem Import von Salal, einem
Bindegrün für Blumensträuße, nach Schweden gelangten. Das
Wissenschaftler-Team empfiehlt in seiner kürzlich im Fachjournal
"Folia Malacologica" erschienenen Studie den Import von Zierpflanzen
nach Europa stärker zu kontrollieren, um die Gefahr durch potentielle
neue invasive Arten zu verringern.




[image: Foto: © Benjamin Reise]

Die "Bananenschnecke" Ariolimax columbianus kommt mit dem Blumenstrauß
nach Europa. 

Foto: © Benjamin Reise



Ein Blumenstrauß ist ein schönes Geschenk - um den Sträußen mehr
Volumen zu geben, wird den Blumen häufig das Bindegrün Salal
beigefügt. "Dieser hübsche 'Füller' aus der Gattung der Scheinbeeren
kann es aber 'in sich haben'", erklärt Dr. Heike Reise vom Senckenberg
Museum für Naturkunde Görlitz und fährt fort: "Wir haben
herausgefunden, dass mit dem Import von Salal - Gaultheria shallon -
auch unerwünschte Passagiere nach Europa gelangen können." Gemeinsam
mit einem internationalen Team hat die Görlitzer Malakologin im Rahmen
des Langzeitprojektes "Synantrope Schnecken und Nacktschnecken"
mehrere Schnecken untersucht, die in verschiedenen schwedischen
Blumengeschäften zwischen oder in unmittelbarer Nähe von
Salal-Lieferungen gefunden wurden. "Es handelt sich hierbei um die
nicht-heimischen Arten Ariolimax columbianus und Prophysaon
foliolatum", so Reise. Sowohl die Pflanze, als auch die Schnecken
stammen ursprünglich von der Pazifikküste Nordamerikas.




[image: Foto: © Heike Reise]

Die Schneckenart Prophysaon foliolatum ist erstmalig in Europa
aufgetaucht. 

Foto: © Heike Reise



Die Nacktschnecke Ariolimax columbianus wird aufgrund ihrer Größe und
gelblichen Färbung auch häufig als "Bananenschnecke" bezeichnet und
ist mit bis zu 25 Zentimetern die größte landlebende Schnecke
Nordamerikas. Zudem sind Bananenschnecken für ein ungewöhnliches
Verhalten bei der Paarung bekannt: In etwa fünf Prozent der
Fortpflanzungsakte knabbert ein Geschlechtspartner, nach der
Übertragung der Samenpakete mit Hilfe seiner Raspelzunge, den noch in
der Vagina steckenden Penis des anderen Partners ab und frisst ihn
auf. "Die Schneckenart Prophysaon foliolatum ist nun erstmalig in
Europa aufgetaucht", erläutert Reise. Ihre Fähigkeit zur
Selbstamputation des Hinterleibs bei einem Angriff brachte den Tieren
den Beinamen "taildropper" ein.

Beide Arten leben in erster Linie am Boden feuchter Küstenregenwälder
entlang der Westküste Nordamerikas. "Genau dort gedeiht Salal als
üppiger Unterwuchs und wird in riesigen Mengen in Wäldern geschnitten.
Wir gehen davon aus, dass hierbei gelegentlich auch die Schnecken
mitgenommen und verpackt werden. Unsere und weitere Funde der
nordamerikanischen Arten tauchten immer im Zusammenhang mit dem
Bindegrün auf - dies bekräftigt unsere Hypothese", ergänzt die
Görlitzer Wissenschaftlerin. Begünstigend für die unabsichtliche
Einfuhr sind die "schneckenfreundlichen" Transport-und
Lagerbedingungen der Pflanzen.

Während viele europäische landlebende Schneckenarten, wie
beispielsweise die Rote Wegschnecke oder der Tigerschnegel, bereits
erfolgreich Populationen in Nordamerika etabliert haben, ist die
Einfuhr in die entgegengesetzte Richtung bisher weniger bekannt. "Um
einer Invasion dieser Tiere entgegenzuwirken, empfehlen wir den von
uns aufgezeigten Transportweg zukünftig besser zu kontrollieren.
Während dies in den USA und Australien schon sehr gründlich geschieht,
muss diesbezüglich in Europa noch nachgerüstet werden. Zumal die
untersuchten Arten relativ auffällig und groß sind; es ist gut
anzunehmen, dass viele andere, kleinere Organismen unbemerkt über
diese Route nach Europa gelangen", schließt Reise.

Publikation

Proschwitz, T. von, Reise, H., Schlitt, B. & Breugelmans, K. 2017.
Records of the slugs Ariolimax columbianus (Ariolimacidae) and
Prophysaon foliolatum (Arionidae) imported into Sweden. Folia
Malacologica 25: 267-271.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news689110

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen,

Judith Jördens, 13.02.2018
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AKTION/619: Fastenzeit - Sieben Wochen ohne Plastik (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 14. Februar 2018

BUND-Aktion Plastikfasten: Sieben Wochen ohne Plastik -
Umweltschäden und Ressourcenverschwendung verringern 



Berlin: In Deutschland werden jährlich rund zwölf Millionen Tonnen
Plastik verbraucht. Damit liegt unser Land europaweit an der Spitze
derjenigen, die am meisten Plastikmüll produzieren. Der Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) ruft die Verbraucherinnen
und Verbraucher auf - in der bis Ostersonntag dauernden Fastenzeit -
so weit wie möglich auf Plastik zu verzichten. "Der viel zu hohe
Verbrauch an Plastiktüten, Plastikverpackungen oder Plastikspielzeug
ist leider alltäglich geworden", sagt der BUND-Abfallexperte Rolf
Buschmann. "Von rund zwölf Millionen Tonnen Plastik landen sechs
Millionen Tonnen pro Jahr im Müll. Dies stellt eine enorme
Verschwendung von Ressourcen und eine schwere Umweltbelastung dar.
Seit den neunziger Jahren hat sich die Menge an Plastikmüll
hierzulande verdoppelt. Nicht einmal die Hälfte des anfallenden
Plastikmülls wird recycelt, das meiste wird mit dem Restmüll
verbrannt", kritisiert Buschmann.

Mit Blick auf die zunehmende Verschmutzung der Meere führt Buschmann
aus: "Viele Plastikgegenstände verschmutzen inzwischen Meere und
Strände. Riesige Plastikstrudel, Plastikreste und winzige
Plastikteilchen werden Meerestieren wie Seevögeln, Seehunden, Walen
oder Delfinen zum Verhängnis. Sie strangulieren sich mit
Plastikresten oder verwechseln die Teile mit Nahrung und verhungern
dann, weil ihre Mägen mit Plastik gefüllt sind." Zudem reicherten
sich an den winzigen Plastikteilchen auch Schadstoffe an, die zum
Beispiel über Fisch und andere Meerestiere letztendlich auch auf
unserem Teller landen.

"Verbraucherinnen und Verbraucher können relativ einfach zur
Reduzierung von Plastikmüll beitragen", erläutert Buschmann den
Aufruf zum Plastikfasten. "Ein Anfang ist der Verzicht auf
Plastiktüten. Hiervon werden in Deutschland jährlich 3,6 Milliarden
verwendet. Die einzelne Tüte wird im Schnitt nur 25 Minuten benutzt
und landet dann im Müll." Eine Alternative zu den Plastiktüten sind
mehrfach verwendete Stoffbeutel. "Wir raten Konsumentinnen und
Konsumenten - wenn möglich - zu den Produkten ohne Verpackungen, in
Mehrwegverpackungen aus Glas oder zu Verpackungen aus Papier und
Karton zu greifen. So gibt es beispielsweise den Joghurt auch in
Gläsern, das Wasser in Flaschen und das Müsli in recycelbaren
Papierpackungen. Falls dies nicht möglich ist, sollten die
Verbraucherinnen und Verbraucher die unerwünschten
Plastikverpackungen im Laden zurücklassen. Auf diesem Weg setzen sie
ein deutliches Zeichen dafür, dass die Vermeidung von Plastikmüll vor
allem eine Aufgabe von Handel und Herstellern ist", sagt der
BUND-Abfallexperte.

Weitere Informationen:

Der BUND ruft die an der Aktion Teilnehmenden dazu auf, unter dem
Hashtag #plastikfasten über Twitter, Facebook, Google+, YouTube,
Instagram und Flickr über ihre Erfahrungen zu berichten und Tipps
dazu untereinander auszutauschen.

www.bund.net/chemie/achtung-plastik/plastikfasten/

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 14.02.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440
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ÖKOLOGIE/076: Bienenwölfe nutzen seit 68 Mio. Jahren erfolgreich die gleichen Antibiotika (idw)


Max-Planck-Institut für chemische Ökologie - 13.02.2018

Bienenwölfe nutzen seit 68 Millionen Jahren erfolgreich die
gleichen Antibiotika



Antibiotika werden nicht nur vom Menschen, sondern auch von vielen
Insekten zum natürlichen Schutz gegen Krankheitserreger eingesetzt.
Ein Team von Forschern der Johannes Gutenberg-Universität Mainz und
des Max-Planck-Instituts für chemische Ökologie in Jena hat nun
herausgefunden, dass Bienenwölfe das Problem der Resistenzbildung
gegenüber Krankheitserregern anscheinend nicht kennen. Sie schützen
ihren Nachwuchs mit symbiotischen Bakterien, die einen
Antibiotika-Cocktail aus 45 Substanzen bilden, vor Schimmelpilzen. Die
Vielfalt der Substanzen ist nicht nur weitaus höher als bislang
angenommen, sondern seit dem Ursprung dieser Symbiose vor 68 Millionen
Jahren erstaunlich stabil geblieben.




[image: Foto: © Martin Kalthenpoth / Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU)]

Weiblicher Bienenwolf der Art Philanthus basilaris vor seinem
Nesteingang in Utah/USA. Drei Gattungen dieser Grabwespen kultivieren
symbiotische Streptomyces Bakterien, die den Nachwuchs schützen.

Foto: © Martin Kalthenpoth / Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU)



Die Entdeckung von Penicillin vor etwa 90 Jahren und die
flächendeckende Einführung von Antibiotika zur Bekämpfung infektiöser
Krankheiten hat die Humanmedizin revolutioniert. In den letzten
Jahrzehnten hat jedoch die Anzahl an resistenter und multiresistenter
Keime kontinuierlich zugenommen und stellt die moderne Medizin vor
massive Probleme. Antibiotika werden jedoch nicht nur vom Menschen,
sondern auch von vielen Insekten zum natürlichen Schutz gegen
Krankheitserreger eingesetzt. Ein Team von Forschern der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU) und des Max-Planck-Instituts für
chemische Ökologie in Jena hat nun herausgefunden, dass Bienenwölfe
das Problem der Resistenzbildung gegenüber Krankheitserregern
anscheinend nicht kennen. Sie schützen ihren Nachwuchs mit
symbiotischen Bakterien, die einen Antibiotika-Cocktail aus 45
Substanzen bilden, vor Schimmelpilzen. Die Vielfalt der Substanzen ist
nicht nur weitaus höher als bislang angenommen, sondern seit dem
Ursprung dieser Symbiose vor 68 Millionen Jahren erstaunlich stabil
geblieben (Proceedings of the National Academy of Sciences of the USA,
Februar 2018).




[image: Foto: © Martin Kalthenpoth / Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU)]

Die Fluoreszenz-in-situ-Hybridisierung (FISH) macht die Verteilung
symbiotischer Streptomyces Bakterien im Antennensekret eines
Europäischen Bienenwolf-Weibchens (Philanthus triangulum) sichtbar.


Foto: © Martin Kalthenpoth / Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU)



Bienenwölfe sind solitäre Grabwespen, die für ihre Nachkommen gelähmte
Bienen als Vorräte in unterirdischen Brutzellen anlegen. Nachdem die
Larve aus ihrem Ei geschlüpft ist, frisst sie den Proviant und
überwintert danach in einem selbstgesponnenen Kokon im Boden. Dabei
ist sie durch schnell wachsende Schimmelpilze gefährdet, deren Sporen
im umliegenden Boden lauern. Zu ihrem Schutz haben Bienenwölfe nicht
nur eigene Abwehrmechanismen entwickelt, sondern greifen auch auf das
chemische Arsenal von Mikroorganismen zurück. Ausgewachsene Weibchen
züchten in ihren Antennen Bakterien der Gattung Streptomyces, die sie
ihren Nachkommen mit in die Brutzelle geben. Wenn Larven nun ihren
Kokon spinnen, weben sie diese Streptomyceten mit in die Kokonseide
ein, welche dort wiederum einen Cocktail aus unterschiedlichen
Antibiotika produzieren. Diese schützende Schicht verhindert, dass
Schimmelpilze in den Kokon eindringen und die Larve befallen können.

In der vorliegenden Studie in Proceedings of the National Academy of
Sciences of the United States of America konnten die Mainzer und
Jenaer Wissenschaftler zeigen, dass die Schutzsymbiose zwischen
Bienenwölfen und ihren bakteriellen Partnern nicht nur bereits seit
der Kreidezeit besteht (siehe auch Pressemeldung vom 15. April 2014
"Treue Partner seit der Kreidezeit":
http://www.ice.mpg.de/ext/index.php?id=1085&L=1), sondern dass sich
der antibiotische Erregerschutz seit seiner Entstehung vor etwa 68
Millionen Jahren nicht grundlegend verändert hat. Alle untersuchten
Bienenwolf-Arten nutzten sehr ähnliche Gemische an Antibiotika von nur
zwei Grundstrukturen, Streptochlorin und Piericidin. "Wir hatten
eigentlich erwartet, dass einige Bienenwolfsymbionten im Laufe der
Evolution neue Antibiotika in ihr Arsenal aufgenommen haben, die ihren
Wirten helfen, sich gegen neue oder resistente Schimmelpilze zu
verteidigen" meint Tobias Engl von der Johannes-Gutenberg Universität
in Mainz, der Erstautor der Studie. Die ursprüngliche Zusammensetzung
des Antibiotika-Gemisches war aber wohl so effektiv, dass sich in
allen untersuchten Arten nur wenig daran geändert hat. Dabei war
wahrscheinlich besonders wichtig, dass dieses Gemisch gegen eine
möglichst große Anzahl unterschiedlicher Schimmelpilze wirksam ist, da
keine spezialisierten Krankheitserreger von Bienenwölfen bekannt sind,
die Resistenzen gegen die Antibiotika ausbilden könnten.

Der breite Schutz des Antibiotika-Cocktails gegen eine Vielzahl an
Schimmelpilzen beruht somit wahrscheinlich auf der großen Zahl von
Substanzen, die von den Symbionten produziert werden. Da die meisten
davon auf eine einzige Gruppe von Genen (Gencluster) zurückzuführen
sind, untersuchten die Wissenschaftler auch die molekularen Ursachen
für die große Zahl an Produkten. Sie stellten dabei an mehreren
Schlüsselstellen der Biosynthese fest, dass die Enzyme der
symbiotischen Streptomyceten weniger selektiv arbeiten als die
freilebender Bakterien. Diese Ungenauigkeit führt zum Einbau
unterschiedlicher Ausgangssubstanzen, wodurch eine größere Anzahl an
Produkten gewonnen werden kann. Zusätzlich wird das direkte Endprodukt
der Piericidin-Biosynthese noch auf vielfache Weise modifiziert. Das
Ergebnis ist eine Vielzahl von Antibiotika, die bei verschiedenen
Bienenwolf-Arten in unterschiedlichen Mengen vorkommen. Ein
geographisches Muster in den relativen Mengen der einzelnen
Antibiotika lässt darauf schließen, dass sie bis zu einem gewissen
Grad eine Anpassung an lokale Schimmelpilz-Gemeinschaften erlauben.

Bienenwölfe und ihre Symbionten-produzierten Antibiotika sind dabei
wohl einem anderen Selektionsdruck ausgesetzt als wir Menschen.
Krankheitserreger beim Menschen gewinnen einen enormen Vorteil, wenn
sie gegen gängige Antibiotika resistent werden, und können diesen
Vorteil effektiv nutzen, da sie aufgrund unseres engen Zusammenlebens
von Mensch zu Mensch übertragen werden können. Besonders vorteilhaft
ist dies, sobald sie sich einmal in einem Krankenhaus ausbreiten
können, wo sehr viele und oftmals immun-geschwächte Personen auf engem
Raum zusammen leben. "Bienenwölfe kommen im Gegensatz dazu meist nur
in recht kleinen Populationen vor, die oft ihren Standort wechseln, da
sie auf offene Sandflächen für ihre Nisthöhlen angewiesen sind",
erklärt Martin Kaltenpoth, der in Jena eine
Max-Planck-Forschungsgruppe leitete, bis er 2015 auf einen Lehrstuhl
für Evolutionäre Ökologie an der Universität Mainz berufen wurde.
"Dadurch haben resistente Krankheitserreger kaum eine Möglichkeit,
sich innerhalb und zwischen Populationen auszubreiten." Vielleicht
sind deshalb noch keine resistenten Mikroorganismen bekannt, die sich
auf den Bienenwolf spezialisiert haben. Viel wichtiger scheint für die
Bienenwölfe also zu sein, dass ihre Verteidigung gegen ein möglichst
breites und ständig wechselndes Spektrum an Schimmelpilzen wirksam
ist. Dieser Selektionsdruck war wohl entscheidend dafür, dass sich
sehr früh in der Evolutionsgeschichte der Symbiose ein effektives
Gemisch entwickelt und seitdem kaum verändert hat.

Originalveröffentlichung:

Engl, T., Kroiss, J., Kai, M., Nechitaylo, T., Svatos, A., Kaltenpoth,
M. (2018). Evolutionary stability of antibiotic protection in a
defensive symbiosis. Proceedings of the National Academy of Sciences
of the United States of America, DOI 10.1073/pnas.1719797115

http://www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1719797115

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news689070

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für chemische Ökologie,

Angela Overmeyer, 13.02.2018
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WALD/206: Peru - 200.000 Fußballfelder Wald sind weg (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru

200.000 Fußballfelder Wald sind weg



(Lima, 8. Februar 2018, servindi/poonal) - Nach Schätzungen des
Monitoring-Projekts für das andine Amazonasgebiet MAAP (Proyecto de
Monitoreo de la Amazonía Andina) sind im Jahr 2017 143.425 Hektar Wald
in Peru verschwunden, was in etwa der Größe von 200.000 Fußballfeldern
entspricht. Trotz dieser Größenordnung ist die Abholzung im Vergleich
zum Vorjahr um 13 Prozent gesunken. Die am stärksten betroffenen
Regionen befinden sich im zentralen Amazonas (Ucayali/Huánuco) und im
südlichen Amazonas (Madre de Dios). Die Hauptfaktoren für das
Waldsterben sind der Anbau von Ölpalmen, der Goldabbau sowie die
Vieh- und Landwirtschaft (Mais, Papaya, Kakao, Soja).


Illegaler Handel mit Holz

Ein weiterer entscheidender Faktor für das Verschwinden des Waldes ist
der illegale Handel mit Holz. Der Bericht "Der Moment der Wahrheit:
Chance oder Bedrohung für den peruanischen Amazonas im Kampf gegen den
illegalen Holzhandel" [1] der US-amerikanischen Umweltorganisation EIA
(Environmental Investigation Agency) stellt Fakten über den illegalen
Holzexport zusammen.

Ein großes Problem, so der Bericht von EIA, stellen die staatlichen
Behörden [2] dar, die bestehende Vorschriften abschaffen, mit der die
Verifizierung einer legalen Herkunft des Holzes möglich ist: "Die
Kontrollen am Exporthafen sind drastisch zurückgegangen und die
Regierung hat die Formalitäten, die man für den legalen Transport
benötigt, derartig verändert, dass die Herkunft des Holzes nicht mehr
zurückverfolgt werden kann."


Programme gegen illegalen Handel werden eingestampft

2014/15 gab es das groß angelegte Programm Operación Amazonas, das
unter der Leitung des peruanischen Zolls Kontrollen zur Bekämpfung des
illegalen Holzhandels durchführte. Nach Angaben der staatlichen, aber
eigenständig arbeitenden Waldaufsichtsbehörde Osinfor (Organismo de
Supervisión de los Recursos Forestales), handelte es sich bei 17
Prozent der Holzexporte, die 2015 in Callao, dem größten Hafen von
Peru, kontrolliert wurden, um Holz aus Regionen, die sich auf der
offiziellen Roten Liste befinden. Nur 16 Prozent der Holzexporte
konnten eindeutig als legal eingestuft werden. Mindestens 45
Unternehmen verstießen laut Osinfor im Jahr 2015 durch den illegalen
Export von Holz in 18 Länder gegen das Gesetz. Die Frachter, die
direkt vom Hafen Iquitos im Amazonas ablegen, hatten laut dem
EIA-Bericht im Jahr 2015 durchschnittlich 91 Prozent illegal
abgeholzte Ware geladen.

Nun behaupten die peruanischen Exporteur*innen und die Waldbehörde,
dass die Rückverfolgung des Holzes unmöglich sei. Und sie haben Recht,
da die Anforderungen eines Herkunftsnachweises für das Holz von
staatlicher Seite abgeschafft wurde.

Ein Video über illegale Abholzung: 

https://www.youtube.com/watch?time_continue=4&v=8c9Gbua62ss


Anmerkungen:

[1] https://eia-global.org/reports/elmomentodelaverdad
[2] http://www.servindi.org/actualidad-noticias/20/11/2017/mejora-continua-en-practicas-de-tala-ilegal-en-el-peru


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/200-000-fussballfelder-wald-sind-weg/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
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LAIRE/274: Insektizide - keine eierlegende Wollmilchsau ... (SB)




Unter dem zunehmenden Zwang zur Produktivitätssteigerung ist der
landwirtschaftliche Anbau Deutschlands einem tiefgreifenden Wandel
unterworfen. Er ähnelt mehr und mehr einer Hydrokultur unter freiem
Himmel. Zugespitzt formuliert, liefert der Boden nur noch das
Substrat, in das die Pflanzen ihre Wurzeln versenken können, um
Wasser und Nährstoffe aufzunehmen. Letztere entstehen immer weniger
aus den organischen Anteilen, die der Boden natürlicherseits enthält,
da er von einem aktiven Biom bereitgestellt wird, sondern werden
vorwiegend als Stickstoff künstlich eingebracht. Und das in einem so
großen Ausmaß, daß in Folge dieser regelrechten Überdüngung die
natürliche organische Zersetzung beeinträchtigt wird und schließlich
auf Kunstdünger gar nicht mehr verzichtet werden kann. Jedenfalls
nicht in der konventionellen industriellen Landwirtschaft.

Weitere Merkmale dieser großflächigen "Hydrokultur" namens
Landwirtschaft werden durch die Züchtung gleichförmig wachsender
Getreidearten und das Ausräumen der Landschaft von allen
agrarökonomisch nicht unmittelbar verwertbaren und der
Profitmaximierung im Wege stehenden Einflüssen und Flächen wie
Fließgewässern, die noch nicht begradigt sind, wild wachsenden
Büschen, Bäumen und Hainen sowie von Wildkräutern besetzten
Wegstreifen, etc. bestimmt.

Bestäuber werden für die wichtigsten landwirtschaftlichen
Anbauprodukte - Mais, Weizen und Kartoffeln - nicht gebraucht.
Womöglich wird der Schutz der Fluginsekten deshalb vernachlässigt.
Nun haben Forscher des Entomologischen Vereins Krefeld festgestellt,
daß in den letzten rund 30 Jahren die Zahl der Insekten um über 70,
teils über 80 Prozent abgenommen hat. Darüber berichteten sie im
Oktober 2017 im Wissenschaftsjournal PLOS One [1]. Das ist insofern
noch eine beschönigende Zahl, als daß die Messungen in
Naturschutzgebieten vorgenommen wurden. Auf den Äckern selbst, auf
denen pro Jahr allein in der Bundesrepublik rund 30.000 Tonnen
Chemikalien landen, lebt kaum ein Insekt. Also fallen auch sie über
die Kante. Die Obst- und Gemüseanbauer klagen zwar, denn sie
benötigen die Bestäuber, doch dafür springt dann die ebenfalls
industrialisierte Imkerei mit Zuchtbienen ein, die ihrerseits einen
Druck auf wildlebende Bienenarten ausüben und ihnen die letzten
verbliebenen Wildblüten streitig machen. [2]

Vielleicht ist das einer der Gründe, weswegen man in
Schleswig-Holstein an einem sonnigen, windarmen Nachmittag an einem
großen, knallgelben, in voller Blüte stehenden Rapsfeld vorbeigehen
kann und trotz intensiver Suche darauf kein einziges Insekt
entdeckt. Als hätte es diese Kerbtiere nie gegeben. Als fände das
alles auf einem anderen Planeten statt ...

Tut es auch, nur daß dieser von seinen Bewohnern nach wie vor Erde
genannt wird. Er ist aber nicht mehr der gleiche Planet, wie er vor
dreißig oder fünfzig Jahren um die Sonne kreiste. Die
Hydrokultivierung der Äcker ist weiter vorangeschritten, und die
Insekten verschwinden. Und das nicht etwa nur auf jenem insektenlosen
Rapsfeld in der schleswig-holsteinischen Agrarwüste, sondern in
Gebieten, die in irgendeiner Form unter Naturschutz stehen und somit
gar nicht intensiv bewirtschaftet werden. Doch in deren Nachbarschaft
wird Landwirtschaft betrieben, was einen möglichen Verursacher des
Insektensterbens in den Fokus rückt, nämlich den Einsatz von
Agrarchemikalien. Die tragen meist unaussprechliche Namen wie
Thiamethoxam, Imidacloprid und Clothianidin - alle drei sogenannte
Neonicotinoide - oder Pendimethalin und Prosulfocarb, die zu den
Herbiziden zählen.

Ein Landwirt hat zwar aus ökonomischen Gründen auch das Interesse,
nicht mehr Chemikalien als erforderlich einzusetzen, aber eben
auch nicht weniger. Das heißt, er wird seine Felder mindestens bis an
den Rand heran oder knapp darüber hinaus mit Chemikalien besprühen,
und er wird dies wahrscheinlich prophylaktisch tun, um einem
Schädlingsbefall von vornherein entgegenzuwirken. Ob beim Sprühen
immer windarme Zeiten genutzt werden, wie es vorgeschrieben ist,
steht auf einem anderen Blatt.

Wind, Wetter, Verdunstung und Tiere können die Agrarchemikalien auch
in weiter entfernte Gebiete tragen. Das haben wissenschaftliche
Untersuchungen gezeigt. Jene Neonicotinoide wiederum werden
hauptsächlich prophylaktisch auf die Samen aufgebracht (Beizung) und
wandern nach der Keimung in sämtliche Pflanzenteile. Ein erheblicher
Teil der chemischen Substanz jedoch - je nach den lokalen Bedingungen
bis zu 98,4 Prozent [3] - wird von der Pflanze gar nicht aufgenommen,
sondern verbleibt im Boden und läßt sich noch bis zu drei Jahre nach
der Ausbringung nachweisen. Da Neonicotinoide sehr wasserlöslich
sind, schädigen sie nicht nur in der unmittelbaren Umgebung die
Bodenlebewesen, sondern werden bei Regen weggeschwemmt, gelangen in
Fließgewässer und können dann auf Insekten treffen, die sich in
vermeintlich nicht-exponierten Gebieten aufhalten.

Es ist bekannt, daß Insekten sehr empfindlich auf solche Chemikalien
in der Luft oder auf, bzw. in den Pflanzenbestandteilen reagieren.
Zum Beispiel sind einige der Neonicotinoide für Wild- und Honigbienen
bis zu zehntausendmal giftiger als das aus dem Verkehr gezogene,
berüchtigte DDT (Dichlordiphenyltrichlorethan). Daher stellt sich die
Frage, ob der in einer Reihe von wissenschaftlichen Studien und auch
bei direkten Beobachtungen festgestellte Insektenschwund mit- oder
gar hauptursächlich auf die "gute landwirtschaftliche Praxis", zu der
eben auch der Pestizid- und Herbizideinsatz gezählt wird, zurückgeht.

Die Ergebnisse der teils von der Industrie finanzierten
Untersuchungen zur Toxizität der Neonicotinoide auf Bienen ist zwar
uneinheitlich, doch liegen ausreichend fundierte wissenschaftliche
Studien vor, die die Europäische Union veranlaßt hat, den Gebrauch
dieser weit verbreiteten Agrarchemikalien einzuschränken. Selbst wenn
diese nicht tödlich (letal) sind, konnte ebenfalls in Studien gezeigt
werden, daß auch subletale Effekte Bienen und andere Insekten so sehr
schwächen, daß sie krankheitsanfälliger werden, verkümmern und
vorzeitig verenden.

Konkret können Neonicotinoide bei Bienen Orientierungslosigkeit
auslösen, so daß sie nicht mehr in ihren Stock zurückfinden, und auch
den Schwänzeltanz durcheinanderbringen, so daß eine Biene ihren
Artgenossen im Stock falsche Informationen über Futterquellen
weitergibt. Die Ausbreitung der unter Imkern gefürchteten
Varroa-Milbe kann durch Neonicotinoide noch verstärkt werden. Ein
Befall des Stocks mit der Milbe führt bei den Bienen zur Schwächung der
Immunabwehr - eine Nebenwirkung, die allerdings auch direkt durch
Neonicotinoide ausgelöst werden kann.

Geologen diskutieren noch darüber, ob das gegenwärtige Zeitalter
Anthropozän genannt werden sollte und falls ja, ab wann es eingesetzt
hat. Wissenschaftlich gerechtfertigt wäre die Neubestimmung dann,
wenn es einen Einfluß gibt, der sich geologisch weltweit
niederschlägt und kein vorübergehendes Phänomen ist. Das
Insektensterben - sowohl der Arten als auch der Individuen -, das
wiederum zeitgleich zum generellen Artensterben stattfindet, würde
die Kriterien erfüllen. Zumal der dringende Verdacht besteht, daß der
Insektenschwund für den beobachteten, weitreichenden Rückgang der
Vögel mitverantwortlich ist.

Eigentlich sollte in der Europäischen Union das Vorsorgeprinzip
gelten. Sich darauf berufend könnte man sehr viel strengere Richtlinien
oder sogar Verbote hinsichtlich noch immer zugelassener Pestizide
erlassen, auch wenn bislang nicht bis ins letzte geklärt werden
konnte, wie sehr sie das Insektensterben in Deutschland begünstigen.
Der Anfangsverdacht ist jedenfalls auch und gerade gegenüber 
Neonicotinoiden hinreichend, ein Verbot zu rechtfertigen. 


Fußnoten:

[1] http://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0185809

[2] https://www.weltagrarbericht.de/aktuelles/nachrichten/news/de/32992.html

[3] https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC5420372/pdf/10646_2017_Article_1790.pdf
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STANDPUNKT/983: DNR begrüßt Vorstoß für Vergünstigung des öffentlichen Nahverkehrs (DNR)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband
der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

Berlin, 14. Februar 2018

DNR begrüßt Vorstoß für Vergünstigung des öffentlichen Nahverkehrs
als sozialverträglichen Beitrag zur Verkehrswende

Niebert: "Umweltbelastung in Städten muss durch deutliche
Verkehrsverlagerung reduziert werden"



Berlin, 14.02.2018. Der Umweltdachverband Deutscher Naturschutzring
(DNR) begrüßt die Diskussion um eine Vergünstigung des öffentlichen
Nahverkehrs als sozialverträglichen Beitrag zur Verkehrswende in den
Städten. "Die Debatte um den Diesel und die Förderung der
Elektromobilität greift deutlich zu kurz: Wer glaubt, dem
Verkehrsinfarkt und der dicken Luft allein durch einen Austausch von
Motoren zu entkommen, irrt. Nur ein starker ÖPNV wird das Grundrecht
auf Mobilität sozial gerecht und ökologisch verträglich einlösen
können", sagte DNR-Präsident Kai Niebert.

Berechnungen des DNR zeigen, dass der deutsche ÖPNV im Jahr 12 Mrd.
Euro kostet, wovon rund 6 Mrd. Euro auf Ticketverkäufe entfallen.
Anders ausgedrückt: Für 6 Mrd. Euro pro Jahr wäre der ÖPNV in
Deutschland für die Bürgerinnen und Bürger ohne individuelle Kosten zu
haben. Allein die Abschaffung des Dieselprivilegs bei der
Mineralölsteuer von gut 7 Mrd. Euro würde die aktuellen Einnahmen aus
dem Ticketverkauf voll kompensieren, ohne dass Zusatzkosten entstehen.
Eine Streichung der Entfernungspauschale würde zusätzliche 5 Mrd. Euro
in die Staatskasse spülen und damit den notwendigen Ausbau des
öffentlichen Nahverkehrs befördern.

"Ein Umbau der umweltschädlichen Subventionen für einen kostenlosen
ÖPNV wäre ökologisch sinnvoll und sozial gerecht", so Niebert weiter.
"Denn dann könnte die alleinerziehende Krankenschwester, die keine
Entfernungspauschale geltend machen kann, entlastet werden, während
der SUV-Liebhaber mit Häuschen im Grünen zur Kasse gebeten wird, wenn
er weiter seinen Diesel fahren will." Ein kostenloser oder stark
vergünstigter CO2-neutraler ÖPNV würde so nicht nur der Gesundheit der
Bevölkerung zu Gute kommen und das Klimaziel im Verkehrssektor
voranbringen, sondern auch Mobilität als zentrales Element der
gesellschaftlichen Teilhabe für einkommensschwache Haushalte
ermöglichen.

Eine Offensive für den ÖPNV darf nicht nur den Bestand in den Blick
nehmen, sondern muss auch Investitionen für den Um- und Ausbau bei
gestiegenen Fahrgastzahlen berücksichtigen. Zentral ist, vor dem
Hintergrund der konstant hohen Umweltbelastungen in den Städten die
Subventionen konsequent vom motorisierten Individualverkehr auf
emissionsfreie Verkehrsträger umzuschichten. Dazu Niebert: "Die
Debatte um einen kostenlosen ÖPNV für alle Bürgerinnen und Bürger
zeigt: Eine andere Politik ist möglich. Wir müssen sie nur wollen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.02.2018

Deutscher Naturschutzring

Dachverband der deutschen Natur-, Tier-

und Umweltschutzverbände e.V. (DNR) e.V.

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin-Mitte
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AKTION/217: 40 Tage autofrei - Neue Wege wagen in der Fastenzeit (NABU RP)


NABU Landesverband Rheinland-Pfalz - 14. Januar 2018

Neue Wege wagen in der Fastenzeit

NABU und Kirchen rufen zum Autofasten auf



Mainz - Ab dem heutigen Aschermittwoch laden die Kirchen des
Südwestens und in Luxemburg wieder zum 40-tägigen "Autofasten" ein.
Auch in diesem Jahr ist der NABU Rheinland-Pfalz Teil des Bündnisses
verschiedener Kooperationspartner, das mit der Aktion dazu anregen
möchte, die eigenen Mobilitätsgewohnheiten zu hinterfragen.

Wenn das närrische Treiben im Land verstummt ist, beginnt an
Aschermittwoch die kirchliche Fastenzeit, die 40-tägige Vorbereitung
auf Ostern. Diese Zeit gibt uns bietet uns Möglichkeiten, gewohnte
Verhaltensweisen zu hinterfragen und vielleicht auch aufzubrechen.
Eine dieser Möglichkeiten ist das Autofasten.

Das Auto ist in unserer heutigen Gesellschaft zu einer
Selbstverständlichkeit geworden. Zeit scheint immer knapper zu werden,
das Auto wird dann oft als die bequemere, schnellere Lösung gesehen.
Die Aktion "Autofasten" kann helfen einmal genauer hinzuschauen, ob es
wirklich immer das Auto sein muss oder nicht auch der Weg zur Arbeit
vielleicht sogar entspannter mit dem Zug gefahren werden kann- oder
mit dem Fahrrad. Das könnte dann auch gleich den Weg zum Fitnessstudio
sparen. Es geht nicht darum, das Autofahren generell zu verbieten.
Vielmehr soll das Ausprobieren von Alternativen Spaß machen und zum
Nachdenken bewegen. "Eine günstige Gelegenheit aktiven Umweltschutz zu
betreiben ist es allemal!", so Kerstin Schnücker, Pressesprecherin des
NABU Rheinland-Pfalz.

Der Verkehr ist in Deutschland für ein Fünftel aller
Treibhausgasemissionen verantwortlich. Etwa die Hälfte davon stammt
von PKWs. Die Einsparungen im CO2-Ausstoß durch sparsamere
Technologien werden durch den Zuwachs an Autos überkompensiert. "Wie
oft das eigene Auto stehenbleibt, liegt natürlich bei jedem selbst.
Der NABU setzt sich für eine Mobilitätswende ein, die für den
Klimaschutz unerlässlich ist. Hier sind vor allem Staat und Kommunen
gefordert. Das Autofasten bietet hier aber jedem die Gelegenheit,
selbst aktiv diese Wende mitzugestalten."

Vom 14. Februar bis zum 31. April sind alle herzlich eingeladen an der
Aktion teilzunehmen. Als kleine Hilfestellung für alle Autofasterinnen
und Autofaster bieten die Verkehrverbünde Gratistickets oder
vergünstigte Netzkarten an.




Mehr Informationen finden Sie unter

www.autofasten.de

 * 

Quelle:

NABU Rheinland-Pfalz 05/18, 20.01.2018

Frauenlobstraße 15-19, 55118 Mainz

Telefon: 06131/14039-26, Telefax: 06131/14039-28

E-Mail: Kontakt@NABU-RLP.de

Internet: www.NABU-RLP.de
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AKTIONSTAGE/908: Die Düpenau soll wieder fließen - Hamburg-Osdorf am 24.0218


NABU Landesverband Hamburg - 14. Februar 2018

Die Düpenau soll wieder fließen

NABU sucht Helfer/innen für Bach-Aktionstag an der Düpenau in
Hamburg-Osdorf am 24.02. 2018



Der NABU Hamburg veranstaltet am Samstag, den 24. Februar 2018 in
Kooperation mit dem Bezirksamt Altona einen Bach-Aktionstag an der
Düpenau. Gemeinsam mit freiwilligen Helferinnen und Helfern werden die
NABU-Aktiven dafür sorgen, dass der kleine Bach wieder fließt. "An der
Düpenau wollen wir durch den Einbau von Holz und Kies ein
durchströmtes Niedrigwasserprofil schaffen. Derzeit behindern
Röhrichtpflanzen wie der Rohrkolben, der den Bachquerschnitt an
besonders besonnten Abschnitten komplett zuwächst, den Abfluss. Das
führt dazu, dass der kleine Bach eher einer Abfolge von Stillgewässern
gleicht und bachtypische Lebewesen dort nur schwer überleben können.
Den Rohrkolben werden wir gezielt an einigen Stellen rausziehen, also
aus dem Gewässer entfernen", erklärt Andreas Lampe, Referent für
Gewässerschutz und Projektleiter beim NABU. Anwohner und interessierte
Bürger sind herzlich eingeladen, wieder mitzuhelfen und sich vor Ort
zu informieren.

Die NABU-Gruppe Osdorf-Lurup-Iserbrook setzt sich seit vielen Jahren
für die Renaturierung der Düpenau ein. "An der Düpenau haben wir die
Möglichkeit, wertvolle Lebensräume für seltene Tiere und Pflanzen im
und am Gewässer zu schaffen. Wir freuen uns sehr, wenn wir dabei
Unterstützung von interessierten und tatkräftigen Menschen erhalten",
bemerkt Sabine Dannhof von der NABU-Gruppe Osdorf-Lurup-Iserbrook.
Die Maßnahme wird vom Fachamt Management des öffentlichen Raumes des
Bezirksamtes Altona unterstützt.

Wer am Bach-Aktionstag an der Düpenau mitmachen möchte, meldet sich
bitte unbedingt bis zum 22. Februar 2018, 14 Uhr an. Dabei werden der
genaue Treffpunkt und weitere Informationen bekannt gegeben.

Kontakt:

Fritz Rudolph, NABU Hamburg,

Tel.: 040/697089-37,

rudolph@NABU-Hamburg.de.

Feste Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen. Für Werkzeuge,
Handschuhe, ein Mittagessen sowie Getränke sorgt der NABU.

Eine Übersicht über alle Einsätze gibt es unter

www.NABU-Hamburg.de/wasser in der Rubrik "Termine"


Hintergrund

Nach einer Phase des überwiegend technischen Ausbaus wird seit den
1980er Jahren der naturnahen Entwicklung der Hamburger Gewässern
wieder mehr Beachtung gegeben. Schon mit einfachen Mitteln lässt sich
mehr Natur in Hamburgs Bäche bringen. Der NABU veranstaltet deshalb in
diesem Jahr insgesamt 14 Bach-Aktionstage im gesamten Hamburger
Stadtgebiet, um Hamburgs Bäche wieder naturnah und lebendig zu
gestalten. 

Der Gewässerschutz des NABU Hamburg wird gefördert durch die
Norddeutsche Stiftung für Umwelt und Entwicklung und die Georg &
Jürgen Rickertsen Stiftung.



+++ AKTIV FÜR HAMBURGS STADTNATUR +++ AKTIV FÜR HAMBURGS STADTNATUR
+++

Der Schutz von Pflanzen und Tieren darf nicht an den Grenzen von
Schutzgebieten enden. Unter dem Motto "Aktiv für Hamburgs StadtNatur"
macht sich der NABU Hamburg stark für die vielfältigen Lebensräume der
Stadt. 

Der Eisvogel jagt an renaturierten Bächen, Fledermäuse bewohnen alte
Bunker, Spechte finden Nahrung in abgestorbenen Bäumen, Spatzen und
Mauersegler bauen Nester an Wohn- und Industriegebäude. Verkehrsinseln
werden zu Schmetterlingswiesen, Gartenteiche zu Amphibienbiotopen. Ein
grünes Netz entsteht.

Werden Sie aktiv für Hamburgs StadtNatur. Gartenbesitzer,
Kleingärtner, Hausbesitzer, Unternehmen und Bezirke - alle können
mitmachen. Weitere Infos finden Sie unter
www.NABU-Hamburg.de/stadtnatur und www.facebook.com/nabu.hamburg.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 015/18, 14.02.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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FILM/084: BRAND - Eine Reise im Rheinischen Braunkohlenrevier, Premiere in Düsseldorf am 11.3


Pressemitteilung / Ankündigung - 12. Februar 2018

BRAND-Filmpremiere 

Düsseldorf, 11. März 2018



BRAND

Eine Reise im Rheinischen Braunkohlenrevier


und eine Denkreise zum Kern der ökologischen Krise

Eine Film-Trilogie über Fossiles Wirtschaften, Braunkohle,
Klimapolitik und den Widerstand im Rheinischen Revier

von Susanne Fasbender

in Kooperation mit dem Hambacher Forst Filmkollektiv

Sonntag, den 11. März um 15:30 Uhr

im Theatersaal des Künstlerverein Malkasten

Jacobistr. 6a, 40211 Düsseldorf

Der Eintritt ist frei.

Gezeigt werden mit Pause, Essen und Gespräch:

BRAND I

Vom Eigentum an Land und Wäldern

&

BRAND II

Gegenwart der Dörfer und Bepreisung von Natur

Die Premiere von

BRAND III

Widerstand im reichen Land

ist in Vorbereitung

und wird einige Wochen später in Köln stattfinden

mit anschließendem Podium zu den Inhalten aller drei Filme

Der Ort und die PodiumsteilnehmerInnen werden noch bekannt gegeben.


Programm

15:30 Einlass

16:15 Begrüssung: Melanie Richter

16:30 BRAND I

Vom Eigentum an Land und Wäldern

BRAND (FIRE) I

113 min

18:30 Pause, Essen, Getränke, Gespräch

Pause, Essen, Getränke, Gespräch

19:00 BRAND II

Gegenwart der Dörfer und Bepreisung von Natur

BRAND (FIRE) II

112 min

21:00 Gespräch mit ProtagonistInnen und der Filmemacherin

weitere Informationen:

www.brandfilme.org

isus[at]brandfilme.org

 * 

Quelle:

Pressemitteilung/Ankündigung, 12.02.2018

Susanne Faßbender

www.brandfilme.org
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KINO/5682: Lichtblick-Kino Berlin - Film "Nothing But a Man" + Lesung "Verbotenes Land", 27.02.2018


Special zum Black History Month 2018

Film: Nothing But a Man (Michael Roemer)

Lesung: Verbotenes Land (John Eichler)

Dienstag, 27.2., 20:00 Uhr - Lichtblick-Kino



»Nothing But a Man« ist der erste Film des 1939 im Alter von elf
Jahren mit einem Kindertransport aus Deutschland geflüchteten
Berliners Michael Roemer. Bis heute gilt »Nothing But a Man« als einer
der besten schwarzen Filme aller Zeiten. Erzählt wird die
Liebesgeschichte zwischen der Predigertochter Josie Dawson (Abbey
Lincoln) und dem Arbeiter Duff Anderson (Ivan Dixon) sowie dessen
Kampf um eine würdevolle Behandlung als schwarzer Mann im Alabama der
1960er Jahre. In einer Kritik der Washington Post aus dem Jahr 1993
heißt es: »Nothing but a Man« ist einer der sensibelsten Filme über
schwarzes Leben, der jemals in diesem Land gedreht wurde.

Trotz dieser und weiterer überragender Kritiken seit der ersten
Aufführung 1964 ist Roemers Film berühmter als bekannt; selbst viele
Cineasten haben nie von ihm gehört. Wann er zum letzten Mal in einem
Berliner Kino gezeigt wurde und ob das überhaupt jemals der Fall war,
konnte nicht recherchiert werden.

Michael Roemer, der von sich selbst sagt, dass seine eigene
Sensibilität durch Faschismus, die Flucht aus Deutschland und Brecht
maßgeblich geprägt wurde, feierte in diesem Jahr seinen neunzigsten
Geburtstag und ist noch immer Professor für Amerikanistik und Film an
der Yale School of Art.

Lesung: Verbotenes Land

Vor dem Film liest John Eichler aus seinem Debütroman »Verbotenes
Land«. Das gerade erschienene moderne Drama ist ein schwarzer
deutscher Roman, wahrscheinlich der erste seiner Art, der die Leser
mitnimmt in das Leben von Protagonisten, deren Geschichten und
Perspektiven in der deutschen Literatur neu sind.

Nicht nur diese Parallele besteht zu »Nothing But a Man«. In einem
Handlungsstrang des Romans findet Roemers Film, im Sinne einer
einer Hommage, eine literarisch freie Vertiefung, in der u.a. die
Verantwortung von Vätern thematisiert wird.

»Du bist ein Mann, Michael«, hatte Josie nach der Geburt ihrer Tochter
zu ihm gesagt. Immer, wenn ihr etwas wirklich wichtig war, nannte sie
ihn Michael. Ansonsten war er Mike, und wenn sie mit ihm scherzte
manchmal auch Duff; sein Spitzname aus dem Militär. »Aber du bist auch
ein schwarzer Mann. Und deshalb wird es dir nicht leichtgemacht, ein
Mann zu sein.« Dann hatte sie gelacht. Mike konnte noch immer ihre
weißen Zähne sehen. »Ich hoffe, niemand hat dir versprochen, dass es
einfach wird. Das wird es nämlich nicht ... Aber wir lieben dich,
Michael Anderson.«

John-E. Matip Eichler, Sohn einer deutschen Apothekerin und eines
kamerunischen Arztes, wurde 1969 in Leipzig geboren. Neben dem
Hauptfach Rechtswissenschaften studierte der Volljurist in Leipzig
Philosophie sowie später in Berlin Volkswirtschaft. Mittlerweile lebt
er in Berlin und Douala. Seine Texte erscheinen regelmäßig in der
Huffington Post. Der Debütroman »Verbotenes Land« entstand über einen
Zeitraum von fünfzehn Jahren (2002-2017) und ist als Taschenbuch,
Kindle und Tolino über Amazon sowie nach der Leipziger Buchmesse im
Buchhandel erhältlich.

 * 

Quelle:

Lichtblick Kinobüro

Stattkino Berlin e.V.

Hansi Oostinga

Schliemannstr. 5, 10437 Berlin

Telefon 030 / 44 00 88 43, Fax 030 / 44 00 88 45

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: www.lichtblick-kino.org
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